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Nur Menschen und ein winziger Stern 

Gert Dahlmanns 

"Durch die unendliche Tiefe des Weltraums wandern 
zahllose Sterne, leuchtende Gedanken Gottes, selige In­
strumente, auf denen der Schöpfer spielt. Sie alle sind 
glücklich, denn Gott will die Welt glücklich. Ein einzi­
ger ist unter ihnen, der dieses Los nicht teilt. Auf ihm 
entstanden nur Menschen. Wie kam das? Hat Gott die­
sen Stern vergessen? Oder hat er ihm die höchste Glorie 
verliehen, indem er ihm freistellte, sich aus eigener Kraft 
zur Seligkeit emporzuringen ? Wir wissen es nicht." 

Egon Friedells Einleitungssätze zu seiner grandiosen 
Kulturgeschichte der Neuzeit haben nichts von ihrer 
Faszination und von ihrer tieferen Wahrheit verloren. 
"Auf ihm entstanden nur Menschen". Das ist für mich 
der bewegendste Satz dieser Passage,'nicht nur im Blick 
auf eine lange Menschheitsgeschichte von Höhenflügen 
und Abstürzen, auch angesichts des mörderischen Tuns 
in unseren eigenen Jahren und Tagen. 

Wie sollen wir umgehen mit diesem Stern, den wir bis­
lang gedanken- und bedenkenlos als Gegenstand unse­
rer Nutzung betrachtet haben? Schon der in diesem 
Zusammenhang verwandte Begriff der Um-Welt ist für 
unsere Einstellung verräterisch. Der distanzierend­
verharmlosende Sprachgebrauch verdrängt, daß es sich 
dabei um nichts anderes als unsere Welt selbst handelt -
um den einzigen Leben ermöglichenden Himmelskörper, 
den wir kennen, den einzigen, der uns trägt und auch 
unsere Nachfahren noch tragen soll, für Abertausende 
von Jahren vielleicht. 

Zwar spüren wir, daß der Mensch mit seiner inzwischen 
angenommenen Art zu leben, zu wirtschaften und sich 
zu vermehren, nicht einfach fortfahren kann, ohne die 
Tragfähigkeit des ihm überlassenen Planeten eines na­
hen Tages zu erschöpfen. Doch wir wissen noch lange 
nicht, wie wir uns organisieren müssen auf diesem Erd­
ball, auf dem wir wohl wirklich allein gelassen sind, 
zurückgeworfen auf tins selbst und vor die Aufgabe ge­
stellt, uns aus eigener Kraft emporzuringen. 

Noch ist es damit nicht weit her - mit der Kraft des Den­
kens nicht und schon gar nicht mit der des einvernehm­
lichen, klugen Handeins. Soweit wir uns überhaupt dazu 
aufraffen, für die "Umwelt" etwas zu tun, erschöpft es 
sich in wenigen isolierten Aktionen, die eher auf kurz­
fristig vorzeigbaren und politisch verwertbaren Erfolg 
als auf langfristige, nachhaltige Wirkung ausgerichtet 
sind. 

Bewahren 

Doch das Bewahren der uns von der Schöpfung ge­
schenkten Lebensgrundlagen läßt sich nicht mehr mit 
gelegentlichen Einzelaktionen erreichen. Und wie wir es 
angehen, die Lebensfähigkeit unserer Welt zu erhalten, 
hat nicht nur ökologische Relevanz. Die darauf ver­
wandten Mittel und Methoden bestimmen zugleich die 
künftige Ordnung menschlicher Gesellschaft und die 
Stellung des Individuums in ihr. Ob die Ideale von indi­
vidueller Freiheit und persönlicher Verantwortung, von 
Demokratie und Menschenrechten über die Zeit gerettet 
werden können, dürfte mit davon abhängen, wie wir 
Heutigen uns dieser Welt gegenüber einstellen und wie 
wir uns in ihr einrichten. Es kann, wie Hubert Markl zu 
bedenken gibt, nicht in Frage stehen, daß der Expansi­
on der Menschheit und ihrer Konsumansprüche endli­
che Grenzen gezogen sind. Diese Grenzen schon heute 
in unser vorausschauendes Denken und Handeln einzu­
beziehen, damit sie nicht in ihrer Summe eines Tages 
verheerende Wirkung entfalten, ist nicht nur eine Frage 
unserer sozialen Intelligenz. Es ist der Kern unserer so 
oft beschworenen Verantwortung gegenüber künftigen 
Generationen. 

Wir haben also allen Grund, auf Rahmenbedingungen 
hinzuarbeiten, die global gesehen eine dauerhaft-um­
weltgerechte Entwicklung nicht nur erlauben, sondern 
fördern und, wo nötig, erzwingen. Drei Ziele müssen 
dabei obenan stehen: eine geringe Umweltintensität der 
Produktion von Gütern und Dienstleistungen, weltweit 



adäquate Lebensbedingungen und eine tragfähige Grö­
ße der Weltbevölkerung. 

Den in diesem Band versammelten Beiträgen liegt die 
Hoffnung zugrunde, daß die dazu notwendigen Rahmen­
bedingungen marktwirtschaftliche sein werden. Doch 
niemand darf erwarten, daß sie sich von alleine einstel­
len, erst recht nicht im weiten globalen Rahmen, in dem 
es keine gewachsenen Instanzen dafür gibt. 

Wahrnehmen 

Deshalb wird im folgenden versucht, aus unterschiedli­
chen Perspektiven, wie mit einem Rundblick die Proble­
matik des Schutzes unserer Welt erkennbar zu machen 
und Wege aufzuzeigen, wie er gelingen kann. Dazu ge­
hen die Beiträge den ökologischen Grenzen nach, die 
dem wirtschaftenden Menschen gezogen sind, befragen 
ökologieorientierte Wertesysteme und ihre ökonomi­
schen Implikationen, skizzieren lllilrktorientierte Ant­
worten auf die globale Umwelt- und Bevölkerungspro­
blematik und ziehen Schlußfolgerungen für diekonkre-
te, jetzt in Angriff zu nehmende Politik. ; 

Ob sie begonnen und mit Aussicht auf Erfolg durchge­
halten werden kann, hängt freilich von unserer Fähig­
keit und Bereitschaft zur Wahrnehmung ab. Bislang, so 
scheint mir, verweigern wir uns auf immer weiteren Ge­
bieten den doch unübersehbaren Bildern und Befunden 
einer nicht mehr heilen Welt und suchen uns gegen ihre 
Zumutungen zu immunisieren. Das erklärt auch viele 
unserer Abwehrstrategien gegenüber den mannigfachen 
Refonnnotwendigkeiten im eigenen Land. Doch Zweck­
optimismus, der sich darauf verläßt, es werde schon 
irgendwie gutgehen, löst keines der Probleme. Er läßt 
sie nur noch größer werden. 

Was wir jetzt brauchen, ist die Bereitschaft zu unvor­
eingenommenem Sehen und den realitätsnahen Optimis­
mus derer, die auf dieser Grundlage bereit sind, verant­
wortlich zu handeln, damit die Pessimisten nicht am 
Ende Recht behalten. Produktive Wahrnehmung muß 
also am Anfang aller Einübungen stehen, mit denen wir 
die Welt begreifen und ihren Wandel gestalten wollen. 
Die nachfolgenden Beobachtungen und Überlegungen 
können dazu verhelfen. 
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Welt im Wandel. 
Einführende Überlegungen zu einer neuen Sicht der Dinge 

Klaus W. Lippold 

Was unterscheidet unsere Welt von früheren Welten? 
Wohin entwickelt sich unsere heutige Welt? Wie kann 
weltweiter Wohlstand ohne Zerstörung unserer Lebens­
grundlagen erreicht werden? 

Vergleicht man den um die Jahrhundertwende herrschen­
den Lebensstandard mit dem heutigen, so stellt man ge­
waltige Wohlstandssteigerungen fest. Nur zur Erinne­
rung: Auto, Flugzeug, Telekommunikation, langer J ah­
resurlaub gehörten nicht zu den Selbstverständlichkei­
ten des Alltags. Und wir genießen nicht nur mehr mate­
riellen Wohlstand, wir genießen ihn auch länger als un­
sere Vorfahren. Die Lebenserwartung eines im Jahre 
1900 Geborenen betrug rund 35 Jahre; wer heute gebo­
ren wird, kann damit rechnen, mindestens doppelt so alt 
zu werden. 

Das Wirtschaften, das zu dieser Wohlstandsmehrung 
geführt hat, ist - wie wir wissen - nicht spurlos geblie­
ben. Gerade in den Anfangszeiten der Industrialisierung 
war Umweltschutz kein Thema. Waren es in der dama­
ligen Zeit lediglich die Rauchschäden in der Nähe der 
Industrieanlagen, so sehen wir uns nunmehr weltweiten 
Bedrohungen gegenüber. Abbau der Ozonschicht, ein 
zunehmender Treibhauseffekt, Erwärmung der Welt­
meere: Wie der Mensch wirtschaftet, spiegelt sich in der 
Umwelt wider, die er als Wirtschaftsgut nutzt, und zwar 
auf globaler Ebene. Anders als in der Vergangenheit lei­
den nicht nur einzelne Gegenden, sondern unser gesam­
ter Planet ist bedroht. 

Doch während die Grenzen der Belastbarkeit der Erde 
mehr und mehr sichtbar werden, nehmen die Anforde­
rungen an unsere Erde weiter zu. Mehr Menschen brau­
chen mehr Nahrungsmittel, benötigen also mehr land­
wirtschaftlich nutzbaren Boden. Länder, die bisher leer 
ausgegangen sind, wollen mehr Wohlstand. Aber wie 
können wir einer steigenden Weltbevölkerung zu stei­
gendem Wohlstand - oder zunächst auch nur zur Über­
windung von Hunger und Armut - verhelfen, ohne daß 
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die Umweltbelastungen weiter zunehmen? Welches 
Wohlstandsmodell, welcher Lebensstil können gewähr­
leisten, daß Umweltschäden nicht nur nicht zunehmen, 
sondern gegenüber unserem heutigen Stand abnehmen? 

Anmerkungen zum Sachstand 

Beobachtungen und Meßwerte aus den vergangenen 30 
bis 50 Jahren weisen auf eine für den einzelnen kaum 
wahrnehmbare, aber tiefgreifende und anhaltende Ände­
rung des globalen Klimas hin. Indizien sind der Anstieg 
der Oberflächentemperatur der tropischen Ozeane um 
ca. 0,5 0 C, der Anstieg des Wasserdampfgehalts der 
Troposphäre der Tropen, die Verstärkung des Tempera­
turgefälles zwischen Äquator und den polaren Breiten 
oder die Erhöhung der mittleren Windgeschwindigkeit. 
Die globale Mitteltemperatur liegt heute etwa 0,70 C 
über dem Wert von 1860. Innerhalb desselben Zeitrau­
mes hat die Masse der Inlandsgletscher in den Alpen um 
etwa 50 % abgenommen. 

Über das Ausmaß der künftig zu erwartenden Erwär­
mung der Atmosphäre gibt die Wissenschaft keine ein­
deutige Auskunft: zwischen 1,5 und 4,5 0 C schwanken 
die Prognosen der Erderwärmung in den kommenden 
100 Jahren. Diese Erwärmung wird voraussichtlich mit 
zunehmender Unberechenbarkeit des Klimas einherge­
hen. Nicht zuletzt die Landwirtschaft wird durch diese 
Veränderung von nicht gekannten Problemen betroffen 
sein, da das Pflanzenwachstum durch die Änderungen 
der Niederschläge und die erhöhte UVB-Strahlung so­
wie die veränderte chemische Zusammensetzung der At­
mosphäre und der Böden stark gefährdet wird. Weite 
Gebiete dürften unfruchtbar werden, andere zu 
Schlammwüsten. Die sensiblen Regionen könnten dem 
Umweltdruck nicht standhalten. 

Der Trend zunehmender Erwärmung kann vorerst nicht 
rückgängig gemacht werden. Im Gegenteil: Die Interna­
tionale Energieagentur prognostiziert für den Zeitraum 
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bis zum Jahr 2010 eine Zunahme des weltweiten Pri­
märenergieverbrauchs um rund 40 % und des Ver­
brauchs von Steinkohle um knapp 50 %. Das bedeutet 
einen Anstieg des COrAusstoßes in entsprechender 
Größenordnung. 

Das Ozonloch über der Antarktis gehört zu den gravie­
rendsten Störungen der chemischen Zusammensetzung 
der Erdatmosphäre, die jemals beobachtet wurden. Die­
ses Phänomen hat sich seit seinem ersten Auftreten zu 
Beginn der 70er Jahre in einer quasi zweijährigen Peri­
odizität ständig verstärkt. Die Stratosphäre des Nord­
pols zeigt während des Winters ähnliche Aktivierungs­
prozesse und chemische Störungen wie die des Südpols. 
Aufgrund anderer meteorologischer Bedingungen ist es 
aber bislang nicht zu ähnlich starken Ozonverlusten wie 
über der Antarktis gekommen. In Deutschland ist der 
Ausstieg aus Produktion und Anwendung von 
Hauptverursachern des Ozonlocl:Js, den FCKW, die mit 
20% auch zum Treibhauseffekt beitragen, b~reits 1993 
vollzogen wurden. Europa folgt später. W~ltweit ist der 
Ausstieg für das Jahr 2000 vorgesehen, s~fern Techno­
logie- und Finanztransfer funktionieren. 

Der Schutz der Wälder ist angesichts der fortlaufenden 
Zerstörung dieser Lebensgrundlage des Menschen eine 
vordringliche Aufgabe. Betroffen sind sowohl die tropi­
schen als auch die borealen Wälder. Zu Beginn der 80er 
Jahre sind jährlich etwa 12 Mio. ha Tropenwald ver­
nichtet worden. Bis 1990 stieg dieser Wert auf etwa 17 
Mio. ha an und erreichte damit eine Entwaldungsrate 
von 0,6 bis 0,9 % der Gesamtfläche pro Jahr. Mittler­
weile hat sich der jährliche Verlust auf 20 Mio ha er­
höht. Hiermit ist auch ein unwiederbringlicher Verlust 
von Genressourcen bei Tier- und Pflanzenarten in gi­
gantischem Ausmaß verbunden, da davon auszugehen 
ist, daß etwa 90 % der Tier- und Pflanzenwelt des Fest­
landes in den Tropenwäldern beheimatet ist. Eine wich­
tige Konsequenz der Waldzerstörung ist die Freisetzung 
von CO2, was die weltweite Klimaänderung weiter vor-
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antreibt. Allein in den Tropen werden aufgrund der 
Waldvernichtungjährlich schätzungsweise 4 bis 8 Mrd. 
t CO2 freigesetzt. Das entspricht einem Anteil von 10 
bis 20 % der weltweiten anthropogenen COrEmission. 
Andere Folgen sind auch regionale Klimaänderungen, 
etwa Änderungen der Niederschlagsmengen. Außerdem 
treten gravierende Landschaftsschäden auf, darunter 
Erosion und Versalzung der Böden. In den Tropen sind 
90 % aller Rodungen auf die Ausweitung der landwirt­
schaftlichen Nutzung zurückzuführen. 

Neben den tropischen Wäldern sind gleichfalls die nordi­
schen Wälder betroffen. In den Iqdustrieländern sind 
Waldschäden seit längerem zu beobaChten. Diese werden 
vor allem durch Luftverunreinigungen ~sacht. In der 
Bundesrepublik gilt das Waldsterben seit4eri'80er Jahren 
als eines der zentralen Probleme. Deutschlandwejt wie­
sen insbesondere die Tannen und die Eichen die größten 
Schäden auf. Am stärksten sind die ostdeutschen Wälder 
betroffen (29 % in Schadstufe 2 bis 4). Ähnlich verhält 
es sich auch bei den osteuropäischen Wäldern. 

Wasser ist für viele Lebensprozesse eine notwendige 
Voraussetzung. In Trockengebieten, in denen die Bewäs­
serung von landwirtschaftlich genutzten Flächen immer 
mehr zu Voraussetzung für die Lösung des Ernährungs­
problems wird, ist Trinkwassermangel in der Regel das 
größte Problem. In den Industrieländern, die mit ausrei­
chenden Wasservorkommen ausgestattet sind, ist die 
starke Verschmutzung der Trinkwasservorräte, z. B. 
durch den Eintrag von wasserschädigenden Substanzen 
in den Boden, das Hauptproblem. Die Oberflächenge­
wässer werden insbesondere durch Einleitungen von 
Abwässern belastet. Die landwirtschaftliche Düngung, 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sowie die 
Sickerwässer von Mülldeponien verursachen hier den 
Großteil der Verunreinigungen. Nach Berechnungen der 
WHO leiden 900 Mio. Menschen weltweit an Krank­
heiten, die auf mangelnde Trinkwassergüte zurückzu­
führen sind. 
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Wanderungs ursachen bekämpft werden. Es ist notwen­
dig, für die Menschen in den potentiellen Auswande­
rungsländern sowohl reelle Einkommensmöglichkeiten 
als auch die notwendige Sicherheit in den Heimatlän­
dern zu schaffen. Dazu müssen Bürgerkriege, Vertrei­
bung und Verfolgung einzelner Bevölkerungsgruppen 
(Somalia, Ruanda, ehemaliges Jugoslawien), so weit 
überhaupt möglich, verhindert werden. Ansonsten wird 
es weiterhin zu einem steigenden, kaum zu regulieren­
den Zustrom aus den benachteiligten Gebieten in die In­
dustrieländer kommen. 

Als die zwei Hauptursachen von Migration nennt der 
Bericht der Bevölkerungs- und Entwicklungskonferenz 
(1994) die ökonomische Lage der Betroffenen und das 
Flüchtlingsproblem. Die Suche nach einer guten Be­
schäftigung ist hierbei das wichtigste Motiv für Migra­
tion. Von 1960 bis zur Ölkrise 1973 boomte die Immi­
gration nach West- und Nordeuropa ip. erster Linie aus 
der Türkei, Tunesien, Marokko. In den späten 70ern 
kam es dann im Rahmen der Familienzusammenführung 
zu einer weiteren Einwanderungswelle. Ab 1980 stieg 
europaweit die Anzahl der Asylsuchenden sowie der il­
legal Einwandernden. Derzeit wird der Zustrom der le­
gal Einwandernden deutlich beschränkt, wobei jedoch 
die illegale Einwanderung weiter anhält. Weitere große 
Wanderungen, die ökonomisch motiviert sind, treten je­
doch auch innerhalb von Regionen auf. In erster Linie 
wandern ungelernte Arbeiter aus den Nachbarländern 
zu. 

Der zweite Typ von Migranten sind Flüchtlinge, die auf­
grund politischer Verfolgung, von bewaffneten Konflik­
ten und Bürgerkriegen (so derzeit im ehemaligen Jugo­
slawien, in Srilanka, Ruanda, Somalia, Irak, Haiti, 
Äthiopien, Kurdistan) oder Naturkatastrophen ihre Ur­
sprungsländer verlassen. Ihre Zahl nimmt weltweit zu. 
Hiervon wandern die meisten Flüchtlinge direkt in die 
Nachbarländer und bleiben in der Region, um die Ent­
wicklungen in ihrer Heimat abzuwarten. Weiterhin kehrt 

12 

ein Großteil der Flüchtlinge in ihr Ursprungsland zu­
rück, wenn dies die Bedingungen erlauben. Dies zeigt 
sich derzeit am Beispiel Äthiopiens. 

Zu den gravierenden globalen Problemen gehört nicht 
zuletzt die absehbare erhebliche Verknappung von Bo­
den. Schon heute geht durch Erosion, Desertifikation, 
Kontarninierung und Bebauung immer mehr fruchtba­
res Land verloren. Neben der Welternährung ist auch die 
Lebensraumfunktion für Pflanzen und Tiere mit dem 
Boden eng verknüpft. Ohne ausreichenden Platz können 
Nahrungsmittelproduktion, Wildflora und -fauna nicht 
nebeneinander existieren. 

Die Hauptursache für Übernutzung des Bodens . liegt 
nach allgemeiner Übereinstimmung in der Bevölke­
rungsexplosion. Aufgrund des rapiden Bevölkerungs­
wachstums ist eine Überbenutzung der Bodenressourcen 
abzusehen. Weltweit sind bei etwa 15 % der eisfreien 
Landoberfläche bereits Degradationserscheinungen zu 
erkennen, wobei der Wandel in der traditionellen Nut­
zung fruchtbarer Böden, die sich ausbreitenden Formen 
industrieller Landwirtschaft und die Überbeanspru­
chung marginaler Standorte zu den Hauptursachen ge­
hören. 

Die regionale und globale Überbevölkerung sowie die 
Bodendegradation führen in vielen Ländern, namentlich 
in den Entwicklungsländern, zum Verlust der Lebens­
grundlagen der Menschen. Bereits heute sind viele Staa­
ten nicht mehr in der Lage, ihre Bevölkerung mit Hilfe 
eigener landwirtschaftlicher Produktion zu ernähren. 
Häufig kommt hinzu, daß es sich hierbei gerade um die 
armen Länder handelt, die keine ausreichenden Einkom­
mensalternativen haben, um Nahrungsmittel in ausrei­
chendem Maß hinzuzukaufen. Die Folgen sind: Gefahr 
von Unterversorgung, Urbanisierung, Hungersnöte, Be­
schleunigung der Bodendegradation, internationale Mi­
gration und der daraus resultierende Einwanderungs­
druck auf die Industrieländer. 

WELT IM WANDEL. 

EINFÜHRENDE ÜBERLEGUNGEN ZU EINER NEUEN SICHT DER DINGE 

Mut zu Lösungen 

Die hier lediglich grob skizzierten globalen Probleme 
weisen eine ungebrochene Dynamik zum Schlechten 
auf. Einige der Probleme verstärken sich gegenseitig: 
Mehr Menschen zu ernähren setzt eine noch intensivere 
Nutzung der Böden voraus, was langfristig zu einer 
Minderung der Fruchtbarkeit der Böden führt; mehr 
Menschen mit Energie und mit Industrieprodukten zu 
versorgen führt zu einer gesteigerten Emission von Kli­
mag asen; die Erschließung von Rohstoffreserven wird 
immer aufwendiger und belastet die natürlichen Kreis­
läufe immer mehr. Und nicht zuletzt: Die Veränderun­
gen technischer, wirtschaftlicher, demographischer, öko­
logischer Art beschleunigen sich immer mehr. 

Nichts spricht dafür, daß die Verschlechterung der Lage 
der Erde gewissermaßen aus eigener Kraft zum Still­
stand kommen könnte. Es gibt im einzelnen eine ganze 
Reihe positiver Entwicklungen, etwa die Verringerung 
der Energie- und Materialintensität der Industrieproduk­
tion, wie sie namentlich in Deutschland seit der ersten 
Ölkrise beobachtet werden kann. Doch die Entkoppe­
lung von Produktion und Ressourcenverbrauch wurde 
in der Vergangenheit stets durch eine Ausweitung der 
Produktion wettgemacht. Bedingungen, unter denen die 
Dynamik der Probleme zum Stillstand kommt, müssen 
daher durch geeignete Politik erst geschaffen werden. 
Die Globalisierung der Probleme stellt uns vor, die Her­
ausforderung, globale politische Antworten zu entwer­
fen. Die Lösung des anstehenden "Regierungsproblems" 
ist alles andere als einfach, denn 

- in den Systemen, die regiert werden müssen, nimmt 
die Zahl der Akteure ständig zu - ob in dem Welt­
metropolen, in einzelnen Ländern oder dieser Welt 
insgesamt; 

'- die Anzahl der souveränen Staaten wächst - und da­
mit der Widerstand gegen die Notwendigkeit, auf 
Teile nationaler Souveränität zu verzichten; 
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Wissenstransfer, Migrationsbewegungen, kulturelle 
und wirtschaftliche Interdependenzen verstärken die 
gegenseitigen Abhängigkeiten. 

All dies steigert die Resistenz gegen Veränderungen, 
mindert die Flexibilität, verzögert oder verhindert gar 
Entscheidungen: Von Infrastrukturinvestitionen auf lo­
kaler Ebene bis hin zu einer global ausgerichteten Kli­
mapolitik. 

Antworten auf die oben skizzierten Weltprobleme im 
einzelnen zu prognostizieren ist gewiß unmöglich. 
Schon der Versuch, wenigstens die Erfolgsvoraussetzun­
gen zu benennen, ist äußerst schwierig. Aber einige Ei­
genschaften, die als Voraussetzung zum Erfolg angese­
hen werden müssen, lassen sich skizzieren. Globale Lö­
sungsstrategien erfordern: 

- Die Einschränkung des Grundsatzes der nationalen 
Souveränität, der mit den Realitäten der gegenseiti­
gen Abhängigkeit immer weniger vereinbar ist. Die­
ser Schritt dürfte besonders schwierig sein. Anderer­
seits nehmen Staaten ähnliche politische Einschrän­
kungen schon aus geringfügigeren Gründen hin. So 
gesehen ist es keineswegs utopisch, hier auf die Ko­
operationsbereitschaft der einzelnen Staaten zu setzen. 

Vernetzte, ganzheitliche Lösungen global wie natio­
nal, die isolierte Ressortentscheidungen überwinden 
und erst in einer ressortübergreifenden Form die 
Strukturen haben, um nationale wie Welt-Lösungs­
strategien schaffen zu können. 

- Entwicklung langfristiger Perspektiven, die für 
kurzfristige Entscheidungen Orientierung geben, um 
widersprüchlich kontraproduktive Entscheidungen 
zu vermeiden. 

- Marktwirtschaftliche Wirtschaftssysteme weltweit 
und national; ökologisch orientierte soziale Markt-



KLAUS W. LIPPOLD 

wirtschaft, da nur dadurch die notwendige Lei­
stungsfähigkeit gewährleistet wird, aber auch die 
Anpassungsfähigkeit an globalen Wandel. 

Wirtschaftlich nachhaltiges Wachstum, damit z. B. 
Verteilungskämpfe und Migrationsprobleme ent­
schärft werden können und Umweltschutz über die 
Implementierung nachhaltiger Strategien ohne öko­
nomischen Kollaps erreichbar wird. 

Änderung des Lebensstils der Industrieländer, da­
mit auch für Entwicklungsländer "neue Bilder" ge­
stellt werden; Aufgabe der Doppelmoral in den In­
dustrieländern: Umwelterhaltung ja, aber mehr Kon­
sum, mehr Lohn, mehr Freizeit (dies gilt für alle Par­
teien, gilt für Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände 
und auch für die Kirchen). 

Die Fortsetzung der Abrüstung Ost~est, der Be­
ginn der Abrüstung in Entwicklungsländern ,und 
Schwellenländern. 

Die Notwendigkeit, die globalen umweltpolitischen Pro­
bleme zu lösen, macht die Suche nach globalen Ent­
scheidungsstrukturen unausweichlich. Umweltpolitik 
muß, jedenfalls soweit sie Welt-Umweltfragen betrifft, 
global verankert werden, um weltweit gleichrangig -
nicht prioritär - mit Sicherheits-, Wirtschafts- und Fi­
nanzfragen behandelt zu werden. Die Integration von 
Umweltpolitik in die anderen Bereiche ist sicherzustel­
len. Zu diesem Zweck müssen vernetzte Strukturen ge­
schaffen werden. Nur zum Teil kann auf bereits beste­
hende Strukturen und Institutionen zurückgegriffen wer­
den. So unterhalten die Vereinten Nationen zwar UNEP 
(United Nations Environment Program), doch diese Or~ 
ganisation allein kann weder globale noch regionale 
Umweltprobleme lösen - dafür ist sie nicht geschaffen, 
und sie wäre in ihrer gegenwärtigen Form damit auch 
absolut überfordert. 
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Andere große internationale Organisationen sind als 
Träger globaler Umweltpolitik ebenfalls nicht geeignet. 
Umweltfragen lösen zu wollen, ohne GATT (General 
Agreement on Tariffs and Trade), WTO (World Trade 
Organisation), Weltbank oder IWF (Internationaler 
Währungsfonds) einzubeziehen, bliebe Stückwerk. 
Doch keine dieser Organisationen könnte globale Um­
weltpolitik glaubwürdig verkörpern. 

Nachdem keiner der bestehenden internationalen Orga­
nisationen die Aufgabe anvertraut werden kann, muß 
versucht werden, eine neue Institution ins Leben zu ru­
fen, die darauf zugeschnitten ist, die drängenden globa­
len Probleme anzugehen und dabei nicht zuletzt die In­
terdependenz des Umweltproblems und des Weltbevöl­
kerungsproblems zu beachten. 

Weltsicherheitsrat für Umweltfragen 

Mit diesem Ziel sollte - und zwar in der gleichen Form, 
in der der Sicherheitsrat sich mit globaler Friedenssiche­
rung beschäftigt - Umweltschutzkompetenz und Um­
weltschutzveranwortung als zweites Funktionsfeld beim 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verankert werden. 
Es geht um die Schaffung eines globalen "Umwelt­
schutz-Sicherheitsrates" der Vereinten Nationen. 

- Hauptaufgabe dieses Umweltschutz-Sicherheitsrates 
sollte die Entwicklung und Umsetzung globaler Um­
weltvorsorgestrategien sein. Dabei ist, wie einschlä­
gige Probleme des Weltsicherheitsrates bei der Frie­
denssicherung nahelegen, besonderer Wert auf ein 
hohes Effizenzniveau zu legen. Nur Entscheidungen 
von großer Tragweite sollten einstimmig gefällt wer­
den müssen; ansonsten müßten Mehrheitsentschei­
dungen verbindlich sein. 

Dem Umweltschutz-Sicherheitsrat wäre ein ständi­
ges Umweltschutz-Krisenbewältigungsinstrument an 
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die Hand zu geben, vergleichbar dem "Emergency 
Financing Mechanism", der zur Lösung weltweiter 
Finanzkrisen vorgesehen ist. Damit sollten dringlich 
auftretende Umweltschutzprobleme in regionalen 
Bereichen lösbar gemacht werden. 

Die Institutionalisierung des Umweltschutz-Sicher­
heitsrates macht eine einstimmige Änderung der 
Charta der Vereinten Nationen erforderlich; das ver­
langt aber nicht viel mehr als eine extensive Inter­
pretation des Sicherheits- und Friedensbegriffes: Der 
Zugang zu natürlichen Ressourcen wird schon heute 
zur Frage von Krieg und Frieden (z. B. gerechte 
Verteilung von Wasser oder der Zugang zu Fisch­
gründen). 

- Der Umweltschutz-Sicherheitsrat hätte des weiteren 
die Aufgabe, Umweltorientierung und Umwelthan­
deln über teilweise gegebene Ansätze hinaus in 
GATTIWTO (Umweltdumping), IWFlWeltbank 
(Umweltziele, Umweltverträglichkeitsprüfung), vor­
anzutreiben und zu verankern. Ähnlich wie bei 
GATT / WTO müßten Sanktionsmechanismen bei 
Nichterfüllung von Vorgaben/Zielsetzungen vorgese­
hen werden. 

Der Umweltschutz-Sicherheitsrat ist mit wirksamen 
Kontroll- und Inspektionsinstrumenten auszustatten. 
Desgleichen sind Vorkehrungen zu treffen, die "free­
rider-Verhalten" ausschließen. Free-rider-Verhalten 
ist die korrespondierende Komponente zu Umwelt­
dumping. Wird dieses Problem nicht zufriedenstel­
Iend gelöst, werden Implementierungsstrategien pro­
blematisch. Auch die Akzeptanz der Bevölkerung, 
die sich Umweltschutzzielen verpflichtet, schwindet, 
wenn gesehen wird, daß andere Staaten und Völker­
gemeinschaften selbst keinerlei Anstrengungen 
unternehmen, hingegen durch steigende Umwelt­
belastung die eigenen Erfolge überkompensieren. 
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Internationale Kooperation 

Bis zur Errichtung des Umweltschutz-Sicherheitsrates 
wird es erforderlich sein, die Arbeit an Konventionen 
fortzuführen oder zu entwickeln, um die Ozon-, Klima-, 
Waldschutz-, Bodenschutz- und Meeresproblematik, 
Wüsten- und Steppenbildung nicht eskalieren zu lassen. 
Die hierzu notwendigen Vorgaben müßten zügig konkre- . 
tisiert werden, um in verantwortbaren Zeiträumen Lö­
sungsansätze zu realisieren. UNCED in Rio und die 
Vertragsstaatenkonferenz in Berlin haben erste Grund­
lagen geschaffen. 

Gerade die Arbeiten an der Klimakonvention müssen 
auf allen Ebenen - global, regional und national -
schneller vorangetrieben werden. Dabei haben die 
grundlegenden Empfehlungen der Enquete-Kommission 
"Schutz der Erdatmosphäre" zur Klimaproblematik un­
verändert als adäquate Zielsetzung zu gelten. Bis zum 
Jahr 2005 sollen, bezogen auf das Basisjahr 1987, fol­
gende Ziele erreicht sein: 

Verminderung der COrEmissionen in den wirt­
schafts starken westlichen Industrieländern mit der­
zeit besonders hohen Pro-Kopf-Emissionen um min­
destens 30%, 

- Verminderung der COrEmissionen in der EG um 
insgesamt mindestens 20 bis 25 %, 

Verminderung der COrEmissionen in den Industrie­
ländern - westliche und östliche Industrieländer zu­
sammengefaßt - um mindestens 20 % (wobei ange­
sichts der Umwälzungen auf dem Gebiet des ehema­
ligen Ostblocks Ziele und Prognosen überprüft wer­
den müssen), 

- Begrenzung des Zuwachses der CO2- Emissionen in 
den Entwicklungsländern auf etwa 50 % (was im 
Vergleich zum Status quo eine Verminderung der 
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jährlichen Wachstumsraten der Emissionen bedeu­
tet). 

Diese Reduktionsziele ergeben zusammen bis zum Jahr 
2005 eine Verminderung der C02-Emissionen weltweit 
um mindestens 5%. Dieses vorläufige Reduktionsziel 
mag auf den ersten Blick gering erscheinen, bedeutet je­
doch bei genauerer Bewertung der Gesamtlage eine glo­
bale Herausforderung erheblichen Ausmaßes (dies gilt 
erst recht für die dann folgende Stufe, für die eine welt­
weite Reduktion der Emissionen um 50 % bis 2050 vor­
zusehen ist). 

Schon die Verwirklichung der für die kommenden zehn 
Jahre anzustrebenden Emissionsminderung würde die 
Lösung der Klimaproblematik einen großen Schritt vor­
anbringen. Die Konferenz in Berlin hat die Richtung des 
Lösungsansatzes aufgegriffen, in der Sache selbst je­
doch noch keine konkreten Reduktionsvorgaben und kei­
ne Termininierung und bei Joint Implementation noch 
keine konkrete Vereinbarung erbracht. 

i, 

Trotzdem bleibt der Ansatz, Umweltziele über globale 
Konventionen zu erreichen, richtig. Er ergänzt die Stra­
tegie, globale Lösungen über den Umweltschutzsicher­
heitsrat zu erreichen, und wäre im Fall einer Nichtreali­
sierung dieses Instruments ohnehin die einzige Vorge­
hensweise, die Erfolg verspräche. 

Ohnehin kann die Arbeit eines Umweltsicherheitsrates 
nur dann Erfolg versprechen, wenn es ihm gelingt, su­
pranationale und nationale Institutionen einzubinden. 
Dazu gehört zum einen die Implementierung des Um­
weltschutzziels in die wirtschafts- und finanzpolitischen 
Zielvorstellungen der Bretton-Woods-Institutionen 
GATTIWTO, Weltbank und IWE Geleitet von einem 
"global-regionalwirtschaftlichen" Subsidiaritätsprinzip 
könnten zum anderen Umweltschutzaufgaben globaler 
wie regionaler Art delegiert werden an große regional­
wirtschaftliche Blöcke, darunter insbesondere die Euro-
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päische Union, die nordamerikanische Freihandelszone 
NAFTA, APEC (Asian-Pacific-Economic-Cooperation) 
und die südamerikanische Wirtschaftsgemeinschaft 
MERCO SUR. 

Ein Teil dieser regionalwirtschaftlichen Institutionen, 
vor allem Europäische Union, APEC und NAFTA, hat 
begonnen, Wachstumsstrategien mit Lösungsansätzen 
für Umweltschutz zu verbinden. Sie sind allerdings -
mit Ausnahme der EU - über das Anfangsstadium nicht 
hinausgekommen. Eine Abgleichung, nicht notwendi­
gerweise eine Harmonisierung zwischen allen Beteilig­
ten könnte Impulse geben, einen neuen "Umweltschutz­
schub" hervorrufen und gleichzeitig bei den Problemen, 
die nur global lösbar sind, Vorarbeit und Zuarbeit lei­
sten. Zu diesem Zweck sollte eine Umweltschutz-Clea­
ringstelle zwischen Umweltschutz-Sicherheitsrat und 
den genannten supranationalen Institutionen geschaffen 
werden. Eine weitere multi- und bilaterale Zusammen­
arbeit zwischen Nationen bliebe davon unberührt, sie 
wäre unverändert wünschenswert. 

Alle Beteiligten auf globaler, regionalwirtschaftlicher 
und nationaler Ebene sollten sich auf folgende Punkte 
als gemeinsame Grundlage verständigen: 

Innovations- und Technologiepolitik müssen ihren 
Beitrag zur Problemlösung leisten. Mikroelektronik, 
Mikromechanik, neue Werkstofftechnologien ebenso 
wie Bio- und Gentechnologien und eine Fülle weite­
rer Technologien lassen sich zur Entwicklung um­
weltschonender Verfahren und Produkte ebenso nut­
zen wie zur Bewältigung von Hunger und Armut. 

Technologietransfers und Finanztransfers müssen 
genutzt werden, um der weltweiten Herausforderung 
besser begegnen zu können, insbesondere aber auch, 
um den Nord-Süd-Konflikt zu entschärfen und die 
Entwicklungsländer in die Lage zu versetzen, Um­
weltschutz überhaupt zu leisten. 
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- Die "Global Environment Facility" ist ein begrü­
ßenswerter Ansatz. Sie muß nur entscheidend besser 
ausgestattet werden. 

- "Joint Implementation" muß als Instrument weltweit 
verankert und zügig umgesetzt werden. Kriterien, die 
eine Übervorteilung der Entwicklungsländer durch 
die Industrieländer vermeiden lassen, sind zügig zu 
entwickeln. 

- Als Wirtschaftsprinzip leistungsfähig ist eine "öko­
logisch orientierte soziale Marktwirtschaft" als welt­
wirtschaftliches, regionales und nationales Steue­
rungssystem, das die Integration ökologischer und 
ökonomischer Prozesse ermöglicht. In einer vernetz­
ten Weise beinhaltet es die Flexibilität und Variabili­
tät, die für hochkomplexe Lösungen notwendig ist. 

- Steuerung über marktwirtschaftliche Instrumente 
(z.B. über Preise, Steuern, Zertifikate - sofern die 
Modelle praktikabel werden -, über Selbstverpflich­
tungen und Anreize) ergänzt das Ordnungsrecht. 
Selbst auferlegte Denkverbote zu diesen Instrumen­
tarien, ihrem Mix, sollte es weder bei Parteien noch 
bei gesellschaftlichen Gruppen geben. 

Mitwirkung der gesellschaftlichen Gruppen 

,Der "ökologisch orientierten sozialen Marktwirtschaft" 
entspricht auf der "Mikro-Ebene" ein Unternehmen mit 
umweltorientiertem Unternehmensmanagement und um­
weltorientierter Betriebsführung nach dem Prinzip des 
"integrierten Umweltschutzes". Umweltschutz muß Teil 
der betrieblichen Zielfunktion sein, die sich nicht allein 
auf Gewinnerzielung, Kundenorientierung, Marktanteil­
sicherung konzentrieren darf. Umweltleitlinien gehören 
ebenso hierher wie Öko-Auditierung und die Einbezie­
hung der Mitarbeiter in die Umweltschutzarbeit des Un­
ternehmens. Nach wie vor gibt es Blockade-Denken, das 
überwunden werden muß. 
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Alle Beteiligten müssen akzeptieren, daß Umweltschutz 
Geld kostet und einer Maximierung von Umweltschutz, 
Lohn, Freizeit etc. im globalen Wettbewerb Grenzen ge­
setzt sind. Man kann nicht im Nationalen Umweltkomi­
tee die weltweite Änderung des Lebensstils (im Klartext: 
weniger Konsum) fordern und im gleichen Atemzug die 
Anhebung des nationalen Wohlstands bei gleichzeitiger 
Anhebung des europäischen und des Weltstandards auf 
eben dieses Niveau. Wobei das hier Gesagte ausnahms­
los für alle Parteien und auch für die Kirchen gilt. Um­
weltschutz ernst nehmen statt ihn zum Lippenbekennt­
nis verkommen zu lassen, heißt eben auch Unbequemes 
zu sagen - und zu tun. Die Bewußtseinsänderung in be­
zug auf Umweltschutz ist allerdings auch bei uns nicht 
so weit fortgeschritten, wie es in manchen Reden den 
Anschein hat. 

Fazit 

Die globalen Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
können - vermutlich - gemeistert werden. Sicher ist der 
Erfolg freilich nicht. Zu seinen Voraussetzungen gehört 
unter anderem ein Maß an internationalem Konsens, das 
ohne Beispiel ist, sowie grundlegendes Umdenken auf 
allen Ebenen. Vom einzelnen ist die Bereitschaft gefor­
dert, seinen Lebensstil an die ökologischen Notwendig­
keiten anzupassen, von den Nationalstaaten die Bereit­
schaft, zugunsten supranationaler Institutionen auf Sou­
veränitätsrechte zu verzichten. 

Gefordert ist nicht mehr und nicht weniger als die Aus­
weitung der globalen Entscheidungsstrukturen zugun­
sten des Umweltschutzes: Einrichtung eines Umwelt­
schutz-Sicherheitsrates der Vereinten Nationen analog 
zum Weltsicherheitsrat, Verankerung des Umweltschut­
zes im politischen Zielkatalog von GATT, Währungs­
fond und Weltbank, ökologische Neuorientierung der 
großen Wirtschafts blöcke. Nimmt man die großen Um­
weltkonferenzen der letzten Jahre - Rio, Kairo, Berlin­
und die dort angestoßenen Änderungsprozesse zum Maß 
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für die Trägheit der politischen Systeme, die es zu än­
dern gilt, dann erweist sich dieser Aufgabenkatalog als 
Projekt mit immensem Zeitbedarf. Um in einem vertret­
baren Zeitrahmen zu substantiellen Ergebnissen zu 
kommen, ist die Arbeit an den Umweltschutzkonventio­
nenjetzt zu beschleunigen und um weitere Problemfel­
der zu ergänzen, muß eine umweltschutzorientierte Zu­
sammenarbeit zwischen den Wirtschaftsblöcken mög­
lichst zielstrebig herbeigeführt werden, muß jetzt über 
bevölkerungspolitische Strategien und über Institutionen 
mit supranationaler Souveränität nachgedacht werden. 

Erschwert wird die Verwirklichung dieser Schritte durch 
das Phänomen, daß es den einzelnen Staaten in der Re-

.. 
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gel nichts bringt, eine Vorreiterrolle zu übernehmen: Ein 
Land, das ohne vergleichbare Politik der anderen bei­
spielsweise seine COrEmission reduziert, kann damit 
dem Erdklima wenig helfen, wird sich aber massive Pro­
bleme wirtschaftlicher Art einhandeln. Globaler Um­
weltschutz setzt daher ein Klima des Vertrauens in die 
Bereitschaft anderer Staaten voraus, mitzumachen. Die 
notwendigen vertrauensbildenden Maßnahmen werden 
wohl nicht zuletzt von den westlichen Industriestaaten 
erbracht werden müssen. Die Bundesrepublik Deutsch­
land sollte ihren Beitrag hierzu leisten und eine Politik 
verfolgen, die Umweltschutz beispielhaft vorführt und 
begründet, daß sie vergleichbare Anforderungen an an­
dere Staaten und Staatengemeinschaften stellt. 

Ökologische Grenzen 
tür den wirtschaftenden Menschen 

Hubert Markl 

Der Mensch hat sich in seiner mehr als eine Million Jah­
re währenden Kulturgeschichte auf der biologischen 
Grundlage seiner von hochentwickelten Tierprimaten 
ererbten Verhaltensdispositionen zu radikal verschiede­
nen Beziehungen zu seiner Umwelt befähigt erwiesen. 
Während des allerlängsten Teils - mehr als 99 %! - die­
ser Entwicklungszeit hat er als Sammler und Jäger zwar 
niederer, aber bei verfügbarer Steinzeit-Technologie zur 
Nutzung natürlicher Ressourcen die Tragekapazität der 
Umwelt für solche Steinzeitkulturmenschen sehr rasch 
vollauf ausfüllender Populationsdichte über viel Zehn­
tausende von Generationen hinweg eine Beschränkung 
von Populations größe und Populationswachstum betrie­
ben. Das heißt, er hat sich in die ihm natürlich gesetzten 
Grenzen des Bevölkerungswachstums gefügt - nicht 
etwa durch Naturzwang, durch Feinde, Hunger, Krank­
heiten - die positive checks des Thomas Malthus - nie­
dergehalten, sondern nach allem, was wir darüber wis­
sen, aus Einsicht in ökonomisch-ökologische Zusam­
menhänge und mit kulturell geschaffenen Methoden ei­
ner Selbstkontrolle seines Reproduktionsverhaltens -
von Geschlechtsverkehrstabus und reproduktionshem­
menden Stillgewohnheiten bis zu Abtreibung und Kinds­
tötung. Denn was menschliche Kultur bewirkt muß ja 
weder angenehmer noch moralisch-humaner sein als die 
Zwangsmittel der Natur, wie wir nur zu gut wissen. 
Aber durch seine Fähigkeit zur Kultur hat der Mensch 
offenbar schon vor Hunderttausenden von Jahren seine 
Lebensangelegenheiten selbstbestimmt und selbstverant­
wortlich buchstäblich in eigene Hände genommen, was 
nichts anderes bedeutet, als daß er seine Lebensumstän­
de eigenhändig manipulierte: denn jede Kultur ist immer 
zugleich menschliche Manipulation der Natur - und sei 
es seiner eigenen! 

Dies scheint mir von herausragender Bedeutung, weil 
gerade die gewaltige Vermehrung der Menschheit wäh­
rend der letzten wenigen hundert Generationen oftmals 
so dargestellt wird, als tobe sich hierbei eben der gene­
tisch programmierte Naturtrieb ungehemmter Fortpflan-
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zung aus - fast genauso wie in einer Bakterienkolonie 
in einer Agar-Nährbrühe. Das Beispiel des gänzlich an­
deren menschlichen Vermehrungsverhaltens in der Stein­
zeit zeigt jedoch, daß auf der gleichen Grundlage natür­
licher reproduktiver Antriebe Menschenkulturen ganz 
unterschiedliche Bevölkerungsentwicklungen zustande 
bringen können. Es zeigt auch, daß nicht etwa unzurei­
chende technisch-medizinische Kenntnisse und Fertig­
keiten die Menschheitsvermehrung bis in unsere Tage 
außer Rand und Band geraten ließen, sondern daß der 
Mensch schon auf allereinfachstem Kulturniveau sehr 
wohl imstande war, seine Vermehrungsrate zu drosseln. 

Daraus folgt jedoch, daß der Wegfall dieser Selbstbe­
schränkung und die sittliche Ermutigung, wenn nicht gar 
Verpflichtung zu hoher, ja sogar maximal möglicher 
Vermehrung kein Ausbrechen des natürlichen Triebwe­
sens des Menschen sein kann, sondern eine ebenfalls 
durchaus logisch verständliche, aber eben ganz anders­
artige kulturbedingte Strategie des Menschen im Um­
gang mit seinen Lebensmöglichkeiten. Es waren seine 
Hoffnungen und Ängste, Wertvorstellungen und Hand­
lungsziele, die ihn - im Besitz der neuen Produktions­
möglichkeiten durch Landbewirtschaftung und Tierhal­
tung und ausgestattet mit immer wirkungsvolleren 
Kenntnissen und Fähigkeiten zu ihrer Nutzung - zu ei­
nem anderen Menschen machten, der seine Lebensziele 
eben dadurch am wirkungsvollsten fördern zu können 
glaubte und ja auch tatsächlich höchst erfolgreich för­
derte, daß er seiner Bevölkerungsvermehrung die Zügel 
schießen ließ. 

Gewiß, solange die Mortalität unter den veränderten 
seßhaften Lebensbedingungen recht hoch war, konnte 
selbst die doppelte oder dreifache Natalität gegenüber 
jener der Sammler und Jäger die Menschheitsbevölke­
rung nur relativ langsam anwachsen lassen. Mit den 
Auswirkungen von verbesserter medizinischer Fürsor­
ge, Hygiene, Impfungen und Antibiotikatherapien gegen 
Infektionskrankheiten in den letzten zwei bis drei Gene-
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rationen hat sich das Bevölkerungswachstum dann dra­
stisch überexponentiell beschleunigt. Aber es ist wich­
tig zu erkennen, daß die Menschheit nicht etwa bis zu 
den Zeiten der wissenschaftlich-technischen Revolution 
der Neuzeit in einem Gleichgewichtsverhältnis mit ih­
ren natürlichen Lebensbedingungen gelebt hat, wie man­
che Freunde traditioneller nicht-chemischer, nicht-indu­
strieller Landwirtschaft dies gerne hinstellen, sondern 
daß die annähernd exponentielle Vermehrung der Men­
schen seit Beginn des Neolithikums unablässig voran­
schritt und - wie bei jeder Exponentialfunktion - auf 
absehbare Zeit dazu geführt hätte, daß die heutige Be­
völkerungsgröße erreicht und mit immer größerer Be­
schleunigung überschritten worden wäre, solange sich 
die leitenden Vorstellungen über das "richtige" Verhal­
ten und dessen Folgen für das Vermehrungsverhalten 
nicht geändert hätten. 

Was die moderne Hygiene und Medizinte,.chnik im letz­
ten Jahrhundert bewirkten, war also nur die nochmali­
ge, finale Beschleunigung einer sich ohnehin unaufhalt­
sam ereignenden Entwicklung. Sie hat uns sozusagen 
um einige wenige Generationen eher mit der Tatsache 
konfrontiert, daß in einem endlichen, begrenzten System 
wie der Biosphäre ein exponentieller Entwicklungspro­
zeß nicht immerzu weitergehen kann, daß er vielmehr 
an systemgegebene Grenzen stoßen muß und daß der 
dadurch aufgenötigte Übergang notwendigerweise eine 
weitreichende, tiefgründige Veränderung der Lebensver­
hältnisse gegenüber dem vorher seit vielen Generatio­
nen Gewohnten mit sich bringen muß. 

Im folgenden will ich zunächst die sozusagen biologi­
sche Realität der gegenwärtigen Lage der Menschheit 
und der sich daraus für die natürliche Umwelt ergeben­
den Folgen knapp mit den vielen weitgehend vertrauten 
Meßgrößen und kausalen Zusammenhängen kennzeich­
nen und dann einige klar absehbare Konsequenzen für 
die künftige Entwicklung der gemeinsam von Mensch 
und Natur bestimmten Anthropo-Biosphäre beschrei-
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ben. Daraus werden sich Folgerungen für unser Han­
deln ergeben, die man plakativ verkürzt so zusammen­
fassen kann, daß wir das "neolithische Weltmodell" auf­
geben und anstelle dessen ein anderes, das eines dyna­
mischen Gleichgewichtszustandes zwischen Mensch 
und Natur, zur Zielvorstellung nehmen müssen, eines 
Gleichgewichtszustandes, der - auf anderem Kulturni­
veau, bei tausendfach höherer Bevölkerungsdichte und 
daher auch mit gänzlich anderen Mitteln - funktional 
doch wieder dem entspricht, den unsere Steinzeitvorfah­
ren bereits einmal erreicht hatten. 

Wie also ist die Lage? Aus biologischer Sicht ist dabei 
keine Kenngröße wichtiger als die Populationsgröße und 
ihre Vermehrungsrate. Die historischen Daten seien kurz 
rekapituliert: 

• 10 Millionen vor 10.000 Jahren 
• 50 Millionen vor 3.500 Jahren am Ende des 

Neolithikums und Übergangs zur Metallzeit 
• 250 Millionen zur Zeitenwende 
• 500 Millionen 1650 
• 1 Milliarde 1850 
• 2 Milliarden 1930 
• 4 Milliarden 1980 
• 5 Milliarden 1990 

6 Milliarden werden sicher bald erreicht, so daß die Zeit 
bis zur nächsten zusätzlichen Milliarde im Lauf der letz­
ten kaum mehr als 200 Jahre von 80 Jahren auf weniger 
als 10 Jahre geschrumpft ist. Eine Milliarde mehr in 10 
Jahren: so viel zählte 1850 noch die ganze Menschheit! 
Die Verdoppelungszeiten fielen seit Christi Geburt von 
1650 über 200 und 80 auf 50 Jahre; zur Zeit wird die 
nächste Verdoppelung auf 8 Milliarden etwa nach 35 
Jahren seit 1980, also bis zum Jahr 2015 erwartet, hof­
fentlich allerdings 5 bis 10 Jahre später, da die jährliche 
Zuwachsrate von noch knapp über 2 % im Jahre 1980 
inzwischen schon unter 1,9 % gefallen sein dürfte, ob­
wohl der jüngst im UN-Weltbevölkerungsbericht ge-
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nannte Abfall der Zuwachsrate auf nahezu 1,5 % pro 
Jahr - Verdoppelungszeit 45 bis 50 Jahre - nicht ganz 
glaubhaft hoffnungsvoll erscheint. Der World Bank De­
velopment Report 1992 erwartete um 2030 neun, um 
2050 zehn bis 12,5 Milliarden Menschen. Allein im 20. 
Jahrhundert leben annähernd 10 % aller Menschen, die 
in der letzten Million Jahre insgesamt auf der Erde exi­
stiert haben dürften. Jährlich kommen bald mehr als 100 
Millionen Menschen neu hinzu, alle 3 Jahre also fast 
. eine komplette Europäische Union mit ihren jetzt 15 
Mitgliedsstaaten. 

Allerdings zeichnete es sich in den letzten Jahrzehnten 
bereits deutlich ab, daß die Populationsentwicklung des 
Menschen immer mehr der von Pierre Fran~ois Verhulst 
schon 1838 beschriebenen logistischen Wachstumsglei­
chung entspricht: 

dN/dt = r • N· (K-N)/K 

Das heißt, daß das Bevölkerungswachstum nicht nur 
dem erreichten Bestand N und dem Zuwachsparameter 
r, sondern noch einem weiteren Faktor (K-N)/K propor­
tional ist,der bei kleinem N fast gleich 1 ist (=exponen­
tielle Wachstums gleichung) und mit Annäherung an die 
für die Umwelt maximal tragbare Populationsgröße K 
(="Tragekapazität") gegen Null geht, sodaß der Zu­
wachs für N=K endet, nicht weil die Art ihre Vermeh­
rungsfähigkeit verloren hätte, sondern weil der Gegen­
druck der Begrenzungsfaktoren genau dem Expansions­
druck der Art die Waage hält. Diese Tragekapazität K 
ist - anders als manchmal hingestellt - keine naturgege­
bene Größe. Sie ist vielmehr abhängig von unseren kul­
turellen - wissenschaftlich-technischen und ökonomi­
schen - Fähigkeiten zur Ausbeutung und Nutzung na­
türlicher Ressourcen. Für frühe Steinzeitkulturzeiten be­
trug sie kaum mehr als 10 Millionen Menschen welt­
weit; heute annähernd 6 Milliarden. Zerstören wir bei 
ihrer Nutzung allerdings nachhaltig unsere natürlichen 
Lebensgrundlagen, so kann sie auch wieder drastisch 
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sinken. Vergessen wir nicht: "Nachhaltigkeit" ist aus 
sich heraus noch lange kein menschenfreundlicher Be­
griff; wir sollten die Biosphäre so bewirtschaften, daß 
sie nachhaltig menschenwürdiges Dasein für alle Men­
schen gewährleisten kann. Aber wir können sie - wenn 
wir dieses Ziel verfehlen - auch nachhaltig und für sehr 
lange Zeit zerstören! 

Würde die menschliche Bevölkerungsentwicklung übri­
gens weiter der jetzt absehbaren Verhulst-Dynamik fol­
gen, so erreichte sie erst etwa im Jahr 2200 bei 24 Mil­
liarden Menschen ihren Stabilwert (übrigens bei annä­
hernd gleichbleibender Population in allen anderen Ge­
bieten fast ganz durch die Bevölkerung Asiens und Afri­
kas mit je ca. 10 Milliarden Menschen bestimmt). Dazu 
wird es jedoch mit ziemlicher Sicherheit nicht kommen, 
erstens weil die Tragekapazität K in diesen beiden Kon­
tinenten durch Umweltzerstörung, Hunger und Krank­
heiten bei solcher Übervölkerung mit Sicherheit sinken 
würde (indem also die Mortalität ansteigt) und zweitens, 
weil mit Sicherheit anzunehmen ist, daß kulturbedingte 
Faktoren - also solche, die der eigenen Entscheidung des 
Menschen unterliegen - die Natalität lange vorher unter 
die bisherigen Werte drücken werden. Der aus bisheri­
gen Populationsdaten abgeschätzte Verlauf der logisti­
schen Wachstumskurve wird daher nach übereinstim­
menden Einschätzungen der Fachleute künftig deutlich 
unterschritten werden, weil der Mensch eben ein sein 
Verhalten nach eigenen Maßstäben gestaltendes Kultur­
wesen und keine vatikanisch-darwinische Reprodukti­
onsmaschine ist. Keine Vorausschätzung rechnet ernst­
haft damit, daß die Weltbevölkerung über 15 Milliarden 
ansteigen wird - immerhin wird sie dann aber immer 
noch fast dreimal so groß sein wie heute. 

Selbstverständlich gehen in dieser globalen Betrachtung 
ebenfalls kulturbedingte regionale und nationale Unter­
schiede unter. Die demographische Ungleichzeitigkeit 
führt dazu, daß etwa ein Viertel der Menschheit, die so­
genannten hochentwickelten und hoch wohlhabenden 
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wissenschaftlich-technischen Industriezivilisationen, 
den demographischen Übergang von hoher Natalität und 
Mortalität über hohe Natalität und niedere Mortalität 
bis zu niederer Natalität und Mortalität, der bei uns 
etwa 200 Jahre gedauert hat, bei anderen Völkern - z.B. 
Ostasiens - aber auch in zwei bis drei Generationen ge­
schafft werden konnte, bereits hinter sich haben, wäh­
rend drei Viertel, also mehr als 4 Milliarden Menschen 
ihn in den nächsten 100 Jahren noch bewältigen müs­
sen. 

Um aber gleich einer irrigen Einschätzung entgegenzu­
treten: die niedere Geburtenrate der hochentwickelten 
Länder kann einen weiter anhaltenden Zuwachs der un­
terentwickelten Völker mit Sicherheit nicht ausgleichen. 
Selbst wenn Europa, Nordamerika und Australien der 
legalen und illegalen Einwanderung aus den human re­
sources rich countries in einem für sie gerade noch er­
träglichen Ausmaß nachgeben würden ... was sie mit Si­
cherheit aus sozialen und politischen Gründen nicht tun 
werden - und die exorbitante Zuwandererzahl vbn 10 
Millionen Menschen im Jahr aufnehmen würden, wäre 
diese Entlastung in den Entwicklungsländern bereits 
nach ca. 5 Wochen ausgeglichen! Zwar wird gelegent­
lich vorgebracht, Europa habe schließlich fast 1.000 
Jahre lang seinen Bevölkerungsüberschuß in alle Konti­
nente exportiert und dadurch seinen Relativanteil an der 
Menschheitsbevölkerung von 1650 bis 1900 annähernd 
verdoppelt. Seit 1600 bis heute hat sich die aus Europa 
stammende Bevölkerung in Europa verzehnfacht, insge­
samt in der Welt aber verzwanzigfacht. Allein von 1820 
bis 1930 wanderten über 50 Millionen Europäer in das 
überseeische "Neo-Europa" aus. Wäre es da, so dies 
Argument, nicht nur fair, wenn Europa (und jenes "N eo­
Europa" in Amerika, Australien, Südafrika etc.) jetzt 
seinerseits den Bevölkerungsüberschuß der Entwick­
lungsländer aufnähme? Fair oder nicht: schon jene 50 
Millionen Auswanderer von 11 0 Jahren wären heute 
durch den Überschuß eines halben Jahres aus der Drit­
ten Welt ausgeglichen! Schon heute sind an die 100 Mil-
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lionen Menschen weltweit - immer mehr als Umwelt­
flüchtlinge, denn auch die meisten Kriege sind ja Kriege 
um Ressourcen und zerstören lebensnotwendige Umwelt 
- auf grenzüberschreitender Flucht, und eine annähernd 
gleich große Schar läßt wiederum vorwiegend in den 
Entwicklungsländern durch Binnenwanderung deren 
Städte bis zum Bersten schwellen. 

Aber das tatsächliche "Umweltfluchtpotential" der 
Menschheit wird nach Zahlen der FAO und des UN­
Weltbevölkerungsberichts bereits auf 0,5 bis 1 Milliar­
de Menschen geschätzt, da bereits heute auf etwa 50 % 
der bewohnten Landfläche die dort lebende Bevölkerung 
kaum oder nicht ausreichend ernährt werden kann, also 
des laufenden Nahrungsimports bedarf. Auf diesen Ge­
bieten leben aber ca. 2 Milliarden Menschen, fast dop­
pelt so viele, wie dort ausreichend selbst versorgbar 
wären. Es ist also gänzlich aussichtslos zu meinen, daß 
die - ohnehin unvermeidlichen und mit enormen Proble­
men für alle Beteiligten verbundenen - weltweiten Wan­
derbewegungen das Übervölkerungsproblem auch nur 
annähernd mindern oder gar beseitigen könnten. 

Allerdings ist es - gerade aus Fairneßgründen - ebenso 
notwendig, bei allen Betrachtungen der Tragekapazität 
der globalen Biosphäre für Menschen nicht nur bei 
Kopfzählungen stehen zu bleiben. Bei Tierprimaten, von 
denen im großen und ganzen jedes Individuum einen 
ähnlichen Anteil an den lebensnotwendigen Ressourcen 
verbraucht, möchte das ausreichen. Nicht so beim Kul­
turprimaten Mensch. Nicht nur, daß er lebt und in wel­
cher Anzahl er lebt bestimmt seine Umweltwirkungen, 
sondern vor allem wie er lebt und wieviele Ressourcen 
er dabei verbraucht. Aus Gründen der Vergleichbarkeit 
und auch aus anderen Gründen, auf die noch zurückzu­
kommen ist, ist der Energieverbrauch pro Kopf dafür 
ein in erster Annäherung brauchbares Maß. Unter gün­
stigen Klimabedingungen benötigt der Mensch etwa 
10.000 Kilojoule Nahrungsenergie pro Tag, wenn es 
hoch kommt bei großer Kälte und harter Arbeit das 
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Zwei- bis Dreifache davon. Essen wir wie die Drescher, 
aber dreschen wir nicht, so speichern wir Fett, bis wir 
leichter rollen als laufen. Durch die Atmung, die uns aus 
gebundener Nahrungsenergie mechanische Arbeitslei­
stung ermöglicht, geben wir übrigens dabeipro Nase im 
Jahr einige Hundert Kilogramm CO2 ab; bei fast 6 Mil­
liarden Menschen summiert sich dies schon auf etwa 1 
Milliarde Tonnen primärer anthropogener COTAbgabe 
- allerdings nur etwa 5 % dessen, was die Menschheit 
derzeit jährlich an zusätzlichem anthropogenen CO2 -

aus fossilem Kohlenstoff - in die Atmosphäre bläst (was 
uns sofort lehren sollte, nichts, aber auch gar nichts für 
belanglos zu halten, was Menschen mit 109 bis 1010 

multipliziert tun!). 

Diese 10.000 KilojoulelTag sind sozusagen die rein ani­
malische Energiebedarfsbasis. Schon unter allereinfach­
sten Wildbeuterbedingungen verbraucht der Mensch je­
doch fast das Zehnfache davon - vor allem zum Feuer­
rnachen. Der Sprung vom Natur-Tier zum Kultur-Men­
schen ist also - was immer sonst noch damit verbunden 
ist - auch ein Energiebedarfssprung von 1: 10! Lebt der 
Mensch dann auf einfachster Stufe der Landbewirt­
schaftung, wird daraus schon 1 :25. Hochtechnische 
Agrikultur erfordert nochmals das Zehnfache, also 
1:250. Und in der industriellen Hochleistungs-, Hoch­
konsum- und Hochverschwendungszivilisation verdop­
pelt bis verzehnfacht sich der Energieaufwand noch ein­
mal auf das 500- bis 2500fache des reinen Naturbe­
darfs. Nur auf zusätzlichen CO2-Ausstoß bezogen (ohne 
Energie aus Wasserkraft, Kernkraftwerken etc.) werden 
dadurch aus 1 Milliarde schon 20 Milliarden Tonnen 
CO2 pro Jahr, die bereits einen ca. 25%igen Anstieg der 
COTKonzentration der Atmosphäre gegenüber dem Pe­
gel vor noch wenigen hundert Jahren bewirkt haben. 

Was nun die Fairneß betrifft, so muß noch einmal her­
vorgehoben werden, daß etwa ein Viertel der Mensch­
heit - also unsereiner - pro Kopf etwa 10 bis 20 mal so 
viel Energie verbraucht wie die übrigen drei Viertel. Das 
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hat zur Folge, daß, grob betrachtet, hinsichtlich der Be­
lastung der Tragekapazität ein Europäer oder Amerika­
ner etwa 10 bis 20 mal so viel zählt oder wiegt wie ein 
Bangladeshi oder ein Ruander. Man kann dies auch so 
ausdrücken, daß - in Verbrauchsäquivalenten - heute 
nicht 4,5 + 1,5 Milliarden Menschen die Erde bevöl­
kern, sondern 4,5 + 10 bis 20 mal 1,5, also in Summa 
fast 20 bis 35 Milliarden Einheiten. Der hochentwickelte 
Teil der Weltbevölkerung hat also wenig Grund, dem 
weniger entwickelten hemmungslose Überbevölkerung 
vorzuwerfen. Nimmt allerdings der Ressourcenanspruch 
der drei Viertel, die bald vier Fünftel und fünf Sechstel 
der Menschheit ausmachen werden, im Zuge der Fort­
entwicklung überproportional zu - und dies wird, wie 
noch darzulegen ist, kaum zu vermeiden sein -, dann 
sorgt deren größere Anzahl in der Tat für eine entspre­
chend weit überproportionale Ressourcen- und Umwelt­
belastung: je besser es den Armen also geht, um so pre­
kärer wird die Lage der gesamten Biosphäre und damit 
auch die der ganzen Menschheit! 

Auch mit diesen zugegebenermaßen sehr groben Ab­
schätzungen der Ressourcenbeanspruchung haben wir 
jedoch die heutige ökologische Lage der Menschheit 
noch nicht zureichend gekennzeichnet. Dazu gehört 
nämlich auch noch die Kennzeichnung des Bioressour­
cenanspruchs der Menschheit. Selbst für die bloße Er­
nährung von 6 Milliarden Menschen könnte die Natur 
mit ihrer gewaltigen photosynthetischen Gesamtnetto­
produktion aus Kohlensäure, Wasser und unerschöpfli­
chem Sonnenlicht komfortabel sorgen, wenn wir es da­
bei beließen. Wir tun dies aber nicht. Da wir - wie ein­
gangs erläutert - unsere Kartoffeln oder unser Getreide 
zumindest zu einem Drittel gern nach Darmpassage 
durch Schweine oder Hühner zu uns nehmen und erheb­
liche Mengen durch Hefe vergoren als Wodka oder 
Whisky, ist unser reiner Nährstoffbedarf schon sehr viel 
höher als eigentlich biologisch nötig. Wir müssen 
sozusagen die Ansprüche unserer Multimilliarden Haus­
tiere mit zu den unseren hinzuzählen. 
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Man schätzt, daß der Mensch schon heute mehr als 
10 % der gesamten Nettobiomasseproduktion der Erde 
für seine Zwecke beansprucht und daß dieser Anteil bei 
Erreichen der Endgröße der Menschheitsbevölkerung 
bis gegen 50 % steigen könnte. Damit entfällt schon rein 
bioenergetisch ein gewaltiger Anteil an Ressourcen für 
die verbleibenden Biospezies, mit denen wir die Bio­
sphärenproduktion zu teilen haben. Rein räumlich be­
trachtet sind die Relationen jedoch noch viel ungünsti­
ger: Zwar ist fast die Hälfte der Landfläche Wildnis -
aber meist von der ödesten und unproduktivsten Art. Wo 
dies nicht so ist - in den Tropenwäldern - schreitet die 
Landnahme (die oft Landzerstörung zur Folge hat) etwa 
mit 1 % pro Jahr fort - wenig, als jährlicher Gehaltszu­
wachs betrachtet; erschreckend, wenn in etwa einem 
Jahrhundert der größte Teil tropischer Naturwälder ver­
nichtet sein sollte. 

In lange und dicht besiedelten, hoch e"ntwickelten Ge­
bieten - in Mitteleuropa genauso wie in Indien oder Chi­
na - entfallen auf unberührte Natur aber sowieso nur 
noch wenige Prozent der Fläche; auch was 'z.B. im 
Schwarzwald wie Natur aussieht, ist tatsächlich eine 
Gott sei Dank heute zunehmend naturnah bewirtschaf­
tete Biorohstoffplantage. Von den produktiven Landflä­
chen der Erde beansprucht der Mensch schon nahezu 90 
%. Nun besagt eine grobe Faustregel der quantitativen 
Evolutionsökologie und Biogeographie, daß bei Verklei­
nerung des Lebensraums eines Ökosystems auf ein 
Zehntel langfristig nur etwa die Hälfte der vorher dort 
existierenden Spezies überleben wird. Dies gilt - mit ge­
wissen Vorbehalten - sowohl für kleine Habitatinseln 
wie für große und auch die größte von allen, unsere Ge­
samtbiosphäre. Das heißt nichts anderes, als daß allein 
aufgrund dieser Gesetzmäßigkeit größenordnungsmäßig 
bis zur Hälfte aller Biospezies durch den quantitativ ex­
orbitanten Siegeszug der Menschheit bedroht ist und mit 
weiterem Anwachsen der Menschheit immer schärfer 
bedroht sein wird. Wir erleben schon heute den bedrük­
kenden Artenschwund, der eben keineswegs, jedenfalls 
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keineswegs nur eine Folge von Umweltvergiftung ist, 
wie manche meinen, sondern vor allem eine offenbar 
fast unaufhaltbare Folge von Biotopverkleinerung und -
zerstörung. Was immer wir tun - und wir sollten in der 
Tat alles tun, um zu retten, was zu retten ist, wenigstens 
entsprechend der 10 % -Regel von annähernd naturbe­
lassenem Lebensraum in allen Ökosystemen der Erde-, 
unsere Kinder, Enkel und Urenkel werden in einer Welt 
wachsenden Verlustes an Biodiversität leben müssen, 
gerade was besonders schöne und rare Geschöpfe be­
trifft, und zwar aufgrund eines Menschenvermehrungs­
und in der Folge Landnahmeprogramms, das schon vor 
Jahrhunderten von unseren Ururgroßeltern und deren 
Ururgroßeltern in Gang gebracht wo~den ist. Wir erfah­
ren sozusagen nur die weltweite Kulmination dieses 
Prozesses der Naturvernichtung, der aus der Biosphäre 
mit einem erträglichen Schuß Menschen - sagen wir 10 
oder 100 Millionen - eine Anthropo-Biosphäre mit hof­
fentlich noch einem guten Anteil restlicher Natur neben 
10 und mehr Milliarden Menschen werden ließ. 

Wenn damit die schon gegebene, selbst herbeigeführte -
gedankt sei's unserer Kultur, unsere Biologie allein hät­
te es niemals soweit gebracht - Lage der Menschheit aus 
globalökologischer Sicht zwar grob, aber deutlich um­
rissen ist, dann bleibt zu fragen, welche Entwicklungs­
pfade uns aus Einsicht in diese Lage und unter Nutzung 
all unserer fortgeschrittenen wissenschaftlich-techni­
schen Fähigkeiten offenstehen. Es kann ja nicht in Fra­
ge stehen, daß der Expansion der Menschheit und ihrer 
Konsumansprüche endliche Grenzen gezogen sind, die· 
uns allein schon die Begrenztheit der Biosphäre vorgibt, 
Grenzen der Machbarkeit auch für das Kulturwesen 
Mensch, das in wenigen Tausend Jahren große Teile der 
Erde durch eigenes Handeln buchstäblich zu einem an­
thropogenen Artefakt, wenn auch wohl nicht in jeder 
Hinsicht zu einem Kunstwerk gemacht hat. Andererseits 
ist unbestreitbar - und wird ja auch oft von den fröhli­
chen Apologeten des "weiter so - das haben wir schließ­
lich schon immer so gemacht" vorgebracht -, daß gera-
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de dem kulturfähigen Menschen die Grenzen seiner Ent­
faltung eben nicht von der Natur vorgegeben sind (al­
lenfalls auf dem Sammler und Jäger-Niveau könnte man 
sie so gegeben ansehen). Im Gegenteil: die ganze Ent­
wicklung der Agrikultur-Menschheit und viel mehr noch 
jene der wissenschaftlich-technischen Zivilisation war ja 
ein einziges Hinausschieben und Überwinden von Ent­
wicklungsschranken. Es ist daher schon richtig, in be­
zug auf den Menschen von der "Machbarkeit der Gren­
zen" zu sprechen. 

Nur bedeutet dies freilich nicht, daß es nun überhaupt 
keine Grenzen mehr gibt, die uns Menschen gesetzt blei­
ben. Es ist ja geradezu trivial, daß wir heute und mor­
gen und gewiß noch sehr lange diese einzige Nährmut­
ter Erde besitzen und ausbeuten, und es ist ebenso trivi­
al, daß z.B. eine noch einige Generationen lang anhal­
tende jährliche 2%ige Zuwachsrate außerordentlich 
rasch zu Verhältnissen führen würde, unter denen die 
Fortexistenz des Lebens, alles Lebens auf unserer Erde 
in Frage gestellt wäre. Man braucht ja nur weiter hoch­
zurechnen: 

• 1995: 6 Milliarden 
• 2030: 12 Milliarden, 
• 2065: 24 Milliarden (das ist nicht lange hin, einige 

von uns haben schon die Enkel, die dann noch leben 
werden oder jedenfalls gewiß gerne leben möchten!), 

• 2100: 48 Milliarden 
• 2135: 96 Milliarden 

- es reicht. Der Horizont der zwingenden physischen 
Begrenzung bei unverändertem "weiter so" ist in dieser 
Form erstmals seit Entstehung der Gattung Homo vor 2 
Millionen Jahren in geradezu greifbare, jedenfalls aber 
doch begreifbare Nähe gerückt: 2135 liegt von uns ja 
weniger weit voraus als das erste deutsche Paulskir­
chenparlament hinter uns zurückliegt. Für auch nur ei­
nigermaßen geschichtsbewußte Personen ist das doch 
einfach Gegenwart! 

25 

Die Grenzen sind also sehr wohl machbar, - es gibt keine 
rein naturgegebene Tragekapazität für das Kulturwesen 
Mensch -, aber sie sind deshalb keineswegs beliebig ver­
schiebbar. Die Grenzen sind zwar teilweise machbar, aber 
auch überaus sichtbar. Der Machbarkeit der Grenzen sind 
selber überaus klar erkennbare Grenzen der Machbarkeit 
gesetzt. Es braucht nicht wiederholt zu werden, daß dies 
vor allem für das Bevölkerungswachstum unserer Spezi­
es gilt. Es muß in spätestens dem Zeitraum von 1 bis 3 
Generationen für den größten Teil der Menschheit so zum 
Stillstand gekommen sein, wenn die Lage der Mensch­
heit überhaupt beherrschbar bleiben soll, wie es in den 
hochentwickelten Bevölkerungsteilen bereits im letzten 
Jahrhundert zum Stillstand gekommen ist. Dies wird auch 
ganz sicher so kommen, fragt sich nur durch welche Ur­
sachen: aus eigener Entscheidung auf humane, selbstbe­
stimmte Weise oder durch die apokalyptischen Helfers­
helfer der logistischen Wachstumsgleichung: Hunger, 
Seuchen, Krieg und Naturkatastrophen. Wir haben die 
Wahl, aber es bleibt uns auch gar keine andere Wahl als 
diese. Wir wissen jedoch bei einigem Realismus auch -
das erzwingt das jugendliche Durchschnittsalter der mei­
sten Völker in den Entwicklungsländern -, daß dieser glo­
bale demographische Übergang auch nicht viel rascher 
als in 50 bis 100 Jahren bewerkstelligt werden kann. Das 
heißt, die Menschheit wird sich in dieser Zeit auf jeden 
Fall mindestens noch einmal verdoppeln, bis sie hoffent­
lich vor ihrer Verdreifachung zum Stillstand kommt. 

Aber was heißt hier Stillstand? Ende des Populations­
wachsturns wohl, aber auch Ende aller Veränderung, al­
ler Entwicklung, alles Fortschritts? Dies nun gerade nicht, 
wie sich an einigen Kernpunkten deutlich machen läßt. 
Beginnen wir beim Nahrungsbedarf und anderen unver­
zichtbar lebensnotwendigen Ressourcen. Stimmt es nicht, 
daß die Nahrungsproduktion schon heute bei besserer 
Verteilung, Schutz vor Verlusten durch Schädlinge und 
vor allem weitgehendem Verzicht auf Fleischverzehr für 
selbst eine weiter verdoppelte Menschheit ausreichte und 
daß vor allem durch weitere - mit Sicherheit auch gen-
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technische - Sortenzucht und verbesserte Pflanzenernäh­
rung und Bodenpflege noch eine weitere Steigerung mög­
lich wäre? Gewiß stimmt dies, obgleich z.B. eine Steige­
rung durch Vergrößerung der bebauten Fläche schon 
kaum mehr möglich sein wird. Es mag also schon sein, 
daß die Erde, wenn wir alle nur brav unsere Körnermüsli 
malmen, nicht nur 10 oder 20, sondern sogar 30 oder 40 
Milliarden kärglicher Esser erhalten könnte. Aber was 
wäre denn dadurch gewonnen? Ohne Bevölkerungsbe­
grenzung wären dann eben unsere Urenkel dort, wo wir 
heute sind, alle dicht gedrängt wie heute in Kairo, Dakar, 
Mexico City oder Kalkutta. Schöne Aussichten? Bei Gott 
nicht - es sei denn, er wäre ein wahrhaft stalinistischer 
Gott, bei dem nur die Massen der Seelen zählen, ein Ton­
nenideologe der Menschheitsbewertung. 

Kommt hinzu, daß die Hochproduktionslandwirtschaft, 
die für solche Menschenrnassen ja immer noch ungeheu­
re Berge an Müslikom beischaffen müßte, auf genetisch 

" so homogenisierten und spezialisierten Höchstleistungs-
sorten begründet wäre, daß es ohne gewaltigen S'chäd­
lingsbekämpfungsaufwand undenkbar erscheint, Parasi­
ten' Krankheitserreger und Freßfeinde von diesem 
Schlaraffenland an Nahrung femzuhalten. Umgekehrt 
wird daher ein Schuh daraus: selbst um nur die unab­
wendbare Zahl von 10 bis 15 Milliarden Menschen 
langfristig ernähren zu können, benötigen wir alles ver­
fügbare Land und alle verfügbaren biotechnischen Kün­
ste, um unter dem Druck unzähliger potentieller oder 
wirklicher Mitesser und Nahrungskonkurrenten das bei­
zuschaffen, was wir benötigen werden. 

Wie steht es mit anderen Ressourcen? Daß viele davon 
schon heute knapp und teuer, andere glücklicherweise fast 
unerschöpflich sind - wie etwa Eisen oder Silizium-, 
und immer wieder durch das Geschick materialwissen­
schaftlicher Innovationen knapp gewordene durch ande­
re, weniger knappe oder regenerierbare ersetzbar sind, ist 
wohlbekannt. Materialknappheit für unsere Massen­
menschheitszivilisation droht uns also nicht, schon eher 
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Knappheit an Aufnahmefähigkeit unserer Umwelt für 
unsere unvermeidlichen KonsumabfaIle. Selbst ihrer wird 
jedoch geschickte Materialverwendung, Prozeßführung 
der Produktion, Wiederrückführung oder thermische End­
verwertung Herr werden - was allerdings gewaltige An­
strengungen von Forschung, Entwicklung, Produktions­
umstellung und Konsumverhalten voraussetzt: also ge­
waltigen wissenschaftlich-technischen, ökonomischen 
und sozialpsychologischen Fortschritt! Dies alles aber nur 
(und dies ist eine zwingende Randbedingung!) solange 
uns dafür genug arbeitsfähige Energte zur Verfügung 
steht. Nun mangelt es auf der Erde für sehr lange Zeit 
gewiß auch nicht an Energiequellen: es gibt noch reich­
lich fossilen Kohlenstoff zu verbrennen, und Kernenergie 
stünde uns fast unerschöpfbar zur Verfügung. Wir wis­
sen jedoch in beiden Fällen, daß Abfallbeseitigungsfol­
gen zu befürchten sind - CO2-Anstieg und Klimaverän­
derungen durch Treibhauseffekt auf der einen Seite, si­
chere Lagerung radioaktiv strahlenden Abfalls auf der 
anderen -, die mindestens problematisch genug sind, um 
die grenzenlose Nutzung dieser beiden Energiegewin­
nungssysteme nicht übermäßig attraktiv erscheinen zu 
lassen (obwohl wir aufbeide noch lange angewiesen blei­
ben werden). 

Das heißt, da eine 10 bis 15 Milliardenmenschheit viel 
Energie, sogar sehr viel Energie benötigen wird, daß wir 
gezwungen sein werden, unsere Energiegewinnungs­
und -nutzungs systeme kontinuierlich und höchst inno­
vativ fortzuentwickeln. Sei es einerseits durch sparsa- . 
meren Energiegebrauch durch Steigerung der Energie­
leistungseffizienz, sei es andererseits durch konsequen­
te wissenschaftlich-technische Entwicklung der Sonnen­
energienutzung und Wasserstoffverbrennung, die uns 
eine ebenso unerschöpfliche wie potentiell umweltver­
trägliche Energiequelle bieten. Wenn auf irgendeinem 
Gebiet, so scheint mir hier die Machbarkeit der Gren­
zen, also menschen- und umweltfreundlicher wissen­
schaftlich-technischer Fortschritt noch keineswegs ab­
geschlossen. 

ÖKOLOGISCHE GRENZEN FÜR DEN WIRTSCHAFTENDEN MENSCHEN 

Warum braucht die Menschheit denn auch künftig so 
viel Energie? Weil die Energieverfügbarkeit, gewiß nicht 
einfach und linear, aber doch zwangsläufig mit der 
Wohlstandsentwicklung der Menschheit verknüpft ist 
und weil bisher noch überall auf der Erde der bevölke­
rungszuwachsbeschränkende demographische Übergang 
mit einer wenigstens merklichen und verläßlichen Wohl­
standsentwicklung der Menschen einhergegangen ist. 
Wer in bitterster Armut am Rande der Existenzmöglich­
keiten lebt, zumeist ohne jede Ausbildung und ohne me­
dizinische Aufklärung und Hilfe, wer zudem für seine 
dürftige Versorgung im Alter mangels einigermaßen zu­
verlässiger sozialer Versorgungssysteme auf eigene 
Nachkommen angewiesen ist, wer zudem nicht sicher 
sein kann, wieviele seine Kinder bis dahin überhaupt 
überleben werden - der kann gar keine positive Einstel­
lung zur Familienplanung entwickeln, er oder sie würde 
ja damit sogar gegen die eigenen Interessen handeln. 
Wenn also die Bevölkerungsexplosion in der Dritten 
Welt zu einem Ende gebracht werden soll, so müssen 
wir ihr eine wenigstens moderate Wohlstandsentwick­
lung ermöglichen - was ja nicht heißt, sie in Luxus 
schwelgen zu lassen, wie wir das tun. Damit diese Ent­
wicklung möglich ist, wird es in der überentwickelten 
Ersten Welt in den kommenden Jahrzehnten bestimmt 
Verzichte geben müssen - aber eben nicht den Verzicht 
auf ökonomisch Zuversicht weckende Entwicklung und 
vor allem Ausbildung und medizinische Versorgung der 
Frauen und Kinder in Entwicklungsländern. Wer meint, 
medizinische Versorgung der Armen würde doch nur das 
Bevölkerungswachstum steigern, verkennt die Zusam­
menhänge. Nur wenn Menschen das Vertrauen entwik­
keIn können, daß ihre wenigen Töchter und Söhne eine 
gesicherte gesundheitliche und berufliche Zukunft ha­
ben, werden sie aufhören, gegen die Unvorhersagbarkeit 
der Verhältnisse mit großen Kinderzahlen anzukämpfen. 

Wir brauchen also viel Energie, viel mehr Energie, als 
heute von der Menschheit verbraucht wird, um den un­
umgänglichen demographischen Übergang zu schaffen, 
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und deshalb brauchen wir gewaltige Innovationen des 
gesamten Energiegewinnungs- und Energieverbrauchs­
verhaltens, um dies zu ermöglichen. Gerade weil wir den 
Stillstand der Bevölkerungsvermehrung erreichen müs­
sen, können wir uns zu allerletzt einen Stillstand von 
Forschung und wissenschaftlich-technischer Entwick­
lung erlauben, weder in der hochentwickelten noch in 
der unterentwickelten Welt. 

Ein letzter, ganz und gar biologischer Punkt darf jedoch 
nicht unerörtert bleiben: uns sind nämlich noch auf ganz 
andere Weise Grenzen gesetzt, die leider ganz und gar 
nicht ein für allemal festliegen, die wir zwar mit wis­
senschaftlich-technischer Kunstfertigkeit zeitweise hin­
ausschieben können, die sich aber ebenso leicht bedroh­
lich beengend auf uns zuschieben können und die uns 
vor allem geradezu dazu zwingen, in unserem Bemühen 
um innovativen wissenschaftlich-technischen Fortschritt 
ganz und gar nicht innezuhalten. 

Es ist ja eine verbreitete Illusion, die lebendige Natur 
sei zwar voller vielfältiger und überraschender Lebens­
formen, aber doch im Wesentlichen ein abgeschlossenes 
(wenngleich uns weithin noch unbekanntes) Inventar an 
Spezies, auf das wir uns im Guten wie im Schlechten 
einstellen können, gleichsam ein fester biologischer Bo­
den unserer Existenz, der sich allenfalls in geologischen 
Zeitmaßen ändert. 

Nun, für vielzellige Pflanzen und Tiere mag dies mehr 
oder weniger zutreffen, allerdings mit der Ausnahme, 
daß viele von ihnen unserer Expansion zum Opfer fal­
len. Aber gleichzeitig steht die schöpferische biologische 
Evolution ja keineswegs still. Nicht nur, daß sich wach­
sende Heerscharen schon existenter Schädlingsarten 
lustvoll über den reich gedeckten Tisch hermachen, der 
ihnen unsere gewaltige Pflanzen- und Tierproduktion 
bietet. Wir leben ja nicht nur selbst in 6-Milliardenzahl 
und etwa 300 Millionen Tonnen Menschenfleisch 
schwer; mit uns bevölkern weite Teil der Erde kaum 2 
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Dutzend Nutzpflanzenarten in Multimilliardentonnen­
masse und einige Milliarden Rinder, Schweine, Pferde, 
Schafe, Ziegen und noch einmal 1 0 Milliarden Hühner, 
Gänse, Enten, Puten. Sie alle leben zusammen mit uns 
von jährlich etwa 3 Milliarden Tonnen Getreide, Pflan­
zenknollen, Früchten und Gemüsen. Dieses gigantische 
Gebirge an Tieren und Menschen ergießt Tag für Tag 
Millionen Tonnen Kot und Jauche in die Umwelt. Jedes 
Jahr fallen allein 3 Millionen Tonnen Menschenleichen 
an, womit übrigens täglich weltweit mehr als 100 Ton­
nen frische DNA allein von Menschen in der Umwelt 
freigesetzt werden, das Vielfache davon von allen ster­
benden Lebewesen - ganz ohne jede Umweltverträglich­
keitsprüfung, und das seit Millionen von Jahren! 

Hier tut sich nun geradezu ein Schlaraffenland für alle 
Parasiten und Ausbeuter auf, die vor der einmaligen 
evolutionären Herausforderung stehen, den größten 
Freitisch der Lebensgeschichte zu eroq,ern. Milliarden 
Tonnen an Pflanzen sub stanz von kaum mehr als 20 Ar­
ten in wenigen Tausend genetischen Varianten: damit 
schaffen wir für mit uns um diese Güter konkurrierende 
Viren, Bakterien, Pilze, Milben, Nematoden, Insekten, 
Nagetiere, Vögel positive Selektionsbedingungen son­
dergleichen. Jeder dieser Konsumenten, dem ein bioche­
mischer Schlüssel zur Überwindung biochemischer Re­
sistenz- und Abwehrmechanismen in die Hände fällt, 
wird überreich mit Vermehrungschancen belohnt. So et­
was gab es in dieser Masse, Gleichförmigkeit und Kon­
zentration vermutlich in der ganzen Lebensgeschichte 
noch niemals. Die dynamische Innovationskraft der bio­
logischen Evolution wird hier tagtäglich weltweit und 
über alle kommenden Generationen in einzigartiger Wei­
se durch uns herausgefordert und fordert hinwiederum 
uns mit allem unserem Können heraus, um dieser Be­
drohungen unserer Nahrungsbasis Herr zu bleiben. 

Hier geht es weder jetzt noch künftig darum, die Gegen­
wehr gegen ein feststehendes Heer von Unkräutern oder 
Untieren zu organisieren. Hier setzt uns eine millionen-
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köpfige Hydra höchst variable Grenzen, der die Köpfe 
schneller nachwachsen als wir sie abschlagen können. 
Die Evolution der Mikroorganismen wird durch nichts 
daran zu hindern sein, unaufhörlich mit neuen Angriffs­
varianten gegen unsere Schutz- und Abwehr-, unsere 
Desinfizierungs-, Konservierungs-, Verpackungs- und 
Lagerverfahren anzurennen, denn wem es gelingt, sie zu 
überwinden, der sitzt wie die sprichwörtliche Made im 
Speck. 

Und nichts anderes gilt natürlich auch für jene Parasi­
ten und Krankheitserreger, die sich gleich über das Be­
ste vom Besten hermachen: über reines, feines Men­
schenfleisch. Wir sind mit 6 Milliarden Stück für alle 
existierenden und künftig auftretenden Kommensalen, 
Parasiten und Krankheitserreger eben vor allem eines: 
eine wundervoll reichliche, weit und dicht verbreitete, 
nahrhafte Herde von Wirten, deren intime Sozialbezie­
hungen zudem bestens dafür sorgen, daß der Verbrei­
tung von Herrn Wirt auf Frau Wirtin und umgekehrt 
nichts im Wege steht. 

Die erfolgreiche und zu Recht gerühmte medizinische 
Überwindung so vieler früher lebensbedrohender Infek­
tionskrankheiten hat eben nur die Erreger der Evoluti­
onsvergangenheit und oft genug ja noch nicht einmal 
diese überwunden. Aber an dieser Front der schöpferi­
schen Natur gibt es keinen Waffenstillstand und keine 
gesicherte Grenze. Dort ist der 8. Tag der Schöpfung 
mit milliardenfachen genetischen Naturexperimenten 
ständig in vollem Gang, ganz ohne vorherige Genehmi­
gung durch die "Zentrale Kommission für die biologi­
sche Sicherheit". Dort verläuft der Evolutionsfortschritt 
auch nicht gemächlich, sondern in drastisch beschleu­
nigtem Tempo, weil wir die Selektions bedingungen 
selbst so unglaublich günstig gestaltet haben. Mikroben 
sind sowieso evolutionär erschreckend flink: während 
der Zeit, die zur Lektüre dieser Zeilen benötigt wird, 
haben sich allein in der Mundhöhle des Lesers Millio­
nen Mikroben zwei- bis dreifach vermehrt, von weiter 
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südlich gelegenen Regionen gar nicht zu reden. Und weil 
die belebte Natur niemals aufhören wird, gegen uns und 
unsere Nutzorganismen anzuarbeiten, werden wir bis in 
die fernste Zukunft niemals aufhören können, uns mit 
allen Möglichkeiten wissenschaftlich-technischer Ge­
genwehr dagegen zu wappnen, mit allen Raffinessen 
moderner Molekularbiologie, Gentechnologie und bio­
chemisch-synthetischer Kunstfertigkeit, wenn wir uns 
künftig drohender Epidemien und Seuchen auch nur an­
nähernd ähnlich erfolgreich erwehren wollen, wie uns 
das bisher gelang. Eine Erfolgsgarantie wird es dabei 
niemals geben. Aber eine Versagensgarantie wäre uns 
sicher, wenn wir so idiotisch sein wollten, in diesem 
Wettstreit mit der biologischen Evolution die Hände -
und sei es auch fromm gefaltet - in den Schoß zu legen. 
10 Millionen Menschen können bescheiden leben und 
ohne wissenschaftlich-technische Innovation - 10 Mil­
liarden können es definitiv nicht: sie würden daran mil­
liardenfach zugrunde gehen. 

Die wissenschaftlich-technische Zivilisation - unsere 
Form der Kultur, von der wir auf Gedeih und Verderb 
abhängig sind, obwohl und gerade weil sie uns in eine 
so gefährdete Gegenwart und eine noch gefährlichere 
Zukunft geführt hat - ist glücklicherweise keineswegs 
am Ende ihrer Erfindungskraft, und zwar allein deshalb 
nicht, weil niemand behaupten kann, daß wir bereits am 
Ende alles möglichen und notwendigen Wissens und al­
ler uns nützlichen Kenntnisse angelangt wären. Von der 
Zukunft wissen wir nämlich nur eines sicher: daß sie 
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vermutlich ganz anders sein wird, als wir denken, und 
deshalb dürfen und können wir niemals aufhören, Neu­
es zu lernen und zu erfinden. Die Möglichkeiten der Zu­
kunft sind zwar gewiß bedrohlich; aber unsere Möglich­
keiten, Probleme zu lösen, die sich uns stellen, sind 
ebenfalls keineswegs unbeachtlich. 

Dabei kommt es allerdings vor allem auf die Einsicht 
an, daß wir uns von dem neolithischen Weltbild unauf­
hörlicher Expansion des Menschen und seiner Ansprü­
che an die Umwelt so schnell wie möglich lösen müs­
sen. Gerade weil wir nicht länger so weiter machen kön­
nen wie in den vergangenen 10.000 Jahren, steht uns ein 
gewaltiger Schub an Innovation aller Lebensverhältnis­
se und Wirtschaftsweisen bevor. Nicht Armut und As­
kese, sondern vernunftgeleitete Lebenskunst und Verhal­
tensgeschicklichkeiten können unsere Zukunft sichern. 
Der innovativen Wissenschaft in allen ihren Zweigen 
kommt dabei eine lebensentscheidende Schlüsselrolle zu. 
Aber ständig weiter entwickeltes Wissen und Können 
wäre nicht genug; es muß sich mit verantwortlichem 
Handeln für das gemeinsame Wohl der ganzen Mensch­
heit und kommender Generationen verbinden. Um es mit 
einem schönen - ein Diktum Immanuel Kants paraphra­
sierenden - Satz von Victor Weisskopff zu sagen: "Die 
menschliche Existenz beruht auf Wißbegierde und so­
zialem Mitgefühl. Wissen ohne Mitgefühl ist unmensch­
lich, Mitgefühl ohne Wissen ist wirkungslos". 
Dies gilt jetzt wie in Zukunft auch für die Beziehungen 
des Menschen zu seiner Umwelt. 
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Nachhaltigkeit als kategorischer Imperativ: 
Ethische Grundlagen ökologischen Handeins 

Wilhelm Korff 

Wenn uns heute die Umweltfrage zu einem zentralen 
ethischen Problem geworden ist, so zeigt dies offensicht -
lich an, daß wir hier nicht nur mit unserer bisherigen 
Praxis gewaltig in Verzug geraten sind, sondern auch 
mit der Entwicklung von dafür längst erforderlich ge~ 
wordenen neuen moralischen Leitideen und Orien­
tierungslinien, daß es hier also grundlegende Defizite 
aufzuarbeiten gilt. Die Umweltkrise, wie sie heute in ih­
ren weltweiten Dimensionen hervortritt, steht ohne 
Zweifel in einem inneren Beziehungs- und Verweisungs­
zusammenhang mit der Heraufkunft unserer neuzeitli­
chen Welt, oder wie es seit Habermas distanzierter heißt, 
mit dem "Projekt der Moderne". In gewissem Sinne 
scheint also mit der sich derart zuschärfenden Umwelt­
krise die Frage der Rechtfertigungsfähigkeit des "Pro­
jekts der Moderne" selbst aufgeworfen. Erst in der Neu­
zeit kommt es zur Ausbildung einer Rationalität, mit der 
sich der Mensch der Erschließung der ihm empirisch 
vorgegebenen Wirklichkeit methodisch zuwendet, um so 
den Bedingungen zur vollen Entfaltung seiner Daseins­
chancen auf die Spur zu kommen. Die Welt, die er sich 
damit zu schaffen vermochte, stellt alles bisher Erreich­
te in den Schatten. Neuzeit bedeutet Wende der Vernunft 
nach außen, Erschließung der Welt in all ihren Möglich­
keiten, Aufbruch des Homo faber, rationale Umstruktu­
rierung der Arbeit im Dienst eines bisher nie gekannten 
Glaubens an gesamtmenschheitlichen Fortschritt. 

Hier gewinnt offenbar ein neues Lebensgefühl Raum, 
das sich auftuende Grenzen nicht als Begrenzung, son­
dern als Herausforderung zu ihrer Überwindung erfährt. 
Der Glaube an die unbeendbaren Möglichkeiten des 
technischen Erfindungsgeistes des Menschen erweist 
sich als konstitutives Moment des neuzeitlichen Fort­
schritts glaubens selbst. Damit erscheint freilich der 
Glaube an den Fortschritt der Menschheit an eine Form 
des Umgangs mit der Wirklichkeit zurückgebunden, die 
ihre Effizienz gerade der Selektivität ihres Vorgehens 
verdankt, nämlich dem Aufknüpfen des unendlich 
komplexen Gewebes dieser Wirklichkeit nach vielfälti-
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gen Methoden und der Nutzung darin erkannter Gesetz­
mäßigkeiten für selbstgesetzte Zwecke. 

Nachdem die Entwicklung der auf eben dieser Form des 
Umgangs mit Wirklichkeit beruhenden modernen Indu­
striekultur schon seit zweihundert Jahren andauert, ist 
es nun freilich verwunderlich, daß ihre vielfältigen und 
zum Teil durchaus gravierenden negativen Nebenfolgen 
erst in den letzten Jahren ins allgemeine Bewußtsein ge­
treten sind und von vielen zunehmend als Bedrohung 
empfunden werden. Die ungeheure Faszination, die lan­
ge von den überraschenden und stürmischen Fottschrit­
ten der Technik ausging, ließ diese Nebenfolgen kaum 
in den Blick treten. Die immense Steigerung der Mög­
lichkeiten in fast allen Lebensbereichen, der N ahrungs­
mittel- und Güterproduktion, des Gesundheitswesens, 
des Bildungswesens, des Verkehrswesens, der Kommu­
nikation, und schließlich, im Gefolge der Gesamtsteige­
rung der Ökonomien, des Ausbaus von sozialen Netzen, 
- dies alles stimmte optimistisch, ließ vorrangig Gefüh­
le der Sicherheit, der Überlegenheit, des Stolzes auf­
kommen, schuf neue Formen von Identität, nicht zuletzt 
auch, in Rückkoppelung an die eigene kulturelle und 
politische Herkunftsgeschichte, Formen sich verstärken­
der nationaler Identität. Die Option für diese technisch­
wissenschaftliche Kultur wurde zur Schubkraft eines 
neuen Selbstbewußtseins. 

Ohne die humane Bedeutung all dieser im Prinzip groß­
artigen Durchbrüche und Entwicklungen zu mindern, 
die solchem Optimismus Antrieb gaben, ist doch nicht 
zu übersehen, daß sich inzwischen der Blick für die da­
mit gleichzeitig zusammengehenden negativen Konse­
quenzen geschärft hat. All diese Fortsehritte gingen, ob 
wir dies wahrhaben wollen oder nicht, zu einem erhebli­
chen Teil zu Lasten der Natur. Unser ökologisches 
Schuldenkonto hat inzwischen geradezu beängstigende 
Ausmaße angenommen. Mehr als die Hälfte des tropi­
schen Regenwaldes ist bereits vernichtet. Hinsichtlich 
des Weltklimas beginnen sich kaum abschätzbare an-
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thropogene Veränderungen abzuzeichnen. Die Verstep­
pung großer Gebiete schreitet unaufhaltsam voran. Hin­
zu kommt die Übernutzung der Böden, die Verschrnut­
zung der Gewässer und das mit all dem Tag für Tag ver­
bundene Artensterben. Es ist schwerlich zu leugnen: Die 
den industriellen Nutzungsverfahren inhärenten und 
vorher vernachlässigten Nebenwirkungen und Risiken 
drohen gegenüber dem erstrebten positiven Effekt zu 
überwiegen. Unser gegenwärtiger Wohlstand ist mit ei­
ner hohen ökologischen Hypothek erkauft. 

Die Tatsache, daß die Natur zurückschlägt, wo der Bo­
den ihrer Bedingungen preisgegeben, wo ihr Ökosystem 
zerstört und ihre Ressourcen geplündert werden, zeigt an, 
daß sich auf die Dauer kein Fortschritt auszahlt, der ge­
gen das Strukturgefüge der Natur verläuft. Auf eine ethi­
sche Bestimmung gebracht bedeutet dies: Als Fortschritt 
kann nur bezeichnet werden, was von den Bedingungen 
der Natur mitgetragen wird. Je mehr wir uns deshalb mit 
der Vorstellung identifizieren, daß es erstrebenswert und 
gut sei, eine Welt zu wollen, die sich uns in all ihrenMög­
lichkeiten erschließt, um so nachdrücklicher sehen wir 
uns in neue, vorher ungeahnte Verantwortungen genom­
men. Neuzeitlicher Fortschrittsglaube wird damit einem 
entscheidenden Reifungsprozeß unterworfen. 

Wir können somit nicht mehr länger bei einem Begriff 
von Fortschritt als Kultivierung der menschlichen Le­
benswelt ohne jede Rücksicht auf die umfassenden Zu­
sammenhänge der diese Lebenswelt tragenden außer­
menschlichen Natur stehenbleiben. Fortschritt und Kul­
tivierung der menschlichen Lebenswelt stehen unter un­
abdingbar zu respektierenden Bedingungen, die uns die 
Schöpfung selbst vorgibt. Gerade in der Erkenntnis eben 
dieser Bedingungen aber und der hieraus abzuleitenqen 
ethischen Grundlagen für ein umweltgerechtes Handeln 
liegen offenkundig erhebliche Defizite, Defizite einer -
gemessen an dem Gang der Vernunft neuzeitlicher Ent­
wicklung - noch längst nicht auf ihren sachgerechten 
Stand gebrachten Umweltethik. 

In diesem Zusammenhang gewinnt nun der neue Leitbe­
griff des sustainable development für alle weiteren ethi­
schen und politischen Überlegungen Schlüsselbedeu­
tung. 

Die seit der Konferenz der Vereinten Nationen für Um­
welt und Entwicklung vom Juni 1992 in Rio de Janeiro 
für die internationale Völkergemeinschaft verbindlich 
gewordene umfassende politische Zielbestimmung "sus­
tainable development" enthält eine geradezu revolutio­
näre Programmatik für die Bewältigung unserer gemein­
samen Zukunft. Was sich mit diesem Leitbegriff verbin­
det, ist nichts Geringeres als die Erkenntnis, daß sozia­
le, wirtschaftliche und ökologische Entwicklung not­
wendig als eine innere Einheit zu sehen sind. Soziale 
Not kann einem verantwortungslosen Umgang mit den 
Ressourcen der Natur ebenso Vorschub leisten wie rück­
sichtsloses wirtschaftliches Wachstumsdenken. Dauer­
hafte Entwicklung schließt sonach eine umweltgerech­
te, an der Tragekapazität der ökologischen Systeme aus­
gerichtete Koordination der ökonomischen Prozesse 
ebenso ein wie entsprechende soziale Ausgleichsprozes­
se zwischen den in ihrer Leistungskraft immer weiter 
auseinanderdriftenden ökonomischen Systemen. Gleich­
zeitig bedeutet dies eine tiefgreifende Korrektur an bis­
herigen Fortschritts- und Wachstumsvorstellungen, die 
sich so nicht länger als tragfähig erweisen. Das Schick­
sal der Menschheit wird davon abhängen, ob es ihr ge­
lingt, sich zu einer Entwicklungsstrategie durchzurin­
gen, die der wechselseitigen Verwiesenheit dieser drei 
Entwicklungskomponenten, der sozialen, der ökonomi­
schen und der ökologischen gerecht wird. 
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Tatsächlich stand in der Vergangenheit fast ausschließ­
lich das Bemühen um die Einheit von wirtschaftlicher 
und sozialer Entwicklung im Vordergrund, und dies zu­
dem weitgehend nur im nationalen Kontext. Ausgeblen­
det blieben hier also nicht nur die inzwischen längst 
weltweit gewordenen Dimensionen der "Sozialen Fra­
ge", sondern ebenso auch die alles umfassende ökologi-
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sche Problematik. Diese doppelte Engführung verfällt 
mit wachsender Internationalisierung der Wirtschaft, der 
damit Hand in Hand gehenden rasanten Entwicklung der 
Weltbevölkerung sowie der sich drastisch zuschärfenden 
Bedrohung der ökologischen Existenzgrundlagen der 
Menschheit zunehmend der Kritik. Die vor diesem Hin­
tergrund bewußt gewordene Verantwortung für künftige 
Generationen, die sich in der Forderung nach intergene­
rativer Gerechtigkeit Ausdruck verschafft, macht end­
gültig deutlich, daß solche Engführungen in der Tat un­
haltbar sind. Die Voraussetzung für eine dauerhafte Ent­
wicklung kann demgegenüber nur in einer wirksamen 
Zuordnung, Vernetzung und Integration aller drei Ent­
wicklungskomponenten liegen, der wirtschaftlichen und 
sozialen gleichermaßen wie der ökologischen. 

Der entscheidende Durchbruch, der mit dem Sustaina­
bility-Konzept erreicht wurde, liegt ohne Zweifel in der 
Erkenntnis, daß ökonomische, soziale und ökologische 
Entwicklung nicht voneinander abgespalten und gegen­
einander ausgespielt werden dürfen, sondern, soll 
menschliche Entwicklung Dauer gewinnen, als eine im­
mer neu herzustellende notwendige Einheit zu betrach­
ten sind. Diese Einheit darf freilich nicht im Sinne eines 
Harmoniemodells verstanden werden, bleibt doch das 
Verhältnis der drei Komponenten zueinander zugleich 
stets ein Verhältnis konfliktgeladener Spannung. Zwi­
schen ihnen bestehen nicht nur unterschiedliche Abhän­
gigkeiten, sie entwickeln darüber hinaus auch, jede für 
sich, eine unterschiedliche Dynamik. So läßt z.B. die 
neuzeitliche Entwicklung der Ökonomie ohne Zweifel 
eine unvergleichlich größere Dynamik erkennen als die 
ihr korrespondierenden sozialen oder gar ökologischen 
Entwicklungsprozesse. Dabei ist davon auszugehen, daß 
diese Ökonomie ihre rasante Beschleunigung und Stei­
gerung wesentlich den aus methodisch-wissenschaftli­
chen Voraussetzungen erwachsenden Möglichkeiten 
moderner Technik verdankt, die hier in ihrer ökonomi­
schen Effizienz erkannt und systematisch genutzt wird. 
Gerade dies wurde freilich zugleich mit einem nicht ge-
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ringen sozialen Preis bezahlt, nämlich der Auflösung 
überkommener gesellschaftlicher Ordnungen, ihrer stän­
dischen und familialen Regelwerke und Sicherungsnet­
ze, ohne daß es schon eine effiziente neue Sozialordnung 
gab, die unmittelbar an deren Stelle hätte treten können. 
Insofern ist die Entstehung der "Sozialen Frage" mit all 
ihren Implikationen von Verelendung und Verarmung im 
Prinzip eine Folge des ökonomischen Fortschritts. Hier 
ging es um Spannungen, die sich nicht von selbst zum 
Ausgleich brachten, sondern der Mobilisierung eines ei­
genen gesellschaftlichen und politischen Willens bedurf­
ten, um die soziale Entwicklung völlig neu auf den Weg 
zu bringen und mit der Schaffung entsprechender recht­
licher Rahmenbedingungen dem Stand der ökonomi­
schen anzugleichen. Voraussetzung dafür waren aber 
hier wesenhaft moralische Impulse: der Gedanke der 
personalen Würde aller und das sich aus ihnen aufbau­
ende Bewußtsein der Solidarität als Bedingung zur Her­
stellung sozialer Gerechtigkeit. Problemkonstellationen 
und Herausforderungen, die sich im Blick auf die Drit­
te-Welt-Problematik heute noch einmal, jetzt allerdings 
unter menschheitlichen Aspekten in einer global zuge­
schärften Weise stellen. 

Ganz analog der sozialen verlief nun aber auch die öko­
logische Entwicklung. Auch was deren Defizite betrifft, 
haben wir es ohne Zweifel ebenso mit Auswirkungen 
eines weithin noch ungesteuerten ökonomischen Fort­
schrittsprozesses zu tun, nur daß hier diese Auswirkun­
gen zusätzlich noch mit einer erheblich größeren Zeit­
verzögerung in den Blick traten. Von daher ist es nur 
verständlich, wenn sich heute bei nicht wenigen die Vor­
stellung festsetzt, daß zwischen ökonomischer Entwick­
lung und ökologischer Krise ein zwangsläufiger Wir­
kungszusammenhang bestünde, der nur durch eine völ­
lige Abkehr vom neuzeitlichen ökonomischen Projekt 
aufgebrochen werden könne. Tatsächlich kann jedoch, 
wie schon bei der sozialen Entwicklung, von einem sol­
chen als unausweichlich und zwangsläufig zu unterstel­
lenden Wirkungszusammenhang nicht ohne weiteres die 
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Rede sein. Ökonomische Entwicklung führt allerdings 
dort zu verheerenden ökologischen Konsequenzen, wo 
das Fehlen eines entsprechenden Umweltbewußtseins 
und entsprechend wirksamer umweltrelevanter Rahmen­
ordnungen eine konstruktive Zuordnung von Ökonomie 
und Ökologie herauszögert oder verhindert. Soll diese 
Zuordnung geleistet werden, muß also auch hier ein ei­
gener gesellschaftlicher und politischer Wille mobilisiert 
werden. Dabei ist freilich in Rechnung zu stellen, daß 
es zur Bewältigung der ökologischen Problematik völ­
lig anderer Strategien bedarf als bei der Lösung der So­
zialen Frage. Geht es bei dieser letztlich um ein Vertei­
lungsproblem, dem mit einer Steigerung der wirtschaft­
lichen Produktivität und dem ethischen Impetus der So­
lidarität begegnet werden kann, so stellt sich mit der 
ökologischen Krise in erster Linie ein Vernetzungspro­
blem. Gefordert ist die Einbindung unserer Zivilisati­
onssysteme in das sie tragende Netzwerk der Natur, und 
damit die dauerhafte Ausrichtung ußserer sich fort­
schreitend entwickelnden Ökonomien an der Tragekapa-
zität der ökologischen Systeme. ? 

Angesichts dieser sich dramatisch zu schärfenden Ge­
samtproblematik wird man sich nun in der Tat fragen 
müssen, woher wir die Mabstäbe für eine ethisch trag­
fähige und verantwortbare Lösung dieser Probleme 
überhaupt nehmen sollen? Was uns hier Antwort ver­
spricht, scheint zunächst die Ökologie selbst zu sein. Sie 
versteht sich ja gemeinhin als Wissenschaft von den Be­
ziehungen zwischen Lebewesen und ihrer Umwelt. 

Die hohen Erwartungen an die Ökologie als handlungs­
relevante Wissenschaft haben eine heftige Diskussion 
um ihren wissenschaftstheoretischen Stellenwert ausge­
löst. Nicht wenige deuten heute die Ökologie als Modell 
einer übergreifenden Wissenschaft, die das instrumen­
telle Verfügungswissen in ein umfassendes Orientie­
rungswissen einbinden und so zu einer "verstehenden 
Wissenschaft" werden soll. Es wird mit ihr die Vision 
eines neuen Typus von Rationalität verbunden, der sich 
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durch ganzheitliches Denken und "Systemweisheit" als 
Kernstück des geforderten neuen ökologischen Bewußt­
seins auszeichnet. Davon erhoffen sich die Protagoni­
sten dieses neuen Paradigmas - ich nenne hier nur Frit­
jojCapra oder Peter C. Mayer-Tasch - eine Überwin­
dung der Umweltkrise, die sie als Krise der gesamten 
modemen, in Einzelbereiche gespaltenen Kultur deuten. 
Dieses Modell, das die Ökologie als neue, integrative 
Wissenschaft versteht, ist im Kern durch folgende 
Merkmale bestimmt: ganzheitliche statt analytische und 
reduktionistische Betrachtungsweise, Verbindung von 
Natur- und Sozialwissenschaft, normativer Anspruch 
sowie Aufhebung der Spaltung von Theorie und Praxis. 
Der Ruf nach dem neuen Paradigma einer "ganzheitli­
chen" alternativen Wissenschaft ist als Antwort auf die 
zunehmende Spezialisierung der Wissenschaften zu ver­
stehen, die letztlich zu einer Spaltung der Verantwortung 
geführt habe. 

So verständlich dieses Anliegen auch ist, solche "Ver­
klärungen" der Ökologie zu einer Art Überwissenschaft, 
die eine grundsätzliche Bestimmung des Verhältnisses 
von Mensch und Natur leiste und mit dem Anspruch ei­
ner normativen Letztorientierung verbunden wird, füh­
ren zu einer prinzipiellen Überforderung der Ökologie 
als Wissenschaft. Als Leitdisziplin für eine neue Gesell­
schaftsordnung oder gar als Vermittlungs instanz einer 
ganzheitlichen Naturmystik ist sie schon aus methodi­
schen Gründen ungeeignet. Als empirische Wissenschaft 
hat Ökologie, die mit ihrer Beschreibung von faktischen 
Zusammenhängen Verfügungswissen bereitstellt, einen 
deskriptiven und instrumentellen Charakter. Jede Ver­
bindung ihrer konditionalen Aussagen mit werthaften 
Zielvorstellungen ist der modemen Biologie, die seit 
Darwin nicht mehr von einem der Natur inhärenten 
Zielstreben ausgeht, von Grund aus entgegengesetzt; das 
gilt dann aber ebenso für die Ökologie als Subdisziplin 
der Biologie. Die Festlegung von Normen für menschli­
ches Handeln würde ihren Kompetenzbereich über­
schreiten. Von deskriptiven Aussagen über einen "Ist"-
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Zustand kann nicht unmittelbar präskriptiv auf ein 
"Soll" geschlossen werden. Einen solchen direkten 
Schluß vom "Ist" zum "Soll" bezeichnet man bekannt­
lich seit George Edward Moore, der an David Hume 
anknüpft, als naturalistischen Fehlschluß. Jeder Vorstel­
lung eines Sollens liegt der genuin ethische Begriff des 
Guten zugrunde; dieser kann aber nicht durch vorethi­
sche Begriffe wie etwa dem des ökologischen Gleichge­
wichts, der ökologischen Stabilität oder dem der Funk­
tionstüchtigkeit ökologischer Systeme definiert werden. 
Das Prädikat "gut" ist nicht ohne den Bezug auf ein 
wertendes Subjekt zu bestimmen. Der 1911 von Rickert 
eingeführte Begriff "Biologismus" für die unsachgemä­
ße Ableitung von Werten aus biologischen Tatsachen 
läßt sich auch auf die Ökologie anwenden: Wenn be­
schreibende Aussagen über Ökosystemzustände als 
Handlungsnormen ausgegeben werden, muß man von 
Ökologismus sprecben. 

Aus dem Tatbestand, daß Ökologie als empirische Wis­
senschaft keine normative Leitwissenschaft darstellt, 
darf jedoch umgekehrt nicht geschlossen werden, daß sie 
keine Relevanz für die inhaltliche Bestimmung umwelt­
verträglichen Handeins hätte. Bei aller Kritik an vor­
schnellen Wertungen bleibt festzuhalten, daß die Ökolo­
gie das Basiswissen für einen sachgerechten Umgang 
mit den natürlichen Existenzgrundlagen des Menschen 
bereitstellt. Der Umweltrat spricht in diesem Zusam­
menhang von einer genuinen "Brückenfunktion" der 
Ökologie. Ohne sie wäre jedes umweltpolitische Planen 
und Handeln blind. Die Kenntnis von Wirkungszusam­
menhängen, Grundstrukturen und Belastungsgrenzen 
der die menschliche Existenz tragenden ökologischen 
Systeme ist als Faktenwissen unverzichtbare Grundlage 
jeder Umwelt politik. 

Hier stellt sich zwangsläufig die Frage, welche Aufga­
be in diesem Zusammenhang der Ethik zukommt. Auf­
gabe der Ethik kann es selbstverständlich nicht sein, 
über die Richtigkeit von Sachaussagen zu befinden. Ihre 
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unverzichtbare Aufgabe liegt vielmehr darin, die nicht 
nur auf spezifisch ökologischen Sachverhalten, sondern 
zugleich auch auf einer Vielfalt weiterer, über das rein 
Ökologische hinausgehender empirischer Prämissen 
gründenden Entscheidungen und die damit notwendig 
verbundenen Abwägungsprozesse zu überwachen und 
sie auf ihre generelle, alle wesentlichen Gesichtspunkte 
berücksichtigende Tragfähigkeit hin zu prüfen. 

Ethik fragt nach der Verantwortbarkeit dessen, was der 
Mensch tut: Wie er sein Leben führt, was er aus sich 
und der Welt macht, wie er mit dem umgeht, was er 
kann. Wir haben eine eigene, undelegierbare Verant­
wortung wahrzunehmen, wenn wir unserer Stellung in 
der Welt gerecht werden wollen: Der Mensch ist sich 
selbst aufgegeben, er muß sich auf Stimmigkeit hin ent­
werfen. Dazu aber gehört wesentlich die Einbindung sei­
ner Zivilisationssysteme in das Netzwerk der ihn tragen­
den Natur. Eben damit stellt sich die ethische Frage als 
umweltethische Frage. 

Hinsichtlich der Grundlagen einer Umweltethik und dar­
aus abzuleitender Maßstäbe und Kriterien für umwelte­
thisches Handeln besteht keine Einhelligkeit. Dies zeigt 
sich bereits bei den hier in Anwendung gebrachten Be­
griffen. Als besonders problematisch erweist sich in die­
sem Zusammenhang die Tendenz, in Ermangelung einer 
geeigneten umweltethischen Semantik auf genuin sozi­
alethische Begriffe zu rekurrieren, die als solche dem 
zwischenmenschlichen Bereich zuzuordnen sind, und 
diese undifferenziert auf den Umgang des Menschen mit 
der ihm vorgegebenen außermenschlichen Natur und ih­
ren Erscheinungsformen anzuwenden. Man denke nur 
an bestimmte umweltethisch immer mehr gängig gewor­
dene Kennzeichnungen wie Partnerschaft, Geschwister­
lichkeit oder Solidarität. Die Verwendung solcher Be­
griffe hat gewiß ihren Sinn und ihre Berechtigung, so­
lange sie lediglich als poetische Umschreibung der Ein­
fühlung des Menschen in Erfordernisse seiner Mitge­
schöpfe und seiner Verantwortung für sie herangezogen 
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werden; als Kategorien zur genuin ethischen Bestim­
mung seines Verhältnisses zu ihnen eignen sie sich hin­
gegen nicht, weil dies dann zwangsläufig auch den sy­
stematischen Anspruch auf deren Gleichheit und Gleich­
wertung mit dem Menschen einschlösse. 

Analoges gilt für den Versuch, die umweltethische 
Grundforderung mit Albert Schweitzer an der alles 
durchwaltenden Grunderfahrung des Lebens - "Ich bin 
Leben, das leben will, inmitten von Leben, das leben 
will" - festzumachen und von daher die Ehrfurcht vor 
dem Leben zum universellen ethischen Prinzip auszuge­
stalten: "Die Ehrfurcht vor dem Leben ", so argumen­
tiert Schweitzer, "gibt mir das Grundprinzip des Sittli­
chen ein, daß das Gute in dem Erhalten, Fördern und 
Steigern von Leben besteht und das Vernichten, Schä­
digen und Hemmen von Leben böse ist". Mit dieser Po­
sition scheint die Differenz zwischen menschlichem und 
außermenschlichem Leben aufgehoben,. Der Status der 
Unverfügbarkeit istletztlich allem, was lebt, zu unter­
stellen. Ein solcher Versuch, die Verantwortung des 
Menschen für die Natur durch eine Art Quasi-Persona­
lisierung ihrer Ausdrucksformen zu sichern, führt 
zwangsläufig auch zur Einebnung des personalen 
Anspruchs des Menschen. Person meint dann letztlich 
dasselbe wie Natur, so erhaben und so gleichgültig wie 
diese. Ehrfurcht vor dem Leben - in einem derart unter­
schiedslosen Sinn gefaßt - löst alle Ehrfurcht des Men­
schen vor dem Menschen in sich auf. Damit aber fällt 
zugleich jeder Grund dahin, den einzelnen Menschen 
höher zu achten als irgendein anderes Lebewesen sonst. 

Nicht minder kritisch müssen in diesem Zusammenhang 
auch Versuche gewertet werden, den Defiziten einer 
umweltethischen Grundkonzeption über eine AUswei­
tung des Rechtsbegriffs zu begegnen. Ausgangspunkt ist 
hier die Frage, ob nicht auch die Erscheinungsformen 
der Natur selbst als eigenständige Träger von Rechten 
eingestuft werden müßten. Dies hätte dann zur Konse­
quenz, daß Tier, Pflanze, Felsen, Wasser, Luft und 
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Boden ein selbständiger Anspruch im Sinne eines Eigen­
rechts zukäme. So sprechen etwa Vertreter dieser Posi­
tion von einer "Rechtsgemeinschaft der Natur" - so 
etwa Klaus Michael Meyer-Abich - oder einem "öko­
logischen Rechtsstaat", so etwa Klaus Bosselmann -, 
wonach der Kreis der Rechtssubjekte über die Mensch­
heit hinaus auf die gesamte Natur hin zu erweitern sei. 
Demgegenüber ist geltend zu machen: Außermensch­
liche Existenzen entwickeln Symbiosen und Konkurren­
zen, und dies womöglich in einem hoch komplexen Zu­
sammenspiel, aber sie vermögen selbst weder Verträge 
zu schließen noch auch unerlaubte Handlungen zu be­
gehen. Sie können ihre Bedürfnisse nicht als ein mora­
lisch begründbares Recht einklagen oder die Bedürfnis­
se anderer als deren moralisch begründbares Recht er­
kennen und respektieren. Recht setzt Moral voraus. Na­
tur ist aber keine moralische Größe, sie folgt lediglich 
ihren Gesetzen und deren auf immer neue Gestaltung 
hindrängendem evolutiven Impetus. Wenn also im Zu­
sammenhang mit der natürlichen Umwelt von Recht die 
Rede sein soll, dann allein von einem solchen, das Men­
schen im Sinne eines Umweltrechts für sich selbst fest­
legen, um ihren Umgang mit dieser Natur in verantwort­
licher Weise verbindlich zu regeln. 

Die Analyse des umweltethischen Sprachgebrauchs und 
der daran anknüpfenden Diskussionen führt zwangsläu­
fig zu der Frage nach einem für die Umweltethik tragfä­
higen Fundament. Die entscheidende Unsicherheit in der 
Beantwortung dieser Frage zeigt sich hier vor allem in 
dem Mißtrauen, das man dem beim Menschen als Per­
son und damit genuin anthropozentrisch ansetzenden, 
traditionellen Ethikverständnis entgegenbringt. Vielfach 
besteht der Eindruck, daß der anthropozentrische An­
satz angesichts der drängenden Anforderungen, denen 
eine heutige Umweltethik Rechnung zu tragen hat, ge­
rade nicht zureichend ist. Statt dessen glaubt man, über 
das die Sonderstellung des Menschen sichernde anthro­
pozentrische Prinzip der Personalität hinausgehen und 
auf eine andere umfassendere Legitimationsgrundlage 
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für umweltgerechtes Handeln zurückgreifen zu müssen. 
Dafür kommt das Prinzip der Leidensfähigkeit ("Patho­
zentrik"), des Lebens ("Biozentrik") oder der in allem 
Gegebenen waltenden Natur generell ("Physiozentrik") 
in Betracht. Vulgarisierend werden diese, der Anthro­
pozentrik entgegengesetzten Prinzipien auch im Begriff 
der "Ökozentrik" zusammengefaßt. 

Bei aller Berechtigung der in diesem Zusammenhang 
geltend gemachten Einzelanliegen, die sich mit solchen 
gegen den anthropozentrischen Ethikansatz gerichteten 
Positionen verbinden, wird man allerdings einen Grund­
tatbestand nicht übersehen können: Es gelingt auf diese 
Weise nicht mehr, den moralischen Unverfügbarkeitssta­
tus des Menschen, seine Würde als Person, überzeugend 
zu begründen. Gerade darin aber geht es um nichts Ge­
ringeres als um einen unantastbaren Grundwert, der 
nicht zuletzt auch Fundament unserer demokratisch-po­
litischen Ordnung ist. Eine naturale Nivellierung 
menschlicher Existenz dürfte uns also gewiß ethisch, 
aber auch politisch in unabsehbare Aporien führen. 

Eine andere Frage ist es hingegen, wie der anthropozen­
trische Ansatz tatsächlich gehandhabt wird. Hier sind 
in der Tat deutliche Defizite festzustellen, so daß sich 
bei manchen die Vorstellung festsetzen kann, Anthropo­
zentrik gehe mit einem Ethos der Desensibilisierung ge­
genüber außermenschlichem Leben Hand in Hand, sie 
degradiere die Natur zum bloßen Material für den Men­
schen; von einem Eigenwert dieser Natur, der den Men­
schen noch in irgendeiner Weise ihren Erscheinungsfor­
men gegenüber in eine moralische Pflicht zu nehmen 
vermöchte, könne hier keine Rede sein. Solcher Ein­
druck verstärkt sich, wenn etwa ausgerechnet ein so be­
deutender und für die Neuzeit repräsentativer Ethiker 
wie Immanuel Kant, der dem Gedanken der Unverfüg­
barkeit des Menschen die nachhaltigste Begründung ge­
geben hat, daraus zugleich die Vorstellung ableitet, daß 
eine grausame Behandlung von Tieren nur deshalb als 
sittlich verwerflich anzusehen sei, weil sie das Mitge-
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fühl auch dem anderen Menschen gegenüber schwächen 
könne. 

Derartige Schlußfolgerungen und Konsequenzen erwei­
sen sich auch unter anthropozentrischen Aspekten als 
unhaltbar. Der anthropozentrisch begründete Anspruch 
des Ethischen zielt zwar wesenhaft auf den Menschen 
als den in seiner unverfügbaren Würde zu sichernden 
Adressaten dieses Anspruchs. Damit darf aber der 

. Mensch nicht gleichzeitig auch zum einzigen Inhalt der 
sich daraus für ihn ergebenden moralischen Forderun­
gen gemacht werden. So fordert gerade die dem Men­
schen aufgrund seines Vernunftstatus eigene Empathie­
fähigkeit notwendig auch eine entsprechend differen­
zierte Ausgestaltung seiner moralischen Pflichten im 
Umgang mit den übrigen Kreaturen, wobei hier analoge 
Reaktionsweisen (Schmerz-, Streß-, Angstfähigkeit 
u.ä.) in deren Lebensäußerungen durchaus wesentliche 
Anhaltspunkte geben können. Das hat dann auch unmit­
telbare Konsequenzen insbesondere im Bereich der Tier­
haltung, so etwa in bezug auf in der aktuellen Diskussi­
on zu Recht angemahnte moralische Bedingungen, die 
bei Massentierhaltung oder Tierversuchen einzuhalten 
sind. Erst damit wäre dem berechtigten Anliegen der Pa­
thozentrik auch von einem genuin anthropozentrischen 
Ansatz her Rechnung getragen, und zwar in einer Wei­
se, die sich hinsichtlich der Begründung als die sachge­
rechtere und konsensfähigere darstellen dürfte. 

Insgesamt kommt alles darauf an, welche von der Sache 
her gebotenen inhaltlichen Konsequenzen und Schluß­
folgerungen aus der "anthropozentrischen Tatsache" der 
personalen Existenz des Menschen und der damit gege­
benen Einzigartigkeit seiner Verantwortungsfähigkeit 
für den Umgang mit der ihn umgreifenden Naturwirk­
lichkeit zu ziehen sind: dieser Naturwirklichkeit kommt 
Eigenbedeutung zu, und das erfordert eigene moralische 
Antworten. Dies aber gilt dann nicht nur in bezug auf 
den Umgang des Menschen mit den unterschiedlichen 
Erscheinungen dieser Natur, sondern darüber hinaus 
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auch in bezug auf die Beziehung Mensch-Natur gene­
rell. Natur erweist sich als das die menschliche Existenz 
Übergreifende. Sie war bereits vor dem Menschen, sie 
existiert auch ohne ihn, sie zieht in der Fülle ihrer evo­
lutiven Erscheinungen ihre Bahnen. Die Natur setzt ihre 
eigenen immer neuen Zwecke, deren Sinn nirgends ein­
fachhin mit denen des Menschen zusammenfällt. Was 
hier zählt, ist der Verbund der jeweiligen Lebensformen 
in der Komplexität und im Reichtum ihrer Erscheinun­
gen, ihre Stimmigkeit in der gegebenen und sich immer 
neu formierenden Vielfalt. In eben diese Naturwirklich­
keit ist menschliches Leben eingebunden. Die Verant­
wortung des Menschen für die außermenschliche Natur 
gründet letztlich in der Einsicht, daß diese Natur in ih­
rem ebenso gewaltigen wie versehrbaren Potential nur 
in dem Maße verfügbar bleibt, wie der Mensch respek­
tiert, daß sie nicht darin aufgeht, allein für ihn da zu 
sein. Insofern bleibt es der menschlichen Vernunft 
grundsätzlich verwehrt, die Möglichkeiten ihres Kön­
nens ungefragt zum Richtmaß ihres Dürfens zu machen. 
Hier setzt die Natur selbst unerbittlich die Grenzen. 

Andererseits überschreitet der Mensch in der technisch­
wissenschaftlichen Kultur die Schwelle zu einem Da­
seinsverständnis, mit dem er das ihn umgreifende Po­
tential der Natur überhaupt erst als schöpferische Chan­
ce seiner eigenen Selbstentfaltung als Vernunft-und 
Freiheitswesen wahrzunehmen und konsequent auf sei­
ne humanen Möglichkeiten hin zu nutzen beginnt. Das 
aber bedeutet zugleich Umgestaltung der Natur zu den 
von ihm gesetzten Zwecken. Soll er zur tatsächlichen 
Entfaltung der ihm von der Natur gegebenen Möglich­
keiten seines Menschseins gelangen, kann er dies nur 
über den von ihm in der Technik eröffneten, zur Umge­
staltung dieser Natur führenden Weg erreichen. Er ge­
braucht diese Natur und paßt sie sich zu. Er greift in sie 
ein und nutzt ihre Schätze. Er verwandelt Naturland­
schaft in Kulturlandschaft. Er vernichtet Lebensformen, 
die sich für ihn als schädlich, gegebenenfalls sogar als 
lebensbedrohlich erweisen. Andere hingegen, für ihn 

nützliche, hegt und domestiziert er, züchtet sie oder ent­
wickelt sogar neue Formen. Entsprechend rücken dann 
aber auch die hierfür relevanten ökonomischen Prozes­
se unter Zielvorgaben, für welche die Rückbindung an 
die ökologischen Erfordernisse der Natur zwar eine not­
wendige, jedoch keineswegs schon zureichende Bedin­
gung darstellen. Damit aber ist der Konflikt einprogram­
miert. Eine schlechthin konfliktfreie Allianz zwischen 
Ökonomie und Ökologie kann es im Prinzip nicht ge­
ben. Anzustreben ist hingegen eine je und je herzustel­
lende, möglichst ausgewogene Zuordnung im Sinne ei­
nes "Fließgleichgewichts" zwischen beiden. Als defizi­
tär erweist sich die ökonomische Nutzung technischer 
Errungenschaften überall dort, wo deren Nebenwirkun­
gen in Abkoppelung von dem stets mitzuverantworten­
den ökologischen Gesamtzusammenhang nicht berück­
sichtigt werden. Genau in diesem Defizit liegt das ei­
gentliche Problem im Verhältnis Mensch-Natur. 

In der Zuordnung von Mensch und Natur wird eine In­
terdependenz sichtbar, der fundamentale moralische Be­
deutung zukommt und die entsprechend einer eigenen 
Kennzeichnung bedarf. Unbeschadet der Tatsache, daß 
Umweltethik, je mehr man ins Detail geht, höchst diffe­
renzierte Sachverhalte abzudecken hat, erscheint es zu­
gleich immer notwendiger, daß sie ebenso auch die Ge­
samtheit unseres Umgangs mit der Natur auf den Be­
griff bringt. Es geht um die Frage der Stimmigkeit im 
Verhältnis von Mensch und Natur als ganzer, um die 
Rückbindung der menschlichen Kulturwelt - mitsamt 
der Dynamik der sie bestimmenden Wirtschaft - in das 
sie tragende Netzwerk einer sich ebenfalls dynamisch 
auslegenden Natur. Das zentrale Stichwort hierfür, das 
man in bisherigen umweltethischen Konzeptionen ver­
geblich sucht, heißt "Gesamtvernetzung" oder, mit ei­
nem vom lateinischen ,,fete" (das Netz) abgeleiteten Be­
griff: Retinität. In diesem Begriff der Retinität ist die 
entscheidende umweltethische Bestimmungsgröße und 
damit das Kernstück einer umfassenden Umweltethik 
festgehalten. Will der Mensch seine personale Würde als 
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Vernunftwesen im Umgang mit sich selbst und mit an­
deren wahren, so kann er der darin implizierten Verant­
wortung für die Natur nur gerecht werden, wenn er die 
"Gesamtvemetzung" all seiner zivilisatorischen Fähig­
keiten und Erzeugnisse mit dieser ihn tragenden Natur 
zum Prinzip seines Handeins macht. Das Retinitätsprin­
zip ist das Schlüsselprinzip der Umweltethik. 

Es mag dieses im Umweltgutachten 1994 vom Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen ins Zentrum all sei­
ner umweltethischen Überlegungen gerückte Prinzip der 
Retinität manchem Ohr gewiß noch neu und ungewohnt 
sein. Und dennoch ist nicht zu leugnen, daß es unsere 
spezifisch umweltethische Verantwortung genau auf den 
Punkt bringt. Das gibt ihm sein Gewicht, das verleiht 
ihm moralische Appellqualität. Gewiß handelt es sich 
hier um eine neue Wortschöpfung, aber um eine solche, 
die etwas erklärt, was sonst ideologisiert und verfälscht 
zu werden droht. Tatsächlich stößt sich ja auch niemand 
daran, daß so zentrale sozialethische Prinzipien wie So­
lidarität und Subsidiarität - Begriffe von höchster ge­
sellschaftlicher und politischer Relevanz - nicht weni­
ger spätneuzeitliche Kunstbegriffe sind. Als sozialethi­
sche Wegweiser und Orientierungsmargen sind sie den­
noch längst unverzichtbar geworden. Als unverzichtbar 
in diesem Sinne hat dann aber auch das Retinitätsprin­
zip zu gelten, dem die beiden anderen Prinzipien Soli­
darität und Subsidiarität als weitere grundlegende ge­
sellschaftliche Konstruktionselemente zugeordnet wer­
den müssen. Die Handlungskonsequenzen, die sich aus 
ihm ergeben, sind in der Tat gerade ordnungspolitisch 
von ungeheurer Tragweite. Das Retinitätsprinzip zwingt 
uns dazu, unsere bisherige Konzeption von sozialer 
Marktwirtschaft nochmals zu transzendieren und sie um 
die ökologische Komponente zu vertiefen. Die ökologi­
sche Frage ist kein Adnex, vielmehr definieren wir mit 
unseren Antworten auf die sich mit ihr stellenden Her­
ausforderungen die tatsächlichen Basisvoraussetzungen 
eines jeden tragfähigen ökonomischen und sozialen 
Fortschritts. 
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Die Vernetzungsproblematik umgreift die Austausch­
und Verteilungsproblematik. Von daher ist es im Grunde 
auch unerfindlich, warum sich nicht wenige immer noch 
dagegen sträuben, den programmatischen ordnungspo­
litischen Begriff der "sozialen Marktwirtschaft" um die 
längst fällige zusätzliche Bestimmung "ökologisch" zu 
erweitern. Ein derartiger ordnungspolitischer Konserva­
tivismus kann nur dazu führen, daß wir uns den Blick 
für die tatsächliche Interdependenz und Komplexität der 
menschlichen Fortschrittszusammenhänge weiterhin 
verstellen. Selbst in den Soziallehren der Kirchen ist 
dies immer noch nicht genügend bedacht. Nicht von un­
gefähr trägt das diesbezügliche, in diesen Tagen eben 
erst vorgestellte gemeinsam konzipierte Konsultations­
papier der beiden großen christlichen Kirchen den Titel: 
"Über die wirtschaftliche und soziale Lage in Deutsch­
land". Im Rahmen der Grundkonzeption dieses Papiers 
findet sich für die ökologische Frage immer noch kein 
systematischer Ort. Man begnügt sich damit, die sich 
hier stellenden Erfordernisse in einem knappen Sonder­
abschnitt mit einigen allgemein gehaltenen Bemerkun­
gen lediglich anzudeuten. Offenbar gilt es also selbst 
hier noch vieles aufzuarbeiten, will man dieser "Welt im 
Wandel" mit ihren in dieser Weise bisher nie gekannten 
und in der Tat ungeheuren Herausforderungen gerecht 
werden. Genau deshalb aber ist es gerade unsere Pflicht, 
auch in unseren Einzelschritten und Einzelunternehmun­
gen das Ganze im Blick zu halten und nicht mit seg­
mentierten und genau dosierten Verantwortungen unse­
re Gewissen ruhig zu stellen. Günter Anders warnte hier 
schon 1964 mit Recht vor einer zunehmenden "Taylori­
sierung der Moral". Letztlich geht es eben doch in je­
dem unserer Schritte zugleich um die Ermöglichung 
oder aber auch um die Vereitelung dessen, was wir für 
uns selbst und unsere Kinder in einem durchaus umfas­
senden affirmativen Sinne erhoffen: um unsere Zukunft 
auf diesem Planeten, um die Chancen für eine an der 
Würde und Verantwortungsfähigkeit des Menschen ori­
entierte dauerhaft-umweltgerechte, ökonomische und 
soziale Entwicklung der Menschheit insgesamt. 
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Nachhaltige Entwicklung aus ökonomischer Sicht 

Achim Lerch und Hans G. Nutzinger 

1. WARUM NACHHALTIGKElT? 

An der Schwelle zu einem neuen Jahrhundert, ja gar zu 
einem neuen Jahrtausend, sehen sich viele Menschen 
veranlaßt, den Blick in die Zukunft zu richten und dabei 
auch über den Tellerrand der Tagesgeschäfte und der 
Tagespolitik hinauszublicken, um nach den Perspekti­
ven der Entwicklung menschlichen Lebens auf diesem 
Planeten insgesamt zu fragen. Viele, ja allzuviele drän­
gende Probleme kommen einem dabei sofort in den 
Sinn, und längst sind es nicht mehr nur einige wenige 
"Umweltschützer", sondern eine breite interessierte Öf­
fentlichkeit und zudem zahlreiche Fachleute aus Wirt­
schaft und Banken, aus Wissenschaft und Medien, die 
über die Bedrohung unserer natürlichen Lebensgrund­
lagen und die Möglichkeit ihres Erhalts unter den Be­
dingungen der modemen Industriegesellschaft nachden­
ken. Aus der Vielzahl der Probleme seien hier nur eini­
ge genannt: die Zerstörung der schützenden Ozonschicht 
und die drohende Klimakatastrophe, die Bodenver­
schlechterung, die Verschrnutzung von Meeren und 
Trinkwasser, die Vernichtung der Regenwälder, die be­
drohte Artenvielfalt und nicht zuletzt die ungelösten 
Probleme einer nahezu ungebremsten Bevölkerungsex­
plosion. 

Die Ursachen dieser Probleme sind vielfältig und oft 
schwer durchschaubar; wir verstehen sie ein wenig bes­
ser, wenn wir dem Blick nach vom eine kurze Rück­
schau auf die bisherige Entwicklung, vor allem in unse­
rem ausgehenden Jahrhundert, voranstellen. Allein in 
diesen Zeitraum fällt ein Wachstum der Weltbevölke­
rung von 1,6 auf über 5 Milliarden Menschen, eine Stei­
gerung des Verbrauchs fossiler Brennstoffe um das 
Dreißigfache und der Industrieproduktion um mehr als 
das Fünfzigfache und die Rodung einer immensen Flä­
che für landwirtschaftliche Nutzung, die größer ist als die 
in der gesamten Menschheitsgeschichte zuvor freigehaue­
ne Waldfläche. Die Weltwirtschaft produziert heute mit 
einem Produktionswert von 20 Billionen Dollar in sieb-
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zehn Tagen so viel wie um die Jahrhundertwende in ei­
nem Jahr. Dennoch konnten 340 Millionen Menschen ih­
ren Mindestkalorienbedarf im Jahr 1980 nicht decken, 
dennoch verhungern jährlich l3 Millionen Menschen -
nicht etwa, weil selbst diese enorme Produktionsleistung 
noch zu gering wäre, sondern weil sie äußerst ungleich 
über die Weltbevölkerung verteilt ist. 

Im Namen internationaler Arbeitsteilung und freien 
Welthandels nehmen heute viele pflanzliche Nahrungs­
mittel einen energie- und ressourcenverzehrenden Um­
weg über den Viehmagen, bevor sie auf dem Tisch von 
uns wohlhabenden Komsument(inn)en auf der Nordhälf­
te der Erdkugel ankommen. So wünschenswert unter 
den idealen Bedingungen ökonomischer Lehrbücher die 
Mobilität aller Faktoren ist, so trägt in der unvollkom­
menen Realität der Welthandel, so wie er heute prakti­
ziert wird, viel zu einer ungleichen internationalen Ar­
beitsteilung zwischen den Ländern des Südens und des 
Nordens und zur Gleichzeitigkeit von Überversorgung 
und Mangelernährung bei. Zugleich bestärken solche 
Konsequenzen der real existierenden Weltwirtschaft die 
Vorbehalte und Vorurteile der Länder des Südens gegen 
marktwirtschaftliche Lösungen, weil sie - zu Recht oder 
zu Unrecht - befürchten, daß sich hinter der von den 
Industrieländern geforderten Freiheit der Märkte in 
Wahrheit die Vorherrschaft der Stärksten über die 
Schwachen verbirgt. Adam Smith's (1776) Botschaft 
vom Reichtum der Nationen, die sich in weiten Teilen 
Europas und Nordamerikas als so erfolgreich erwiesen 
hat, erscheint aus der Sicht der Ärmsten dieser Erde als 
wenig überzeugend und verheißungsvoll. All dies er­
schwert die kooperativen Lösungen, die im Interesse ei­
ner weltweit nachhaltigen Wirtschaftsweise von den 
Ländern des Nordens und des Südens gemeinsam gefun­
den werden müssen. 

Blickt man auf die politischen Umwälzungen der jüng­
sten Vergangenheit, so stimmen diese hoffnungsvoll und 
ängstlich zugleich: Der Kalte Krieg ist vorüber, doch 
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Krisen und Kriege begleiten den Veränderungsprozeß im 
Osten und erschweren, gemeinsam mit den anderen 
schwelenden Konflikten in Südamerika, Afrika und 
Asien, viele gutgemeinte und oftmals wohldurchdachte 
Ansätze zu einer globalen Problemlösungsstrategie. 
Eine solche Strategie als Antwort auf all die drängen­
den Probleme muß in der Suche nach neuen Entwick­
lungspfaden bestehen, die auch unseren Kindern und 
Kindeskindern noch eine lebenswerte Existenz auf die­
sem Planeten sichern; darin sind sich heute viele Men­
schen einig. Eine solche "nachhaltige Entwicklung" 
(sustainable development) , wie sie Vertreter aus 22 
Ländern in dem Bericht der Weltkommission für Um­
welt und Entwicklung (WCED) aus dem Jahr 1987 for­
dern, ist allerdings ein anspruchsvolles Konzept: Es ver­
langt nicht weniger als einen gerechten Ausgleich zwi­
schen den Interessen der Bewohner von Erster und Drit­
ter Welt einerseits sowie zwischen den Interessen heuti­
ger und zukünftiger Generationen anilererseits. Durch 
diese Verknüpfung von Effizienz- und Distributionsfra­
gen steht das Konzept der nachhaltigen Entwicklung in 
einem gewissen Spannungsverhältnis zu der in' der öko­
nomischen Theorie, aber auch der wirtschaftspolitischen 
Praxis sonst geläufigen und auch durchaus nützlichen 
Trennung von Allokations- und Verteilungsproblemen. 
Wir werden allerdings sehen, daß sowohl aus theoreti­
schen als auch aus praktischen Gründen diese (Wieder­
)Verknüpfung unvermeidlich ist. 

Der Grundgedanke der nachhaltigen Entwicklung ist ei­
gentlich denkbar einfach: Im ursprünglichen forstwirt­
schaftlichen Sinne bedeutet Nachhaltigkeit ganz einfach, 
daß man nicht mehr Holz schlagen sollte, als im glei­
chen Zeitraum nachwächst. Dem entspricht im Bankge­
schäft die an den Sparer gerichtete Empfehlung, er solle 
von den "Zinsen" leben und nicht sein "Kapital" auf­
zehren. Und jeder Unternehmer weiß, daß die beständi­
ge Nutzung seines Unternehmenskapitals ohne Bildung 
der erforderlichen Abschreibungen und die Vornahme 
der entsprechenden Ersatzinvestitionen nur eine gewis-
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se Zeit gutgehen kann - was andernfalls geschieht, zeig­
te sich in großem Maßstab unlängst beim Zusammen­
bruch der DDR-Wirtschaft, die über Jahrzehnte ihre 
Maschinen und Anlagen übernutzt hatte und in nahezu 
jeder Hinsicht am Ende war. Selbstverständlich ist ein 
entsprechender Ratschlag an die Länder des Südens 
sinnvoll, daß sie auch in ihrem eigenen Interesse nicht 
Raubbau mit ihren tropischen Regenwäldern treiben 
sollten; indessen könnte dieser Rat dann wirkungslos 
bleiben, wenn trotz besserer Einsicht unmittelbare Not 
und wachsende Bevölkerungszahlen zur Rodung im­
menser Waldflächen treiben. Dies ist einer der Gründe 
dafür, warum Verteilungsgesichtspunkte nicht aus der 
Diskussion um einen weltweiten Klimaschutz ausge­
blendet werden können. 

2. Zu DEN ETHISCHEN GRUNDLAGEN DER NACHHALTIG­

KEITSFORDERUNG 

Ziel dieses Beitrages ist es zu zeigen, daß die Nachhal­
tigkeitsforderung aus den Prinzipien praktischer Ver­
nunft begründet werden kann, also keiner besonderen 
religiösen oder gar einer biozentrischen oder physiozen­
trischen Begründung bedarf, sondern sich bereits aus 
einem aufgeklärten Anthropozentrismus ergibt. Dazu 
genügt im Kern der Gedanke einer universalen Mensch­
heit (unter Einschluß künftiger Generationen), der wir 
alle angehören. 1) Insofern besteht eine Übereinstim­
mung mit Wilhelm Korff, der sich ebenfalls für eine an­
thropozentrische - und gegen eine ökozentrische - Ethik 
ausspricht. Das von ihm entwickelte Prinzip der Retini­
tät (Umweltgutachten 1994) nimmt viele Aspekte der 
ökonomisch-ökologischen N achhaltigkeitsdiskussion 
auf.2) Unterschiede können sich vielleicht ergeben im 

1) Vgl. zu einer ausführlichen Darstellung des gegenwärtigen 
Diskussionsstandes den Sammelband von Nutzinger (1996). 

2) "Es geht um die Frage der Stimmigkeit im Verhältnis von 
Mensch und Natur als ganzer, um die Rückbindung der 
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Hinblick auf Korffs Postulat des Gemeinwohls bzw. der 
Verantwortung für die Umwelt. Aus ökonomischer 
Sicht, die ja seit Adam Smith primär auf die Koordi­
nation interessegeleiteter Handlungen von Individuen 
über funktionierende Wettbewerbs märkte abhebt, ist 
Gemeinwohl- richtige Rahmenbedingungen vorausge­
setzt - weniger ein Ziel als vielmehr ein wahrscheinli­
ches Ergebnis menschlichen Handeins. 

Das Wettbewerbsmodell ist allerdings unvollständig im 
Hinblick auf künftige Generationen, die nicht aufheuti­
gen Märkten (und auch nicht im politischen Prozeß) 
vertreten sind; daher muß Smith's (1776) Idee der "un­
sichtbaren Hand" gerade im Hinblick auf das Erforder­
nis langfristiger Nachhaltigkeit durch das Konzept der 
"government-assisted invisible hand" ergänzt werden. In 
ökonomischer Perspektive geht es also um ein typisches 
Externalitätenproblem, das sich aus den nicht zurei­
chend berücksichtigten Interessen anderer, insbesondere 
künftig lebender Menschen ergibt. In wirtschaftsethi­
scher Sicht betrifft dies die Frage nach unserer Verant­
wortung gegenüber den Mitmenschen und der Nachwelt, 
in wirtschaftspolitischer Hinsicht geht es um die Frage, 
inwieweit die Interessen einer universal gedachten 

menschlichen Kulturwelt - mitsamt der Dynamik der sie 
bestimmenden Wirtschaft - in das sie tragende Netzwerk ei­
ner sich ebenfalls dynamisch auslegenden Natur. Der Um­
weltrat ist der Auffassung, daß das zentrale Stichwort hier­
für, das man in bisherigen umweltethischen Konzeptionen 
vergeblich sucht, 'Gesamtvernetzung' heißt oder, mit einem 
vom lateinischen 'rete' (das Netz) abgeleiteten Begriff: Reti­
nität. In diesem Begriff der Retinität ist die entscheidende 
umweltethische Bestimmungsgröße und damit das Kernstück 
einer umfassenden Umweltethik festgehalten. Will der 
Mensch seine personale Würde als Vernunftwesen im Um­
gang mit sich selbst und mit anderen wahren, so kann er der 
darin implizierten Verantwortung für die Natur nur gerecht 
werden, wenn er die 'Gesamtvernetzung' all seiner zivilisa­
torischen Tätigkeiten und Erzeugnisse mit dieser ihn tragen­
den Natur zum Prinzip seines HandeIns macht. Das Retini­
tätsprinzip ist das Schlüsselprinzip der Umweltethik" (Um­
weltgutachten 1994, S. 54). 
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Menschheit durch funktionierende Wettbewerbsmärkte 
bereits abgegolten sind und inwieweit sie zusätzlicher 
korrektiver Staatseingriffe bedürfen, die dann auch ih­
rerseits eine Reihe von Begründungs- und Umsetzungs­
problemen aufwerfen. Jedenfalls greift das Konzept der 
nachhaltigen Entwicklung einen genuin ökonomischen 
Gedanken auf, nämlich die Forderung nach Substanzer­
haltung, in unserem Falle nach Erhalt des Naturkapi­
tals. 

Dabei sind schwierige Abwägungsprobleme im Hinblick 
auf die Vereinbarkeit kurz-, mittel- und vor allem lang­
fristiger Ziele und Maßnahmen zu lösen, die von der 
Ökonomik unter der Perspektive der Alternativkosten 
gesehen werden, also der Kosten und Erträge einer Ent­
scheidung, bewertet zu Kosten und Erträgen der jeweils 
"nächstbesten" Alternative, die dann nicht zum Zuge 
kommen kann. Hier ergeben sich deutliche Berüh­
rungspunkte, ja sogar Übereinstimmungen mit Wilhelm 
Korffs "Güter- und Übelabwägung". Eine zentrale Fra­
geist dabei sowohl aus naturwissenschaftlicher als auch 
aus umweltethischer Perspektive im jeweiligen konkre­
ten Einzelfall zu entscheiden, nämlich ob und inwieweit 
in Ansehung der natürlichen Lebensgrundlagen eine der­
artige Abwägung überhaupt möglich ist. Das im folgen­
den skizzierte Konzept der Quasi-Nachhaltigkeit ist als 
ein erster Versuch einer solchen Beurteilung von Abwä­
gungsmöglichkeiten zu verstehen. 

Weitere Beiträge der ökonomischen Theorie sind bei der 
Behandlung von Konsequenzen der Unsicherheit künf­
~~ger Kosten und Erträge, bei der Modellierung und 
Uberwindung von Gefangenendilemmata (z.B. durch 
das von Hans-Jürgen Ewers und Franz Josef Rader­
macher vorgeschlagene Schnüren von wohlfahrtsverbes­
sernden "Verhandlungspaketen") und bei der Analyse 
von Gerechtigkeitsprinzipien (etwa des Maximin- und 
des Differenzprinzips von John Rawls (1975)) zu erwar­
ten. Zugleich müssen die Grenzen der ökonomischen 
Analyse, insbesondere im Hinblick auf irreversible Ent-
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scheidungen zu Lasten künftiger Generationen, erkannt 
und respektiert werden}) 

In der Regel wird die Einbeziehung derartiger umwelt­
ethischer Grundlegungen wohl nicht so aussehen kön­
nen, daß man eine "Verbotsgrenze" für ökonomisches 
Denken zieht, sondern daß man aus der Untersuchung 
der konkreten Problematik Anhaltspunkte für die be­
grenzte Reichweite ökonomischer Aussagen gewinnt. 
Insbesondere müssen die unterschiedlichen, ja oftmals 
sogar asymmetrischen Konsequenzen verschiedener 
Strategien angesichts von Unsicherheit in Rechnung ge­
stellt werden (vgl. unten Abschn. 5 und 6). 

3. PROBLEME GLOBALER NACHHALTIGKElT 

Die Schwierigkeiten und Fallstricke, die in dieser zu­
nächst einsichtigen Grundidee der Na~hhaltigkeit ver­
borgen sind, zeigen sich unmittelbar, wenn dieses Kon­
zept auf unsere Wirtschaftsweise insgesamt und die glo­
bale Entwicklung der Menschheit übertrageli; werden 
soll. Ein Problem ist sofort offenkundig: Unsere Wirt­
schaft basiert eben heute nicht mehr allein oder auch nur 
überwiegend auf nachwachsenden Rohstoffen wie Holz, 
sondern ist in erster Linie auf sogenannte erschöpfbare 
Ressourcen angewiesen, also auf Rohstoffe, die sich ent­
weder überhaupt nicht regenerieren oder aber nur in 
Zeiträumen, die weit über menschliche Ansprüche hin­
ausgehen und die daher nicht nachhaltig im strengen 
Sinne genutzt werden können. 

Nachhaltigkeit war ursprünglich auf einige wenige, 
räumlich abgegrenzte Bereiche wie die Forstwirtschaft 
beschränkt.4) Wenn man nun dieses Konzept auf die 
Erde insgesamt ausdehnt, wie dies die Weltkommission 
für Umwelt und Entwicklung (WCED 1987) tut, so hat 
man es mit den unterschiedlichsten sektoralen und re­
gionalen Wirtschaftsbereichen zu tun, mit einer kaum 
mehr überschaubaren Zahl von Akteuren und vor allem 

mit dem Problem, daß diese Aktivitäten und Akteure in 
vielfältiger Weise miteinander verflochten sind; der 
Ökonom spricht hier von einem Interdependenzpro­
blem. In diesem vielfältigen und unüberschaubaren Be­
ziehungs geflecht gibt es meist keine eindeutigen kausa­
len Zurechnungen mehr, die eine einfache Identifizie­
rung von Opfern und Tätern erlauben würden; einfache 
Ansatzpunkte für eine umfassende ökologische Politik 
- wie etwa die Suche nach und die Bestrafung von 
Schuldigen - sind daher eher die Ausnahme.5) In einer 

3) Ohne daß im Rahmen dieses Aufsatzes eine umfassende Aus­
einandersetzung mit dem bedeutenden Beitrag von John 
Rawls vorgenommen werden könnte, sei an dieser Stelle an­
gemerkt, daß seine Konstruktion eines "Schleiers der Unwis­
senheit" unter allen Teilnehmern des Urzustandes (original 
position) im Hinblick auf künftige Generationen wenig Sinn 
macht, weil jeder Teilnehmer der original position ja genau 
weiß, ob er der heutigen oder einer künftigen Generation an­
gehört; ist ersteres der Fall, hat er keinen Anreiz, für eine 
Maximin-Regel einzutreten, da er ja auch für die Zukunft si­
cher sein kann, daß er nicht einer strukturell schwächeren 
künftigen Generation angehört. Warum also sollte er für eine 
Regel zum Schutz Schwächerer eintreten, von der erkennba­
rerweise er selbst nicht profitiert? Dies kann nur mit weiter­
führenden Überlegungen geschehen, die sich beispielsweise 
auf eine Kantsche Pflichtethik, möglicherweise auch auf eine 
Aristotelische Tugendethik stützten könnten. Innerhalb des 
Rawlsschen Systems erscheint eine derartige Ausweitung der 
original position auf künftige Generationen jedenfalls wenig 
überzeugend. 
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4) In der Tat entstand das Nachhaltigkeitskonzept und eine dar­
an ausgerichtete Forstwirtschaft im Spätmittelalter wesentlich 
als theoretische und praktische Lehre aus einer ökologischen 
Katastrophe während des 14. Jahrhunderts, die sich durch 
eine Übernutzung der damaligen Zentralressource Holz erge­
ben hatte; vgl. dazu mit weiteren Literaturhinweisen Nutzin­
ger (1995a). 

5) Die große Medien- und Öffentlichkeitswirkung entsprechen­
der Aktionen, wie sie etwa Greenpeace vornimmt, beruht häu­
fig gerade darauf, daß sie uns die Überschaubarkeit und ein­
fache Lösbarkeit komplexer Situationen vortäuschen. Soweit 
nun derartige Aktionen das öffentliche Bewußtsein auf öko­
logische Problemlagen lenken, die dann allerdings der analy­
tischen Durchdringung bedürfen, sind sie durchaus hilfreich; 
kontraproduktiv können diese Einzelaktionen dann werden, 
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vielfältig miteinander verflochtenen Weltwirtschaft sind 
letztlich wir alle in dieser oder jener Weise für die Ge­
fährdung der Naturgrundlagen mitverantwortlich, ohne 
daß wir allein durch individuelle Verhaltensänderungen 
Entscheidendes ändern können. Letztere sind zwar, nicht 
zuletzt wegen ihrer Beispielfunktion für andere, etwa die 
Länder des Südens, unverzichtbar; grundsätzliche Lö­
sungen müssen jedoch vor allem auf systemischer Ebe­
ne gesucht und gefunden werden. Die von Walter Euk­
ken (1952) begründete (national staatliche) Ordnungspo­
litik muß daher prinzipiell zu einer "Weltordnungspoli­
tik" erweitert werden. 

Zwischen all den verschiedenen Handlungsfeldern auf 
nationaler und transnationaler Ebene bestehen nun, wie 
bereits bemerkt, die unterschiedlichsten Beziehungen; 
sie sind teilweise auf wechselseitige Ersetzbarkeit (Sub­
stituierbarkeit) und teilweise auf wechselseitige Zu­

. sarnmengehörigkeit (Komplementarität) angelegt. Be­
sonders problematisch ist dabei die immer nur be-
schränkt mögliche Substituierbarkeit zwischen Naturka­
pital und menschengemachtem, reproduzierbarem Sach­
kapital; die Natur ist zwar auch Lieferantin von Sach­
gütern und Dienstleistungen für den Produktionsprozeß, 
aber sie ist mehr als das, nämlich eine Voraussetzung 
menschlichen Lebens und damit des Wirtschaftens 
schlechthin. Diesem fundamentalen Umstand tragen 
aber gegenwärtig weder die ökonomische Theorie noch 
die wirtschaftliche Praxis ausreichend Rechnung (Daly 
1992). 

Ein zentrales Theoriedefizit der Wirtschaftswissenschaf­
ten besteht in ihrer Erfassung der natürlichen Umwelt; 
sie behandeln sie, meist implizit, als einen Teil des öko-

wenn sie nicht zu umfassender Reflexion und langfristigem 
strategischen Handeln führen, sondern kurzfristigem und häu­
fig blindem Aktionismus Vorschub leisten. 

6) Frühe eindringliche, aber damals weitgehend überhörte War­
nungen formulierte bereits vor mehr als vier Jahrzehnten Karl 
William Kapp (1950, 1988). 
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nomischen Systems, während sich letzteres, trotz aller 
funktionalen, technischen und symbolischen Ausdiffe­
renzierung, doch nicht der physikalisch-biologischen 
Tatsache entziehen kann, daß die Wirtschaft Teil des 
"Raumschiffs Erde" ist. Ob man nun, wie Daly (1992), 
eine Art von kopernikanischer Wende der Wirtschafts­
theorie fordert, welche ihre überkommene Ökonomie­
zentriertheit überwindet, so wie Kopernikus die Geozen­
trizität des ptolemäischen Weltbildes überwand, oder ob 
man von erheblichen Modifikationen auf dem Wege zu 
einer umfassenden Ökologischen Ökonomie spricht, ist 
zweitrangig; sicher ist nur, daß viele unserer liebgewon­
nenen ökonomischen Denkgewohnheiten und vermutlich 
auch ein Großteil unserer wirtschaftlichen Praxis völlig 
neu überdacht werden müssen. 

Eine erste Konsequenz zeigt sich bei der Frage, ob und 
inwieweit wir Ökonomen die uns geläufige und, wie Wil­
helm Korff darlegt, auch für den Umweltethiker akzep­
table Abwägung zwischen verschiedenen Formen von 
Kapital (Natur-, Sach- und Humankapital) weiterhin so 
unbekümmert vornehmen können, wie wir dies jahrzehn­
telang gewohnt waren.6) Zumindest gilt es nun, im Ein­
zelfall zu prüfen, ob die jedem trade-ojfzugrundeliegen­
den Substituierbarkeitsbedingungen in der Realität tat­
sächlich wenigstens näherungsweise gegeben sind. In die­
ser Frage gibt es durchaus unterschiedliche Meinungen, 
die wir im folgenden anhand zweier Extrempositionen 
grob, doch nicht unfair vereinfacht, darstellen und im 
Hinblick auf ihre theoretischen und praktischen Konse­
quenzen untersuchen wollen. 

Auf der einen Seite gehen die Vertreter der sogenannten 
schwachen Nachhaltigkeit (weak sustainability) von ei­
ner vollständigen Substituierbarkeit zwischen Natur- und 
Sachkapital aus, so daß es uns letztlich gleichgültig sein 
könnte, in welcher physischen Form wir den ererbten Ka­
pitalbestand an die nächste Generation weitergeben. Wir 
könnten demnach eine ärmere Umwelt hinterlassen, wenn 
wir diesen Mangel durch einen erhöhten Bestand an Stra-
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ßen oder Maschinen ausgleichen. Umgekehrt könnten wir 
weniger Straßen vererben, falls wir dies durch einen grö­
ßeren Bestand an Feuchtgebieten und Wiesen oder durch 
mehr Erziehung und Bildung kompensieren. Das - öko­
logische, ökonomische und umweltethische - Hauptpro­
blem ist dabei offenkundig: Zerstörte Landschaften oder 
ausgerottete Tier- und Pflanzenarten sind für künftige 
Generationen unwiederbringlich (irreversibel) verloren. 
Mit noch soviel menschengemachtem Kapital können wir 
sie nicht wiederherstellen, und daher nehmen wir durch 
solche unwiderruflichen Entscheidungen künftigen Gene­
rationen, die sich dagegen nicht wehren können, wichtige 
Optionen für ihre eigene Lebensgestaltung. Offensichtlich 
bedürfen hier ökonomische Theorie und wirtschaftliche 
Praxis einer Begrenzung durch eine allgemein verbindli­
che und allgemein akzeptierte Ethik, und daher ist es nur 
uneingeschränkt zu begrüßen, daß nach dem Erlaß vom 
August 1990 nunmehr - mit Wilhelm Korff - ein ausge­
wiesener Moralphilosoph Mitglied de~ Rates von Sach­
verständigen für Umweltfragen geworden ist. Allerdings 
können wir hier nur einen ersten Schritt in die richtige 
Richtungerkennen.!. 

Freilich sichert auch ethische Tugendhaftigkeit noch 
lange nicht die erwünschte nachhaltige Entwicklung. 
Dies zeigt sich, wenn wir die andere Extremposition be­
trachten, die von den sog, Radikal- oder Fundamental­
ökologen (deep ecologists) vertreten wird. Hierbei wird 
strikte Nachhaltigkeit (strong sustainability) im ur­
sprünglichen Sinne gefordert und jede Form von Sub­
stituierbarkeit zwischen verschiedenen - menschen­
gemachten und natürlichen - Kapitalgütern ausge­
schlossen. Dieser beeindruckende Beweis von ecologi­
cal correctness führt im Ergebnis aber nur dazu, daß 
jede menschliche Inanspruchnahme von Natur nicht­
nachhaltig sein muß und es keinen Maßstab der Abwä­
gung zwischen den verschiedenen Formen der (letztend­
lich nachhaltigkeitswidrigen) Naturnutzung gibt. So 
weit auseinander auch beide Extrempositionen zu liegen 
scheinen, in einem sind sie sich verdächtig ähnlich: Sie 
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führen letztlich dazu, daß man gar nichts für den Natur­
erhalt tut, weil man entweder gar nichts zu tun braucht 
oder weil man ohnehin gar nichts mehr dafür tun kann. 
Übertriebener Optimismus und grenzenloser Pessimis­
mus sind also in ihren potentiell verheerenden Folgen 
gleichermaßen irreführend, und einmal mehr scheint der 
Satz "Les extremes se touchent" von Charles Fourier 
(1808) zuzutreffen. 

Eine mittlere Position in dieser Frage nehmen die Ver­
treter einer Ökologischen Ökonomie ein, welche die be­
grenzte Substituierbarkeit zwischen Natur-, Sach- und 
Humankapital akzeptieren, aber gleichzeitig die grund­
legende Lebenserhaltungsfunktion der Natur hervorhe­
ben. In ihrer Sicht hängt die Frage der Substituierbar­
keit vom konkreten Einzelfall ab und kann nicht durch 
eine A-priori-Festlegung dafür oder dagegen entschie­
den werden. Anhand von sogenannten Nutzungsregeln 
kann dann eine Quasi-Nachhaltigkeit skizziert werden, 
die zwischen den Extrempolen der ökologisch unzurei­
chenden schwachen Nachhaltigkeit einerseits und der 
kaum realisierbaren strengen Nachhaltigkeit anderer­
seits angesiedelt ist (vgl. Abb. 1). 

4. NACHHALTIGKElTSREGELN 

Die erste dieser Regeln fordert in direkter Anlehnung an 
die forstwirtschaftliche Nachhaltigkeit, daß die Abbau­
rate regenerierbarer Ressourcen deren Regenerationsra­
te nicht übersteigen darf. Darüber hinaus darf aber die 
Funktionsfähigkeit der Natur nicht durch An- und Ab­
bau erneuerbarer Ressourcen beeinträchtigt werden, und 
dadurch wird der mit regenerativen Ressourcen oftmals 
einhergehende Landschafts- und Naturverbrauch zum 
begrenzenden Faktor. Die zweite Regel trägt der Tatsa­
che Rechnung, daß wir die Umwelt nicht nur durch die 
Entnahme von Ressourcen belasten, sondern insbeson­
dere auch durch den Eintrag von Schadstoffen in ver­
schiedene Umweltmedien (Boden, Luft und Wasser), 
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"Nutzungsregeln" 
als Konkretisierung von Nachhaltigkeit 

Rl "sustainable yield": Bei erneuerbaren Ressourcen darf die Abbau­
rate die Regenerationsrate nicht übersteigen. 

R2 "sustainable waste disposal": Abfallmengen bzw. Schadstoff­
emissionen dürfen die Assimilationskapazität der Umwelt nicht 
übersteigen. 

R3 "Quasi-Nachhaltigkeit": Der Verbrauch nicht erneuerbarer Res­
sourcen muß ausgeglichen werden: 

R4 

- durch eine entsprechende Zunahme des Bestandes erneuerbarer Res­
sourcen bzw. des Bestandes an Technologie zur Nutzung erneuerba­
rer Ressourcen und/oder 

- durch eine Effizienzsteigerung bei der Nutzung erschöpfbarer Res­
sourcen dera:t, daß dadurch das Nutzungspotential des verringerten 
Best~~de~ mllldestens ebenso groß ist wie das Nutzungspotential des 
ursprunghchen Bestandes ohne technischen Fortschritt und/oder 

- durch den Ersatz knapper erschöpflicher Ressourcen durch reichli­
cher vorhandene, aber ebenfalls nicht erneuerbare Ressourcen mit 
der Perspek~ive eines Zeitgewinns für den Übergang zu entsprechen­
den regenenerbaren Ressourcen. 

"Finanzierungsregel": Die Renten aus dem Einsatz erschöpflicher 
Ressourcen si~d für die Entwicklung alternativer Technologien zu 
verwenden, dIe (ausschließlich oder vorrangig) auf erneuerbare 
Ressourcen zurückgreifen. 

Abb.1 

entsprechende Zunahme erneuerba­
rer Ressourcen und/oder eine ent­
sprechende Effizienzsteigerung bei 
ihrer Nutzung so ausgeglichen wer­
den muß, daß das Nutzungspotential 
des verringerten Bestandes minde­
stens ebenso groß ist wie das Nut­
zungspotential des ursprünglichen 
Bestandes ohne technischen Fort­
schritt; auch der Ersatz knapper er­
schöpflicher Ressourcen durch weni­
ger knappe, aber ebenfalls nicht er­
neuerbare Ressourcen mit der Per­
spektive eines Zeitgewinns für den 
Übergang zu entsprechenden regene­
rierbaren Ressourcen könnte als zu­
mindest temporäre Ausgleichsmaß­
nahme in Betracht gezogen werden. 

Das Hauptproblern bei jedem Ver­
such, unter heutigen Bedingungen 
dem Grundsatz der Nachhaltigkeit 
wenigstens wieder etwas näher zu 
kommen, besteht offenkundig darin, 
daß das Zeitmaß natürlicher Verän­
derungen - etwa des Aufbaus fossi­
ler Energieträger - und der hochbe­
schleunigte Zeittakt menschlicher 
Eingriffe in die Natur - etwa der 
Abbau und die Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas - weit auseinan-

und sie fordert daher, daß die Abgabe von Schadstoffen 
unterhalb der Assimilationskapazität des Ökosystems 
bleiben muß. In gewisser Weise können wir diese assi­
milative Kapazität des ökologischen Systems als eine er­
schöpfbare Ressource sui generis betrachten. 

Die dritte Regel bezieht sich auf die nicht regenerierba­
ren Ressourcen und verlangt, daß die Reduktion des 
Bestandes dieser erschöpfbaren Ressourcen durch eine 

derklaffen. Man kann daher die drei zuvor genannten 
Regeln auch abrunden, ja in gewisser Weise auch zusam­
menfassen durch die Zeitregel, welche die Enquete-Kom­
mission "Schutz des Menschen und der Umwelt" (1994, 
S. 32) aufgestellt hat; ihr zufolge muß das Zeitmaß an­
thropogener Einträge bzw. Eingriffe in die Umwelt in ei­
nem ausgewogenen Verhältnis zum Zeitmaß der für das 
Reaktionsvermögen der Umwelt relevanten natürlichen 
Prozesse stehen. 
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Zu diesen Nutzungsregeln kann man nun noch mit Hart­
wick (1977,1978) eine Finanzierungsregel hinzufügen, 
die sich mit der nicht unwichtigen Frage der Beschaf­
fung der für eine nachhaltigkeitsorientierte Politik erfor­
derlichen Mittel befaßt; nach dieser Finanzierungsregel 
müssen die Renten aus dem Einsatz erschöpflicher Res­
sourcen dazu verwendet werden, um alternative Tech­
nologien aufzubauen, die - ausschließlich oder vorran­
gig - auf erneuerbare Ressourcen zurückgreifen. 

5. NACHHALTIGKEIT ALS LANGFRISTKONZEPT 

Die zeitliche Perspektive des Konzepts der nachhaltigen 
Entwicklung ist grundsätzlich langfristig, im Prinzip auf 
einen unendlichen Zeitraum ausgerichtet.7) Damit wird 
vor allem auch dem Umstand Rechnung getragen, daß 
die Folgen heutiger Handlungen eine zuvor nie gekann­
te Reichweite erlangt haben und nickt nur unsere Kin­
der, sondern viele nachfolgende Generationen zu den 
Betroffenen zählen; daraus ergeben sich, wie Hans Jo­
nas (1984) pointiert hervorhebt, völlig neue Frobleme 
der Langfristverantwortung, die durch eine Art von Ka­
tegorischem Imperativ - eben Jonas' "Prinzip Verant­
wortung" - als regulative Idee erfaßt werden sollen. 

Diese langfristige Perspektive ist daher in ethischer Per­
spektive sicher als eine der Stärken des Konzepts der 
Nachhaltigkeit zu werten. Gleichzeitig liegt darin aber 
auch eine gewisse Schwäche: Das Anforderungsniveau 

7) Als oberste Grenze für menschliche Existenz muß die Nut­
zung des eingestrahlten Sonnenlichts betrachtet werden, die 
ihrerseits durch die Lebenszeit der Sonne - weitere 2 Milli­
arden Jahre - begrenzt ist. Weit frühere Grenzen können aber 
der Menschheit durch neue Eiszeiten oder durch Faunen­
schnitte als Folge von Meteoriteneinschlägen gesetzt werden. 
Die Unvorhersehbarkeit (und mangelnde Beherrschbarkeit) 
derartiger Ereignisse kann aber sicherlich nicht als Vorwand 
dafür herhalten, daß man im Hinblick auf solche Katastrophen 
jede vernünftige Zukunftsvorsorge unterläßt. 
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(die "Meßlatte") für heutige Entscheidungen wird so 
hoch gesetzt, daß es zuweilen fast unmöglich erscheint, 
ihm gerecht zu werden. Das ist auch der Grund dafür, 
daß Nachhaltigkeit, trotz der Konkretisierung mittels 
der beschriebenen Nutzungsregeln, vor allem negativ 
definiert ist: Es fällt relativ leicht, Entwicklungen zu 
identifizieren, die nicht auf Dauer aufrechterhalten wer­
den können. Sehr viel schwerer fällt dagegen die Ent­
wicklung von Strategien, von denen mit hinreichender 
Sicherheit behauptet werden könnte, sie seien langfristig 
mit dem Prinzip der Nachhaltigkeit vereinbar. Dieser 
Umstand trägt möglicherweise mit dazu bei, daß sich 
der Begriff der nachhaltigen Entwicklung zu einem 
Schlagwort zu entwickeln droht, dem verbale Zustim­
mung zwar stets sicher ist, an dessen handlungsleiten­
der Konkretisierung es aber weithin mangelt. Es besteht 
gewissermaßen ein Spannungsverhältnis zwischen zu­
kunftsgerichtetem (langfristigem) Problembewußtsein 
und gegenwartsbezogenem (kurzfristigem) Handlungs­
bedarf. 

Diese Überlegungen sind nicht mißzuverstehen: Damit 
soll die Bedeutung langfristiger Überlegungen und Stra­
tegien nicht in Abrede gestellt werden, im Gegenteil. Sie 
sind enorm wichtig, um die Richtung vorzugeben, in die 
wir uns bewegen müssen. Unumgänglich scheint aber 
ein gewisser Pragmatismus in der Herangehensweise, 
damit nicht fundamentalistische Maximalforderungen, 
wonach etwas entweder nachhaltig ist oder eben nicht, 
zu einer faktischen Handlungsblockade führen. Das Bei­
spiel der für eine nachhaltige Entwicklung weltweit ent­
scheidenden Problematik der Energieversorgung ver­
deutlicht das grundsätzliche Problem: Eine langfristig 
über Generationen nachhaltige Energieversorgung ist 
letztlich, darüber sind sich wohl die meisten Experten 
einig, allein auf der Basis der Sonnenenergienutzung in 
all ihren Formen denkbar. Die Umstellung der jetzigen, 
vorwiegend auf fossilen Energieträgern basierenden En­
ergieversorgung auf eine solche nachhaltige Solar­
energiewirtschaft gelingt aber nicht plötzlich, nicht ein-
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mal schnell, sondern ist ein - vermutlich langwieriger _ 
ständiger Prozeß, der seinerseits den Einsatz fossiler 
Energieträger erfordert. 8) Diese Entwicklung wird zu­
sätzlich noch dadurch erschwert, daß trotz vieler Bemü­
hungen in den letzten Jahrzehnten das weltweite Bevöl­
kerungswachstum nahezu ungebremst voranschreitet 
und der immense Energie- und Ressourcenverbrauch der 
Industrieländer immer noch weiter steigt. 

Sollen Erfolge auf dem Weg zu einer nachhaltigen Ent­
wicklung erzielt werden,kommt gerade den nächsten 
beiden Jahrzehnten eine wichtige, ja die zentrale Stel­
lung zu: In dieser Zeit müssen in den wichtigsten Berei­
chen die Weichen gestellt und die Veränderungen in 
Gang gesetzt werden, um den mit zahlreichen Schwie­
rigkeiten und Hindernissen verbundenen Übergang auf 
einen dauerhaften, zukunftsfähigen Entwicklungspfad 
zu bewältigen. Welche Weichenstellungen dies im ein­
zelnen sind, um welche Veränderungen es geht, ist da­
bei nicht mit letztlicher Sicherheit und im Detail be­
stimmbar, und auch das trägt zu den Umsetzungspro­
blemen nachhaltiger Entwicklung bei. Gleichwohl gibt 
es aber, zum\ndest in einigen wichtigen Schlüsselberei­
chen, einen weitgehenden Konsens über die notwendi­
gen Richtungsänderungen. 

So steht es außer Frage, daß die Emissionen treibhaus­
relevanter Gase, allen voran Kohlendioxid, stark einge­
schränkt werden müssen. Beim CO2 beträgt die 
erforderliche Emissionsminderung nach den Berechnun­
gen des Intergovernmental Panel on Climate Change 
(lPCC) weltweit 50% bis zur Mitte des nächsten Jahr­
hunderts, wenn der globale Temperaturanstieg auf 0,1 
Grad pro Jahrzehnt beschränkt werden soll, was den 
Experten als gerade noch akzeptabel erscheint. Dies er­
fordert aber von den Industrieländern, die in der Ver­
gangenheit für den weitaus größten Teil der Emissionen 
verantwortlich waren, eine weit stärkere Reduktion um 

8) Vgl. dazu die Beiträge in Nutzinger (1995b). 
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etwa 80%, wenn ein berechtigter Nachholbedarf der 
Entwicklungsländer anerkannt wird. Ähnlich starke Re­
duktionserfordernisse ergeben sich aus der Nachhaltig­
keitsforderung auch für andere Schadstoffe und für den 
Verbrauch der meisten im heutigen Wirtschaftsprozeß 
eingesetzten Rohstoffe. 

Es scheint dabei vor dem Hintergrund des erwähnten 
kurzfristigen Handlungsbedarfs zunächst allerdings eher 
zweitrangig, ob man Nachhaltigkeit in jedem Einzelfall 
so exakt quantifizieren kann, wie dies beispielsweise in 
der vieldiskutierten Studie Sustainable Netherlands ver­
sucht wird, die von Milieudefensie (1994), der nieder­
ländischen Sektion von "Friends of the Earth", publi­
ziert wurde. Es ist vermutlich nach derzeitigem ökolo­
gischen Kenntnisstand gar nicht möglich, die notwendi­
gen Reduktionsziele für alle erdenklichen Schadstoffe 
oder Ressourcenverbräuche so exakt zu beziffern, wie 
dies im Falle der Kohlendioxidemissionen mittlerweile 
nach Meinung fast aller führenden Klimaforscher mög­
lich ist. Aus diesem Grund versucht auch die sehr viel 
ausführlichere deutsche Studie Zukunftsfähiges 
Deutschland (BUNDlMisereor 1996), mit Hilfe quali­
tativer Leitbilder und einiger weniger quantitativer Re­
duktionsziele für Energie, Material und Fläche nur ei­
nen ungefähren, aber doch hinreichend konkreten Rah­
men für die erforderliche Umsteuerung aufzuzeigen. 

Viel wichtiger als der Streit, ob Z.B. der Aluminiumver­
brauch um 70, 80 oder gar 90% reduziert werden muß, 
ist wohl zunächst, überhaupt einmal die Einsicht in die 
Notwendigkeit solcher Reduktionen zu wecken und sich 
auf die ersten Schritte zu einigen. Eines jedenfalls ist 
klar: Die Reduktionserfordernisse werden beträchtlich 
sein und trotz aller möglichen Effizienzsteigerungen 
auch eine Änderung unseres Lebensstils und eine Be­
grenzung unserer Ansprüche notwendig machen. Den 
Königsweg zur N achhaltigkeit wird es nicht geben, und 
vermutlich wird der Prozeß, der erforderlich ist, um ans 
Ziel zu gelangen, durch eine Reihe von Versuchen und 
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Irrtümern gekennzeichnet sein. Dabei müssen aber die 
Risiken des Irrtums nach bestem Wissen so gering wie 
möglich gehalten werden. 

Eine der Hauptschwierigkeiten angesichts der geballten 
Probleme besteht nun gerade bei der Beurteilung dieser 
zukünftigen Risiken und auch der Chancen neuer techno­
logischer Entwicklungen: Beide können sowohl über­
schätzt als auch unterschätzt werden. Dabei erweisen sich 
sowohl übertriebener Optimismus als auch resignativer 
Pessimismus als gefährlich, da im Ergebnis beide zur Ta­
tenlosigkeit verführen können, im einen Fall, weil man 
glaubt, nichts unternehmen zu müssen, im anderen Fall, 
weil man befürchtet, nichts mehr gegen die drohende Ka­
tastrophe unternehmen zu können. Alle Aussagen über 
die Zukunft sind letztlich ungewiß, und heutige Entschei­
dungen müssen unter Unsicherheit getroffen werden. 
Auch das Unterlassen notwendiger Entscheidungen, 
selbst wenn es mit dem Hinweis q,uf diese Unsicherheit 
begründet wird, stellt eine ihrerseits der Kritik zugängli­
che und bedürftige Entscheidung dar. Sichet ist eines: 
Auch künftige Generationen werden eine möglichst intak­
te Umwelt brauchen, in der sie ihre Grundbedürfnisse 
nach Nahrung, Kleidung, Wärme, Gesundheit und auch 
nach Naturerleben aus erster Hand befriedigen können. 

Auch hier stehen sich wieder zwei extreme Standpunkte 
gegenüber. Die technologischen Optimisten vertrauen 
darauf, daß die Lösungen künftiger Probleme, so sie 
überhaupt auftreten, schon rechtzeitig gefunden werden, 
und sie vertrauen auch auf die Anpassungsfähigkeit der 
Gesellschaft. Die Pessimisten verweisen dagegen auf die 
enormen Risiken eines solchen Optimismus und bezwei­
feln, daß man sich darauf verlassen könne, daß die tech­
nologische Lösung zu jedem erdenklichen Problem -
wenn eine solche denn überhaupt existiert - in jedem 
Fall rechtzeitig gefunden und zur Anwendungsreife ge­
bracht werden kann. Beide Positionen, so stellt der 
Ökonomienobelpreisträger von 1989, der Norweger 
Trygve Haavelmo, fest, gehen das Risiko irrtümlicher 
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Vorhersagen ein, allerdings bei einer extremen Asymme­
trie, was die Schwere der Folgen dieser Irrtümer anbe­
langt. Mit einer rücksichtslosen optimistischen Politik 
sind möglicherweise irreversible und bedrohliche Aus­
wirkungen verbunden, die in keinem Verhältnis zu den 
Folgen einer vorsichtigeren pessimistischen Politik -
etwa in Form heutiger Verzichte - stehen. Es spricht 
also einiges dafür, in allen Fällen, in denen es keine 
überzeugenden Gründe für eine optimistische Politik mit 
hohen Risiken gibt, statt dessen eine vorsichtige "pessi­
mistische" Strategie zu verfolgen, vor allem dann, wenn 
ihr vorhersehbares Resultat als noch erträglich empfun­
den werden kann. Es steht uns nicht zu, zu Lasten unse­
rer Kinder und Kindeskinder auf "alles oder nichts" zu 
setzen. 

6. DER BEITRAG DER TECHNIK 

Die Alternative zu technologischem Optimismus liegt 
jedoch keineswegs in Technikfeindlichkeit - im Gegen­
teil: Die Lösung der Probleme erfordert neue, intelligen­
te Technologien, die es uns erlauben, mit den begrenz­
ten Ressourcen so effizient und sparsam wie nur mög­
lich umzugehen. Nachhaltigkeit braucht nicht weniger, 
sondern andere, bessere, naturverträglichere Technolo­
gien. Ein "Zurück zur Natur", wie es einst schon Jean­
J acques Rousseau forderte, wird es im Sinne einer 
Rückkehr zu vorindustriellen Wirtschafts formen nicht 
geben, wohl aber ein Zurück zu einem umfassenderen 
Naturverständnis und zur Anerkenntnis unserer Abhän­
gigkeit von den natürlichen Stoff- und Klimakreisläu­
fen, ein Zurück zur "natürlichen Vernunft". 

Die vielzitierte "Effizienzrevolution" bedarf zukunfts­
weisender Innovationen auf vielen Gebieten, und hierin 
liegt letztlich die große Chance, wirtschaftliche Ent­
wicklung, Bedürfnisbefriedigung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen mit der Idee der Nachhaltigkeit in Ein­
klang zu bringen. Der Übergang zu einer nachhaltigen 
Wirtschaftsweise wird somit zu einer der zentralen Her-
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ausforderungen für die Unternehmen, die sich in dieser 
Zeit zu einem Großteil ohnehin in einer Phase tiefgrei­
fenden Strukturwandels befinden. Internationalisierung 
des Wettbewerbs, innovative Vorsprünge ausländischer 
Konkurrenten im Bereich zukunftsweisender Technolo­
gien und Kostenvorteile in vielen asiatischen und osteu­
ropäischen Ländern sind die Anforderungen des Mark­
tes, die neue Strategien sowie innovative Produkte und 
Produktionsverfahren schon aus ökonomischem Eigen­
interesse erzwingen. 

Diese globale und ökologische Herausforderung sollten 
die Unternehmen als Chance sehen und, so fordert es 
etwa Stephan Schmidheiny (1992) von seinen Unterneh­
merkollegen, offensiv angehen, um den Wandel mitzu­
gestalten und einen ökonomischen Vorteil daraus zu zie­
hen. Denn die Zukunft, so Schmidheiny, einer der reich­
sten Unternehmer der Schweiz, der im Auftrag des Ge­
neralsekretärs der Umwelt-Konferenz von Rio de Janei­
ro 48 Topmanager aus der ganzen Welt zu einem Unter­
nehmerrat für nachhaltige Entwicklung zusammenge­
führt hat, gehört umweltgerechten Produkten. Gerade 
die deutsche Industrie, die mit einer Ausfuhr von Um­
weltschutzgütern im Wert von 35 Milliarden DM 1990 
zum mit Abstand größten Exporteur auf diesem Markt 
avancierte, verfügt hier über gute Startvoraussetzungen. 

Beim Aufbruch in das 21. Jahrhundert, das Ernst UI­
rich v. Weizsäcker als Jahrhundert der Umwelt bezeich­
net hat, ist also Unternehmergeist im besten Sinne des 
Wortes gefordert - und möglicherweise bewähren sich 
dabei auch ganz neue "Koalitionen", wie etwa die 
Zusammenarbeit des Bundesverbandes Junger Unter­
nehmer (BJU) mit dem Bund für Umwelt und Natur­
schutz (BUND) oder auch die Bemühungen fortschritt­
licher Kreditinstitute um die Einrichtung und den Ver­
trieb ökologisch ausgerichteter Fonds. Allerdings ist da­
bei eine zentrale Frage noch unbeantwortet: Wie kann 
es uns gelingen, eine Effizienzrevolution in den verschie­
densten Bereichen durchzusetzen, ohne daß deren öko-
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logisches Sparpotential durch mengenmäßiges Wachs­
tum aufgefressen oder sogar überkompensiert wird?9) 
Offenbar kann eine nachhaltige Entwicklung nur dann 
erfolgreich sein, wenn es uns gelingt, die innovatorische 
Dynamik des marktwirtschaftlichen Systems in ökolo­
gischer Absicht zu erhalten, ohne daß wir zugleich ihrer 
zumindest partiell ökologisch destruktiven Wachstums­
motorik ausgeliefert sind. 

7. NACHHALTIGKElT UND ARBEITSPLÄTZE 

In der Struktur der Industriegesellschaften wird es also 
Veränderungen geben und geben müssen - nicht nur, 
aber auch auf grund der Nachhaltigkeitsforderung. Eini­
ge Industriezweige werden schrumpfen oder möglicher­
weise ganz verschwinden, dafür werden neue Industrie­
zweige und Dienstleistungen entstehen. Zu den 
Schrumpfungs branchen werden vermutlich die beson­
ders energieintensiven Sektoren gehören, wie Metall­
verarbeitung, Papier- und Erdölindustrie, die chemische 
Industrie sowie der Bereich Gestein, Erden und Glas. 
Allein diese fünf Industriezweige, so errechnete das 
World Watch Institute, machen 80-85% des Energiever­
brauchs und des Schadstoffausstoßes im US-amerika­
nischen Produktionssektor aus, aber nur 17% der Ar­
beitsplätze. Betrachtet man die gesamte Wirtschaft der 
USA, so entfallen immer noch 21 % des gesamten Ener­
gieverbrauchs - und nur 3% der Arbeitsplätze - auf die­
se fünf Branchen. Andere Industrieländer weisen hier­
bei ähnliche Größenordnungen auf,10) und daher kön-

9) Viele der in Schmidheiny u.a. (1992) angeführten Beispiele, 
wie etwa Chemie und Verkehr, sind gerade durch diese Pro­
blematik belastet. Ähnliche Fragen wirft auch die jüngst pu­
blizierte Studie von WeizsäckerlLovinslLovins (1995) auf. 

10) Zu ähnlichen Ergebnisse kommt das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin, das eine ökologische 
Steuerreform mit dem Schwerpunkt Energiebesteuerung für 
Deutschland untersucht und für durchführbar hält (vgI. Green­
peace 1994). 
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nen diese Zahlen zumindest anschaulich machen, daß 
der erforderliche Strukturwandel zwar nicht schmerzlos 
sein wird, daß aber die damit verbundenen Probleme 
und Risiken überschaubar und beherrschbar erscheinen; 
dies gilt vor allem im Vergleich zu den kaum absehba­
ren langfristigen und möglicherweise katastrophalen 
Auswirkungen, die mit einem "business as usual" ver­
bunden wären. 

Man muß sich klarmachen, daß die hier angestellte Be­
trachtung der Entwicklung zu einer nachhaltigen Wirt­
schafts weise in den nächsten Jahrzehnten über eine üb­
liche konjunkturelle Sichtweise hinausgeht. Zunächst ist 
es ohnehin schwierig, für eine solch lange Zeitspanne 
auch nur einigermaßen verläßliche Konjunkturprogno­
sen anzustellen. Sehr wahrscheinlich wird es in diesem 
Zeitraum sowohl Phasen konjunkturellen Aufschwungs 
als auch solche der "Rezession" geben; die Konjunktur­
zyklen der Vergangenheit waren d~utlich kürzer als 
zwanzig Jahre. Wenn man allerdings überhaupt kon­
junkturelle Entwicklungen und die Auswirkungen einer 
Nachhaltigkeitsforderung gemäß den beschriebenen 
Nutzungsregeln auf die Wirtschaftslage betrachtet, muß 
man deutlich unterscheiden, auf welche Größen man die 
Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität bezieht. 
Das Wachstum des Bruttosozialproduktes erweist sich 
ja bekanntermaßen als ein sehr unzureichendes Maß für 
die gesellschaftliche Wohlfahrt, die ja eigentliches Ziel 
des Wirtschaftens ist. Trotz der seit langem bekannten 
Fragwürdigkeit des Sozialprodukts als Wohlfahrtsindi­
kator herrscht bis heute allerdings eine weit verbreitete 
Wachstumsgläubigkeit, die der leitende Ökonom der 
Umweltabteilung der Weltbank, Herman E. Daly, als 
"Wachstumsmanie" kritisiert. Die Problematik eines In­
dikators, der oft Verschlechterungen der Lebensqualität 
oder gar massive Schäden positiv bewertet, verdeutlicht 
Daly pointiert am Beispiel des Wachstumsfanatikers, 
der selbst den eigenen Tod noch als Fortschritt sieht, da 
der Umsatz des Bestattungsunternehmens das Sozial­
produkt steigert. Mit der einseitigen Orientierung am 
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Bruttosozialprodukt richtet sich die Gesellschaft, wie es 
der erste Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaf­
ten (1969), Jan Tinbergen, ausgedrückt hat, "nach dem 
falschen Kompaß". 

Die Fragwürdigkeit des Wohlfahrtsindikators Bruttoso­
zialprodukt zeigt sich insbesondere auch dann, wenn 
man die Entkoppelung des Wirtschafts wachstums von 
den Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt betrachtet. 
Ein steigendes Sozialprodukt bei stagnierender oder gar 
steigender Arbeitslosigkeit als wirtschaftlichen Fort­
schritt zu werten erscheint zunehmend fragwürdig. 
Nachhaltige Entwicklung heißt insofern also auch, bis­
herige Maßstäbe gesellschaftlichen Fortschritts kritisch 
zu hinterfragen und gegebenenfalls neue Indikatoren zur 
Beurteilung der Ergebnisse des Wirtschaftsprozesses 
heranzuziehen. Gefragt sind in diesem Zusammenhang 
vor allem auch neue Modelle zur Aufteilung der vor­
handenen Arbeit unter den Gesellschaftsmitgliedern, ein 
veränderter Stellenwert der Arbeit im sogenannten in­
formellen Sektor und ein neues Verständnis von Ratio­
nalisierung: Nicht die möglichst effiziente Einsparung 
menschlicher Arbeitskraft, sondern die Einsparung von 
Energie und Ressourcen markieren wirtschaftlichen 
Fortschritt auf dem Weg zur Nachhaltigkeit. 

Eine der notwendigen Veränderungen in der Wirtschafts­
weise wird sicher darin bestehen, daß Ressourcen und 
Energie auch durch die Produktion haltbarer und lang­
lebiger Güter eingespart werden. Man muß sich nicht 
unbedingt der Maximalforderung des Ökonomen Nicho­
las Georgescu-Roegen anschließen, die Mode, die Gal­
liani bereits 1750 als "Krankheit des menschlichen Gei­
stes" bezeichnete, ganz abzuschaffen, um die Fragwür­
digkeit von Konsumgewohnheiten zu erkennen, bei 
denen noch vollkommen gebrauchsfähige Güter auf im­
mer größer werdenden Müllbergen landen, nur weil sie 
nicht mehr dem gerade aktuellen Modetrend entspre­
chen. Und wenn man ganze Haushaltsgeräte wegwirft, 
nur weil ein kleines Ersatzteil kaputt, die Reparatur aber 
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teurer als die Neuanschaffung ist, verdeutlicht dies die 
Schieflage zwischen den Preisen für menschliche Ar­
beitskraft einerseits und für natürliche Ressourcen an­
dererseits. 

Bedeutet also einerseits die Kritik am Sozialprodukt als 
Wohlfahrtsindikator, daß Wirtschaftswachstum nicht 
automatisch zu einer Steigerung der Lebensqualität 
führt, so heißt dies nicht umgekehrt, daß eine Steigerung 
der Umwelt- und damit der Lebensqualität zwangsläu­
fig eine stagnierende Wirtschaft bedeuten muß. Der auf 
dem Weg zur Nachhaltigkeit erforderliche technische 
Fortschritt benötigt vielfältige Innovationen und damit 
auch erhebliche Investitionen. Es kommt dabei auch 
darauf an, so der bereits zitierte Herman E. Daly, die 
Investitionen umzulenken von der Akkumulation produ­
zierten Kapitals hin zur Erhaltung und Wiederherstel­
lung natürlichen Kapitals. Damit ist natürlich auch das 
ureigenste Betätigungsfeld der Banken angesprochen. 
Deren Einfluß auf die Investitionsentscheidungen der 
Unternehmen darf sicher nicht überschätzt, aber eben 
auch nicht unterschätzt werden. Und die Einbeziehung 
von Fragen der Umweltverträglichkeit in die Kriterien 
der Kreditvergabe wäre keineswegs nur ein "ökologi­
scher Luxus", sondern läge durchaus im wohlverstan­
denen ökonomischen Eigeninteresse der Banken, da um­
weltschädigende Technologien langfristig ohnehin keine 
Zukunft mehr haben. Wenn allerdings derartige Umori­
entierungen in großem Maßstab wirksam werden sollen, 
so wird dies entscheidend davon abhängen, daß die 
Hauptsignale der Wirtschaft, die relativen Preise, in eine 
weniger umweltschädliche Richtung hin verändert wer­
den müssen. 

8. ÖKONOMISCHE INSTRUMENTE ZUR NACHHALTIGKEIT 

UND ZUM KLIMASCHUTZ 

Das politische Instrumentarium, das notwendig sein 
wird, um die angesprochenen Veränderungsprozesse in 

53 

Gang zu bringen, muß dabei vermutlich ebenso vielfäl­
tig sein wie die zahlreichen erforderlichen kleinen und 
großen Veränderungen. Eine besondere Rolle kommt 
aber in jedem Fall den sog. ökonomischen Instrumen­
ten des Umweltschutzes zu, die eine Umsteuerung der 
Wirtschaft über den Preismechanismus anstreben und 
dabei die Flexibilität und Anpassungsfähigkeit des 
Marktes einsetzen, um eine weniger verschwenderische 
Nutzung von Naturgütern im weitesten Sinne zu errei­
chen. Denn nur wenn die relativen Preise, z.B. für En­
ergie oder erschöpfliche Rohstoffe im Verhältnis zur 
Arbeit, die tatsächlichen Knappheiten, die sich aus der 
N achhaltigkeitsforderung ergeben, zumindest nähe­
rungsweise widerspiegeln, kann es zu einer gesamtwirt­
schaftlich effizienten Anpassung der wirtschaftlichen 
Akteure an diese Knappheiten kommen. Neben einer 
Verteuerung des Naturverbrauchs bedeutet dies zu­
nächst vor allem auch die Abschaffung ökologisch un­
sinniger Subventionen.!l) Über die Form etwa einer 
ökologischen Steuerreform wird im einzelnen zum Teil 
heftig gestritten, es kann aber kaum noch ein Zweifel 
bestehen, daß mittelfristig die Preise für Energie und 
knappe Ressourcen steigen müssen, während gleichzei­
tig eine Kostenentlastung beim Faktor Arbeit erfolgen 
muß. 

Eine besondere Schwierigkeit, aber zugleich auch eine 
praktische Chance ergibt sich hierbei aus dem Erforder­
nis, daß die Begrenzung des Ausstoßes klimarelevanter 
Gase mit ökonomischen - aber auch mit außerökono­
mischen - Mitteln prinzipiell weltweit erfolgen muß. Da 
es bislang, trotz der Entwicklung zahlreicher internatio­
naler Organisationen, kaum wirksame Institutionen auf 
Weltebene gibt, muß das öffentliche Gut "Klimaschutz" 
auf dem Wege von Vereinbarungen geschaffen werden, 
deren Zustandekommen und deren Einhaltung nicht mit 
traditionellen zwangsstaatlichen Mitteln möglich ist. 
Während die Begrenzung anderer Schadstoffemissionen 

11) Vgl. dazu Triebswetter u.a. (1995). 
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auf regionaler, nationaler oder auch länderüber­
greifender Grundlage mit den bekannten administrativen 
und ökonomischen Instrumentarien möglich und sinn­
voll erscheint, erfordert der Klimaschutz ein weltweites 
Vorgehen, insbesondere bei der notwendigen Einschrän­
kung des Energieverbrauchs in den Industrieländern. Da 
die Führungsrnacht USA gerade hier kein rühmliches 
Beispiel abgibt und aller Voraussicht nach auch keine 
Führungsrolle wahrnehmen wird, scheinen hier derzeit 
nur zwei Wege möglich: Entweder ein einzelnes Indu­
strieland übernimmt eine zeitlich begrenzte Vorreiterrol­
le um andere Nationen zum Mitmachen und zur Nach-. 
ahmung anzuregen; dies hat beispielsweise kürzlich die 
SPD-Bundestagsfraktion für Deutschland vorgeschla­
gen. Eine andere, vermutlich bessere Möglichkeit wäre 
das gemeinsame Handeln einer "kritischen Masse" von 
Industrienationen, z.B. der Mitglieder der Europäischen 
Union, deren Vorbild dann nolens volens zunächst die 
anderen entwickelten Länder und später auch die Staa­
ten des Südens folgen müßten. 

Anders als bei anderen Umweltschäden bietet sich bei 
der COz- und Treibhausproblematik das Instrument von 
Umweltnutzungsrechten an, die nach einem internatio­
nal zu vereinbarenden Schlüssel auf die verschiedenen 
Länder aufzuteilen sind und dann innerhalb und außer­
halb der einzelnen Staaten gegen Entgelt übertragen 
werden können. 12) Ähnlich wie bei ökologisch orientier­
ten Steuern entsteht so die Tendenz, Vermeidungsmaß­
nahmen dort vorzunehmen, wo dies betriebs- und volks­
wirtschaftlich besonders kostengünstig ist. Dadurch 

12) Die üblichen Einwände gegen Lizenzlösungen, wie etwa lo­
kale Schadstoffkonzentrationen, spielen bei CO2 keine Rolle, 
da der Treibhauseffekt im wesentlichen auf der Gesamtmen­
ge der emittierten klimarelevanten Gase, unabhängig vom Ort 
ihrer Entstehung, beruht. V gl. zur praktischen Durchführung 
die Überlegungen von Heister und Michaelis (1991). 

13) V gl. den Beitrag von Morath, Pestel und Radermacher in die­

sem Band. 
14) Vgl. z.B. die Überlegungen von C.c. von Weizsäcker (1992). 

wird es auch möglich, den Schutz der natürlichen Le­
bensgrundlagen im Interesse heutiger und künftiger Ge­
nerationen mit weitaus weniger Aufwand zu bewerkstel­
ligen, als dies bei rein administrativen Instrumenten der 
Fall wäre. Die damit genutzten Effizienzreserven wür­
den es erlauben, sonst fehlende Mittel zur Stabilisierung 
der sozialen Sicherungssysteme in den Industrieländern 
und zu ihrem Aufbau in den Entwicklungsländern im 
Interesse einer Geburtenbegrenzung einzusetzen.13) 

Ohnehin würden die Länder des Südens, die bisher nur 
einen Bruchteil der Erdatrnosphäre belastet haben, bei je­
der auch nur halbwegs vernünftigen Auf teilung von Nut­
zungsrechten einen erheblichen Mittelzufluß von den 
Ländern des Nordens erwarten können, die in den letzten 
100 Jahren mehr als 80% der klimarelevanten Emissio­
nen verursacht und damit den ihnen billigerweise zuste­
henden Anteil bei weitem überzogen haben. Klimapolitik 
läßt sich also, richtig verstanden, mit Entwicklungs- und 
Bevölkerungspolitik durchaus sinnvoll verbinden. Vor al­
lem der Aufbau sozialer Sicherungs systeme als Alterna­
tive zu hohen Kinderzahlen könnte wenigstens teilweise 
aus den Entgelten für Umweltnutzungsrechte an die Län­
der des Südens finanziert werden. 

Daß es bisher kaum wirksame internationale Institutio­
nen gibt, braucht kein Hindernis auf dem Wege zu einer 
erfolgreichen Klimaschutzpolitik zu sein: Es liegt im In­
teresse aller Nationen, die begrenzten assimilativen Ka­
pazitäten der Erdatmosphäre wirtschaftlich zu nutzen. 
Und wer die ihm zustehenden oder die von ihm erworbe­
nen Kontingente überschreitet, riskiert erhebliche Nach­
teile in der Form von Konventionalstrafen oder von Straf­
zöllen auf die mit ökologischem Dumping erzeugten 
Güter und Dienstleistungen. 14) Das ökonomische Grund­
prinzip der wechselseitigen Vorteilhaftigkeit - hier für die 
Länder des Nordens und des Südens - läßt sich dabei 
sinnvoll einsetzen, um internationalen Regelwerken aus 
wohlverstandenem Eigeninteresse der Beteiligten zum 
Durchbruch und zur Beachtung zu verhelfen. 
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Es ist an dieser Stelle nicht möglich, detailliert auf die 
Anwendungsmöglichkeiten und -grenzen ökonomischer 
Instrumente, etwa im Hinblick auf den Klimaschutz, 
einzugehen. Soviel sei jedoch hier zusammenfassend 
festgestellt: Die Vorteile einer Steuerung mittels ökono­
mischer Instrumente gegenüber ordnungsrechtlichen 
Lösungen sind beträchtlich. 15) Sie beruhen insbesonde­
re auf drei zentralen Punkten: Durch die hierbei ange­
legte Tendenz, dort Veränderungen vorzunehmen, wo 
dies besonders kostengünstig ist, wird sichergestellt, daß 
die Aufwendungen für notwendige Strukturanpassungen 
so gering wie möglich gehalten werden. Auch dann blei­
ben diese Kosten beträchtlich, aber es besteht Grund zu 
der Hoffnung, daß die erforderlichen Verzichte in die­
sem Falle nicht nur geringer, sondern auch politisch eher 
akzeptabel sind. Über diese statische Effizienz hinaus 
sind vor allem die mit ökonomischen Instrumenten ver­
bundenen dynamischen Anreizwirkungen zur kontinu­
ierlichen Effizienzsteigerung von Bedeutung; dadurch 
wird die Entwicklung innovativer Technologien, ohne 
die ein Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschaftswei­
se nicht möglich sein wird, nachhaltig gefördert. Ökolo­
giefreundliche Innovationen werden rentabel. 

Schließlich gewährleistet eine solche Steuerung über den 
Preis den größtmöglichen Entscheidungs- und Freiheits­
spielraum auf seiten der Wirtschaftssubjekte hinsichtlich 
der jeweiligen Anpassungsreaktionen an die Rahmenbe­
dingungen, die durch das Konzept der N achhaltigkeit 
vorgegeben sind. Dies gilt insbesondere für die wichtige 
Frage, an welcher Stelle über Effizienzsteigerungen hin­
aus möglicherweise Verzichte auf bestimmte Ressour­
ceninanspruchnahmen geleistet werden können. Selbst­
verständlich sind ökologisch orientierte Steuern, Nut­
zungsrechte und auch Haftungsregeln keine Allheilmit­
tel, und sie bedürfen oftmals der Ergänzung durch staat-
1iche Mindest- oder Höchstvorschriften, insbesondere 
dann, wenn es um unmittelbar gesundheitsbedrohende 

15) Vgl. dazu ausführlicher Nutzinger (1995c). 
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Umweltschädigungen geht. Sie helfen aber, eine auch 
gesellschaftspolitisch unerwünschte, ja gefährliche Öko­
Diktatur zu vermeiden, die uns bei einem exzessiven 
Ausbau ordnungsrechtlicher Instrumente drohen würde. 

9. OHNE VERZICHTE WIRD ES NICHT GEHEN 

Diese These von den notwendigen Verzichten steht in 
gewissem - faktischem, nicht normativem - Konflikt 
zur Forderung von Morath, Pestel und Radermacher, 
daß es zu keinem - auch nur kurzfristigen - spürbaren 
Rückgang hinter den Status quo der jeweiligen Lebens­
bedingungen kommen darf. Selbstverständlich würde 
die Umsetzung einer Strategie nachhaltiger Entwicklung 
wesentlich erleichtert, wenn sich diese Restriktion tat­
sächlich durchsetzen ließe. Indessen: Selbst bei optimi­
stischen Annahmen über mögliche Effizienzsteigerungen 
beim Umgang mit natürlichen Ressourcen scheint die 
Hoffnung, allein mit einer "Effizienzrevolution" und 
ohne jegliche Verzichte die Probleme lösen zu können, 
nicht realistisch. So ist zum Beispiel das vielzitierte 
"Drei-Liter-Auto" sicher ein erheblicher und unbedingt 
anzustrebender Fortschritt, doch würde sein Beitrag zur 
Emissionsminderung mehr als aufgehoben, wenn bei­
spielsweise allein China einen ähnlichen Motorisie­
rungsgrad und ähnliche Fahrleistungen erreichen wür­
de, wie sie gegenwärtig in den westlichen Industriena­
tionen anzutreffen sind, oder wenn das Verkehrsaufkom­
men in den entwickelten Ländern mit der bisherigen 
Dynamik weiter wächst. Diese Gefahr, daß Effizienzge­
winne durch Mengeneffekte aufgefressen oder gar über­
kompensiert werden, ist gerade auch unter Berücksich­
tigung des berechtigten Wunsches der Entwicklungslän­
der nach einer Steigerung des Lebensstandards allge­
genwärtig. Deshalb sind sich zahlreiche Experten darin 
einig, daß für eine Lösung der globalen Probleme zur 
Effizienz- eine sogenannte Suffizienzrevolution in den 
reichen Industrienationen hinzukommen muß, die auch 
Beschränkungen auf einem immer noch hohen Niveau 
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von Bedürfnisbefriedigung und Naturinanspruchnahme 
mit einschließt. 

Eine solche Suffizienzrevolution wird durch die erwähn­
ten ökonomischen Instrumente, durch eine Veränderung 
der relativen Preise, sicher mit angestoßen, durch sie al­
lein aber noch nicht gewährleistet. Ökonomische Instru­
mente haben allerdings die wichtige Funktion, aufgrund 
ihrer Tendenz zur Kostenminimierung die aus unserer 
Sicht wohl unvermeidlichen Verzichte in den reichen In­
dustrieländern so gering wie möglich und damit auch 
eher gesellschaftlich akzeptabel zu gestalten; sie werden 
indes nicht zur Gesamtlösung ausreichen. Aus diesem 
Grund ist innerhalb der Nachhaltigkeitsdiskussion ein 
zunehmendes Bemühen um eine ethische Neuorientie­
rung erkennbar. Daher wird die ethische Bewußt­
seinsbildung zu einem zentralen Gegenstand künftiger 
Bemühungen. Es gilt nicht nur, eine Korrektur der jetzi­
gen, die tatsächlichen Knappheiten nur unzureichend 
oder gar verfälscht widerspiegelnden Preise vor­
zunehmen, sondern gleichzeitig auch die nur begrenzte 
Reichweite einer Zurechnung von Handlungsfc\lgen über 
Preise anzuerkennen und sich zu dem Prinzip 
Verantwortung zu bekennen, das Hans Jonas pointiert 
aus der enormen Reichweite dieser Handlungsfolgen 
hergeleitet hat. 

Die grundsätzliche ethische Neuorientierung, der die 
Ökonomie also sowohl in Theorie als auch in Praxis 
bedarf, ist wohl am ehesten zu finden in Immanuel 
Kants Auffassung von Sittlichkeit als einem objektiven 
Erfordernis, unabhängig von subjektiven Wünschen der 
Beteiligten. Damit läßt sich Kants "Kategorischer 
Imperativ" zu einem "Ökologischen Kategorischen 
Imperativ" ausweiten. Kants Auffassung, daß. der 
Mensch als "vernünftiges Wesen" kein reines Mittel für 
den anderen Menschen sein sollte, sondern einen Zweck 
an sich darstellt, läßt sich dadurch auf die nicht-mensch­
liche äußere Welt ausdehnen, daß man seine Idee der 
Menschheit ganz bewußt auch auf alle in der Zukunft 

lebenden Menschen anwendet. Denn diese Menschheit 
ist nun einmal auf Naturerhalt angewiesen. Und ebenso 
wie Kants Pflichtethik beruht die Forderung nach Nach­
haltigkeit nicht etwa, wie auch schon geargwöhnt wird, 
auf einer Ideologie oder einer irgendwie gearteten Trans­
zendentalbegründung, sie baut vielmehr auf den Prinzi­
pien der praktischen Vernunft auf. 

In diesem Sinne muß sich die Ökonomie heute auch wie­
der vermehrt Fragen der Ethik zuwenden, von denen sie 
sich vor über 200 Jahren zunächst einmal mit guten 

, Gründen verabschiedet hatte. Man kann schon heute sa­
gen, daß Nachhaltigkeitsdiskussion, Ethik und Ökono­
mie viel voneinander lernen können: Letztere erfährt, 
daß ihre Begrenzung auf Effizienzurteile und die Aus­
blendung von Verteilungsfragen sowohl theoretisch als 
auch praktisch beim Konzept der nachhaltigen Entwick­
lung nicht durchführbar sind. Die Nachhaltigkeitsde­
batte muß sich von einem wenig zielführenden ökologi­
schen Rigorismus abwenden, der ja ohnehin nur zur 
Inaktivität führt (ebenso wie der Mißbrauch des Nach­
haltigkeitskonzepts als reines Schlagwort), und sie muß 
den Gedanken der ökonomischen Abwägung, also Kon­
zepte wie Alternativkosten und Kosten-Nutzen-Analy­
se, mit in die Betrachtung aufnehmen. Das macht ethi­
sche Werturteile zur Nachhaltigkeit nicht überflüssig, 
trägt aber sicher dazu bei, ihre Akzeptanz vor allem bei 
den Menschen der Industrieländer zu stützen und zu er­
weitern. 
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Nur wenn es uns gelingt, wirtschaftliche Leistungsfä­
higkeit, persönliche Freiheit und innovatorische Dyna­
mik der Marktwirtschaft mit dem Erhalt unserer natür­
lichen Lebensgrundlagen zu verbinden, werden wir gu­
ten Gewissens von nachhaltiger Entwicklung reden und, 
noch wichtiger, sie im weltweiten Maßstab erfolgreich 
praktizieren können. In der Tat, die Welt ist mehr denn 
je im Wandel, und es liegt an uns, diesen Wandel ökolo­
gisch und ökonomisch tragfähig zu gestalten. 

NACHHALTIGE ENTWICKLUNG AUS ÖKONOMISCHER SICHT 
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Dauerhaft -umweltgerechtes Wi rtschaften: 
Entwurf für die künftige Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft 

Hans-Jürgen Ewers und Christoph Hassel 

A. UMWELTKRISE UND SUSTAINABLE DEVELOPMENT­

ZUR AGENDA ZUKUNFfSFÄHIGER POLITIKGESTAL­

TUNG 

Die Verwirklichung einer dauerhaft-umweltgerechten 
Entwicklung (sustainable development) ist auf nicht 
absehbare Zeit die größte Herausforderung für die in­
ternationale Völkergemeinschaft. Zunehmende Zerstö­
rung der Ozonschicht und globale Erwärmung der Tro­
posphäre mit hohen, allerdings regional unterschiedlich 
verteilten Klimarisiken treten neben klassische Umwelt­
schäden (abgas- und lärmbedingte Beeinträchtigungen, 
Waldschäden, Grundwasserkontaminationen, Tropen­
waldrodung, Bodenerosion) und implizieren aus ihrer 
Natur als global bads eine Internationalisierung der 
Umweltkrise. Gleichzeitig - und mit hoher Bedeutung 
für die global commons - wird die Thematik weltweiter 
Annutsbekämpfung immer dringlicher: Für die anhal­
tende Rodung der als COrSenken fungierenden tropi­
schen Regenwälder oder die zunehmende Desertifikati­
on in der Sahel-Zone zeichnet in Verbindung mit stei­
gender Siedlungs dichte armutsbedingte, aus Sicht der 
Betroffenen für die eigene Überlebenssicherung notwen­
dige Landnahme entscheidend verantwortlich.!) Die 
jüngsten Trendwerte akzentuieren, auch vor dem Hinter­
grund einer relativ engen Beziehung zwischen durch­
schnittlich erreichtem Lebensstandard und Bevölke­
rungswachstum, die Bedeutung einer durchgreifenden 
Annutsbekämpfung im Konzept des sustainable de­
velopment. Trotz einiger Fortschritte während der letz­
ten Generation leben noch immer eine Milliarde Men­
schen in akuter Armut (Weltbank 1992, S.I), in den 
letzten 25 Jahren hat sich ihre Zahl absolut sogar deut­
lich erhöht (Schubert 1994, S. 37). Eine wegen des 

1) Extremer Armutsdruck leistet allerdings nicht allein einem 
langfristig verantwortungslosen Umgang mit den Ressourcen 
der Natur Vorschub; oft sind durch Armut sozial marginali­
sierte Bevölkerungsgruppen von den Folgen wachsender Um­
weltbelastung selbst übermäßig betroffen (Harborth 1991; 
Weltbank 1992, S. 33 ff.). 
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hohen Trägheitsmoments demographischer Prozesse 
relativ sichere Trendextrapolation zeigt, daß um das 
Jahr 2030 mehr als 10 Milliarden Menschen auf der 
Erde leben werden (Weltbank 1994, S. 249). Eine Ver­
doppelung der Erdbevölkerung könnte neben neuen Ver­
teilungskonflikten insbesondere eine dramatische Ver­
schärfung der sich abzeichnenden Klimakrise auslösen. 
Nach konservativer Schätzung werden durch den 
Wachstumsbedarf der Entwicklungs- und Schwellen­
länder die energie bedingten anthropogenen Emissionen 
an Kohlendioxid, des bedeutendsten Treibhausgases, in 
den nächsten 20 Jahren von heute jährlich 22 Milliar­
den auf dann 32 Milliarden Tonnen zunehmen, sofern 
fossile Brennstoffe Hauptenergieträger bleiben (s. En­
quetekommission "Schutz der Erdatmosphäre" 1995, 
S. 120). 

Den Ergebnissen der immer valider werdenden Klima­
modelle zufolge ist eine hinreichende Stabilisierung des 
Weltklimas aber nur bei einer Rückführung von COz­
Emissionen bis zum Jahr 2050 auf 10 Milliarden Ton­
nen p.a. möglich (ibid., S. 97 ff.); im arithmetischen 
Mittel bedeutet dies eine Tonne je Einwohner und Jahr. 
Gegenwärtig werden in Europa aber - mit immer noch 
steigender Tendenz - über 10 und in den Vereinigten 
Staaten sogar über 20 Tonnen emittiert. 

Die hier nur schlaglichtartig vorgetragene tour 
d'horizon der globalen Umweltkrise erhellt das notwen­
dig dialektische Moment einer im Sinne des Sustainabi­
lity-Modells zukunftsfähigen Gesellschaftsordnung bzw. 
der aus ihr abgeleiteten Politik: Ökonomische, ökologi­
sche und soziale Entwicklung sind - im nationalen wie 
internationalen Kontext - als innere, einander bedingen­
de Einheit zu sehen. Diese mit der Konferenz der Ver­
einten Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 
1992 verbindlich gewordene, umfassende Programma­
tik stellt im Kern auf die Frage ab, wie die Bedürfnisse 
der Gegenwart, insbesondere die Grundbedürfnisse der 
Ärmsten der Welt, befriedigt werden können (Forderung 
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nach intragenerativer Gerechtigkeit), ohne die natürli­
chen Lebensgrundlagen und damit die Chancen künfti­
ger Generationen durch ressourcenintensives Wachstum 
nach dem Muster der Industrieländer zu gefährden (For­
derung nach intergenerativer Gerechtigkeit und Trag­
fähigkeit);2) sie impliziert vorrangig drei Handlungsebe­
nen: 

Erstens: Verringerung oder sogar Umkehrung des Be­
völkerungswachstums in Entwicklungs- und Schwellen­
ländern - Hier sollten weniger repressive Maßnahmen 
der Bevölkerungspolitik ("chinesisches Modell") im 
Vordergrund stehen als vielmehr die rasche Implemen­
tierung resp. mit Transferleistungen aus den Indu­
strieländern verbundene Förderung sozialer Alterssiche­
rungssysteme, die hohe Kinderzahlen als Instrument der 
Versorgung im Alter obsolet machen.3) 

Zweitens: In Hinblick auf die Überwindung von Armut, 
d.h. die Sicherstellung einer größer;n intragenerativen 
Gerechtigkeit innerhalb armer Regionen wie auch im 
Nord-Süd-Verhältnis, wird es neben sozialen Aus­
gleichsprozessen zwischen den in ihrer Leistungskraft 

2) Diese Interpretation einer "dauerhaft umweltgerechten Ent­
wicklung" macht sich kongenial die Semantik des Brundtland­
Berichts zu eigen. S. hierzu Hauff (Hrsg.) (1987): Unsere ge­
meinsame Zukunft. Der Bericht der Weltkommission für Um­
welt und Entwicklung (Brundtland-Bericht), insb. S. 46 ff., 
passim. 

3) S. hierzu auch die Ausführungen von Morath, Pestel, Rader­
macher in diesem Band. 

4) Interessanterweise verhält es sich mit der Verzerrung der re­
lativen Preise in vielen westlichen Volkswirtschaften genau 
umgekehrt: Hier werden Steuerpflichtige bzw. Verbraucher 
über die Gewährung direkter staatlicher Subventionen und 
Beihilfen (einschl. steuerlicher Vergünstigungen) sowie indi­
rekter Fördermaßnahmen (protektionistische Abschottung der 
Binnenmärkte, drastische administrierte Überhöhung des 
Preisniveaus landwirtschaftlicher Erzeugnisse insb. zu Lasten 
einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen mit relativ ho­
hem Nahrungsmittel-Ausgabenanteil) in beträchtlicher Grö­
ßenordnung in Anspruch genommen. 

immer weiter divergierenden Volkswirtschaften insbe­
sondere auf eine Mobilisierung des in den Ländern der 
"Dritten Welt" selbst vorhandenen endogenen Ent­
wicklungspotentials ankommen; langfristig erfolgver­
sprechende Perspektiven einer tragfähigen Hilfe zur 
Selbsthilfe liegen eher in der Förderung gesellschaft­
licher und ökonomischer Institutionen ("institutionelle 
Infrastruktur") als in der Betonung der technischen Di­
mension. Für jene besteht allerdings dringender Bedarf 
in bezug auf die Modernisierung der industriellen Pro­
duktion und des Energiesektors (Technologietransfer, 
joint implementation), um die in diesen Bereichen oft 
sehr geringe Ressourceneffizienz und hohe Emissions­
intensität zu verbessern. 

Die Entwicklung des landwirtschaftlichen Sektors stellt 
für das Leitbild sustainable development zweifellos eine 
strategische Schlüsselgröße dar. Hier sollte sich eine 
zukunftsfähige Entwicklungspolitik auf nationaler wie 
internationaler Ebene verstärkt um institutionelle Refor­
men und marktwirtschaftliche Öffnung bemühen, zu 
Lasten der in vielen Ländern der Dritten Welt bis dato 
vorherrschenden, meist von staatlich-autoritären Pla­
nungsregimen zu verantwortenden Diskriminierung (s. 
ausführlich FAD 1995). Mit diesem Paradigmenwech­
sel verbunden ist die entschiedene Abkehr von politi­
schen Leitbildern, die Entwicklung mit rascher 
Industrialisierung gleichsetzen und die hierfür notwen­
digen Mittel - ganz in der Tradition leninistischer 
Transformationsideen - dem beschäftigungsintensiven 
und deshalb vermeintlich "ergiebigen" Agrarbereich ab­
pressen wollen.4) 
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Drittens: Gleichzeitig müssen sich Wachstum und die 
Koordination ökonomischer Prozesse in Industrie- und 
Entwicklungsländern an der Tragekapazität der ökolo­
gischen Systeme (ecological carrying capacity) 
ausrichten, sollen Ökonomie und Ökologie nicht in lang­
fristig tragischer, d.h. volkswirtschaftlich ineffizienter 
Weise interagieren; auch in den westlichen Industrie-
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ländern werden negative (Rück-)Wirkungen anthropo­
gen bedingter Beeinträchtigungen der ökologischen Sy­
steme auf die gesellschaftlich-ökonomische Sphäre im­
mer offenkundiger. Damit richtet sich - im weiteren 
schwerpunkthaft - der Blick auf die Erweiterung des 
Ordnungsmodells "Soziale Marktwirtschaft" um die 
ökologische Dimension, verbunden mit der Einführung 
von Umweltressourcen als ,,knappe" Güter. 

B. GESELLSCHAFTSORDNUNG UND INSTITUTIONELLES 

DESIGN IM ZEICHEN VON UMWELTKRISE UND NACH­

HALTIGER ENTWICKLUNG - AUFGABEN UND GRUND­

PRINZIPIEN EINES LIBERALEN ORDNUNGSENTWURFS 

I. Das Problem der Internalisierung 

Im Lichte der ökonomischen Theorie werden sich 
Zukunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit der Weltgemein­
schaft beziehungsweise - pars pro toto - unserer 
Gesellschaft darüber entscheiden, inwieweit die Bean­
spruchung bisher als weitgehend frei erachteter 
Umweltressourcen mit ihren ästhetischen, produktions­
bezogenen oder assimilativen Potentialen als knappe 
(u.U. erschöpfbare) und damit wertvolle Güter in geeig­
neter Weise in das institutionelle Design von Wirtschaft 
und Gesellschaft eingeht. Umweltzerstörung oder gar 
eine Gefährdung der absoluten Tragfähigkeit der Natur 
sind in diesem Sinne Ergebnis einer unzureichenden Ge­
staltung der Wirtschaftsordnung (Randbedingungen 
resp. Spielregeln) einschließlich der hier vermittelten 
und durchsetzbaren Verfügungsrechte. Fehlende oder 
unzureichend definierte property rights implizieren 
"Marktversagen" in dem Sinne, daß ein Schädiger nicht 
für sämtliche Folgen seines Handeins aufkommen muß; 
umgekehrt kann sich der Geschädigte mangels entspre­
chender (durchsetzbarer) Rechte nicht hinreichend vor 
Beeinträchtigungen schützen. Mithin sind private und 
soziale Kosteninzidenz nicht deckungsgleich. 
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Die politischen Akteure können den volkswirtschaftlich 
unerwünschten Folgen externer Effekte (Pigou 1920) 
wehren, indem sie knappe resp. knapp werdende Umwelt­
güter einem Regime von Verfügungsrechten (privater 
bzw. kollektivrechtlicher Natur) unterWerfen und gleich­
zeitig über eine adäquate Anpassung der Rechtsordnung, 
insbesondere der Etablierung von Haftungsregeln, ihre 
tatsächliche Durchsetzung sichern. In einer Welt zuneh­
mender Umweltknappheit wird im übrigen - auch unter 
der Ägide des Vorsorgeprinzips - gerade die Definition 
privater Verfügungsrechte selbst zunehmend differenziert 
ausfallen: So ist es für die Zukunft vorstellbar, daß man 
dem bisher sehr umfassenden Bodeneigentumsrecht das 
Recht auf Versiegelung entzieht bzw. unter grundsätzli­
chen Erlaubnisvorbehalt stellt. Mit dem Phänomen unter­
schiedlich weit gefaßter Eigentums- bzw. Verfügungs­
rechte sind wir in der Raumordnung und insbesondere im 
Baurecht ja schon hinreichend vertraut. 

Stehen einer direkten Privatisierung allerdings schon ex 
ante (prohibitiv) hohe Transaktionskosten, verteilungs­
politische Einwände oder die Natur von Umweltgütern 
selbst (Klimahülle, Ozonschicht) entgegen, sind Wirt­
schafts- und Gesellschaftsordnung um andere Allokati­
onsmechanismen zu erweitern. Dieser Kategorie unter­
fallen u.a. die (demokratischen Grundsätzen genügen­
de) Bestimmung von Umweltqualitätszielen - verbun­
den mit der Fixierung als tolerierbar erachteter Schad­
stofffrachten oder landschaftsstruktureller Eingriffe -
und die anschließende Herunterbrechung auf die Ebene 
der Privaten über autoritäre Zuweisungen (Auflagen) 
oder transferierbare Zertifikate (Quasiprivatisierung) 
als marktanaloges Lösungsmuster. 

Eine derartige Evolution der Gesellschaftsordnung ist 
indes, historisch betrachtet, keine neue Heraus­
forderung. In Hinblick auf das Medium "Boden" bedeu­
tet die frühzeitliche Entwicklung von Handlungs- bzw. 
Ausschlußrechten auf privat- oder kollektivrechtlicher 
Basis eine Reaktion auf veränderte Umweltknappheiten 



RANS-JÜRGEN EWERS UND CHRISTOPH RASSEL 

(Erschöpfung guter Jagdgründe bei gleichzeitigem Be­
völkerungswachstum) und markiert den Eintritt von der 
Wirtschaftsweise der Jäger und Sammler in die Phase 
der Agrargesellschaft (s. North 1988, S. 78 - 93). Die 
soziotechnische Innovation eines zunehmend ausdiffe­
renzierten Systems von ressourcenbezogenen property 
rights ermöglichte in der Folge die Überwindung der 
damaligen "Grenzen des Wachstums". Zeigen sich Kul­
turen allerdings unfähig (oder unwillens), die Interde­
pendenzen zwischen ökonomischen und ökologischen 
Systemen wahrzunehmen und adäquate Regelwerke zur 
Konfliktbewältigung für knappe Umweltgüter zu schaf­
fen, entstehen aus der Beeinträchtigung der Umwelt­
funktionen (Lebensraum, ästhetischer Nutzen, Vorlei­
stungen für Produktionsprozesse, Assimilation von 
Schadstoffen) u.U. Wohlfahrtsverluste, zunehmende po­
litische Konflikte auf nationaler oder internationaler 
Ebene sowie Einschränkungen von Handlungsoptionen 
in der Zukunft. Ausweislich der geschichtlichen Erfah­
rung reichen die OpportunitätskosteiI eines unzureichen­
den gesellschaftlichen Systemdesigns bis zup- völligen 
Degradation von Umweltressourcen. Diese;als tragedy 
ofthe commons (Hardin 1968) popularisierte zerstören­
de Übernutzung von durch (ursprüngliche) Nichtrivali­
tät und fehlende Exkludierung (open access) geprägten 
Allmendegütern5) erfährt heute mit Blick auf den 
Treibhauseffekt (Erschöpfung der Absorptionsfähigkeit 
der Klimahülle) oder die Ausbeutung maritimer Fisch­
bestände in internationalen - und damit weitgehend 
rechtsfreien - Gewässern eine traurige Renaissance. 

11. Das Leitbild Sustainable Development -
finaler Code einer umweltbezogenen Rahmen­
ordnung? 

Für die Ausrichtung der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung an der heutigen Tragekapazität der natürli­
chen Umwelt empfiehlt sich im Interesse einer vernünfti­
gen, auch langfristig konsensfahigen Lösung von intra­
und intergenerativen Nutzungskonflikten ("Anspruchs-
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konkurrenz") die Verankerung abstrakter und fairer 
Verfassungsregeln. Als Leitlinien moderieren sie nicht die 
Lösung aktueller Nutzungsfragen, sondern geben - unter 
besonderer Berücksichtigung der Interessen folgender 
Generationen - Kriterien vor, unter denen konkrete 
Entscheidungen getroffen werden sollten, und stellen in­
sofern eine erste Operationalisierung des Leitbildes einer 
dauerhaft umweltgerechten Entwicklung dar. Richtungs­
weisend haben Pearce/Turner (1990, S. 43 ff.) drei 
grundsätzliche Managementregeln formuliert, die grosso 
modo auf den Erhalt aller Umweltfunktionen resp. den 
quantitativen und qualitativen Erhalt des natürlichen Ka­
pitalstocks abstellen: 

(1) Die Beanspruchung erneuerbarer Ressourcen darf 
ihre Regenerationsrate nicht überschreiten. 

(2) Erschöpfbare Ressourcen dürfen nur in dem Maße 
genutzt bzw. abgebaut werden, wie gleichwertige 
Alternativen realisierbar sind, d.h. technischer Fort­
schritt, Realkapital und/oder erneuerbare Umweltgü­
ter ihre Substitution ermöglichen, oder die Ressour­
cenbasis durch neuexplorierte Vorkommen erweitert 
wird. 

(3) Emissionen von Konsum- und Produktionsprozessen 
dürfen die natürliche Aufnahmekapazität der Um­
welt nicht überfordern. 

Schädigungen der ökologischen Assimilationskapazität, 
Verringerung des Bestandes erneuerbarer und die kon­
sumtive Verwendung nicht erneuerbarer Umweltgüter 
verringern den natürlichen Kapitalstock und damit ins­
besondere die Handlungsmöglichkeiten späterer Gene-

5) Im Lichte dieser Semantik stellt der von Hardin unglücklich 
gewählte Begriff der "commons" kein Synonym für "Kollek­
tiveigentum" (common property) dar, sondern gilt vielmehr als 
Metapher für knappe Ressourcen bar jeden Nutzungsregimes, 
sei dieses (eher) privater oder (eher) öffentlich-rechtlicher Na­
tur. S. für diese Thematik auch Lerch (1995). 
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rationen, soweit diese nicht entschädigt werden. Eine 
solche Entschädigung ist aufgrund der unterschiedlichen 
Funktionen des ökologischen Systems im Vergleich zum 
Realkapital aber nicht selten nur eingeschränkt möglich; 
deshalb sollte eine vorrangige Verpflichtung zur Natu­
ralrestitution über Kompensationsinvestitionen in Form 
sog. Schattenprojekte angestrebt werden. Besonderes 
Augenmerk verdient in diesem Kontext eo ipso die Ver­
meidung irreversibler, nicht rückholbarer Umweltbeein­
trächtigungen. 

Als weitere Dauerhaftigkeitsregel ist vor allem der 
Gesundheitsschutz (Vorsorgeprinzip )6) hervorzuheben 
(s. SRU 1994, S.12). Jedenfalls im Rahmen einer 
anthropozentrischen Ethik, wie sie auch den Grundprin­
zipien der Rio-Deklaration zugrundeliegt (s. Prinzip 1 
in UNCED 1992, S. 279), steht der Schutz der mensch­
lichen Gesundheit in einer Hierarchie von Schutzgütern 
über dem Schutz von Umweltressourcen. 

In ihrem Ansinnen, die Grundbedingungen für die Er­
haltung der natürlichen Lebensgrundlagen festzuschrei­
ben, bedürfen die Leitlinien des Sustainability-Ansatzes 
einer politikfahigen Operationalisierung. In diesem Kon­
text wird zunehmend auf physische und monetäre Indi­
katoren rekurriert (einführend Rennings 1994; SRU 
1994, S. 86-129). Für die Verwendung monetärer Grö­
ßen im Sinne "ökologisch wahrer" Preise als Signale für 
die Knappheit von meist nicht marktgängigen Umwelt­
gütern ist eine umfassende Schätzung der Kosten vom 
Umweltschäden bzw. von Maßnahmen ihrer Vermei­
dung erforderlich. Hier bestehen allerdings schon auf 
der Ebene der Monetarisierungsverfahren hinsichtlich 
deren wohlfahrts theoretischem Fundament7) und der 

6) Besonderes Augenmerk verdient in seinem Kontext wieder­
um die Prävention irreversibler (Gesundheits)Beinträchtigun­
gen, wie sie z.B. von kanzerogenen Stoffen ausgelöst werden. 

7) S. statt vieler Söllner 1993. 
8) S. hierzu Cansier 1993, S. 79-129; OECD 1989; Pearce 1993; 

Pommerehne 1987. 
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technischen Charakteristika von Zahlungs bereitschafts­
analysen und anderen Methoden der Präferenzerfas­
sung8

) erhebliche methodische Einwände, die in Verbin­
dung mit einer unbefriedigenden Datenbasis - objektive 
WissenslückenlUnsicherheit über kausale Wirkungsket­
ten, zeitliche und räumliche Erstreckung sowie mögli­
che Größenordnungen von Umweltschäden - die Ermitt­
lung des gesellschaftlich gebotenen Internalisierungsbe­
darfs oder die näherungsweise Bestimmung eines aus­
sagekräftigen "Ökosozialprodukts" (sustainable inco­
me) unter große Vorbehalte stellen. Im übrigen scheitern 
monetäre Verfahren generell in der Identifika-tion zuvor­
derst durch Schadstoff akkumulation gegebener Langfrist­
risiken, die sich eo ipso erst in der Zukunft als fühlbare 
Beeinträchtigung konkretisieren. Damit fehlt es mone­
tären Indikatoren an direktem Bezug sowohl zur aktuel­
len als auch zur künftigen Tragefähigkeit der Umwelt. 

Eine zweite Operationalisierungsstrategie zielt über den 
Einsatz naturwissenschaftlich-physischer Kennziffern 
unmittelbar auf die Belastung resp. Belastbarkeit öko­
logischer Systeme: Ausgehend von den referierten Leit­
linien des sustainable development-Konzeptes werden 
hier für die Schutzgüter der Umweltpolitik Qualitätszie­
le formuliert, insbesondere kritische Belastungswerte für 
die menschliche Gesundheit oder die Erschöpfung der 
Tragekapazität, aus denen Umweltqualitätsstandards als 
Mindestanforderung abgeleitet werden (s. SRU 1994, S. 
82 f.). Aus der Gegenüberstellung von Umweltsituation 
(Ist) und Referenzstandards (Soll) ergeben sich dann 
maximal zulässige Eintragsmengen, die auf Basis geeig­
neter Diffusionsmodelle in tolerierbare Emmissionsmen­
gen umgerechnet werden und als institutionelle Randbe­
dingungen in den ökonomischen Prozeß eingehen. 

Logische Entscheidungsstruktur und vermeintlich hohe 
naturwissenschaftliche Objektivität lassen diese umwelt­
qualitätsorientierte Strategie prima vista zum Mittel der 
Wahl in der Formulierung eines umweltbezogenen Rah­
mens für das gesellschaftlich-ökonomische System wer-
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den, mit dem quasi ein ökologisches Existenzminimum 
(Hansmeyer) institutionell abgesichert werden soll; im 
zweiten Anschein offenbart sich hier aber ein doch hohes 
- und bisher wohl übersehenes - M<illan Volatilität. Zu­
nächst setzt die Evaluierung von Belastungsgrenzen resp. 
(maximal) zulässigen Umweltnutzungen ex ante die poli­
tische Einigung auf konkrete Schutzgüter als eigentlichen 
Objekten der in Rede stehenden Umweltordnung voraus. 
Mag dies im Fall der Dimension "Menschliche Gesund­
heit" noch wenig problematisch sein, kann der im System 
des sustainable development zentralen Forderung nach 
Bewahrung des natürlichen Kapitalstocks nur dann ent­
sprochen werden, wenn dessen wesentliche, quantitativ 
und/oder qualitativ besonders gefährdete Elemente iden­
tifiziert werden (können). Jedenfalls im Rahmen des hier 
vorgestellten anthroprozentrischen Leitbildes erfolgt ihre 
Auswahl nach den Umweltfunktionen, die das ökologi­
sche System für die ökonomisch-gesellschaftliche Sphäre 
wahrnimmt bzw. wahrnehmen soll ~Entwicklungsziele). 
Damit ist zugleich impliziert, daß der Referenzpunkt "Er­
halt des natürlichen Kapitalstocks" keineswegs als Fix­
stern am Firmament steht, sondern einerisachlichen, 
räumlichen und insbesondere zeitlichen Konkretisierung 
bedarf, d.h. Gegenstand gesellschaftlich subjektiver Wil­
lensbildung und Wahlhandlungen ist. 

Auch die Bestimmung der maximal zulässigen Bela­
stung der Umwelt-Schutzgüter wird nur in den (selte­
nen) Fällen eindeutige, im Sinne eines ökologischen Exi­
stenzminimums objektive Ergebnisse9) zeitigen können, 
wo Nutzungsgrenzen durch signifikante Schwelleneffek­
te ("Umkippen") angezeigt werden. Tatsächlich zeich­
nen sich viele ökosystemare Dosis-Wirkungs-Beziehun­
gen aber durch einen linearen Verlauf der Schadensfunk­
tion oder sogar eine Anpassung des ökologischen Sy­
stems selbst aus, für deren Interpretation als "Schaden" 

9) Ein darüber hinausgehendes Qualitätsniveau ist ohnehin Ge­
genstand gesellschaftlich-ökonomischer Wohlfahrtskalküle, 
sofern Umweltgüter Nutzen stiften bzw. ihre Beeinträchtigung 
volkswirtschaftliche Kosten verursacht. 
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die Ökologie als positive Wissenschaft keinen Bewer­
tungsmaßstab liefert. Schon vermeintliche Schlüsselbe­
griffe wie "Gleichgewicht", "Stabilität" oder "Artenviel­
falt" sind keine ökologischen Grundwerte per se (SRU 
1994, S.31). So stellen sich die Auswirkungen klimarele­
vanter Gase (global warming) weniger unter dem Aspekt 
ökologischer Stabilität - Verschiebung der Klima- und 
Vegetations zonen implizieren (wie in der Erdgeschichte 
schon früher) neue andere Gleichgewichte -, sondern viel­
mehr als Frage nach der Inzidenz und Zumutbarkeit künf­
tiger Klimaänderungen für die betroffene Erdbevölke­
rung. Ein unreflektierter Schluß vom Ist zum Soll (natu­
ralistischer Fehlschluß) ist in diesem Sinne eher intellek -
tuelle Fehlleistung denn überzeugende Legitimations­
grundlage umwelt- und ordnungspolitischer Steuerungs­
muster. Analog erfordert gesellschaftliches Risikomana­
gement von Krebsrisiken mit ihren durchweg linear ver­
laufenden Dosis-Response-Funktionen (s. näher Preuss­
mann 1980; SRU 1994, S.258 f.) - selbst geringsten Im­
missionen kanzerogener Stoffe entsprechen hier schon po­
sitive Schadenwahrscheinlichkeiten - eine politische Wil­
lensbildung darüber, welche Risikogrößen resp. Sterb­
lichkeitsraten als (noch) tolerabel angesehen und der Be­
völkerung zugemutet werden dürfen. 

In diesem Zusammenhang instruktiv sind neuere Beiträ­
ge aus den Niederlanden, die für den Bereich von Um­
weltindikatorensystemen ein gleich rationales wie kon­
sensfähiges Politikmuster aufzeigen (s. vor allen Kuikl 
Verbruggen 1991; SRU 1994, S. 95-98). Besondere 
Aufmerksamkeit verdient der Vorschlag von Opschoor/ 
Reijnders (1991, S. 13 f.), der bei der Bestimmung von 
Umwelt-Sollindikatoren eine pragmatische Orientierung 
an historischen ("unbelasteten") Referenzsituationen 
vorsieht, die Entscheidung über Qualitätsstandards im 
Einzelfall aber in Abhängigkeit von dem jeweiligen re­
gionalen Kontext und politischen Entwicklungszielen 
diskutiert wissen will. In praxi schon angewandte Kon­
zepte zur Analyse und Bewertung konkreter aquatischer 
und terrestrischer Ökosysteme (Amöbe-Modell, Aqua-
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tic Outlook Project, Qualitätsbeurteilung von Ökodi­
strikten) bzw. zur globalen Darstellung der Umweltqua­
lität (National Environmental Outlook der Niederlande, 
Ecocapacity) machen sich diesen Kemgedanken konge­
nial zu eigen: Ausgehend von bestimmten, zentrale 
Handlungsfelder markierenden Schlüsselindikatoren -
u.a. Klimaänderung, Ozonschichtzerstörung, Bodenver­
sauerung, Eutrophierung, Artenvielfalt, Ressourcenver­
brauch, Beeinträchtigung von Ökosystemen - werden 
ökologische Referenzpunkte formuliert, die ihrerseits 
unter Berücksichtigung von Gesundheits- und Nut­
zungsansprüchen in politisch entschiedene Umweltqua­
litätsziele Eingang finden. In einer dynamischen Per­
spektive ermöglicht die Bestimmung von Trendszenari­
en der von ökonomischen und demographischen Fakto­
ren geprägten Ist- und der aus Dauerhaftigkeitskriterien 
abgeleiteten Soll-Entwicklung die Identifikation notwen­
diger Trendbrüche; analog ließen sich Wirkungen alter­
nativer umweltpolitischer Strategien in Politikszenarien 
erfassen. 

Die zuvor andeutungsweise skizzierten Auswahl- und 
Bewertungsprobleme stellen sich im Konzept einer dau­
erhaft-umweltgerechten Entwicklung im Prinzip für alle 
Elemente der Trias Individual-, Sozial- und Umweltver­
träglichkeit sowie für ihre Beziehung untereinander. 
Versteht man sustainable development als positiven ge­
sellschaftlichen Wandel (Pearce/Turner 1990, S. 43), ist 
der Entwicklungsbegriff zunächst eine Leerformel, ein 
unbestimmter Vektor wünschenswerter sozialer Ziele, 
die im gesellschaftlichen Diskurs präzisiert werden müs­
sen. Zentrale Elemente können das Pro-Kopf-Einkom­
men und andere Versorgungs- und Verteilungsindikato­
ren, die Ausstattung mit Infrastruktur, der Grad politi­
scher Partizipation oder Indikatoren für Gesundheit, 
Bildung und Umweltqualität sein. Dem Auswahlpro­
blem hinsichtlich der Schlüsselindikatoren folgt das Ag­
gregationsproblem: Der Wert des Entwicklungsvektors 
ist nur insoweit näher bestimmbar, wie sich die sehr un­
terschiedlich dimensionierten Teilgrößen gleichnamig 
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machen lassen bzw. eine Formulierung von Austausch­
raten (trade-offs) gelingt. 

Das hier offenbar werdende Vektormaximierungspro­
blem akzentuiert den Primat verantwortungsvoller Poli­
tik und des normsetzenden zivilgesellschaftlichen Dis­
kurses auch und gerade im Rahmen des Modells dauer­
haft-umweltgerechter Entwicklung. Mit wenigen Aus­
nahmen unstreitiger akuter Gefährdungen der natürli­
chen Tragefähigkeit können die gesellschaftlichen Ak­
toren in der näheren Formulierung und Interpretation 
der eingangs skizzierten abstrakten Verfassungsregeln 
jedenfalls nicht auf einen vermeintlich objektiven ökolo­
gischen Imperativ oder gar ein mechanistisches Weltrno­
delI Newtonscher Prägung hoffen; in diesem Sinne ist 
auch das Entropievorstellungen folgende Paradigma der 
"circular economy" kritisch zu hinterfragen. 

IH. Zur Evolution gesellschaftlicher 
Steuerungsmuster in der Umweltkrise - eine 
Skizze liberaler Grundprinzipien 

Die Frage der Neuvermessung des gesellschaftlichen 
Handlungsfeldes im Lichte der Sustainability-Debatte 
bis hin zu eventuell notwendigen Beschränkungen indi­
vidueller oder kollektiver Handlungsoptionen unterfällt 
der generellen Diskussion um grundlegende, gerade aus 
ordnungspolitischer Sicht zentrale Prinzipien (Meta-Re­
geln), in deren Rahmen eine zukunftssichernde Gesell­
schafts- und Umweltpolitik modelliert werden sollte: 
Zum einen gilt auch für die Forderungen des Sustaina­
bility-Konzeptes kein ökologischer Apriorismus - jeden­
falls solange, wie die Grenzen der ecological carrying 
capacity noch nicht erreicht sind -, sondern ein Güter­
bzw. Übelabwägungsgebot lO) ; zum anderen ist auch 
eine dauerhaft-umweltgerechte Umweltpolitik nicht frei 

10) Zum Prinzip der Güter- und Übelabwägung aus ethischer 
Sicht s. SRU (1994), S.59 ff., und die Ausführungen von Koif.[ 
in diesem Band. 
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in der Gestaltung von Zielen und institutionellen Re­
striktionen (Handlungsnonnen), sondern analog Euckens 
"Gesamtentscheidung" an gesellschaftliche bzw. ökono­
mische Grundlinien mitgebunden. Ein in der Tradition 
von Aufklärung und Humanismus stehender liberaler 
Ordnungs- und Politikentwurf sucht auch in der Bewäl­
tigung der Umweltkrise eine Strategie der "bedingten 
Freiheitsmaximierung" (Grossekettler 1991, S.104) zu 
verfolgen: Die Freiheit der Individuen, negativ verstan­
den als Abwesenheit von staatlichem Zwang, soll unter 
der Nebenbedingung maximiert werden, daß Gemein­
wohlzielen in hinreichendem Umfang genügt wird, d.h. 
Verhaltensweisen ausgeschlossen oder beschränkt wer­
den, die letztlich gesellschaftlich resp. volkswirtschaft­
lich destruktiv sind (ibid.). Solche "soziale Übel" ent­
stehen insbesondere in Situationen, wie sie mit der Me­
tapher des Gefangenendilemmas plastisch beschrieben 
werden, in dem dysfunktionale Anreizstrukturen private 
und kollektive Rationalität auseinanderfallen lassen. 

" Weil mit wachsender Gruppengröße einerseits und zu-
nehmendem Öffentlichkeitsgrad konfliktträchtiger Res­
sourcen andererseits das Risiko wächst, das Diktum 
"private vices, public benefits" (Adam Smith) systema­
tisch zu verfehlen, bedürfen moderne Großgesellschaf­
ten im allgemeinen und in der Moderation von An­
spruchskonkurrenzen bei Umweltgütern im besonderen 
der Schaffung und Modernisierung von Institutionen 
und pretialen Politikmustern, die gestaltend auf die In­
teraktionen der Individuen Einfluß nehmen (s. schon 
oben, Kap. B. 1.). 

Ihre Modellierung und Anpassung sollte im Zeitablauf 
allerdings nicht erratisch "ad hoc" erfolgen, sondern 
unter der Ägide liberal orientierter Designgrundsätze 
regelgebunden diszipliniert ausfallen: 

Meta-Regeln 1. Art (Fundamentalprinzipien) gelten der 
Konstruktion des gesellschaftlichen Institutionenrah­
mens insgesamt. Als stragegisches Leitbild für die Or­
ganisation gesellschaftlicher Entscheidungsprozesse (a) 
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und ökonomischer Transaktionen (b) stellen sie auf die 
Tradierung gesellschaftlicher Grundwerte bzw. Grund­
entscheidungen ab. Ihre Umsetzung ist eine notwendige 
(aber nicht in jedem Fall hinreichende) Voraussetzung 
zur Sicherung funktionsfähiger gesellschaftlich-demo­
kratischer bzw. sozial-marktwirtschaftlicher Ordnun­
gen. Den Fundamentalprinzipien unterfallen insbeson­
dere 

(a) Freiheitspostulat, Gewährleistung von Pluralismus 
und Partizipation aller gesellschaftlichen Gruppen 
(verbunden mit Offenhalten der gesellschaftlichen 
Willensbildungsprozesse bis hin zur Bekämpfung et­
waiger politischer Kartellmacht), Sicherung von Re­
präsentativität, Rechtsstaatlichkeit und Gewaltentei­
lung, Minderheitenschutz, Sozialstaatlichkeit (einge­
schlossen das Recht auf gleiche Lebenschancen) so­
wie - als Ausdruck des Subsidiaritätsprinzips - fö­
deralistischer Aufbau des Gemeinwesens; 

(b) Bevorzugung privater Handlungs- und Ausschluß­
rechte als Mittel der Zuteilung von Gestaltungsmacht 
(verbunden mit marktwirtschaftlichen oder doch 
marktanalogen Allokationsmechanismen), system­
konfonne Verwendung von Vertragsfreiheit (gekop­
pelt an die Einheit von Vertragsfreiheit und Haftung), 
Offenhalten der Märkte bis hin zur obligatorischen 
Bekämpfung volkswirtschaftlich destruktiver wirt­
schaftlicher Macht, Vorhersehbarkeit und Stetigkeit 
der Wirtschaftspolitik (mit Vorrang der Ordnungspo­
litik)11) sowie Eingrenzung verteilungskampforien­
tierter Aktivitäten (rent seeking). 

Hinsichtlich der Verfaßtheit wirtschaftlicher Prozesse 
signalisieren letztstehende Prinzipien als Grundpfeiler 
eines (ordo )liberalen Politikparadigmas strukturelle Par-

11) Dieser Kanon entspricht in Ausschnitten dem Euckenschen 
System regulierender und konstituierender Prinzipien (s. 
Eucken 1975, S. 254-291). 
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allelität zwischen ökonomischer und gesellschaftlich-de­
mokratischer Ordnung. 

Unter Fortführung des liberalen Grundanspruchs bemü­
hen sich Meta-Regeln der 2. Art (Evolutionsprinzipien) 
um eine situationsgerechte Fortschreibung resp. Ergän­
zung der Fundamentalprinzipien in Hinblick auf die Be­
wältigung politischer Aufgaben, die sich aus Mängeln 
der bestehenden Ordnung ergeben oder sich vor dem 
Hintergrund vorher unbekannter Herausforderungen 
stellen. In diesem Sinne sind sie den politischen Akteuren 
beispielsweise in der Bekämpfung wettbewerbsfeindli­
cher Macht, in der Korrektur einer gesellschaftlich als 
"ungerecht" empfundenen Einkommensverteilung oder 
in der Konstruktion umweltpolitischer Steuerungsmu­
ster als Verfahrensregeln Kompaß für die operative Ebe­
ne (vgl. Grossekettler 1991, S. 108 ff., passim). Diese 
Grundregeln können und sollten insoweit als Weiterent­
wicklung des Euckenschen Referenzsystems resp. Prin­
zipienkatalogs (s. Eucken 1975, S. 254 ff.; Lenel1989) 
angesehen werden, in den als neue Elemente Erkennt­
nisse der Vertragstheorie (Rawls, Buchanan), der Neu­
en Institutionenäkonomik und der Ökonomischen Theo­
rie der Politik wenigstens implicite Eingang finden. 

(1) Das Subsidiaritätsprinzip 12) kann als zentrale Or­
ganisationsidee aller liberalen Ordnungen apostro­
phiert werden. Seine Programmatik betont den "be­
dingten" Vorrang dezentral individueller Gestal­
tungsräume: Wegen des sozialethischen Eigenwertes 
individueller Entscheidungsfreiheit und der hiermit 
verbundenen Infonnations-, Motivations- und Kon­
trollvorteile (s. Dates 1977, S. 21; Grossekettler 
1984, S. 40) sollen Entscheidungskompetenzen nur 
dann einer höheren Ebene zugeordnet werden, wenn 
dafür "gute Gründe" geltend gemacht werden kön­
nen (vgl. Grossekettler 1991, S. 112 f.). 

12) Für eine schöne Darstellung aus ökonomischer Sicht s. Dich­
mann 1994. 
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(2) Der Nachweis "guter Gründe" bedarf - nicht nur für 
den Bereich wirtschafts- und umweltpolitischer In­
terventionen - einer theoretisch plausiblen Legitimie­
rung. Soll dem Staat die Kompetenz übertragen wer­
den, das Verhalten der Privaten durch die Modellie­
rung der Rahmenordnung (wenn möglich) oder durch 
pretiale Prozeßimpulse (wenn nötig) heilend zu be­
einflussen, ist von entsprechenden Vorschlägen zu­
nächst zu verlangen, daß sie über ein operational be­
stimmtes (bestimmbares) und vertrags theoretisch le­
gitimierbares Ziel verfügen, d.h. aufgeklärte Bürger 
sich unter einem urvertraglichen Schleier der Unge­
wißheit (Rawls 1980) über ihre persönliche Betrof­
fenheit hierauf verständigen würden. 

Vertragstheoretische (und wohl auch faktische) Zu­
stimmung ist dann anzunehmen, wenn ökonomischen 
Koordinationsprozessen theoretisch fundiert Markt­
versagen nachgewiesen werden kann, der gesell­
schaftliche Status quo aufgrund externer Effekte, 
Unteilbarkeiten oder Informationsmängel (s. hierzu 
FritschIWeiniEwers 1993) also ineffizient ausfällt. 

Das Konstrukt der Urvertragssituation im Sinne von 
Rawls empfiehlt sich wegen der hier angelegten Ge­
meinwohlorientierung gesellschaftlicher Willensbil­
dung insbesondere in Hinblick auf das Leitbild dauer­
haft -umweltgerechter Entwicklung: Unter dem Schlei­
er der Ungewißheit ist den Entscheidungsträgern 
weder bekannt, welcher Nation oder Bevölkerungs­
gruppe sie zugehörig sind, noch ist ihre Positionie­
rung im zeitlichen Generationenkontinuum bestimmt. 

(3) Der vertragstheoretischen Legitimation schließt sich 
die Forderung nach Effektivität, Eiforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit der geplanten Maßnahme(n) an. 
Summa summarum entsprechen diese Kriterien weit­
gehend dem im Bereich des öffentlichen Rechts zen­
tralen Übennaßverbot, das auf eine lange und gera­
de auch liberale Tradition verweisen kann (s. hierzu 
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Schneider 1976 ). Während das Kriterium der Ef­
fektivität auf die wirkungsseitige Eignung abstellt, 
geht es bei der Prüfung der Eiforderlichkeit um die 
Frage, ob stärker in die Entscheidungskompetenzen 
der nachgeordneten Verbände resp. der privaten Ak­
teure eingegriffen wird, als es zur Sicherstellung der 
Zielerreichung gerade unabdingbar ist. Stehen meh­
rere Handlungsoptionen in Rede, ist hinsichtlich des 
Anpassungsraumes der Normadressaten eo ipso das 
mildeste Mittel, d.h. die Alternative mit der geringst­
möglichen Eingriffsintensität bzw. den höchstmögli­
chen Freiheitsgraden, zu wählen. Fahrverbote bei 
sommerlichen Smog-Inversionslagen kämen demzu­
folge nur in Betracht, wenn bei mindestens vergleich­
barer Wirksamkeit der umweltpolitische Instrumen­
tenvektor keine eingriffs schwächeren Maßnahmen 
bereithielte. 

Das Verhältnismäßigkeitspostulat schließlich fordert 
eine möglichst große, in jedem Fall aber positive 
Nutzen-Kosten-Differenz politischer Steuenmgsmu­
ster. Ob der Nutzen der Zielrealisierun,gin einem 
vernünftigen Verhältnis zu den Zweck- und Trans­
aktionskosten13) sowie den Nebenwirkungen auf an­
dere gesellschaftliche Ziele steht, muß in schwieri­
gen Fällen unter Hinzuziehung von Kosten-Nutzen­
Analysen beantwortet werden. 

(4) Ausgehend von der Diagnose eines Marktversagens 
ist der Status quo stets mit real existierenden oder 
als Lösungsmustern doch konkret denkbaren institu­
tionellen Arrangements zu vergleichen (comparative 
institution approach), d.h. die Beurteilung politi­
scher Handlungsoptionen sollte nicht der Hybris per­
fekter, unter vollständiger Information gewonnener 

13) Den Transaktionskosten unterfallen hier insbesondere Kosten 
der Informationsbeschaffung und -verarbeitung, Verwaltungs­
kosten sowie Entscheidungsfindungs-, Kontroll- und Anpas­
sungskosten. 
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etatistischer Lösungsmuster verfallen. Schließlich 
empfiehlt es sich, die Auswahl ziellegitimer Maßnah­
men immer unter dem Aspekt späterer Mißbrauchs­
möglichkeiten durch das politisch-administrative Sy­
stem zu treffen, also im Lichte der Neuen Politischen 
Ökonomie kritisch zu reflektieren. Ihren Erkenntnis­
sen zufolge sind jene Politikmuster vorziehenswür­
dig, die sich einer Instrumentalisierung durch be­
stimmte Akteure (Bürokraten, Interessengruppen, 
Politiker) zur Befriedigung deren eigener, oft zielin­
konformer Interessen weitestgehend entziehen resp. 
ihr widerstehen. 

C. STEUERUNGSMUSTER MODERNER UMWELTPOLITIK -

LmERALE REFLEXIONEN 

Im politischen Diskurs scheint die zuvor versuchte Ak­
zentuierung eines ordnungspolitisch-liberalen Kontra­
punkts für die Zukunft sehr notwendig, denn eine in die­
sem Sinne liberale Ausrichtung umweltbezogener Steue­
rungsmuster kann bisher ernsthaft nicht behauptet wer­
den. Neben den in der Bundesrepublik für die Um­
weltpolitik traditionell ordnungsrechtlichen Imperativ 
treten - insbesondere im Windschatten der postulierten 
Kreislaufwirtschaft - vermehrt Forderungen nach Regu­
lierung von Stoff- und Materialströmen bis hin zur Be­
schränkung außenwirtschaftlicher Beziehungen. Diese 
Entwicklung ruft - um das Mildeste zu sagen - Befrem­
den hervor, denn im Kontext einer liberalen, zukunfts­
fähigen Gesellschaftsordnung rechtfertigt sich ein deut­
lich verstärkter Einsatz marktwirtschaftlicher bzw. 
marktanaloger Instrumente in der Umweltpolitik neben 
allgemeinen ordnungspolitischen Vorzügen gerade mit 
der eklatanten Krise regulativer Politikmuster, geprägt 
durch hohe Vollzugsdefizite, fallweise Regulierung von 
Emittentenbranchen (punktueller Interventionismus ), 
Grenzwertsetzung gemäß "Stand der Technik" statt 
Orientierung an Belastungsgrenzen von Schutzgütern 
(targets), implizite Förderung von end ofpipe-Techno-
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logien, dysfunktionale Anreizwirkungen in Hinblick auf 
Informationsgewinnung und -verarbeitung in komple­
xen, dynamischen Politikumfeldern, hohe Transaktions­
kosten, ökonomische Ineffizienz aufgrund überhöhter 
Vermeidungskosten, wettbewerbspolitische Unverträg­
lichkeit durch tendenziell strukturkonservierende Diskri­
minierung von newcomern sowie hohe Anfälligkeit für 
ein korporatlstisches "Miteinander" von Politik, Wirt­
schaft und Bürokratie (Kaminzimmerkartelle). Einwän­
de erheben sich auch in Hinblick auf den mit geringer 
Anpassungsflexibilität verbundenen hohen Zeitbedarf 
des Normsetzungsverfahrens und die geringe Innovati­
onsdynamik der administrierten Unternehmen. Im An­
gesicht dieses Darstellungsprofils und der in ihm ange­
legten Schwächung eines bezüglich seiner Standortqua­
litäten ohnehin kritisch hinterfragten Wirtschaftsraumes 
ist die anhaltende Hegemonie command and control-ge­
leiteter Konzepte fast schon ein Skandal on. 

Im Kanon der möglichen eher marktwirtschaftlichen In­
strumente der Umweltpolitik sollten Mengenlösungen, 
also Zertifikatsmodelle, eine herausgehobene Stellung 
einnehmen. Im Vergleich mit bisher dominierenden Auf­
lagenlösungen liegen ihre Vorteile nicht allein in einer 
deutlich größeren ökonomischen Effizienz und dynami­
schen Anreizwirkung, sondern auch in der hohen ökolo­
gischen Treffsicherheit14) und damit im unmittelbaren 
Bezug zum Zielsystem einer dauerhaft umweltgerechten 
Entwicklung (s. SRU 1994, S. 152). Das Lizenzgesamt­
volumen bestimmt sich nach der Summe als tolerierbar 
erachteter Emissionsfrachten, die in Form transferierba­
rer Titel als umweltbezogene property rights quasi 
privatisiert werden. 

Um das angestrebte Emissionsniveau im privaten Sek­
tor ohne Anpassungsschock zu erreichen, sollten aus ge-

14) Auflagen fixieren überwiegend keine absoluten Emissions­
höchstwerte, sondern relative Schadstoffströme (z.B. g SOi 
m3 Abluft). 
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hend vom Status quo die bisher zulässigen Ernissions­
mengen gratis zertifiziert (grandfathering) und an­
schließend auf einem langfristig transparenten Pfad suk­
zessive abgewertet werden. Die Möglichkeit zum Er­
werb auch langfristiger Zertifikate impliziert Bestands­
schutz und ausreichende Investitionssicherheit. 

Im Gegensatz zu Abgabenlösungen wird dem privaten 
Sektor auch dauerhaft keine Liquidität entzogen, denn 
An- und Verkauf erfolgen zum jeweiligen Kurs zwi­
schen den Lizenzmarktteilnehmern. Umweltpolitisch 
chiffrierte Begehrlichkeiten, wie sie in Hinblick auf die 
Erschließung neuer Einnahmequellen durch Umwid­
mung ökologischer Lenkungs- in fiskalische Einnahme­
steuern im politischen Raum gerade bedenkenswert sind, 
entstehen nicht. Im Lichte der Ökonomischen Theorie 
der Politik scheinen Mengenlösungen damit auch auf 
lange Sicht politisch beherrschbar. 

Die freie Kursbildung auf den Zertifikatsmärkten impli­
ziert in bezug auf die zu erwartende Belastungswirkung 
für die Marktteilnehmer allerdings ein Moment der 
Unsicherheit. Ihm sollte marktwirtschaftlich durch die 
Entwicklung entsprechender ,,zukunftsmärkte" begeg­
net werden, die über Termingeschäfte, Futures und 
Obligationen das Gut "Sicherheit" in gewissem Maß 
bereitstellen. Die absolute Belastungswirkung für die 
privaten Akteure könnte im übrigen deutlich reduziert 
werden, wenn parallel mit der Einführung von Zertifi­
katsmodellen die Liberalisierung zuvorderst des 
Energiesektors ernsthaft angegangen würde. Eine solche 
"Kompensationslösung" käme U.U. nahe an die über 
Rückerstattungsmodelle cum grano salis erreichbare 
Aufkommensneutralität von Umweltsteuerlösungen, 
zielte also vorrangig auf den Lenkungsimpuls. 

Ein ernst zu nehmendes Monitum gegen Mengenlösun­
gen erhebt sich in Gestalt möglicher regionaler oder lo­
kaler Schadstoffkonzentrationen (hot spots). Als vor­
beugende Maßnahmen empfehlen sich für diesen Fall 
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mischinstrumentelle Strategien, d.h. eine Kombination 
von Lizenzmodellen und Auflagen, zeitlich oder regio­
nal differenzierte Beschränkungen des Zertifikatehan­
dels oder die Einführung unterschiedlicher Zertifikate­
klassen, die eine entsprechende Feinsteuerung zuließen. 
Idealtypisch sollten die gegebenen Umweltziele als 
Emissionsmengenziele dabei soweit heruntergebrochen 
werden (können), daß ein bestimmter Lizenz-Nennwert 
in sachlicher, räumlicher und zeitlicher Hinsicht jeweils 
die Summe gleichartiger Einzelbelastungen repräsen­
tiert. Dieses Prinzip der ökologischen Äquivalenz (vgl. 
Huckestein 1993, S. 3 ff.), das im Kern die schon ange­
mahnte Besinnung auf die eigentlichen Schutzgüter der 
Umweltpolitik beinhaltet, reklamiert indes für alle Ele­
mente des Instrumentenvektors Verbindlichkeit. 

Die im Rahmen des Leitbildes nachhaltiger Entwicklung 
zentrale umweltqualitätsorientierte Strategie setzt hin­
sichtlich der politischen Fixierungßes zu begebenden 
Zertifikatgesamtvolumens allerdings eine ausreichende 
Informationsgrundlage voraus. Ist das umweltpolitische 
Entscheidungsfeld dagegen durch hohe Unsicherheit 
oder objektive Wissenslücken über Dosis-Wirkungsbe­
ziehungen und die Größenordnung möglicher Schadens­
szenarien gekennzeichnet, sollte auch hier mit dem ver­
stärkten Einsatz haftungsrechtlicher Strategien eine 
Aufwertung marktanaloger Steuerungsmuster überlegt 
werden. Für eine zukunftsbezogene Umweltpolitik ent­
scheidend sind weniger die prima facie nur ex post gel­
tenden Regeln über den Ausgleich bereits eingetretener 
Schäden - allerdings mit ökologisch sinnvollem Vorrang 
der Naturalrestitution -, sondern vielmehr deren Vor­
feldwirkungen auf präventive und schadensvermindern­
de Vorkehrungen der haftungsbedrohten Risikoinhaber. 
Entsprechende Vorsorgeaktivitäten liegen auch in der 
Erforschung der von Produkten bzw. Emissionen grund­
sätzlich ausgehenden Gefahren; komparative Vorteile 
des Haftungsrechts bestehen deshalb insbesondere im 
Bereich der dynamischen Informationsgewinnung (spe­
ziell bei Entwicklungsrisiken). 

Umweltökonomische Politikberatungkann allerdings von 
der immer noch geringen Akzeptanz marktanaloger 
Steuerungsmuster im allgemeinen und von Zertiftkatmo­
dellen im besonderen nicht abstrahieren. Mit der jüngsten 
Diskussion um eine (auch) ökologische Modernisierung 
des Steuersystems zeichnet sich immerhin eine Trendwen­
de ab. Ökosteuern werden auch in der Öffentlichkeit zu­
nehmend als Instrument begriffen, der Forderung nach 
"ökologischer Preiswahrheit" zu entsprechen - wer die 
Umwelt belastet, soll zahlen. Dagegen verbinden sich mit 
Lizenzlösungen eher negative Assoziationen bis hin zum 
Vorwurf des "Ablaßhandels", dessem ego te absolvo so­
gleich lutherische Strenge entgegenschlägt. Diesen und 
verwandten Monita sollte von wissenschaftlicher Seite of­
fensiv mit dem Verweis auf die Dualität von umweltpoli­
tischen Preis- und Mengenlösungen und der Betonung 
komparativer Vorteile letzterer begegnet werden. Der si­
chere Mengeneffekt und der fehlende, bei Umweltsteuern 
Milliardenhöhe erreichende Transfer zum Staat sind als 
eigenständige Argumente bisher fast nicht wahrgenom­
men worden. 15) Unzureichend kommuniziert scheint wei­
terhin der Umstand, daß administrative Auflagenlösungen 
zwar medienwirksam "Aktionskompetenz" signalisieren, 
sie für standardkonforme erlaubte Umweltbelastungen 
aber implicite einen wenig anreizwirksamen Schatten­
preis von Null (Cropper/Oates 1992, S. 699) setzen.16) 
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15) Notabene verursacht ein kompletter Umbau des Steuersy­
stems im politischen Prozeß erhebliche Transaktionskosten, 
speziell hinsichtlich der Neuordnung des Bund-Länder-Fi­
nanzausgleichs und des jährlichen (diskretion ären) Anpas­
sungsbedarfs. 

16) In diesem Zusammenhang ist allerdings die Frage aufzuwer­
fen, ob die politischen Akteure eine derartige Verzerrung der 
relativen Preise nicht sogar bewußt zulassen bzw. herbeifüh­
ren, um unter dem Schleier künstlich verhüllter Knappheiten 
eigene, insbesondere verteilungspolitisch motivierte Interessen 
zu verfolgen. Die anhaltende Obsession für regulative Poli­
tikmuster wie die in ihnen angelegten Schattenpreise von Null 
für normkonforme Beeinträchtigungen von Umweltgütern 
wären in diesem Sinne als vorsätzliche, nach außen intrans­
parent gemachte Privilegierung von Emittentenkollektiven, 
z.B. der Gruppe der Automobilbesitzer, zu interpretieren. 
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Eine politisch geschickte Marketingstrategie sollte im 
übrigen in ihr Kalkül ziehen, daß in der Tradition des 
Polizeirechts stehende command and control-Konzepte 
überwiegend risikoavers eingestellten Individuen offen­
bar ein höheres Maß an subjektiver Sicherheit vermit­
teln. In der Hoffnung auf eine Erhöhung der politischen 
Akzeptanz könnte es sich daher empfehlen, den Para­
digmenwechsel hin zu marktanalogen Instrumenten zu 
konditionieren, indem beispielsweise die Teilnahme am 
Zertifikatehandel an die Erfüllung bestimmter Mindest­
standards geknüpft wird. 

Die jüngste Entwicklung im Bereich der Umweltpolitik 
und des Umweltrechts offenbart allerdings, daß die ver­
antwortlichen Akteure trotz der - hier nur angedeuteten 
- komparativen Vorteile marktanalog dezentralen Lö­
sungen weiterhin entraten wollen und auch in Anbe­
tracht der offenbaren Krise regulativer Eingriffsmuster 
eine grundsätzliche Neuorientierung nicht ernsthaft er­
wägen. Immerhin versprach die Ermöglichung frei­
williger Lösungen im Entsorgungsbereich - als Notaus­
gang (!) der Verpackungsverordnung von 1991 - eine 
größere Selbstverantwortung der Wirtschaft und tenden­
zielle Dezentralisierung; die konkrete Ausgestaltung wies 
mit der Etablierung des dualen Abfallsystems allerdings 
nicht nur eine Reihe (absehbarer?) Kinderkrankheiten 
auf, sondern impliziert in Gestalt der DSD-GmbH und 
ihres Umfeldes auch eine weitgehende KartelIierung der 
Entsorgungswirtschaft resp. des Sekundärrohstoffmark­
tes. 

Schon die nächste Inszenierung illustrierte e) überdies 
das ungebrochene Faible des politisch-administrativen 
Führungssystems zugunsten der herrschenden Monokul­
tur dirigistischer Steuerungsmuster. Als sollte die von 
liberal-marktwirtschaftlichen Ideen zunehmend inspi­
rierte Strategiediskussion bewußt als bloßes Intermezzo 
vorgeführt werden, sucht die Umweltpolitik mit der Ein­
führung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
(KrW/AbfG) im Bereich der Abfallwirtschaft ihr Heil 
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augenscheinlich in der Maximierung der möglichen Ein­
griffsintensität; jedenfalls sind die in den §§ 22 (Rege­
lungen zur Produktverantwortung), 23 (Eingriffsmög­
lichkeiten für Produktgestaltung, -verwendung und 
-kennzeichnung) und 24 (Rücknahme- und Rück­
gabepflichten) KrW/AbfG bestimmten Verordnungs er­
mächtigungen so weitreichend, daß folgende Bundes­
regierungen resp. die Exekutive nicht nur die Entsor­
gungsaktivitäten, sondern auch weite Teile der Indu­
strieproduktion in quasi zentralverwaltungswirt­
schaftlichen Zugriff nehmen können - Regression im 
Danaergewande politischer Modernisierung. 

Ein liberaler und leitbildorientiert zukunftsfähiger Poli­
tikentwurf bedarf dagegen nicht der Regulierung von 
Stoffströmen oder Materialintensitäten - analog ande­
ren command and control-Modellen ein reaktives, weit­
gehend fehlspeziftziertes Lösungsmuster - , sondern der 
konsequenten Orientierung an Schutzgütern und sie ge­
fährdender Immissionen bzw. Schadstofffrachten. In die­
sem Kontext kommen gerade auch für die Entsorgungs­
wirtschaft marktwirtschaftliche Lösungen in Frage (s. 
insb. Michaelis 1993), wobei ordnungsrechtliche Eingrif­
fe eine sinnvolle Flankierung und Ergänzung darstellen 
können. So macht ein Verbot nicht entsorgungsfahiger 
Stoffe auch ökonomisch ebenso Sinn wie die Bestimmung 
von (u.v. mit Zwangspfandregelungen kombinierten) 
Rücknahme- und allgemeinen Verwertungspflichten, weil 
im Prozeß der konsekutiven Verursachung im Abfallbe­
reich die an Zahl relativ wenigen Hersteller die strategi­
sche Schlüsselposition für das Verwertungseigenschaften 
einschließende Produktdesign innehaben; dagegen kann 
sich die Vielzahl privater Haushalte einer verursachungs­
gerechten Tarifterung der Abfallgebühren relativ leicht 
durch volkswirtschaftlich ex post u.v. kostenintensive 
Ausweichreaktionen (illegale Deponierung, midnight 
dumping) entziehen. Aufgrund von Wirkungsbrüchen im 
System der relativen Preise erscheinen umweltgerechte 
Anreize in Hinblick auf Kaufverhalten und Konsumstruk­
tur hier eher zweifelhaft. 
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D. SUSTAINABLE DEVELOPMENT UND GLOBALE 

UMWELTPOLITIK 

I. Umweltgüter in der internationalen 
Dimension 

Naturgebundene Ressourcen sind, wie etwaige Umwelt­
beeinträchtigungen, zentral über ihre räumliche Erstrek­
kung definiert. Viele Ursache-Wirkungs-Zusammenhän­
ge werden lokal oder regional verursacht und zeigen -
dies gilt vor allem für das Medium Boden -lediglich eine 
sehr begrenzte räumliche Inzidenz. Mit zunehmender Dif­
fusionsneigung von (insb. stofflichen) Umweltbelastun­
gen wächst allerdings die Gefahr interregionaler bzw. 
grenzüberschreitend internationaler spill-overs, mit deren 
Aufkommen Wirkungsregion(en) als normativer Rege­
lungsbereich und national definierter Rechtsraum ausein­
anderfallen. Schließlich existieren rein globale, räumli­
chen Subsystemen nicht mehr zureCh.enbare Umweltgü­
ter wie die Erdatrnosphäre mit ihren Funktionen als Kli­
mahülle und Strahlenschutz, die ihrerseits d\lfch global­
äquivalente Emissionen (C02, FCKW s) unabhängig von 
deren Entstehungsort einheitlich geschädigt werden. 

Mit der Skalierung von Umweltgütern und Umweltübeln 
nach dem Kriterium ihrer räumlichen Ausdehnung - lo­
kal, regional, national, international (eingrenzbar), global 
- ist zugleich impliziert, daß für die Gestaltung einer zu­
kunftsfähigen, der Nachhaltigkeit verpflichteten Ordnung 
von Wrrtschaft und Gesellschaft eine allein nationale Per­
spektive in dem Maße unzureichend ist, wie externe Ef­
fekte resp. Umweltschäden in ihrer Entstehung und/oder 
Verteilung supranationalen Charakter aufweisen. Bemü­
hungen zur Bewältigung der Umweltkrise - und damit 
auch zur Korrektur von Markt- bzw. Staatsversagen -
sind hier auf bi- oder multilaterale Verhandlungen oder 
die Einrichtung übernationaler Autoritäten, beispiels­
weise auf der Ebene der Europäischen Union oder der 
Vereinten Nationen, verwiesen (s. Kap. D.IL, UL). 

Die Regelung grenzüberschreitend internationaler oder 
sogar globaler Umweltphänomene sieht sich allerdings 
mit eklatanten Schwierigkeiten sowohl in der Zielformu­
lierung als auch in der Umsetzung umweltpolitischer 
Steuerungsmuster konfrontiert. Die bisherige Völker­
rechtspraxis betont den Primat einzelstaatlicher Souve­
ränität und damit der nationalen Regelungskompetenz. 

Vor diesem Hintergrund liegt das spezifische Problem 
grenzüberschreitender spill-overs darin begründet, daß 

(1) in Hinblick auf die Transzendierung von prisoners' 
dilemma-Strukturen bei internationalen öffentlichen 
Umweltgütern einschließlich der global commons 
bisher keine supranationalen Autoritäten existieren, 
denen Gestaltungsmacht zur Etablierung von ent­
sprechenden property rights (resp. eines globalen 
Nutzungsregimes) oder zum Einsatz anderer umwelt­
politischer Instrumente, beispielsweise einer globa­
len Ressourcensteuer, zur Verfügung steht; 
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(2) bi- oder multilateral eingegrenzte Umweltschäden 
("Oberlieger-Unterlieger-Fall"), die zumindest par­
tiell auf nationaler Ebene bestehende Verfügungs­
rechte tangieren, nur im eigenen Hoheitsraum sank­
tioniert werden können, weil transnationale Haf­
tungsregime fehlen oder nur in Ansätzen vorhanden 
sind (s. hierzu Gehring/Jachtenjuchs 1990). 

Mit dieser kurzen Ursachenskizze sind schon die strate­
gischen Schlüsselbereiche markiert, denen sich ein glo­
bal zukunftsfähiger Ordnungs- und Politikentwurf zu­
wenden sollte: Etablierung supranationaler Autoritäten 
mit Regelungskompetenz, Schaffung klarer Nutzungs­
regime (auch via Bestimmung neuer property rights für 
international öffentliche Umweltressourcen) sowie Fort­
entwicklung transnationaler Haftungsregeln. 
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11. Internationale Umweltpolitik in der 
"Möglichkeitsform" - gesteuerter Föderalismus 
und Verhandlungsmuster als Prototypen liberal­
moderner Lösungsstrategien 

Mit der Thematisierung internationaler Umweltgüter än­
dert sich zwar die normative Perspektive der gesellschaft­
lichen Entscheidungsträger; für die Gestaltung umwelt­
politischer Eingriffs- bzw. Internalisierungsmuster und 
ihres institutionellen Rahmens sollten -jedenfalls aus li­
beral-ökonomischer Sicht - die zuvor skizzierten Design­
grundsätze (supra Kap. B.UL) jedoch weiterhin Anwen­
dung finden. Dies gilt auch und gerade für die Modellie­
rung der Kompetenzordnung auf nationaler und transna­
tionaler Ebene: Mit dem Subsidiaritätsprinzip findet hier 
der Vorrang dezentraler Lösungen (als Vermutungstatbe­
stand) Ausdruck, nach dem eine Aufgabe nur dann von 
einer höheren (zentraleren) Entscheidungsebene gelöst 
werden sollte, wenn Effektivitäts-, Erforderlichkeits- und 
Verhältnismäßigkeitsprüfung hierfür positiv ausfallen, 
gemessen an den gesetzten Zielen "weiter oben" demnach 
bessere Ergebni~se zu erwarten sind. 

Die hier implizierte föderalistische Architektur motiviert 
sich neben liberal-gesellschaftsphilosophischen Aspek­
ten - stärkere politische Gewaltenteilung, größere Auto­
nomie für die staatlichen Subgemeinschaften, Erweite­
rung des gesellschaftlichen Spektrums an regionalen 
Wahlmöglichkeiten für die Individuen resp. pluralere 
Angebotsstruktur bei Kollektivgütern - vor allem mit 
der größeren statischen und dynamischen Effizienz ge­
genüber rein zentralistisch angelegten Arrangements: In 
Analogie zu marktwirtschaftlichen Systemen müssen 
sich die verschiedenen umweltpolitischen Regime -
Preis- und Mengenlösungen, primär ordnungsrechtliche 
Steuerungsmuster - hier horizontalen Wettbewerbspro­
zessen zwischen den Gebietskörperschaften stellen, die 
über die Zeit Erkenntnisse über den relativen Grad effi­
zienter Aufgabenerfüllung generieren. Gleichzeitig wer-
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den Anreize zur Sllche nach innovativen Arrangements 
gesetzt (Wettbewerb als kreatives Such- und Ent­
deckungsveifahren, vgl. von Hayek 1968). Im übrigen 
zeichnen sich föderalistische Regelungsmuster durch ei­
nen fühlbar höheren Grad an Flexibilität und 
volkswirtschaftlicher Fehlertoleranz bis hin zu geringe­
ren politischen Kumulationsrisiken aus. Wahrscheinlich 
dürften auch ihre absolute Fehlerquote und "Irrtums­
wahrscheinlichkeit" gegenüber zentralistischen Konzep­
tionen niedriger anzusetzen sein; in Hinblick auf die 
Fehlbarkeit von Politikkalkülen gerade in komplex­
dynamischen Umwelten können dezentrale Regelungs­
systeme eher und schneller Informationen erschließen, 
die "vor Ort" - Chiffre für den jeweiligen räumlichen 
Kontext - vorhanden sind. In diesem Zusammenhang ist 
eine subsidiäre Allokation von Regelungskompetenzen 
ohnehin vorteilhaft, weil Umweltkrisenszenarien oft ein 
spezifisch räumlicher Charakter eigen ist, gegeben 
durch Unterschiede in der regionalen Assimilationska­
pazität der Umweltmedien, der Emittentenstruktur, den 
Diffusionseigenschaften von Schadstoffen sowie der 
Verteilung von Schutzgütern und Präferenzen und der 
hiermit verbundenen Differenzierung von Umweltquali­
tätszielen im Raum. Eine variable Geometrie der Auf­
gabenwahrnehmung trägt diesen Aspekten Rechnung 
und mindert mit ihrem räumlichen Differenzierungsver­
mögen das Risiko von politischen Über- oder Unter­
steuerungseffekten. 

Mit Blick auf die politökonomische "Wirklichkeitsform" 
gesellschaftlicher Entscheidungsprozesse betont die mo­
deme Föderalismustheorie als weiteren Vorteil, daß regio­
nalisierte Politikmuster transparenter, die Wahrnehmung 
und das Interesse der Betroffenen höher und die Kontroll­
mechanismen voice and exit (Hirschmann 1969) resp. 
Abwahl und "Abstimmung mit den Füßen" effektiver 
ausfallen; hierdurch sinken die Spielräume des politisch­
administrativen Führungssystems zur Durchsetzung eige­
ner Ziele oder ineffektiver Maßnahmen fühlbar (i.d.S. 
auch van Suntum 1981, S. 150-156). 
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In völligem Einklang mit liberalen Ordnungsprinzipien 
steht umgekehrt die Beeinflussung überregionaler, inter­
nationaler oder globaler Ursache-Wirkungs-Zusammen­
hänge inklusive umweltrelevanten Verhaltens unterge­
ordneter Verbände und letztlich der Privaten durch In­
stitutionen korrespondierend hohen Zentralitätsgrades 
(gesteuerter Föderalismus), zumal größere Regelungs­
einheiten über economies oj scale und Verwaltungsver­
bundvorteile unter Umständen eine merkliche Senkung 
von Konsensfindungs- und Administrationskosten errei­
chen)?) 

Auf den Punkt gebracht sollte die Gestaltungsmacht 
analog dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz (Oates 
1972; Olson 1969) stets von jener Ebene ausgehen, de­
ren räumliche Kompetenz dem Erstreckungsbereich des 
in Rede stehenden Umweltproblems entspricht. Die nä­
herungsweise Kongruenz von Emissions-Immissions­
Verflechtung und institutionellem Regelungsraum impli­
ziert eine volkswirtschaftlich effiziente räumliche Inter­
pretation des Verursacherprinzips (polluter pays prin­
ciple): Unter Wahrung dezentraler Aspekte wird im Sy­
stem des gesteuerten Föderalismus das Entscheidungs­
feld gleicher Gebietskörperschaften durch Ordnungskol­
lektive der jeweils darüberliegenden Stufe so 
(um)gestaltet, daß in benachbarten Regionen "extern" 
anfallende Auswirkungen von Produktions- oder Kon­
sumtionsprozessen zu beachten bzw. etwaige Umwelt­
schäden zu entgelten sind. Verbindliche Regeln zum 
Ausgleich von interregionalen Beeinträchtigungen (Haf­
tung) und/oder die Steuerung interregional (global) zu-

17) Diese Transaktionskosten der politischen Aufgabenwahrneh­
mung sind (vgl. schon oben Kap. B.IV) zentrale Kriterien im 
Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung institutioneller Re­
gelungen. 

18) Eine derart manichäische Rollenverteilung dürfte im Lichte 
der realen Welt wohl nur sehr selten haltbar sein. 

19) Einschränkend ist allerdings zu bemerken, daß das Coase­
Theorem unter einer Reihe z.T. recht restriktiver Prämissen 
steht. Hierzu und zur Problematik von Verhandlungslösungen 
s. Streissler 1993, S. 90-93; Endres 1994, S. 41-54. 
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lässiger Schadstoffdiffusionsmengen - Programme zu 
deren Einhaltung können dezentral verantwortet werden 
- wehren einem volkswirtschaftlich destruktiven beg­
gar-thy-neighbour-Wettbewerb der föderalen Subsyste­
me; in ihnen (den Regeln) nimmt ipso facto ein auch im 
liberalen Sinne legitimer Zentralismus Gestalt an. 

Gerade im Kontext des Leitbildes dauerhaft-umweltge­
rechter Entwicklung ist neben den bisher diskutierten 
umweltpolitischen Steuerungsmustern auf eine weitere, 
prima vista kontraintuitiv anmutende Strategieoption 
hinzuweisen, die im Kern die Kompensation der physi­
schen Schadensurheber durch die (potentiell) Geschä­
digten für eine Rückführung schadensgeneigter Aktivi­
täten vorsieht (polluttee pays principle). Daß derartige 
monetäre Transfers, beispielsweise in Gestalt von Zah­
lungsströmen aus den Industrieländern in Regionen der 
Dritten We1t1 8) zur Finanzierung moderner, FCKW­
freier back-stop-Technologien, volkswirtschaftliche Ef­
fizienz reklamieren können, die Klarheit des Verursa­
cherprinzips im traditionellen Sinne also nicht schon 
ökonomische Wahrheit impliziert, ist das zentrale An­
liegen des Coase-Theorems (s. Coase 1960): Die Gel­
tendmachung eines Schadens im Rahmen einer Haj­
tungsregel setzt die Existenz eines Geschädigten und 
dessen Inhabe (durchsetzbarer) Verfügungsrechte not­
wendig voraus. Liegen jene dagegen auf seiten des phy­
sischen Verursachers (des Emittenten) oder sind über­
haupt nicht spezifiziert, entfällt eo ipso die "Geschäfts­
grundlage" etwaiger Schadensersatzbegehren; das Ver­
halten des Schädigers ist dann ohne weiteres rechtens 
(laissez-jaire-Regel). Die prima facie klare Rollenver­
teilung - Verursacher (Emittent) hier, Geschädigter dort 
- erweist sich im Lichte des Coase-Theorems deshalb 
als keineswegs zwingend, sondern vielmehr als eine 
mögliche Gestaltungsform der gesellschaftlichen Rand­
bedingungen. Zu wessen Gunsten die Anspruchskonkur­
renz gelöst wird, ist letztlich eine Frage verteilungspoli­
tischer Entscheidung resp. gesellschaftlicher Wertung ex 
ante. 19) Beide Arrangements sind jedenfalls zulässig und 
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ökonomisch auch in gleicher Weise effizient (lnvarianz­
these). 

Für die Gestaltung von umweltpolitischen Lösungsmu­
stern auf internationaler Ebene bedeutet die Erkenntnis 
von Coase, daß von importierten Umweltbelastungen 
betroffene Länder via bi- oder multilaterale Verhandlun­
gen selbst dann einen Wohlfahrtsgewinn erzielen kön­
nen, wenn transnationale Haftungsregime oder ander­
weitige Nutzungsordnungen (zunächst) nicht durchsetz­
bar sind und die urhebenden Staaten für eine Reduktion 
grenzüberschreitender resp. globaler spill-overs kom­
pensiert werden müssen. Idealtypisch werden sich die 
Verhandlungspartner auf ein beidseitig vorteilhaftes Er­
gebnis einigen, bei dem der marginale Kompensations­
betrag gerade dem vermiedenen Grenzschaden ent­
spricht. 

Zwar erheben sich gegen Regelungsmuster nach dem 
laissez-jaire-Prinzip im direkten Vergleich mit haftungs­
rechtlichen Lösungen eine Reihe kritischer Einwände -
geringere dynamische Anreize für umwelttechnischen 
Fortschritt, strategisch überhöhte Kompensationsforde­
rungen, Karikatur weitverbreiteter Gerechtigkeitsvor­
stellungen -, im internationalen Rahmen stellen sie aber 
u.U. das einzige schon kurzfristig einsetzbare Instru­
ment dar. Legitimation bzw. politische Akzeptanz könn­
ten entsprechende Transfers in den Geberländern erfah­
ren, wenn Ausgleichszahlungen 

(1) verteilungspolitisch (und ethisch) in die richtige 
Richtung gehen - eine Kompensation von Entwick­
lungsländern der Gruppe 77 würde wohl allgemeine 
Zustimmung finden -, 

(2) als befristete Anpassungshilfen ausgestaltet sind 
(und damit keinen Paradigmenwechsel der Umwelt­
politik einläuten) und 

(3) eine gewisse Zweckbindung aufweisen, indem sie 
z.B. zur Finanzierung umwelttechnologischer Trans-
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fers, der Aufforstung und Erhaltung tropischer Re­
genwälder oder· der Initiierung von Entwicklungs­
und Armutsbekämpfungsprogrammen dienen. 

Gerade mit letzteren verbindet sich die Chance (weite­
rer) positiver Rückwirkungen für die Geberländer 
selbst, insoweit die Förderung gerade armer Bevölke­
rungsgruppen (targeting) im Rahmen pro aktiven Kri­
senmanagements der weltweiten Migrationsströme ein 
zentrales therapeutisches Element darstellt, und mit stei­
gendem Entwicklungsniveau Verbleib oder Rückkehr 
qualifizierten Bevölkerungsgruppen, deren Abwande­
rung die Länder der Dritten Welt zu Recht besonders 
fürchten (brain drain), als zunehmend attraktive Hand­
lungsoptionen erscheinen. 

IH. Internationalisierung der UmweItpolitik -
Der Fall CO2 

Klimaschutz: Vom Ist zum Soll - Seit den 80er Jahren 
stehen Bemühungen zum Schutz der Erdatmosphäre auf 
der Agenda der internationalen Umweltpolitik an vor­
derster Stelle. Ozonschichtzerstörung und anthropogen 
verursachter Treibhauseffekt werden in weiten Teilen 
der Erde als schwerwiegende Bedrohung wahrgenom­
men und finden ein entsprechendes politisches Echo. 
Zwar besteht Einigkeit, daß die Emissionen atmosphä­
risch relevanter Gase deutlich verringert werden müs­
sen, durchgreifende Abreden resp. Maßnahmen stehen 
- mit Ausnahme des Montrealer Protokolls über die Re­
duktion wesentlicher ozongefährdender Stoffe - bisher 
allerdings aus. Obwohl den natürlichen Ökosystemen 
nach heutigem Kenntnisstand eine mittlere globale Er­
wärmung von maximal 0,1 0 C pro Jahrzehnt (!) bis zum 
Jahr 2100 zugemutet werden kann (vgl. Enquete-Kom­
mission "Schutz der Erdatmosphäre" 1995, S. 97), was 
alleine für das Treibhausgas CO2 eine Minderung von 
anthropogen verursachten 30 Mrd. auf 10 Mrd. Tonnen 
p.a. in 2050 erforderlich machte, konnten sich erst 
jüngst die Vertrags staaten der Rio-Deklaration in Ber-
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lin nicht darauf verständigen, die 1992 verabschiedete 
Klimakonvention in Gestalt bindender COr Minde­
rungsziele zu konkretisieren. Auf eine natürliche Trend­
wende darf die Völkergemeinschaft hier allerdings nicht 
hoffen, im Gegenteil: Allein im Zeitraum von 1987 bis 
1990 war ein weltweiter Anstieg von Kohlendioxidemis­
sionen um mehr als 8 % zu verzeichnen. 

Der angesichts der von Klimaforschern projizierten 
Auswirkungen so kurzfristiger Klimaänderungen - An­
stieg des Meeresspiegels bis zu 100 cm bis zum Ende 
des nächsten Jahrhunderts, Verschiebung von Klima­
und Vegetationszonen, zunehmende Desertifikation (al­
les verbunden mit der Gefahr großer Flüchtlingsbewe­
gungen),20) Erweiterung der Klimaamplitude, d.h. Zu­
nahme extremer Klimaereignisse (Dürreperioden, tropi­
sche Zyklone u.a.), instabile, kurzfristig wechselnde Kli­
matrends (mit der Folge extremen Anpassungsdrucks 
für Mensch und Natur) - überraschende time lag zwi­
schen naturwissenschaftlicher Erkenntnis bzw. relativ 
gesicherten Erwartungen auf der einen und pGllitischer 
Aufgabenbewältigung auf der anderen Seite hängt nicht 
zuletzt mit dem Paradoxon zusammen, daß Beeinträch­
tigungen der Atmosphäre zwar ein global verursachtes 
und grosso modo auch global wirkendes Umweltübel 
darstellen, ihre regionale Inzidenz allerdings sehr unter­
schiedlich ausfällt;21) während Bangla Desh schon Mit-

20) Allein in den Küstenregionen konzentrieren sich vier Zehntel 
der Weltbevölkerung; für Bangla Desh (ca. 100 Mio. Einwoh­
ner) mit seinen ausgeprägten Meeres- bzw. Flußdeltaregionen 
bedeutete ein Meeresanstieg in dieser Größenordnung eine 
existentielle Bedrohung. 

21) Rußland und Kanada könnten sogar Chancen aus dem globa­
len Klimawandel erwachsen, insoweit ein deutlicher Tempe­
raturanstieg den subarktischen Permafrostboden dauerhaft 
auftauen würde. ' 

22) Eine "Kompensationslösung" (vgl. oben Kap. D. 11) kann man 
sich für die USA und andere Industrieländer ebensowenig 
vorstellen wie das Zustandekommen ausreichend glaubwür­
diger Drohungen beispielsweise mit handelspolitischen Sank­
tionen für den Fall einer dauerhaften Außenseiterposition. 

te des nächsten Jahrhunderts buchstäblich zu ertrinken 
droht, sind ausgerechnet die USA als weltweit größter 
COr Verursacher - kann man der vielzitierten Studie 
von Nordhaus (1991) Glauben schenken - nurmehr 
marginal betroffen. Damit ist zugleich impliziert, daß 
der klima-stabilisierend zulässige Gesamtausstoß an 
Kohlendioxid von ca. 10 Mrd. Tonnen ab dem Jahr 
2050 nur dann in ein multilaterales agreement bindend 
eingeführt werden kann, wenn in den vermeintlich we­
nig gefährdeten (Haupt)Emittentenstaaten, im wesentli­
chen die Industrieländer der nördlichen Hemisphäre, die 
Besinnung auf das Vorsorgeprinzip - Europa und die 
USA könnten sich evtl. doch mit höheren Klimarisiken 
als bisher geschätzt konfrontiert sehen - eine umwelt­
betonte Neuorientierung der Energiepolitik veranlaßt. 

Ein mehr vorsorgeorientiertes Politikmuster muß gera­
de insoweit als ökonomisch rational gelten, als sich risi­
koaverse Individuen in ihren Entscheidungen nicht von 
reinen Erwartungswertkalkülen leiten lassen, sondern in 
hohem Maße den in der Zukunft schlechtestmöglichen 
Ausprägungen von Klimarisiken Beachtung schenken. 
Um der späteren Gefahrenrealisation in Gestalt u.U. 
katastrophaler Klimaschäden zu entgehen, werden die 
Kosten zur Erreichung eines klimastabilisierenden, ins­
besondere auch die freibleibenden Anpassungszeiten 
verlängernden Schutzziels als Versicherungsprämie in 
Kauf genommen (insurance buying). 
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Eo ipso würde sich die Völkergemeinschaft unter Ein­
schluß selbst nur von geringen Risiken bedrohter Staa­
ten auf wirksame, im Einzelfall schmerzliche Redukti­
onsstrategien verständigen, wenn der Primat national­
staatlicher Kosten-Nutzen-Kalküle transzendiert und im 
politischen Zielfindungsprozeß statt dessen Rekurs auf 
das schon vorgestellte Konstrukt einer Rawlschen Ur­
vertragssituation mit ihrem Schleier der Ungewißheit 
genommen würde.22) Unter seiner Ägide könnte auch 
das ethisch legitime Recht auf gleiche Lebenschancen 
so interpretiert werden, daß - nach einer entsprechen-
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den Anpassungsphase - das global tolerierbare COr 
Volumen nach dem Egalitätsprinzip verteilt würde, d.h. 
sich die national jeweils zulässige Menge nach gleichen 
Pro-Kopf-Quoten bestimmte. Die hier angelegte stark 
überproportionale Rückführung von CO2 (und anderen 
klimarelevanten Gasen) auf seiten der Industrieländer 
läßt sich neben ethischen Postulaten einschließlich des 
Prinzips Verantwortung (Jonas 1980) gerade auch mit 
dem (engen) Verursacherprinzip rechtfertigen. Schließ­
lich bemißt sich der Beitrag zum Treibhauseffekt wegen 
der hohen Latenzzeit von CO2 und anderen Klimaaero­
solen nicht allein nach dem aktuellen Emissionsanteil, 
sondern resultiert wesentlich aus jahrzehntelangen histo­
rischen Kumulationseffekten. 23) Eine tragfähige Lasten­
teilung wird auch insoweit eine Führungsrolle der west­
lichen Gesellschaften vorsehen müssen, als ihnen auf­
grund des erreichten Lebensstandards und des technolo­
gischen Potentials asymmetrische Reduktionspflichten 
materiell zugemutet werden können, während der in den 
Entwicklungsländern vorhandene berechtigte Wunsch 
nach Wachstum absehbaren Nachholbedarf mit absolut 
noch steigenden Emissionen impliziert. 

23) In diesem Sinne fordert bereits die Klimakonvention (Art. 3, 
Abs. 2) ein faires hurden sharing: "Die Vertragsstaaten sollen 
auf der Grundlage der Gerechtigkeit und entsprechend ihren 
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten 
und ihren jeweiligen Fähigkeiten das Klimasystem zum Wohl 
der heutigen und der künftigen Generationen schützen". 

24) Dieses Argumentationsmuster gilt, wie auch die folgenden 
Ausführungen, analog für andere internationale Umwelt­
schutzabkommen. Insbesondere klassische "Verschmutzer­
staaten" mit einem asymmetrischen Diffusionsprofil - hohe 
Export-, aber geringe Importmengen an Schadstoffen (wie 
z.B. Großbritannien) - könnten sich in Anbetracht einer in­
ternational zwar positiv ausfallenden, sie selbst aber als Net­
to-Verlierer ausweisenden Kosten-Nutzen-Analyse einer mul­
tilateralen Konvention veranlaßt sehen, eine Mitgliedschaft 
dauerhaft zu verweigern. Anderen Staaten mag dagegen eine 
komfortable Außenseiterposition attraktiv erscheinen, wenn 
ein bereits großer Pool von Unterzeichnerstaaten den Konsum 
des ja nicht exklusiven Gutes "Klimastabilität" auch ohne die 
eigene Mitwirkung erlaubt. 
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Wachstums bedingtes Aufholen steht auch in Hinblick 
auf andere klimarelevante (Spuren)Gase, namentlich 
Methan, Lachgas und Ozon, zu erwarten. Idealtypisch 
sollten klimaschutzpolitische Strategiemuster deshalb 
umfassend integrativ ausfallen, indem die globalen 
Emissions-Reduktionsziele und das Treibhauspotential 
aller klimarelevanten Stoffe in COrÄquivalenten be­
stimmt werden. Tendenziell ermöglicht dieses Verfahren, 
daß Gase mit relativ geringen Vermeidungskosten einer­
seits und relativ hoher spezifischer Klimawirksamkeit 
andererseits relativ stärker vermieden werden. Aller­
dings wird auch nach einer solchen Differenzierung des 
Klimaschutzziels CO2 den Hauptbeitrag leisten müssen. 

Kooperatives Verhalten durch incentives und Sanktio­
nen - Eine erfolgversprechende Zahl von Signatarstaa­
ten wird ein multilaterales Klimaschutzabkommen nur 
dann gewinnen und auf Dauer halten können, wenn die 
in ihm angelegte Lastenteilung als (ursachen)gerecht, 
fair und politisch tragbar empfunden wird (s. unten: Ver­
teilungsjragen), die vorgesehene Preisgabe politischer 
Souveränitätsrechte - ein Moment, das mutmaßlich die 
größten Widerstandskräfte mobilisiert - geringstmöglich 
ausfällt (s. im folgenden: Organisationsstruktur und in­
strumentelle Optionen) sowie positive incentives und 
Sanktionen eine hinreichende Sogwirkung auch auf jene 
Länder entfalten, die einem Beitritt indifferent gegen­
überstehen oder sogar mit einer dauerhaftenjree-rider­
Position liebäugeln.24) 

Entsprechende Beitrittsanreize sind zum einen in Gestalt 
positiver incentives vorstellbar. Als Adressaten klubinter­
ner monetärer Transfers kommen, wie schon in den Aus­
führungen zum Coase-Theorem deutlich wurde, zuvor­
derst Länder der Dritten Welt in Frage, die Reduktions­
vereinbarungen zu ihren Lasten unter Verweis auf die bis­
herige Emissionsstruktur grundsätzlich ablehnen oder de­
ren Umsetzung ob ihres geringen Wohlstandsniveaus aus 
materiellen Gründen entsagen müssen. Auf Mitwirkung 
im Klimaschutz abstellende Kompensationszahlungen 
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würden von den reicheren Vertragspartnern aufgebracht 
und finanzierten direkte Klimaschutzprojekte (Substituti­
on von FCKW s, Aufforstung u.a.) oder würden im Stile 
eines policy-mix der Aufgabenwahmehmung in anderen, 
dem Leitbild dauerhaft-umweltgerechter Entwicklung 
kongruenten Bereichen - vorrangig Entwicklungs- und 
Sozialpolitik - gewidmet. Dem Prinzip nach hebt die Ge­
währung finanzieller Transfers die Vorteilhaftigkeit von 
Trittbrettfahrerstrategien auf und leistet eine Dekonstruk­
tion von Gefangenendilemma-Strukturen, indem die Her­
stellung des internationalen Kollektivgutes "Klimastabi­
lität" durch gegenseitige commitrnents der Unterzeichner­
staaten mit der Bereitstellung von Individualgütern ver­
knüpft wird.25) Um moral-hazard-Kalkülen der Trans­
fernehmer vorzubeugen, sollten Auszahlungen pro-rata­
temporis erfolgen sowie hinsichtlich ihrer Verwendung 
darlegungspflichtig und sanktionsbewehrt ausgestaltet 
sein.26) 

Attraktiven, positive Beitrittsimpuise vermittelnden In­
dividualgütern unterfallen aus Sicht der Entwicklungs­
länder neben finanziellen Transfers auch partielle 
Schuldenmilderungen (debtfor climate swaps), die ex­
klusive Bereitstellung von Schlüsseltechnologien (insb. 
in Bereichen der Energiegewinnung und Energienut­
zung) sowie klubinterne Zollpräferenzen. 

Außenhandelspolitische Instrumente können umge­
kehrt als gegen Outsider gerichtete Sanktionen dienen. 
Möglichkeiten hierzu lägen vorrangig in der Erhebung 
eines "Klimaschutzzolls" auf Importe von außerhalb 
des Geltungsbereichs der Klimakonvention, der maß-

25) Zur Idee einer Kombination von (Klub )Kollektiv- und exklu­
siven Individualgütern s. schon Olson (1965). 

26) So sollten Projekte zur Aufforstung und Erhaltung tropischer 
Regenwälder durch moderne Luftbild- bzw. Satellitenbeob­
achtung kontrolliert werden. 

27) Die hier implizierte Differenzierung von Zolls ätzen wider­
spricht gegenwärtig allerdings dem Diskriminierungsverbot 
des General Agreement on Tariffs and Trade (GATT). 
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nahmenbedingte Kostendifferentiale zwischen Ver­
tragsstaaten und nicht kooperativen Ländern zu egali­
sieren suchte; Bemessungsgrundlage des Zolls könn­
ten (in COrÄquivalenten) die in Produktlinienanaly­
sen näherungsweise bestimmten Emissionen klima­
relevanter Stoffe aus Produktion und Transport der 
betreffenden Importgüter sein.27) Überlegenswert sind 
in diesem Zusammenhang auch Handelssanktionen in 
Gestalt von Zöllen auf Exporte fossiler Rohstoffe und 
Im- bzw. Exportverbote besonders klimaschädlicher 
Stoffe gegenüber Nichtunterzeichnerstaaten, wie sie 
z.B. im Montrealer Abkommen für FCKW und 
FCKW-haltige Produkte vorgesehen sind. Ein gleich­
zeitig als Härtefallregelung eingerichteter multilatera­
ler Fond sollte einkommensschwachen Insidern die 
U mstrukturierung ihrer Produktions prozesse hin zu 
klimaverträglichen Stoffen ermöglichen. 

Verteilungsfragen - Unabhängig von der Art des Kli­
magases erhebt sich für die prospektiven Unterzeich­
nerstaaten einer Klimakonvention die Frage, nach wel­
chem Verteilungsschlüssel die Erstausstattung resp. die 
Zuweisung nationaler Emissionsobergrenzen sinnvoll 
und politisch konsensfähig bemessen werden sollte. 
Eine einheitliche proportionale Verringerung auf der 
Grundlage eines bestimmten Basisjahres, wie sie mit 
unterschiedlichen Facetten im politischen Raum bisher 
offenbar favorisiert wird, kann zwar auf politische Ak­
zeptanz in den Industrieländern setzen, klingt diese 
Formel doch einfach und gerecht; sie erweist sich aber 
vor dem Hintergrund international divergierender 
Emissionsvermeidungskosten als ökonomisch ineffizi­
ent und abstrahiert entgegen dem Verursacherprinzip 
von den bisher kumulierten Klimaschädigungen. Im 
übrigen würden die Länder der Dritten Welt nach der 
Maxime eines inversen Senioritätsprinzips - schlech­
teres Recht kraft späterer Entwicklung - auf ihrem Ar­
mutsniveau quasi festgeschrieben; das Leitbild sus­
tainable development betont aber gerade das Recht auf 
Entwicklung - und damit cum grano salis auch den 
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Anspruch auf eine ausgeglichenere Verteilung globa­
ler Umweltnutzungsrechte als zentrales Element zu­
kunftssichernder Politik. Aus demselben Grund abzu­
lehnen sind Vorschläge, die Vergabe von COrKlima­
nutzungsquoten nach den bisherigen Emissionen, dem 
bisherigen Energieverbrauch oder dem erwirtschafte­
ten Sozialprodukt vorzunehmen. 

Im Sinne des sozialethischen Postulats gleicher Le­
benschancen, implicite verbunden mit gleichwertigen 
Nutzungsrechten an Klimagütern, wurde schon zuvor 
ein Vergabeschlüssel favorisiert, dem gleiche maximal 
zulässige Pro-Kopf-Emissionen zugrundeliegen. Unter 
seiner Regie könnten die meisten Entwicklungsländer 
ihre Emissionen ausweiten, freibleibende Kontingente 
aufsparen oder (im Rahmen von Lizenzmodellen) ver­
leasen.28) Eo ipso impliziert diese Formel in den indu­
strialisierten Regionen hohen Anpassungsbedarf, soll 
der klimastabilisierende Pro-Kopf-Referenzwert von 1 
Tonne CO2 per anno erreicht werden. Sie könnte sich 
in den Hauptemittentenstaaten aber dennoch als poli­
tisch vermittelbar und tragfähig erweisen, sofern der 
Anpassungspfad im Timing ausreichend langfristig an­
gelegt ist; in diesem Sinne sollten die national zulässi­
gen Emissionsfrachten dem Zielniveau über einen Zeit­
raum von 10 bis 15 Jahren sukzessive angenähert wer­
den. Dagegen scheinen Reduktionsverpflichtungen ge­
mäß den bisher kumulierten Emissionen von Klimaga­
sen im Sinne des Verursacherprinzips zwar wün­
schenswert, aber in den Industriestaaten ohne Aussicht 
auf hinreichende politische Akzeptanz. 

Organisationsstruktur und instrumentelle Optionen -
Mit der Wahl eines Vergabeschlüssels für Kohlendi­
oxid (und andere klimaschädliche Gase) ist allein die 
Erstausstattung der kooperierenden Staaten fixiert. 
Hiervon zu unterscheiden ist die Frage der institutio­
nellen Umsetzung (Organisationsstruktur) sowie der 
näheren umweltpolitischen Instrumentierung (Aufla­
gen, Abgaben, Lizenzen usw.) der Klimakonvention. 
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In Hinblick auf die organisatorische Ebene der politi­
schen Aufgabenwahrnehmung kann ein zentralistisches 
oder ein föderativ-dezentral angelegtes Lösungsmuster 
angestrebt werden. Im rein zentralistischen Modell, das 
sich im Sinne der Föderalismustheorie mit dem globa­
len Charakter der Klimakrise grundsätzlich legitimiert 
sähe, würde eine supranationale, U.U. auf Ebene der 
Vereinten Nationen angesiedelte Autorität über dirigi­
stische Regelungsmuster oder marktanaloge Konzepte 
die Einhaltung des Klimaschutzziels resp. der vereinbar­
ten Quoten und Reduktionspflichten umzusetzen su­
chen. Gegen die command and control-Variante erhe­
ben sich aus liberal-ökonomischer Sicht allerdings die 
zuvor schon erörterten Monita; insbesondere der entste­
hende administrative Aufwand dürfte, neben anderen 
Transaktionskosten, recht hoch ausfallen. 

Das Transaktionskostenargument spricht auch gegen 
eine zentral erhobene, globale Ressourcensteuer (Simo­
nis 1990; v. Weizsäcker 1993).29) Sie wäre zwar, ein­
heitlich gesetzt, volkswirtschaftlich effizient, insofern 
Vermeidungsanstrengungen weltweit nach Maßgabe ih­
rer jeweiligen (Grenz)Kosten alloziiert würden und da­
mit die Kosten des Klimaschutzes im Vergleich zu rein 
nationalen Lösungen resp. einheitlichen Reduktions­
pflichten geringer ausfielen; die von den spezifischen 
Steuersatz- und Steuerbemessungsgrundlage-Elastizitä-

28) Speziell für diesen Fall ergeben sich allerdings in den Län­
dern der Dritten Welt dysfunktionale Anreize in Hinblick auf 
die künftige Bevölkerungspolitik, denn mit zunehmendem 
Bevölkerungswachstum steigt auch der Anteil eines Landes 
an den insgesamt zu vergebenden Lizenzen; Berechnung und 
Neuausgabe von COrZertifikaten sollten deshalb degressiv 
ausgestaltet sein oder sogar von einer Referenzwachstumsra­
te von 0 ausgehen, wenn die Bevölkerungszahl als Bemes­
sungsgrundlage fungiert. Die alleinige Berücksichtigung der 
Erwachsenenbevölkerung (Grubb 1989, S. 37 f.) ist jedenfalls 
nicht ausreichend; die wachstumsfreundlichen incentives ei­
ner Pro-Kopf-Vergabe wirken sich hier nur eine Generation 
später aus. 

29) ... bei der das Problem der Quotenzuteilung allerdings entfiele. 
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ten bestimmte regionale Inzidenz ist mit ihren Effekten 
auf Wirtschafts struktur und Gesamtentwicklung U.U. 
doch recht heterogener Staaten ex ante aber kaum kal­
kulierbar. Zudem impliziert eine globale Klimasteuer ein 
Mittelaufkommen in mehrstelliger Milliardenhöhe, über 
dessen Verwendung - Rückerstattung, Umverteilung, 
Finanzierung eines globalen Klimafonds - wahrschein­
lich langwierig und transaktionskostenintensiv entschie­
den werden müßte, als Kompensation für die Preisgabe 
nationaler Steuersouveränität wahrscheinlich unter der 
Regie des Einstimmigkeitsprinzips. Noch am ehesten 
vorstellbar ist ein Klimasteuermodell, das allein die 
Möglichkeit zur Festlegung des Steuersatzes (in Wech­
selkurs-Paritäten) zentral lokalisiert, Aufkommen und 
Verwendungskompetenz aber den Vertragsstaaten be­
läßt. 

Im Vergleich mit Abgabenkonzepten weisen globale 
Zertifikatlösungen eine Reihe kom12arativer Vorteile auf 
(vgL Kap. C); insbesondere gewährleisten sie, die Mög­
lichkeit adäquater Monitoring-Systeme vorausgesetzt, 
eine sichere Einhaltung des Klimaschutzziels, verbun­
den mit der Effizienz und Dynamik eines marktrnacht­
analogen Steuerungsmusters. Mit der Problematik even­
tuell hoher transnationaler Transfers sähe sich allerdings 
auch ein globales, zentral eingerichtetes COrLizenzmo­
delI konfrontiert, wenn die national zugeteilten Emissi­
onstitel an einer Weltbörse gehandelt werden. Legte man 
schon heute 1 Tonne CO2 pro Kopf und Jahr als Refe­
renzschlüssel fest, so müßten alleine die USA (die Bun­
desrepublik Deutschland) bei einem eher niedrig gegrif­
fenen Kurs von 10 $/t CO2 (Jahreswert) für annähernd 

30) In diesem Zusammenhang sei nur daran erinnert, daß mit 
Ausnahme Skandinaviens die von den Industrieländern im 
Rahmen der Entwicklungshilfe aktuell geleisteten Tranfers 
das ehemals zugesagte Volumen von 0,7% des Bruttosozial­
produktes (der Geberländer) deutlich unterschreiten. 

31) Die ökonomische Legitimation dergestalter Programme im 
Sinne des Coase-Theorems wurde schon an früherer Stelle 
betont. 
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50 Mrd. (10 Mrd.) $ Zertifikate leasen. Andererseits 
stellt die Aussicht auf Einnahmen aus dem Leasing von 
freien Quoten oder via Aufforstung gutgeschriebenen 
Titeln für Entwicklungsländer ein attraktives incentive 
dar, einem langfristig angelegten Klimaschutzabkom­
men überhaupt beizutreten. 

Vorerst scheinen Transfers über einen internationalen 
Lizenzmarkt, jedenfalls in der hier insinuierten Größen­
ordnung, noch illusorisch.30) Modelle mit egalitären 
Pro-Kopf-Referenzmengen könnten allerdings auflan­
ge Sicht auch in den Leasingnehmerländern politisch 
konsensfähig werden, wenn 

(l) die Erstvergabe die geltenden Status-quo-Mengen 
zum vollen Nennwert zertifiziert (grandfathering) 
und gratis ausgibt und die normative nationale Refe­
renzmenge auf einem vorab transparenten Anpas­
sungspfad mit hinreichenden Übergangsfristen (10 
bis 15 Jahre) erreicht wird; 

(2) statische und dynamische Effizienzgewinne gegen­
über anderen (rein nationalen) Lösungen in Modell­
rechnungen deutlich gemacht werden; und 

(3) das Mittelaufkommen im Sinne des Leitbildes dau­
erhaft-umweltgerechter Entwicklung nachvollzieh­
bar zweckgebunden Verwendung findet, d.h. zur Fi­
nanzierung globaler, projektorientierter Umweltfonds 
(Regenwalderhaltung, Aufforstung u.a.)31) oder Pro­
grammen der Armuts- und Fluchtursachenbekämp­
fung dient; die Aufgabenwahrnehmung in diesen Be­
reichen erfordert ohnehin schon im eigenen Interesse 
ein deutlich stärkeres Engagement der Ersten Welt. 

Als Stilmittel politischer Vertrauensbildung sollte im 
übrigen überlegt werden, Lizenzmodelle stufenweise 
einzuführen, d.h. dem Start auf der globalen Ebene eine 
warm up-Phase zuerst im nationalen Bereich und später 
in schon bestehenden multilateralen Integrationsräumen 
(EU, NAFTA u.a.) vorzuschalten. 
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In föderalistisch-dezentralen Klimaschutzmodellen 
nehmen die Unterzeichnerstaaten die instrumentelle 
Umsetzung des (zentral) vorgegebenen bzw. ver­
einbarten Schutzziels eigenverantwortlich wahr. 32) 
Prima facie scheint ein derartiges Arrangement kon­
sistent mit dem schon vorgestellten Muster eines 
gesteuerten Föderalismus. Während dessen Ratio aber 
- mit der Notwendigkeit entsprechender Feinsteuerung 
- gerade auf der (möglichen) Existenz regional oder 
national verschiedener Umweltknappheiten basiert, im­
pliziert der globale Charakter des internationalen Kol­
lektivgutes "Klimastabilität" bzw. des Umweltübels 
"Globale Erwärmung der Atmosphäre" eine weltweit 
einheitliche Knappheit, verbunden mit gleichen Schat­
tenpreisen. Weil rein national angelegte Programme 
dem nicht Rechnung tragen, sich vielmehr höchst un­
terschiedliche Steuersätze und Kurse auf den nationa­
len Lizenzmärkten einstellen, können klimagasbezoge­
ne Vermeidungsaktivitäten nur sub optimal alloziiert 
werden; weltwirtschaftlieh ist deshalb mit erheblichen 
Effizienzverlusten zu rechnen. Den Verzicht auf Arbi­
tragegewinne aus der weltweit kostengünstigsten Ver­
meidungsstruktur dürften viele Vertrags staaten aller­
dings weniger gravierend empfinden als die Preisgabe 
wesentlicher Souveränitätsrechte. Vor diesem Hinter­
grund ist das dezentral föderalistische Modell politisch 
wohl eher vermittelbar. Vorteilhaft erscheint die föde­
ralistische Architektur auch hinsichtlich der hier im­
plizierten horizontalen Wettbewerbsprozesse zwischen 
verschiedenen umweltpolitischen Regimen. 

Eine ökonomisch sinnvolle Fortentwicklung könnten 
vorrangig national angelegte Politikmuster erfahren, 
indem Emissionsminderungspflichten via Kompen­
sationslösungen (joint implementation) flexibel gestal­
tet und ihre Effizienzeigenschaften in der Folge deut-

32) Ein rein dezentrales Modell lokalisiert auch die Zielsetzungs­
kompetenz auf der Ebene der Nationalstaaten, die jene in 
Gestalt von Selbstverpflichtungsvereinbarungen ausüben 
(können). 
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lieh erhöht werden: Unter der Aufsicht einer Kontroll­
behörde ermöglichte dieses Instrument Vertragsstaaten 
oder Unternehmen, sich in anderen Staaten (z.B. in 
Entwicklungsländern) mittels Modernisierungsinvesti­
tionen, Technologietransfer oder Aufforstungsprojek­
ten erzielte Emissionsminderungen auf die eigene Ziel­
realisation bzw. das jeweilige Emissionskontingent 
oder die Bemessungsgrundlage für eine Klimasteuer 
ganz oder teilweise anrechnen zu lassen. Ohne Abstri­
che an der ökologischen Wirksamkeit scheinen spezi­
ell im Bereich der Energiewirtschaft hohe Kostensen­
kungspotentiale realisierbar (s. Rentz 1994, S. 178 -
193). Als pragmatische Alternative zu weitergehenden 
marktwirtschaftlichen Lösungsmustern empfehlen sich 
Kompensationskonzepte auch insoweit, als sie sukzes­
sive zu globalen Zertifikatmodellen ausgebaut werden 
können (ibid, S. 220 ff.). 

IV. Außenhandel, Neo-Interventionismus und 
Sustainable Development - Umweltpolitik auf 
dem falschen Dampfer? 

In der Debatte um die internationale Dimension zukunfts­
sichernder Politikmuster gewinnt neben globalen Klima­
schutzstrategien die Ordnung der weltweiten Handelsbe­
ziehungen als umweltpolitische Modellierungsaufgabe 
zunehmende Bedeutung. Auch in diesem Entscheidungs­
feld sucht die politische Zeitgeisterbahn nicht zuvorderst 
die Fahrt auf im ordnungspolitischen Sinne liberalen 
Gleisen; Perspektiven für die künftige Gestaltung außen­
wirtschaftlicher Transaktionen im Zeichen nachhaltig­
umweltgerechter Entwicklung werden eher in einer 
(Wieder)Verschärfung der Regulierungsintensität gesehen 
(s. statt vieler Enquete-Kommission "Schutz der Erdat­
mosphäre" 1995, S. 569 ff.). Standen hier bisher die Ab­
wehr von Gesundheitsschäden, Quälerei oder Ausrottung 
von Tieren bzw. Tierarten sowie die Sicherung verwen­
dungsbezogener Standards im Zentrum, sollen handels­
politische Maßnahmen sowie eine Erweiterung der 
Welthandelsordnung GATT für deutlich weitergehende 
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umweltpolitische Zwecke instrumentalisiert werden. Die 
Befürworter einer ökologisch ausgerichteten Konditionie­
rung des mit Abschluß der Uruguay-Runde gerade 
einigermaßen liberalisierten Außenhandels zielen dabei 
vorrangig auf die Regulierung, insbesondere Entropievor­
stellungen folgende Verminderung von Stoff- und Mate­
rialströmen (s. insb. Daly 1994) sowie die Harmonisie­
rung herstellungsbezogener Normen. Der Paradigmen­
wechsel vom im GATT zentralen Ursprungs- zum Be­
stimmungslandprinzip bei Verfahrensregeln - eo ipso auf 
hohem Niveau - soll der Korrektur einer unter dem Ru­
brum "Ökodumping" behaupteten Verzerrung von Au­
ßenhandelsströmen dienen. 

Solche und verwandte Argumente für einen Neo-Inter­
ventionismus im Dienste des Leitbildes einer dauerhaft 
umweltgerechten Entwicklung scheinen indes auch im 
zweiten Anschein überaus fragwürdig. Die Beschrän­
kung von Stoff- und Materialströmen)st, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen,33) auch im Bereich des Außen­
handels als inferiores Instrument zielgerichteter Risikos­
teuerung anzusprechen: (oft) ineffektiv, unnötig hohe 
Eingriffsintensität, im volkswirtschaftlichen Kosten­
Nutzen-V~rhältnis unverhältnismäßig und als ,,Breit­
bandtonikum" mit hohen Streuverlusten behaftet. Nicht 
Stoffvolumina oder (meist holzschnittartig ermittelte) 
Materialintensitäten zeichnen kausal für Beeinträchti­
gungen der Umwelt verantwortlich, sondern, im je­
weiligen Kontext, Immissionen bzw. Emissionen; sie 
sollten, wie schon zuvor betont, das vorrangige Objekt 
von Internalisierungsstrategien darstellen. Dies gilt 
gleichermaßen für den Gebrauch importierter und ein­
heimischer Konsumgüter wie für die mit Außenhandels-

33) Hierunter fallen beispielsweise Vorschriften zur Führung und 
Getrennthaltung in der Entsorgung problematischer Stoffe 
(cradle-to-grave-Prinzip), die aus normalem Siedlungsabfall 
nur schwer zu isolieren sind (z.B. Batterien, Farbreste) oder 
ein Verkehrs- und Anwendungsverbot bestimmter gesund­
heitsgefahrdender Materialien (Asbest, PCB-haltige Holz­
schutzmittel u.ä.). 

beziehungen einhergehenden Verkehrsströme: Dem Aus­
stoß klimarelevanter Gase des LKW-Verkehrs ist effizi­
ent nicht mit Fahrverboten, sondern per Besteuerung 
oder Lizenzhandel von COrEmissionen, Stickoxiden 
usw. zu begegnen, dem latent hohen Risiko von Tanker­
unfällen in der Seeschiffahrt via Etablierung einer 
durchgreifenden Gefährdungshaftung. 

Auch der Begriff "Ökodumping" signalisiert eher Ca­
mouflage protektionistischer Absichten denn eine über­
zeugende Legitimationsgrundlage für die Einführung 
von Ökozöllen oder die Angleichung von Verfahrens­
standards nach dem Bestimmungslandprinzip über sub­
til diskriminierende nicht-tarifäre Handelshemmnisse. 
Länder, die diesen Einfuhrnormen nicht nachkommen, 
soll der Zugang zu den Exportmärkten verschlossen 
werden; alternativ sollen Umweltdumpingzölle (Grenz-) 
Kostenvorteile mindestens egalisieren. Dieser Sichtwei­
se ist entgegenzuhalten, daß die Staaten bzw. Regionen 
der Welt in höchst unterschiedlichem Maße mit Umwelt­
ressourcen ausgestattet sind und sich divergierende Um­
weltstandards (etwa ökologisch äquivalente Emissions­
grenzen) und Kostenverhältnisse ceteris paribus als lo­
gische Konsequenz einstellen. Die ungleiche Verteilung 
von Umweltknappheit bzw. Umweltressourcen, bedingt 
durch variierende Absorptionskapazität und Regenera­
tionsfahigkeit der Natur, unterschiedliche Nutzungsan­
sprüche (Tourismus vs. industrielle Produktion) und 
Präferenz strukturen, ist im System der internationalen 
Arbeitsteilung ein Ausstattungsfaktor wie Arbeit, Kapi­
tal oder institutionelle Infrastruktur. Gemäß dem klassi­
schen Heckscher-Ohlin Theorem resp. dem Ricardiani­
sehen Prinzip komparativer Realkostenvorteile impli­
ziert die Aufnahme von Außenhandel für Länder mit im 
Autarkiezustand relativ hoher Umweltbelastung (gleich 
relativ hoher Knappheit an Umweltgütern) Wohlfahrts­
gewinne auch durch eine ökologisch vorteilhafte Stand­
ortarbitrage. Bei einer durchgreifenden Liberalisierung 
des in der EU immer noch hoch protektionierten Agrar­
sektors könnten weite Teile der in Europa sehr dünge-

82 

DAUERHAFT -UMWELTGERECHTES WIRTSCHAFTEN: 

ENTWURF FÜR DIE KÜNFTIGE ORDNUNG VON WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT 

und pestizidintensiv hergestellten Produkte (insb. Ge­
treide und Fleisch) durch relativ extensive Importe aus 
klassischen Agrarländern wie Argentinien oder N eusee­
land substituiert werden; die Faktorintensität würde sich 
dort im übrigen nur unwesentlich erhöhen. 

Des weiteren sollte eine sehr zurückhaltende Wahrneh­
mung handelspolitischer Optionen schon deshalb ange­
strebt werden, weil tendenziell freier, durch das Re­
gelwerk GATT institutionell abgesicherter Außenhandel 
leitbild-kongruente Wohlfahrts- und Wachstumsimpulse 
setzen kann (s. Krueger 1983; Morrisson 1990), ohne 
die in Entwicklungsländern - angemessene Lösung von 
Verteilungsfragen vorausgesetzt - eine nachhaltige 
Überwindung der grassierenden Armut unmöglich er­
scheint. Den in diesem Kontext regelmäßig vorgetrage­
nen handels- und wachstumskritischen Thesen ist ent­
gegenzuhalten, daß statt der behaupteten linearen oder 
gar exponentiellen Beziehung zwischen Wachstum und 
Umweltbelastung im empirischen Zeitreihen- und Quer­
schnitts vergleich ein eher glockenförmiges Verlaufsmu­
ster vorliegt (vgl. Grossman / Krueger 1995),34) zwei­
tens - im Prinzip ein d6ja vu Argument - entwicklungs­
bzw. außenhandelsbedingt zunehmende Beeinträchti­
gungen der Umwelt Nutzungskosten darstellen, die ge­
gen die Wohlfahrts gewinne der außenwirtschaftlichen 
Transaktionen stehen: Überwindung inländischer Nicht­
verfügbarkeiten, Kostenerspamisse resp. Arbitragege­
winne, zusätzliches Einkommen und höhere Beschäfti­
gung, Aufbrechen etwaiger inländischer Monopolstruk­
turen, erhöhte Innovationsdynamik sowie Förderung des 
interkulturellen Austauschs. 

Allerdings soll hier keinem außenwirtschaftlichen lais­
sez-faire das Wort geführt werden; auch unter dem Po­
stulat des Freihandels ergeben sich aus ökonomischer 

34) Hier ist allerdings zuzugeben, daß die (malthusianisch inspi­
rierten) Prognosen des Club of Rome als Initialzündung neu­
zeitlicher Umweltpolitik gewirkt haben. 
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Sicht sinnvolle, ordnungspolitisch legitimierbare Ein­
satzbereiche für eine umweltorientierte Regulierung von 
Außenhandelstransaktionen inklusive einer entsprechen­
den Ergänzung des GATT. 

Ordnungsrechtliche Eingriffsmuster können Sinn zur 
Abwehr drohender Gesundheitsschäden reklamieren. 
Schon jetzt sind diesbezügliche Produktnormen, bei­
spielsweise in Hinblick auf toxische Rückstände in N ah­
rungsmitteln oder Spielzeug, GATT-kompatibel (s. Art. 
XX des GATT-Vertrags), sofern sie in- und ausländi­
sche Produzenten gleichbehandeln, also nicht diskrimi­
nierend ausfallen. Weiterhin kann der Umgang mit toxi­
schen Stoffen selbst Anlaß zu Export- oder Importbe­
schränkungen geben, wenn asymmetrische Information 
zu Lasten der Empfänger besteht (verdeckter Giftmüll­
export) oder ihre vertraglich vereinbarte Behandlung 
bzw. Entsorgung nicht gewährleistet oder nicht kontrol­
lierbar ist. Diesem Monitum unterfällt insbesondere die 
Gefährdung vertragsfremder Dritter, unwillentlich und 
unwissentlich als Dumpingsenke mißbraucht zu werden. 

Ausnahmen vom Ursprungslandprinzip bei Verfahrens­
normen sind insoweit vertretbar, wie sich Arbeitsver­
hältnisse in der Exportwirtschaft durch akut gesund­
heitsgefährdende Ausbeutung auszeichnen. Der Einsatz 
hochtoxischer Pflanzenschutzmittel in lateinamerika­
nischen Schnittblumenpflanzungen, sogar ohne ad­
äquate Schutzbekleidung, beruht nicht auf Vertragsfrei­
heit und individuellen Präferenzen der Arbeitnehmer, 
sondern resultiert aus extremem Armutsdruck und damit 
verbundener existentieller Abhängigkeit. Hier sollten 
Importländer die Rolle eines fürsorgenden Agenten für 
die im obigen Sinne ohnmächtigen Prinzipale wahrneh­
men und - vor bilateralen Sanktionen - eine Aufnahme 
entsprechender Schutzklausein in das GATT-Regelwerk 
anstreben. 

Heuristisch könnten handelspolitische Optionen in der 
Umweltpolitik überlegt werden, um bilateralen externen 
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Effekten resp. einer beggar-thy-neighbour-Politik 
benachbarter Staaten zu begegnen (beispielsweise durch 
pareto-optiIhale Pigou-Importzölle), incentives für die 
Einhaltung fairer multilateraler Vereinbarungen zum 
Schutz von global commons zu geben oder im Rahmen 
einer globalen Klimaschutzpolitik mittels Klimaschutz­
zöllen den Beitritt von Trittbrettfahrern zu fördern (s. 
schon oben Kap.D.ll!. - Kooperatives Verhalten durch 
incentives und Sanktionen), die andernfalls zu polluti­
on havens COrintensiver Branchen avancieren könn­
ten. Befürchtungen um ein Wiederaufleben protektioni­
stischer Eingriffsmuster sollten entkräftet werden, indem 
Umweltzolleinnahmen als Finanzierungsinstrument ei­
ner globalen Umweltfazilität Verwendung finden, die 
sich neben konkreten Projekten (Regenwaldaufforstung) 
auch um transnationale Kooperation in den Bereichen 
Technologietransfer und nachhaltiges Ressourcenmana­
gement bemüht. 

E.SCHLUSSBETRACHTUNG 
! , 

Die zukünftige Ordnung von Wirtschaft und Gesell­
schaft wird ganz maßgeblich im Zeichen des Leitbildes 
dauerhaft-umweltgerechter Entwicklung stehen, wie es 
mit den Vereinbarungen der UNCED-Konferenz von 
1992 in Rio de J aneiro verbindlich geworden ist. Als 
Fluchtpunkt einer Politik der globalen Zukunfts siche­
rung liegt seine Quintessenz im Dreiklang von ökono­
mischer, ökologischer und sozialer Entwicklung: Ihm 
zufolge sollen die Bedürfnisse der Gegenwart, insbeson­
dere die Grundbedürfnisse der Ärmsten der Welt, befrie­
digt werden (können), ohne die natürlichen Lebens­
grundlagen und damit Chancen und Handlungsoptionen 
künftiger Generationen durch ressourcen-intensives 
Wachstum nach dem Muster der Industrieländer zu ge­
fährden. Das Prädikat "sustainable" darf einem Ent­
wicklungspfad ipso facto nur dann zuerkannt werden, 
wenn den Postulaten intra- und intergenerativer Ge­
rechtigkeit gleichermaßen entsprochen wird. 

Angesichts dieser Programmatik impliziert das Konzept 
sustainable development vorrangig drei Handlungs­
ebenen: 

(1) Verringerung oder sogar Umkehrung des Bevölke­
rungswachsturns, zuvorderst initiiert durch den Auf­
bau seitens der Ersten Welt transfergestützter Alters­
sicherungssysteme in Entwicklungs- und Schwellen­
ländern; 

(2) Überwindung der Armut via Mobilisierung des en­
dogenen Entwicklungspotentials in den Regionen 
der Dritten Welt (mit Priorität institutioneller Refor­
men) und soziale Ausgleichsprozesse im Nord-Süd­
Verhältnis, für die Industrieländer gleichermaßen 
verbunden mit der Aufstockung zielgenauer Ent­
wicklungsprogramme und der Öffnung (und Offen­
haltung) ihrer Märkte gerade für Importgüter des 
primären und sekundären Bereichs (Agrarprodukte, 
Textilien u.a.); 

(3) Einführung ökologischer Restriktionen als strenge, 
an der Tragefähigkeit der Umweltsysteme orientierte 
Randbedingungen für Wachstumsprozesse und die 
Koordination ökonomischer Transaktionen, um (we­
nigstens) ein ökologisches Existenzminimum dauer­
haft zu gewährleisten resp. die natürlichen Lebens­
grundlagen nicht zu gefährden. In Verbindung mit 
dem Vorsorgeprinzip kommt hier der Forderung nach 
Erhalt des natürlichen Kapitalstocks (Verschlechte­
rungsverbot) zentrale Bedeutung zu. 
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Im Lichte der ökonomischen Theorie werden sich Zu­
kunftsfähigkeit und Nachhaltigkeit der Weltgemein­
schaft bzw. - pars pro toto - unserer Gesellschaft dar­
über entscheiden, inwieweit die Beanspruchung bisher 
als weitgehend frei erachteter Umweltressourcen mit ih­
ren ästhetischen, produktionsbezogenen oder assimilati­
ven Potentialen als knappe und damit wertvolle Güter 
in geeigneter Weise in das institutionelle Design von 
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Wirtschaft und Gesellschaft eingeht. Umweltzerstörung 
oder gar eine Gefährdung der absoluten Tragfähigkeit 
beruhen in diesem Sinne zuvorderst nicht auf morali­
schen Fehlleistungen, deren Behauptung die Apologeten 
des Kulturpessimismus und ihre Claqueure gerne zum 
Anlaß nehmen, uns in ihrer Liturgie mit gesinnungsethi­
schen Imperativen (Verzicht!) heimzusuchen, sondern 
sind Ergebnis einer unzureichenden politischen Sensibi­
lisierung und in der Folge strukturell defekten Gestal­
tung der Wirtschaftsordnung (Randbedingungen), ein­
schließlich der hier vermittelten Verfügungsrechte (pro­
perty rights) und Anreizimpulse. Ausweislieh der ge­
schichtlichen Erfahrung reichen die Opportunitätskosten 
eines unzureichenden gesellschaftlichen Systemdesigns 
bis zur völligen Degradation von Umweltressourcen. 
Diese als tragedy of the commons bekannt gewordene 
zerstörende Übernutzung von durch (ursprüngliche) 
Nichtrivalität und fehlende Exkludierung (open access) 
geprägten Allmendegütern erfährt heute mit Blick auf 
den Treibhauseffekt (global warming) oder die Ausbeu­
tung maritimer Fischbestände in internationalen - und 
damit quasi rechtsfreien - Gewässern eine traurige Re­
naissance. Sie illustriert überdies, daß für die Gestal­
tung eines zukunftsfähigen, der Nachhaltigkeit ver­
pflichteten Regelwerkes für Wirtschaft und Gesellschaft 
eine allein nationale Perspektive in dem Maße unzurei­
chend ist, wie externe Effekte in ihrer Entstehung und! 
oder Verteilung supranationalen Charakter aufweisen. 
Bemühungen zur Bewältigung der Umweltkrise - und 
damit zur Korrektur von Staats- bzw. Marktversagen -
sind hier auf bi- oder multilaterale Verhandlungen oder 
die Einrichtung transnationaler Autoritäten, beispiels­
weise auf Ebene der Europäischen Union oder der Ver­
einten Nationen, verwiesen. 

Um sich hier die Effizienzvorteile föderalistischer Sy­
steme zu sichern, sollten Subsidiarität und der Grund­
satz der fiskalischen Äquivalenz die institutionelle Ge­
staltung der ebenenspezifischen Aufgabenwahmehmung 
bestimmen. Eine den internationalen Rahmen einschlie-
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ßende variable Geometrie umweltpolitischer Steue­
rungsmuster eröffnet in Hinblick auf Zielfindung und 
Instrumenteneinsatz die Chance einer räumlichen De­
zentralisierung und Differenzierung; verbindliche Re­
geln zum Ausgleich interregionaler Umweltbelastungen 
resp. die Bestimmung zulässiger Diffusionsmengen 
durch eine höhere Ebene verhindern gleichzeitig einen 
volkswirtschaftlich destruktiven beggar-thy-neighbour­
Wettbewerb der föderalen Subsysteme. 

Die Frage der optimalen Entscheidungsebene und Kom­
petenzverteilung unterfällt allerdings der generellen Dis­
kussion um grundlegende, gerade aus ordnungspoliti­
scher Sicht zentrale Prinzipien (Meta-Regeln), in deren 
Rahmen eine dauerhaft umweltgerechte Gesellschafts­
und Umweltpolitik verankert werden sollte: Zum einen 
gilt auch für die Forderungen des Sustainability-Kon­
zepts kein ökologischer Apriorismus - jedenfalls solan­
ge die Grenzen der ecological carrying capacity noch 
nicht erreicht sind -, sondern ein Güter- bzw. Übelab­
wägungsgebot; zum anderen ist auch eine dauerhaft um­
weltgerechte Umweltpolitik nicht frei in der Gestaltung 
von Zielen und institutionellen Restriktionen (Hand­
lungsnormen), sondern analog Euckens "Gesamtent­
scheidung" an gesellschaftliche und ökonomische 
Grundlinien mitgebunden. Freiheitspostulat, demokrati­
sche resp. vertragstheoretische Legitimation von Zielen 
und Maßnahmen, Zielkonformität von Mitteln, geringst­
mögliche Eingriffsintensität bzw. Einschränkung der in­
dividuellen Handlungs- und Wahlfreiheit, Verhältnismä­
ßigkeit im Sinne einer positiven Nutzen-Kosten-Diffe­
renz sowie die Forderung nach Subsidiarität sind Grund­
pfeiler eines (ordo )liberalen Politikparadigmas und signa­
lisieren strukturelle Parallelität zwischen ökonomischer 
und gesellschaftlich-demokratischer Ordnung. 

In diesem Kontext rechtfertigt sich ein deutlich verstärk­
ter Einsatz marktwirtschaftlicher bzw. marktanaloger 
Instrumente neben allgemeinen ordnungspolitischen 
Vorzügen insbesondere mit der eklatanten Krise regula-
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tiver Politikmuster, geprägt durch hohe Vollzugsdefizi­
te, geringe Innovationsdynamik, korporatistisches Mit­
einander von Politik, Wirtschaft und Bürokratie (bis hin 
zu politischen Frühstückskartellen) und hohen Transak­
tionskosten der Aufgabenwahrnehmung. Im Kanon eher 
marktnaher Steuerungsmuster empfehlen sich Mengen­
lösungen, also Lizenzmodelle, für eine herausgehobene 
Stellung. Im Vergleich mit den bis dato hegemonialen 
Auflagestrategien liegen ihre Vorteile nicht allein in ei­
ner deutlich größeren ökonomischen Effizienz und dy­
namischen Anreizwirkung, sondern auch in der hohen 
ökologischen Treffsicherheit und damit im unmittelba­
ren Bezug zum Zielsystem einer dauerhaft umweltge­
rechten Entwicklung. 

Gerade Bemühungen zur Bewältigung der globalen Kli­
makrise sollten multilateral angelegten Zertifikatmodel­
len, zuvorderst in Hinblick auf die Eingrenzung von 
Kohlendioxid-Emissionen, nicht t;ntraten: Zum einen 
würde ihr Einsatz die weltweiten Kosten des Klimaschut­
zes gegenüber rein national angelegten Strategiemustern 
deutlich senken, zum zweiten könnten die .im Handel 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern am inter­
nationalen Lizenzmarkt realisierten Umsätze der (Teil-) 
Finanzierung leitbildkongruenter Aufgabenbereiche -
insbesondere Armutsbekämpfung, forstwirtschaftliche 
Projekte, Förderung klimafreundlichen Strukturwandels 
einschließlich Technologietransfer - gewidmet werden. 
Eine deutliche Erhöhung der Nord-Süd-Transfers vor­
rangig zur Förderung sozialer Ausgleichsprozesse darf 
schon im Eigeninteresse der Ersten Welt kein lichter Ir­
realis bleiben; wollte sie sich wie ehedem Pangloß in 
Voltaires "Candide oder der Glaube an die Beste der 
Welten" alleine darauf verstehen, den eigenen Garten 

" 
auf's Vortrefflichste" zu bestellen, würden die wohlha-

benden Insider in kurzer Zeit mit sehr rationalen Anpas-
sungsreaktionen an der Peripherie konfrontiert - "wenn 
der Wohlstand nicht zu uns kommt, gehen wir zu ihm". 
Mit weltweit eskalierenden Verteilungskonflikten und 
Armutswanderungen aber sind die Aussichten finster. 

86 

Literatur 

Cansier, Dieter (1993): Umweltökonomie. Stuttgart, Jena. 

Coase, Ronald (1960): The Problem of Social Cost, in: 
Journal of Law and Economics, Vol. 1, S. 1 - 44. 

Cropper, Maureen L. /Oates, Wallace E. (1992): Enviro~­
mental Economics: A Survey, in: Journal of EconomlC 
Literature, Vol. XXX, S. 675 - 740. 

Daly, Hermann E. (1994a): Die Gefahren des freien Han­
dels, in: Spektrum der Wissenschaft, Januar 1994, S. 40 
- 46. 

- / Goodland, Robert (1994): An ecological-economic as-
sessment of deregulation of international commerce un­
der GATT, in: Ecological Economics, Vol. 9, Special 1s­
sue "Trade and the Environment", S. 73 - 92. 

Dichmann, Werner (1994): Subsidiarität - Herkunft, sozial­
politische 1mplikationen und ordnungspolitische Kon­
sequenzen eines Prinzips, in: H. Lenel et al. (Hrsg.), 
ORDO, Bd. 45, S. 195 ff., Stuttgart u.a. 

Endres, Alfred (1994): Umweltökonomie: eine Einführung. 
Darmstadt. 

Enquetekommission "Schutz der Erdatmosphäre " des Deut­
schen Bundestages (Hrsg.) (1995): Mehr Zukunft für die 
Erde. Nachhaltige Energiepolitik für dauerhaften Kli­
maschutz. Bonn. 

Eucken, Walter (1975): Grundsätze der Wirtschaftspolitik. 
Posthum hrsg. von E. Eucken und K.P. Hensel. 5. Aufl., 
Tübingen. 

Food and Agricultural Organization (FAO) (1995): Welt­
landwirtschaft bis zum Jahre 2010. Rom. 

Fritsch, Michael/Wein, Thomas / Ewers, Hans-J. (1993): 
Marktversagen und Wirtschaftspolitik. Mikroökonomi­
sche Grundlagen staatlichen Handeins. München. 

Gehring, Thomas / Jachtenfuchs, Markus (1990): Haftung 
für grenzüberschreitende Umweltschäden: Allgemeine 
Regelung des internationalen Umwelthaftungsrechts, in: 
Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht, 13. Jg., 
Heft 3/90, S. 233 - 254. 

DAUERHAFT-UMWELTGERECHTES WIRTSCHAFTEN: 
ENTWURF FÜR DIE KÜNFTIGE ORDNUNG VON WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT 

Grossekettler, Heinz (1984): Verwaltungs strukturpolitik, in: 
H.-J. Ewers / H. Schuster (Hrsg.): Probleme der Ord­
nungs- und Strukturpolitik (Festschrift Seidenfus), S. 16 
- 51, Göttingen. 

- (1991): Zur theoretischen Integration der Wettbewerbs-
und Finanzpolitik in die Konzeption des ökonomischen 
Liberalismus, in: E. Boettcher et al. (Hrsg.): Jahrbuch 
für Neue Politische Ökonomie, 10. Band - "Systemver­
gleich und Ordnungspolitik", S. 103 - 143, Tübingen. 

Grubb, Mitchell (1989): The Greenhouse Effect - Negotia­
ting Targets. London. 

Grossmann, Gene M. / Krueger, Alan B. (1995): Economic 
Growth and the Environment, in: The Quaterly Journal 
Of Economics, Vol. CX, S. 353 - 377. 

Hansmeyer, Karl H. / Schneider, Hans K. (1989): Zur Fort­
entwicklung der Umweltpolitik unter marktsteuernden 
Aspekten. Köln. 

Harborth, Hans J. (1991): Armut und Umweltzerstörung 
in Entwicklungsländern, in: H. Sautter (Hrsg.), Ent­
wicklung und Umwelt. Schriften des Vereins für Social­
politik. Neue Folge, Bd. 215, S. 41 - 71. Berlin. 

Hardin, Garrett (1968): The Tragedy of the Commons, in: 
Science, Vol. 162, S. 1243 - 48. 

Hauff, Volker (Hrsg.) (1987): Unsere gemeinsame Zukunft 
- Der Bericht der Weltkommission für Umwelt und Ent­
wicklung. Greven. 

von Hayek, Friedrich A. (1968): Der Wettbewerb als Ent­
deckungsverfahren. Tübingen. Wiederabgedruckt in: 
Ders. (1969): Freiburger Studien. Tübingen. 

Hirschmann, Albert O. (1969): Exit, voice and loyalty. 
Cambridge (Mass.). 

Huckestein, Bernd (1993): Umweltlizenzen - Anwendungs­
bedingungen einer ökonomisch effizienten Umweltpoli­
tik durch Mengensteuerung, in: Zeitschrift für Umwelt­
politik und Umweltrecht, 16. Jg., 1/1993, S. 1 - 29. 

Jonas, Hans (1984): Das Prinzip Verantwortung. Frankfurt. 

Krueger, Anne O. (1983): Trade and Employment in De­
veloping Countries, Vol. 3: Synthesis and Conc1usions. 
Chicago. 

87 

Kuik, Onno/Verbruggen, Harmen (Hrsg.) (1991): In search 
of indicators of sustainable development. Dordrecht u.a. 

Lenel, Hans O. (1989): Evolution of the Social Market Eco­
nomy, in: A. Peacock / H. Willgerodt (Hrsg.) (1989): 
German Neo-Liberals and the Social Market Economy. 
London. 

Lerch, Achim (1995): Die Tragödie des Gemeineigentums _ 
Zur Fragwürdigkeit eines berühmten Paradigmas. Ver­
vielfältigtes Typoskript - Universität Gesamthochschule 
Kassel. 

Michaelis, Peter (1993): Ökonomische Aspekte der Abfall­
gesetzgebung. Kieler Studien Bd. 254. Tübingen. 

Morrisson, Christian (1990): More Trade, less Poverty, in: 
OECD Observer 162, S. 4 - 6. 

Nordhaus, William D. (1991): To slow or not to slow? The 
economics of the greenhouse effect, in: The Economic 
Journal, Vol. 101, S. 920 - 937. 

North, Douglas C. (1988): Theorie des institutionellen 
Wandels. Eine neue Sicht der Wirtschaftsgeschichte. 
Tübingen. 

Oates, Wallace E. (1972): Fiscal Federalism. New York. 

- (1977): Ein ökonomischer Ansatz zum Föderalismuspro­
blem, in: G. Kirsch (Hrsg.): Föderalismus, S. 15 ff. 
Stuttgart, New York. 

Olson, Mancur (1965): The Logic of Collective Action _ 
Public Goods and the Theory of Groups. Cambridge 
(Mass.). 

- (1969): Strategie Theory and its Applications. The Prin­
ciple of "Fiscal Equivalence": The Division of Respon­
sabilities Among Different Levels of Government, in: 
American Economic Review, Vol. 59, S. 479 - 487. 

Opschoor, Johannes B. / Reijnders, Lucas (1991): Towards 
sustainable development indicators, in: O. Kuik / H. Ver­
bruggen (Hrsg.): In search of indicators of sustainable 
development. Dordrecht u.a. 

Organization of Economic Cooperation and Development 
(OECD) (Hrsg./1989): Environmental policy benefits: 
monetary valuation. Paris. 

Pearce, David W. (1993): Economic values and the natural 
world. London. 



HANS-JÜRGEN EWERS UND CHRISTOPH RASSEL 

_ / Turner, Robert K. (1990): Economies of natural re­
sources and the environment. New York u.a. 

Pigou, Arthur C. (1920): The economies ofwelfare, 4. Aufl. 
1960, London. 

Pommerehne, Werner W. (1987): Präferenzen für öffentli­
che Güter. Tübingen. 

Preussmann, Rudolf (1980): Das Problem des Restrisik~s 
in der Krebsforschung, in: Zeitschrift für UmweltpolI­
tik und Umweltrecht, 3.Jg., 2/1980, S. 649 - 59. 

Rawls, lohn (1980): A theory of justice. Oxford. 

Rennings, Klaus (1994): Indikatoren für eine dauerhaft um­
weltgerechte Entwicklung. Stuttgart. 

Rentz, Henning (1995): Kompensationen im Klimaschutz. 
Berlin. 

Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) - Der Rat 
von Sachverständigen für Umweltfragen (1994): Um­
weltgutachten 1994. Für eine dauerhaft umweltgerechte 
Entwicklung. Stuttgart. 

Schneider, H (1976): Zur Verhältnismäßigkeit-Kontrolle 
insbesondere bei Gesetzen, in: C. Starck (Hrl>g.): Bun­
desverfassungsgericht und Grundgesetz, B;d; 2, S. 390 
ff. Tübingen. 

Schubert, Renate (1994): Armut in Entwicklungslände~~ -
Begriff, Ausmaß, Konsequenzen, in: H-B .. Schafer 
(Hrsg.): Armut in Entwicklungsländern. Schnften ~es 
Vereins für Socialpolitik, Neue Folge, Bd. 234. Berllll. 

Simonis, Udo E. (1990): Auf dem Weg zum "Welt-Budge~". 
Thesen zur Einführung einer Weltressourcensteuer, lll: 
Journal für Entwicklungspolitik, 6/1990, S. 39-45. 

Söllner, Fritz (1993): Neoklassik und Umweltökonomie, in: 
Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht, 16. Jg., 
4/1993, S. 431 - 460. 

Streissler, Erich (1993): Das Problem der Intern~isierung, 
in: H König (Hrsg.), Umweltverträgli~~es WII"1:schaften 
als Problem von Wissenschaft und PolItik. SchrIften des 
Vereins für Socialpolitik. Neue Folge, Bd. 224, S. 87 -
108. Berlin. 

van Suntum, Ulrich (1981): Regionalpolitik in der Markt­
wirtschaft. Baden-Baden. 

United Nations Conference on Envinronment and Develop­
ment (UNCED) (1992): Agenda 21 & the UNCED pro­
ceedings. New York. 

von Weizsäcker, Carl C. (1993): Str~tegien der Energie­
nutzung zwischen Ökonomie und Okologie, in: H Kö­
nig (Hrsg.), Umweltverträgliche~ .Wirtsch~ften als Pro­
blem von Wissenschaft und POlitIk. SchrIften des Ver­
eins für Socialpolitik, Neue Folge, Bd. 224, S. 133 -
143. Berlin. 

Weltbank (1992): Weltentwicklungsbericht 1992 - Armut 
und Umwelt. Washington, D.C. 

_ (1994): Weltentwicklungsbericht 1994 - Infrastruktur in 
Entwicklungsländern. Washington, D.C. 

88 

Robuste Pfade zur globalen Stabilität 

Konrad Morath, Robert Pestel und Franz Josef Radermacher 

Das Leitbild einer dauerhaft -umweltgerechten Entwick­
lung stellt Politik, Wirtschaft und Gesellschaft vor Her­
ausforderungen neuer Dimension. Es verlangt Antwort 
auf die Frage, ob und auf welchem Wege ein globales 
Umsteuern in Richtung auf eine erhöhte weltweite Sta­
bilität und langfristige Durchhaltbarkeit des Wirtschaf­
tens möglich ist. Allem voran geht es um die Begren­
zung der Nutzung natürlicher Ressourcen und um den 
Stopp der Weltbevölkerungsexplosion. 

Dieser Text gibt einen Abriß der Problematik und ver­
sucht die Skizze eines möglichen Lösungsweges. Er er­
hebt nicht den Anspruch einer umfassenden Analyse der 
ökologischen Grundtatbestände oder eines im Maßstab 
Eins zu Eins umsetzbaren globalen umweltpolitischen 
Strategiekonzepts, und erst recht gibt er keine Prognose 
über das zu erwartende Verhalten der Politik. In dieser 
Untersuchung geht es vielmehr um die Eigenschaften 
und die grundsätzliche Erreichbarkeit stabiler Pfade hin 
zu einer Situation, die dem Ziel einer dauerhaft umwelt­
gerechten Entwicklung Rechnung trägt. Anliegen dieses 
Textes ist es dabei, einen Referenzpfad zu beschreiben, 
der sich als Orientierungslinie für die konkrete prakti­
sche Politik eignet. Solche Pfade lassen sich identifizie­
ren. Sie machen deutlich, daß frühzeitig gehandelt wer­
den muß, wenn zukünftigen Generationen angemessene 
Wahlmöglichkeiten erhalten werden sollen: Gerade weil 
es die langfristigen Folgen heutigen HandeIns in Be­
tracht zieht, verlangt das Konzept eines sustainable de­
velopment den Verzicht auf Aussitzen und Abwarten. 

Die vorgelegte Analyse beschreibt nicht nur die Rand­
bedingungen an stabile Pfade, sondern auch konkrete 
Ausgestaltungsmöglichkeiten. Sie stützt sich zum Teil 
auf Elemente, die in unterschiedlicher Form und Zusam­
mensetzung schon länger öffentlich diskutiert werden, 
etwa auf eine Senkung der Materialintensität, auf Steu­
ern zur Begrenzung des Ressourcenverbrauchs oder auf 
globale Rentensysteme. Darüber hinaus werden 
Instrumente vorgeschlagen, die in der öffentlichen 
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Debatte bislang kaum eine Rolle spielen, insbesondere 
ökonomische Anreizmechanismen mit dem Ziel einer zu­
künftigen Verkleinerung der Weltbevölkerung. Es 
scheint möglich, diese verschiedenen, teils für sich al­
leine nicht durchsetzungsfähigen bzw. nicht in sich be­
reits stabilisierend wirkenden Elemente mit anderen, er­
gänzenden Elementen so zu koppeln, daß insgesamt 
tragfähige Lösungswege entstehen, in denen sich die 
verschiedenen Teilkomponenten gegenseitig verstärken. 
Dies in kurzer Form darzustellen ist das Anliegen des 
Textes. Die Überlegungen sind zum Teil mit einfachen 
Modellrechnungen und Computersimulationen hinter­
legt, die konkrete Parameterentwicklungen für entspre­
chende stabile Pfade aufzeigen. 

1. DIE GLOBALE HERAUSFORDERUNG 

Die globale Lage ist kritisch und durch drei gefährliche 
Trends gekennzeichnet: 

Überbevölkerung und weiteres Bevölkerungswachs­
tum, vor allem in den nicht voll entwickelten Län­
dern; 

Überkonsum und weiter wachsender Ressourcenver­
brauch, vor allem in den entwickelten Ländern, aber 
zunehmend auch in verschiedenen Schwellenländern; 

eine mittlerweile zu hohe Beschleunigung von Inno­
vationsprozessen aller Art, die technisch bzw. öko­
nomisch vorangetrieben, aber nicht sozial kontrol­
liert werden. 

Begleitet werden diese Trends, die nicht zuletzt auf die 
mittlerweile weit entwickelten nationalen und internatio­
nalen Innovationssysteme, auf die Weltwirtschaftsord­
nung und auf eine zum Teil extreme nationale und inter­
nationale soziale Differenzierung zurückzuführen sind, 
von sozialer Destabilisierung, einer zu raschen Ausbeu-
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tung erschöpflicher oder ~.ur bedingt nachwachsender 
Ressourcen sowie durch Uberlastung der Umwelt als 
Schadstoffsenke [35,36]. 

Diese Probleme werden seit geraumer Zeit diskutiert. 
Gangbare Grundstrategien oder gar konkrete politis.che 
Schritte zu einer Umkehr der WeltbevölkerungsentwIck­
lung oder zur Reduktion des weltweiten R~ssourcenve:­
brauchs sind allerdings nirgendwo deutlIch. Doch dIe 
Zeit drängt. Wenn nicht bald - das heißt: innerhalb ei­
nes Zeitraums von rund zwanzig Jahren - in Form kon­
kreter Veränderungsprozesse deutlich wird, daß nach­
haltiges Wirtschaften weltweit erreichbar ist,. wer~e? 
voraussichtlich ganz andere Alternativen auf dIe polla­
sche Agenda kommen. Denn zum einen wird die ökolo­
gische und ökonomische Ausgangslage für das aufD~u­
er ohnehin nicht vermeidbare Umsteuern um so schwIe­
riger, je länger wir versuchen, die derzeitigen En~wic~­
lungslinien fortzuschreiben, und zum anderen w~rd ~le 
Situation politisch um so weniger beherrschbar, Je lan­
ger Not und soziale Diskrepanzen wachsen .. Dle Alter­
native zu rechtzeitigem rationalen Handeln l'st, so muß 
befürchtet werden, das Management von später mögli­
cherweise nicht mehr vermeidbaren globalen ökologi­
schen Katastrophen und der daraus resultierenden Kon­
flikte. Wenn die Vielzahl der vorliegenden Analysen zu­
trifft, bewegt sich die Menschheit sowohl von den ö~~­
logischen und wirtschaftlichen als auch von den polItI­
schen Optionen her derzeit an einer Scheidelinie. 

Sollte die globale Situation in den nächsten Jahrzehnten 
nicht beherrscht werden können, kann das für alle, ge­
rade auch für die reichen Industrieländer, extrem teuer 
werden, bis hin zu einem möglichen Zusammenbruch 
der heutigen Kultursysteme. Das Ziel der Abwehr der 
mittlerweile deutlich erkennbaren Risiken der bisherigen 
Formen des Wirtschaftens auf diesem Globus sollte die 
Verantwortlichen und zuständigen Organisationen über 
alle gesellschaftlichen und politischen Positionen hinwe~ 
dazu bringen, die notwendigen Maßnahmen zu ergrel-

fen. Konkret: Es muß - möglichst im globalen Konsens 
_ verhindert werden, daß alle Welt dem Entwicklungs­
muster der Industriestaaten folgt. Die sich entwickeln­
den Länder werden aus nachvollziehbaren Erwägungen 
heraus einer Umorientierung ihrer diesbezüglichen 
Optionen aber nur zustimmen, wenn die Industriesta~ten 
zu neuartigen Mechanismen zur Verteilung ",:eltweIte~ 
Entwicklungsmöglichkeiten bereit sind und sIch dabeI 
zugleich eine Entwicklungsperspektive abzeichnet, die 
gobal eine Angleichung der Lebenschancen erwarten 
läßt. 

Daher sollte eine globale Verhandlungslösung angestrebt 
werden, zu der zwei Kemelemente gehören: 

_ Die Industriestaaten unterstützen die sich entwik­
keInden Länder in allem, was zu einem Stopp der Be­
völkerungsexplosion beitragen kann - vorrangig der 
Aufbau von Alterssicherungssystemen, aber auch 
der Ausbau der Bildungssysteme, bessere soziale 
Stellung der Frau etc. 

_ Parallel dazu wird ein System zur globalen Bewirt­
schaftung knapper Ressourcen aufgebaut, allem vor­
an ein ökonomisches Instrumentarium zur Begren­
zung der Emission von Klimagasen. 

Um es deutlich zu sagen: Es geht dabei nicht in erster 
Linie um großzügige Hilfe der reicheren Länder ~ür d~e 
sich entwickelnden Länder oder gar um BarmherzIgkeIt. 
Es geht schlicht um Aufwendungen, die alle Beteiligten 
und gerade die derzeit Begünstigten gemäß ihrer Mög­
lichkeiten auf sich nehmen sollten, um ihre eigenen Le­
benschancen zu sichern. 
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Die nächsten zwanzig Jahre werden entscheidend sein. 
Wie die im zweiten Teil dieses Textes dargestellte 
Simulationsrechnung deutlich macht, kommt diesem 
Zeitfenster eine besondere Bedeutung zu: Jedes Zuwar-
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ten in diesem wichtigen Zeitabschnitt verschlechtert 
signifikant die langfristig erreichbare Umweltqualität. 
Der später erforderliche Korrekturaufwand bei Fehlent­
wicklungen ist dabei um ein Vielfaches höher als der 
Vermeidungsaufwand zum jetzigen Zeitpunkt. Je länger 
die Fahrt in die falsche Richtung weitergeht und je spä­
ter ein Umdenken erfolgt, desto schwieriger und auf­
wendiger wird eine Stabilisierung entlang der Idee eines 
nachhaltigen Wirtschaftens. 

Anforderungen an stabile Entwicklungspfade 

Aus systemtheoretischer Sicht sollte ein stabiler Pfad, 
wie er hier angestrebt wird, als Zielzustand vergleich­
bare Lebenschancen überall auf diesem Globus bieten. 
Denn zu große Wohlstandsgefälle führen besonders in 
den ärmeren Ländern zur Bereitschaft, ökologische Pro­
bleme und Nachteile in Kauf zu nehmen, um überhaupt 
am Wohlstand teilzuhaben. Ausbeutung der Arbeitskräf­
te, Kinderarbeit, Müllexport etc. sind weitere problema­
tische Folgen dieser Ungleichheit. Derartige Zustände 
sind langfristig nicht "friedensfähig" und damit nicht 
stabil. Hinzu kommt, daß der nur zu verständliche und 
legitime Versuch der (relativ) Benachteiligten, durch 
Anstrengungen vielfaltigster Art die gegebenen asym­
metrischen Verhältnisse zu ihren Gunsten zu verändern, 
den Keim einer weiteren Beschleunigung des Wettlaufs 
um die Ressourennutzung in sich birgt. 

Lösungen setzen Konsens voraus. In einem relativ kur­
zen Zeitraum von rund zwanzig Jahren sind Verände­
rungen nur gemeinsam und in breiter Übereinstimmung 
mit den Menschen und Institutionen, so wie sie heute da 
sind, möglich [26]. Auch die großen Religionsgemein­
schaften und politischen Systeme werden sich in vielen 
Fragen kurzfristig nicht anders positionieren als bisher. 
Eine Veränderung der Gesamtorientierung kann daher 
nur in Form einer Lösungsidee erreicht werden, der bei­
zutreten für alle vertretbar ist und sich für alle lohnt. Es 
macht insofern wenig Sinn, nach Lösungen zu suchen, 
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die gegen dominierende Trends gerichtet sind. Appelle 
zur Abschaffung der Autos oder zur Reduktion des Frei­
zeitsports, Strategien der Familienplanung, die gegen 
herrschende Moral vorstellungen verstoßen, ausschließ­
liche Konzentration auf eine Gleichstellung und bessere 
Ausbildung der Frauen in den sich entwickelnden Län­
dern sind als tragender Lösungsansatz wahrscheinlich 
zum Scheitern verurteilt, weil sie entweder zu viel Zeit 
in Anspruch nehmen oder auf Vorbehalte gesellschaftli­
cher oder religiöser Natur treffen; gleichwohl sind sie 
als ergänzende Maßnahmen unverzichtbar. Die Beispie­
le Indiens und Chinas lehren des weiteren, daß Zwangs­
maßnahmen gegen die Überbevölkerung nur begrenzt 
wirksam sind. Wenig zu erhoffen ist außerdem von "Lö­
sungen", die von den Entwicklungsländern Bevölke­
rungsreduktion oder Zurückhaltung in der Nutzung von 
Energie und Rohstoffen verlangen, ohne daß diese For­
derungen eine glaubwürdige ökonomische Perspektive 
der kontinuierlichen wirtschaftlichen Besserstellung bie­
ten oder wenigstens gleichzeitig in derselben oder sogar 
einer verstärkten Weise an die entwickelten Nationen 
gestellt werden. Alle Forderungen, die Menschen in den 
ärmeren wie den reicheren Ländern hinter den Status 
quo zurückwerfen würden, haben unter diesen Bedin­
gungen und bei den gegebenen Zeitrestriktionen, den be­
stehenden politischen Verweigerungsmöglichkeiten und 
der generellen Tendenz, Probleme und Anpassungsnot­
wendigkeiten eher auf die anderen zu verschieben, eben­
falls wenig Aussicht auf Erfolg. 

Lösungen setzen Institutionen voraus. Das Eigeninter­
esse der entwickelten Staaten macht das Zustandekom­
men internationaler Vereinbarungen im Sinne der in die­
sem Text vorgeschlagenen Verhandlungslösungen denk­
bar, auch wenn dies substantielle Leistungen der wohl­
habenden Staaten an die weniger entwickelten Länder 
bedeutet. Durchsetzung und Überwachung der Verein­
barungen setzen hierbei ein geeignetes Regelwerk und 
entsprechende Institutionen voraus (siehe hierzu auch 
die Erörterung vieler diesbezüglicher Fragen in [8]). 
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Der Respekt vor dem Willen zu nationaler Selbstbestim­
mung motiviert die Suche nach weitgehend dezentralen 
Lösungen. Ohne supranationale Institutionen wird es 
nicht gehen; sie sollten aber schlank und in ihren Regel­
werken so ausgelegt sein, daß sie gerade auch in Krisen 
verläßlich arbeiten können, wenn es auf ihre Funktions­
fähigkeit wirklich ankommt. Von den Sezessionsbestre­
bungen in Norditalien über die zum Teil fundamentalen 
Koordinationsschwierigkeiten in der EU bis hin zu den 
Problemen der UNO in Somalia, Bosnien und anderswo 
wird sichtbar, mit welchen Schwierigkeiten solche In­
stitutionen zu kämpfen haben. Nachgeordnete Einheiten 
sehen ihre Interessen von der zentralen Institution oft 
nicht angemessen gewahrt; zugleich stellen nationale 
Egoismen den einmal vereinbarten Konsens immer wie­
der (und prognostizierbar) in Frage. 

Der Erfolg globaler Verhandlungslösungen setzt daher 
voraus, daß supranationale Institutionen, soweit sie un­
verzichtbar sind, mit ausreichenden Befugnissen ausge­
stattet werden. Diese Institutionen sollten in erster Linie 
für adäquate Rahmenbedingungen und weniger für die 
aktive Ausgestaltung der Lösungsidee sorgen. Die 
Kunst wird vor allem darin liegen, unter Wahrung von 
Freiwilligkeit, weitgehender Selbstbestimmung und 
Gleichbehandlung eine maximale Aktivierung von Ei­
geninitiative zu bewirken, und zwar auf zwischenstaat­
licher Ebene ebenso wie auf nationaler. 

Stabile Lösungen setzen dennoch wirksame Sanktions­
und Anreizmechanismen voraus. Die Einsicht in die 
Notwendigkeit, auf globaler Ebene Maßnahmen gegen 
die Bevölkerungsexplosion, die übermäßige Ausbeutung 
natürlicher Ressourcen oder gegen die drohende Klima­
katastrophe zu ergreifen, wird von sich aus nicht jeden 
Staat dazu bewegen können, sich aktiv an Lösungen zu 
beteiligen. Im Gegenteil: Die Anreize können groß sein, 
sich von der gemeinsamen Lösung zu distanzieren. Bei 
Ländern, die durch den Beitritt zu einer Verhandlungs­
lösung in die Position eines Zahlers geraten würden, 
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liegt ein solches Verhalten zunächst besonders nahe (vor 
allem dann, wenn ihr Fernbleiben das Zustandekommen 
einer Lösung nicht verhindert). Es handelt sich hier um 
ein typisches Free-Rider-Problem: Wenn andere Staaten 
z. B. Maßnahmen zur Eindämmung des globalen Über­
bevölkerungsproblems unternehmen, profitieren auch 
diejenigen davon, die zu diesen Maßnahmen nichts bei­
tragen. 

Dies hat unmittelbare Konsequenzen für die notwendi­
gen Eigenschaften der angestrebten Verhandlungslö­
sung: 

Es darf keine unilateralen Optimierungsoptionen ge­
ben. Wer immer an der Verhandlungslösung teilneh­
men will, muß dies zu den Konditionen tun, die für 
alle gelten. Sämtliche Eigenschaften der Lösung soll­
ten daher möglichst bereits mit der Vereinbarung 
festgelegt werden und dann für die gesamte Vertrags­
dauer der Rahmen- wie der dazu korrespondierenden 
Einzelverträge (d.h. über ein Jahr/mehrere Jahre und 
Jahrzehnte) gelten. 

Es darf keine Anreize für Trittbrettfahrer geben. Wer 
der Lösung fernbleiben will, soll daraus nicht syste­
matisch Nutzen zu Lasten der Insider ziehen können. 
Soweit Dritte von der Lösung profitieren (z. B. 
durch Teilhabe am Ertrag der globalen Umweltver­
besserungen), sollen sie diesen Vorteil an die Pro­
blemlöser abtreten müssen. Grundlage hierfür könn­
ten Elemente einer umweltorientierten Welthandels­
ordnung sein, also z. B. besondere Zölle oder Res­
sourcenabgaben bei allen Handelstransaktionen sol­
cher Partner, die sich nicht an der angestrebten welt­
weiten Verhandlungslösung beteiligen wollen. 

Es bedarf eines völkerrechtlich verbindlichen Regel­
werks, das diese Eigenschaften gewährleistet, auch 
indem es Sanktionen gegen vertragsbrüchige Mitglie­
der der Verhandlungslösung vorsieht. 

ROBUSTE PFADE ZUR GLOBALEN STABILITÄT 

Noch einmal: Lösungen, die substantielle Chancen für die 
Sicherung der Zukunft bieten sollen, müssen unter den 
heute bestehenden Systembedingungen allgemein akzep­
tabel sein, sie sollten daher möglichst niemanden schlech­
tersteIlen. Sie sollten zugleich einen Weg aufzeigen, bei 
dem es schon bald jedem auf der Erde tendenziell sicht­
bar besser geht als heute. I) Um breite Akzeptanz zu fin­
den, sollten stabile Lösungen zugleich die globale Bela­
stung der Natur kontinuierlich und konsequent zurück­
führen. Der Grundgedanke der Lösung muß in sich intel­
lektuell einfach nachvollziehbar sein, er muß breit akzep­
tiert und verstanden werden können, und für jeden sicht­
und meßbar muß es auf diesem Weg (in der Tendenz) den 
Menschen und der Natur regional und global über die 
Jahre permanent und substantiell immer besser gehen. Im 
Kern muß ein solcher Pfad über alle relevanten politi­
schen Gruppierungen hinweg als ein richtiger Weg in die 
Zukunft akzeptiert werden können, wodurch solche Pfa­
de den Charakter eines Lösungs-Attraktors gewinnen; 
dies erscheint als dringend erforderlich, da eine breite Zu­
stimmung bei den gegebenen Zeitrestriktionen Vorausset­
zung für die politische Umsetzbarkeit ist. 

Die Kernelemente einer Lösung 

Robuste Pfade zu einer dauerhaft-umweltgerechten Ent­
wicklung sollten zu weltweit vergleichbaren Lebens-

1) Diese Forderung ist ersichtlich ehrgeizig. Eine weichere Va­
riante wäre die Regel, daß es jedem Beteiligten besser gehen 
muß als in der Situation, die ohne Verhandlungslösung ein­
träte; eine Nutzung des Verhandlungsspektrums in diesem 
Sinne muß realistischerweise in Betracht gezogen werden, 
und sie könnte auch über die Teilnahme der weniger entwik­
kelten Regionen an der globalen Umweltverantwortung ge­
rechtfertigt werden. Allerdings stellt sich hier die Fairneßfra­
ge und es besteht das Risiko, daß diejenigen Staaten, in de­
nen es den Menschen ohnehin schlecht geht, politisch nicht 
durchsetzen können, daß ihre notleidende Bevölkerung welt­
weiten Verhandlungslösungen zustimmt, die u.U. eine tem­
poräre Verschlechterung ihres ohnehin schlechten Zustandes 
beinhalten, selbst dann, wenn dadurch auf Dauer eine besse­
re Zukunft erreicht wird. 
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chancen führen und eine substantielle Senkung der Be­
lastung der Umwelt zu erreichen erlauben. Sie sollten 
niemandem einen Rückschritt hinter den Status quo zu­
muten, sondern ständig sichtbare Verbesserungen der 
Lebensverhältnisse für alle Menschen ermöglichen, und 
sie müssen die Koexistenz mit den wichtigen herrschen­
den Weltanschauungen aushalten können, dürfen also 
nicht in Konflikt mit Hauptlinien heutiger politischer 
oder ethisch-religiöser Überzeugungen stehen. 

Lösungen können wegen der globalen Dimension der 
bestehenden Herausforderungen und Risiken nur welt­
weite Verhandlungslösungen, Z.B. im Rahmen der Ver­
einten Nationen sein. Sie müssen aus einer systemtheo­
retischen Sicht wahrscheinlich zumindest aus folgenden 
drei Elementen bestehen[26]: 

1. die substantielle Senkung der Zahl der Menschen 
weltweit in allen Ländern durch entsprechende, ins­
besondere ökonomische Anreizsysteme und, dadurch 
erleichtert, eine massive Unterstützung der weniger 
entwickelten Länder durch die reicheren Staaten, 

2. die spürbare Senkung aller Arten von Umweltbean­
spruchung durch den Menschen im weltweiten Maß­
stab durch technischen und organisatorischen Fort­
schritt, massiv vorangetrieben und motiviert durch 
geeignete Rahmenbedingungen, z. B. globale Quel­
lensteuern auf die Nutzung von Ressourcen unter­
schiedlichster Art, 

3. eine dramatische Senkung der Materialintensität al­
ler Dienstleistungen, Produkte, Funktionen durch 
den weiteren technischen Fortschritt und geeignete 
politisch-organisatorische Maßnahmen und Rich­
tungsvorgaben. 

Anreizsysteme zur Senkung der Bevölkerungsgröße 

Die Menschheit wird sich wahrscheinlich in den näch­
sten fünfzig Jahren annähernd auf 10 Milliarden Perso-
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nen verdoppeln [4, 5, 7, 15, 25, 26, 31]. Es muß mit 
ökonomischen Anreizen darauf hingewirkt werden, daß 
dieses Wachstum soweit wie möglich gebremst wird und 
daß die Trends möglichst rasch umgekehrt werden. Ge­
wiß wird die Zahl der Kinder nicht ausschließlich durch 
ökonomische Überlegungen bestimmt, sondern ebenso 
durch eine Vielzahl sozio-kultureller Faktoren wie Reli­
gion, Tradition, Sozialprestige sowie zusätzlich durch 
biologische, emotionale und psychisch-soziale Zusam­
menhänge. Dennoch sind substantielle ökonomische 
Anreize wirksam, vor allem auch bei extrem armen Be­
völkerungsgruppen, denen auf diesem Wege erstmalig 
überhaupt eine Perspektive für sich und ihre Kinder er­
öffnet wird. 

Es ist allerdings sehr genau zu überlegen, wie ökonomi­
sche Anreize für kleine Familiengrößen, vor allem in der 
sich entwickelnden Welt, aussehen sollen. Zum Beispiel 
ist aus der Entwicklung in Deutschland im Zeitraum von 
1880 bis 1980, in dem sich die Bevölkerung mehr als 
verdoppelt hat, bekannt, daß zunehmender<" Wohlstand 
bzw. auch die Einführung von Rentenversicherungen al­
leine nicht unmittelbar zur Senkung der Kinderzahlen 
führen (müssen). Insofern erscheint die exklusive Kon­
zentration vieler Mittel auf Familien mit wenigen Kin­
dern (etwa in Form von Renten, Ausbildungsangeboten 
und medizinischer Betreuung) besonders wichtig. Zu 
hoffen ist, daß diejenigen, die in den sich entwickelnden 
Ländern heute schon in ihrer Lebensgestaltung für sol­
che Modelle optieren, rasch zu "Erfolgsbeispielen" für 
sozialen Aufstieg in ihrer Umgebung werden und in spä­
testens 30 bis 40 Jahren die übrige Bevölkerung weitge­
hend nachziehen wird (vgl. hierzu auch Teil II dieses 
Beitrags). 

Aus Symmetrie- und Akzeptanzgründen muß die Re­
duktion der Bevölkerungszahlen sowohl in den sich ent­
wickelnden als auch in den entwickelten Ländern in ver­
gleichbarer Weise erfolgen. Ziel könnte es sein, über ei­
nige Generationen (z. B. in etwa 300 Jahren) die Größe 
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der Menschheit global von der wohl kaum noch ver­
meidbaren Höhe von etwa 10 Milliarden Menschen im 
Jahr 2050 wieder auf etwa ein Zehntel, d. h. auf schließ­
lich 1 Milliarde Menschen zurückzuführen. Diese Grö­
ßenordnung scheint geeignet, um für diese Milliarde 
Menschen eine höhere Lebensqualität, als wir sie heute 
erreichen, in einer nachhaltigen Form des Wirtschaftens 
(also im wesentlichen nur unter Verwendung erneuerba­
rer Rohstoffe) zu realisieren, und zwar so, daß auch eine 
hohe Robustheit dieses Zustandes gegeben ist. (Ange­
sichts der scheinbaren Präzision dieser Zahlen sei aller­
dings daran erinnert, daß alle hier vorgebrachten Über-, 
legungen nur als Referenzszenarien und nicht als Ver­
such einer konkreten Vorwegnahme tatsächlicher Wege 
in die Zukunft anzusehen sind.) 

Für die reiche, entwickelte Welt, die heute etwa 1,2 Mil­
liarden Menschen umfaßt, bedeutet der hier untersuchte 
Vorschlag eine angestrebte Reduktion auf langfristig 
etwa 250 Millionen Menschen. In den sich entwickeln­
den Ländern, die fast vollständig das weitere Bevölke­
rungswachstum auf etwa 10 Milliarden verursachen 
werden, bedeutet dies dann eine Reduktion auf etwa 850 
Millionen Menschen bis zum Jahr 2300. Die Zahlenver­
hältnisse der Bevölkerungsgröße zwischen den reichen 
und den heute noch ärmeren Ländern sind dann am Ende 
dieses Anpassungsprozesses wieder in etwa in derselben 
Relation wie heute, allerdings jeweils um den Faktor 5 
kleiner. 

Eine Senkung der Weltbevölkerung um den Faktor 10 
in etwa acht Generationen erfordert das Erreichen eines 
weltweiten durchschnittlichen Reproduktionsfaktors von 
maximal 1,5 Kindern pro Frau; diese Zahl wird in 
Deutschland heute schon unterschritten. Wir wissen aus -
der deutschen Politik, daß solche Schrumpfungsprozes­
se nicht ganz einfach sind, aber dies ist für eine Über­
gangsphase der Stabilisierung von einigen Generationen 
wohl hinzunehmen und hinsichtlich aller denkbaren Al­
ternativen die wahrscheinlich humanste Form der An-
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passung an die Notwendigkeiten in einer bereits aus dem 
Gleichgewicht geratenen Welt.2) 

Die Senkung des Reproduktionsfaktors, die sicher die 
größte Herausforderung in dem hier diskutierten Maß­
nahmenbündel darstellt, soll, wie oben schon angedeu­
tet, weltweit erreicht werden durch breite Aufklärungs­
arbeit und massive Investitionen in Sozialsysteme, wo­
bei diese Investitionen zunächst weitgehend konzentriert 
werden sollen auf Familien mit wenigen Kindern, und 
zwar auch im Sinne des Angebots einer Alternative zu 
einer Risikovorsorge durch viele Kinder (wie dies heute 
vielfach erfolgt). Alle vorgeschlagenen Maßnahmen be­
ruhen auf den freien Entscheidungen des einzelnen, ohne 
Druck auf Familien auszuüben, die ihrerseits doch lie­
ber viele Kinder haben wollen. Dieser Punkt erscheint 
als entscheidend, um (hoffentlich) einen Konsens z. B. 
mit der katholischen Kirche über die Verfolgung eines 
derartigen Ansatzes - in Übereinstimmung mit der Idee 
einer "verantworteten Elternschaft" - zu erreichen. Wei­
tere Finanzmittel sollten im übrigen von Anfang an _ 
und zwar unabhängig von der Familiengröße - auch in 
Erziehungs- und Ausbildungssysteme, in besondere 
Ausbildungsmaßnahmen für Frauen, medizinische Ver­
sorgung und ebenso in die Finanzierung von Umwelt­
maßnahmen (Aufforstungsmaßnahmen, Erhaltungsmaß­
nahmen für die tropischen Regenwälder, Maßnahmen 
im Rahmen von Joint Implementation-Programmen 
usw.) einfließen. Der wichtigste Ansatzpunkt ist aber 

2) Angaben zur Größe der Weltbevölkerung, die bei gegebenem 
Konsumniveau und technischer Entwicklung mit einer dauer­
haft umweltgerechten Entwicklung kompatibel ist, sind natur­
gemäß lediglich grobe Annäherungen auf Basis des heutigen 
Wissensstandes. Der Kern der Aussagen über die erforderli­
che Reduktion der WeItbevölkerung bleibt davon allerdings 
unberührt. So müßte die durchschnittliche Fertilitätsrate auf 
1,5 Kinder je Frau zurückgehen, wenn die Bevölkerung in 
250 Jahren um den Faktor 10 schrumpfen soll; wird stattdes­
sen für den gleichen Zeitraum lediglich ein Schrumpfen um 
den Faktor 5 angestrebt, so wäre eine Fertilitätsrate von 1,7 
Kindern je Frau erforderlich. 
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der Aufbau von Rentensystemen, zunächst als Angebot 
an Familien, die auf kleine Nachwuchszahlen setzen. 

Ein globaler Konsens zur Bevölkerungsreduktion wird 
sich nur erreichen lassen, wenn auch die reicheren Län­
der zu einem Bevölkerungsrückgang bereit sind - so 
schwer das psychologisch auch sein mag. In den reiche­
ren Ländern sind der Konsum und die resultierende Um­
weltbelastung mit Abstand am höchsten. Weiterer tech­
nischer Fortschritt und weitere technische Automatisie­
rung der Produktion erlaubt in den hochentwickelten 
Ländern dennoch die Aufrechterhaltung einer hohen 
Produktion (bei Bedarf sogar noch ein leichtes Wachs­
tum), wodurch bei sinkenden Bevölkerungszahlen in 
diesen Ländern politisch gestaltbare Verteilungsspiel­
räume entstehen, die auch zum Vorteil der ärmeren Län­
der zu nutzen sind. Die so frei werdenden Mittel können 
als Beitrag der reicheren Länder in den globalen Trans­
formationsprozeß eingebracht werden, ohne das Pro­
Kopf-Einkommen der eigenen Bevölkerung verringern 
zu müssen. Was die konkrete Form des Finanzierungs­
beitrags der entwickelten Länder angeht, so bietet sich 
eine Verknüpfung mit der Aufgabe der Begrenzung des 
globalen Ressourcenverbrauchs an. Denn um dieses Ziel 
auf ökonomischem Wege zu ereichen, sind knappheits­
gerechte Ressourcenpreise erforderlich. Den höheren 
Kosten der Ressourcennutzung steht ein entsprechender 
Erlös gegenüber, etwa in Form des Aufkommens aus ei­
ner globalen Quellensteuer auf den Verbrauch bestimm­
ter Ressourcen. Diese Quellensteuern würden zunächst 
primär von den reicheren Ländern gezahlt werden, da 
diese zunächst bis auf weiteres einen relativ hohen Res­
sourcenverbrauch haben dürften. Der Zwang zur Auf­
bringung dieser Mittel hat übrigens viele positive Effek­
te: Neben der Dämpfung der Ressourcennutzung und 
des Schadstoffausstoßes gehört dazu auf Dauer wahr­
scheinlich auch die Verlangsamung bzw. zumindest die 
stärkere gesellschaftliche Kontrolle von Innovationspro­
zessen in einer weniger als heute durch soziale Gefälle 
geprägten Welt, die angesichts der mittlerweile erreich-
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ten Beschleunigung wünschenswert ist. Das Aufbringen 
dieser Mittel im Rahmen einer Verhandlungslösung ist 
dabei für die reicheren Länder die preiswerteste Metho­
de, eine globale Katastrophe zu verhindern und damit 
den eigenen hohen Lebensstandard wie bisher zu erhal­
ten bzw. sogar noch weiterzuentwickeln. 

Globale Quellensteuern und alternative 
Finanzierungsoptionen 

Die Idee, global die Nutzung von Ressourcen aller Art, 
aber entsprechend auch die Luftverschmutzung oder 
auch die Erzeugung von gefährlichen Stoffen generell 
zu verteuern, um auf diesem Wege die Finanzmittel zur 
Finanzierung der oben beschriebenen Maßnahmen zu 
rekrutieren [2, 3, 18, 19, 28, 29, 32, 33, 34], bedeutet 
eine gezielte Verzahnung des Weltbevölkerungsproblems 
mit dem Weltressourcenproblem. Gelingt es, die Bevöl­
kerungszunahme zu verringern, so erleichtert das die 
Bemühungen um eine Begrenzung der RessQurcennut­
zung. Gelingt es umgekehrt, mit Hilfe ö~Qnomischer 
Hebel den spezifischen Ressourcenverbrauch zu verrin­
gern, so entschärft dies den Anpassungsdruck bei der 
demographischen Entwicklung. 

Die höheren Ressourcenpreise werden wegen der hohen 
wirtschaftlichen Aktivität in den entwickelten Ländern 
zunächst primär diese belasten. Sie sind so festzulegen, 
daß absolute Grenzen der Nutzung bestimmter Ressour­
cen bzw. der Erzeugung bestimmter Umweltbelastungen 
weltweit durchgesetzt werden, wobei diese Grenzen sich 
nach und nach an die unter Nachhaltigkeitsgesichts­
punkten langfristig tolerablen Niveaus (die deutlich 
niedriger liegen als der heutige Nutzungsumfang) annä­
hern·sollten. Derartige Preise bewirken, wie in der ent­
sprechenden Literatur diskutiert, insbesondere eine Ef­
fizienzsteigerung der wirtschaftlichen Leistungsprozes­
se in Richtung auf die Erbringung ähnlicher oder gar 
besserer Servicequalitäten als bisher bei geringerer Res-

sourcennutzung - ein Punkt, der nachfolgend noch aus­
führlicher diskutiert wird. 

Knappheits- bzw. belastungs gerechte Preise lassen sich 
zum Beispiel mit Hilfe internationaler Quellensteuern 
auf den Ressourcenverbrauch durchsetzen. Aber die 
Menge der Finanzierungsoptionen ist keineswegs darauf 
beschränkt. In Frage kommen alle Arrangements, die 
zwei Grunderfordernissen genügen: 

(a) Transfer von Ressourcen - in erheblichem Umfang 
- in ärmere Länder ohne Sozialversicherungssystem 
und entsprechend hoher Reproduktionsrate, wobei 
die Transfers in den Aufbau sozialer Sicherungssy­
steme einfließen müssen. Es geht darum, dem einzel­
nen ein verbrieftes Recht auf ein Alterseinkommen 
zu verschaffen und so eine hohe Kinderzahl ökono­
misch entbehrlich zu machen. 

(b) Knappheitsgerechte Preise - und dadurch das 
Durchsetzen absoluter Nutzungsgrenzen - bislang 
"freier" Umweltgüter, namentlich solcher mit inter­
nationalen externen Effekten bzw. für erschöpfbare 
Ressourcen, die zum "Welt-Erbe" zu rechnen sind. 

Diese Grundstruktur wird durch das Beispiel einer glo­
balen Quellensteuer besonders transparent. Ein mögli­
cher Nachteil dieser Lösung liegt allerdings in der Insti­
tution einer supranationalen, u.U. verteilten Finanzbe­
hörde bzw. in internationalen Steuern als solchen. Inter­
nationale Steuern sind mit zwei grundlegenden Schwie­
rigkeiten verbunden. Die erste liegt in der Definition und 
der Durchsetzung eines supranationalen Rechts, Steu­
ern zu erheben, was vielleicht nicht schnell genug, z. B. 
durch Schaffung eines internationalen Souveräns, er­
reichbar ist, obwohl dieser Schritt durchaus viele Vor­
teile hätte, mittlerweile von vielen als notwendig ange­
sehen wird und eigentlich überfällig ist. Das zweite Pro­
blem besteht darin, daß sich in dem geplanten Fonds rie­
sige Finanzmittel ansammeln würden oder zumindest 
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könnten. Diese Mittel, deren Verwendung -unvermeid­
bar - wenigstens zum Teil Gegenstand von Mehrheits­
entscheidungen ist, unterliegen immer der Gefahr der 
Zweckentfremdung. Es dürfte nicht einfach sein, die 
Fonds von ihrer Konstruktion her dauerhaft gegen eigen­
nützige politische Koalitionen zu schützen. Damit steht 
und fällt aber u.a. die Glaubwürdigkeit des Verspre­
chens der Alterssicherung. Hier wäre also z. B. an ein 
Management von angesparten Beiträgen durch private 
Finanzdienstleister als Teil der Finanzierungsmodelle 
der vorgeschlagenen Rentensysteme zu denken. 

Die oben genannten Grunderfordernisse lassen sich al­
ternativ auch mit Hilfe eines internationalen Zertifikat­
Systems verwirklichen, in dessen Rahmen handelbare 
Rechte zur Nutzung von Umweltressourcen definiert 
und den Staaten zugeteilt werden (vgl. erneut [8]). Die­
se Rechte könnten sich z. B. auf die Emission von 
Schadstoffen beziehen, sich an der Größe der Bevölke­
rung orientieren und an die Bedingung geknüpft sein, 
daß alle beteiligten Staaten ein gesetzliches Alterssiche­
rungssystem unterhalten, das den Versicherten eine Al­
tersrente nach gewissen Mindeststandards verbrieft. 

Damit lassen sich alle wesentlichen Eigenschaften der 
Optimallösung erreichen. Da die sich entwickelnden 
Länder vorläufig noch einen deutlich geringeren Res­
sourcenverbrauch aufweisen als die Industriestaaten, 
wird sich ein Handel mit Zertifikaten ergeben, der die 
Industriestaaten zu Zahlern und die armen, bevölke­
rungsreichen Staaten zu Empfängern von Geldmitteln 
macht. Die zum Aufbau eines Alterssicherungssystems 
notwendigen Einkommen erzielen die sich entwickeln­
den Länder in diesem Systemrahmen also statt aus glo­
balen Quellensteuern aus dem Handel mit Emissions­
Zertifikaten. 

Da eine Zertifikat-Lösung die Verantwortung für die Er­
richtung der Sozialversicherungssysteme auf der Ebene 
der Nationalstaaten ansiedelt, dürfte sie von diesen eher 
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akzeptiert werden als eine supranationale Steuerlösung. 
Von Vorteil kann außerdem sein, daß die Transferzah­
lungen nicht einer supranationalen Institution anvertraut 
werden müssen, sondern sofort an die Empfängerländer 
fließen, was nicht nur das Problem der sachfremden 
Zugriffe auf die Fonds-Mittel entschärft, sondern we­
sentlich zur Vertrauens bildung auf seiten der Empfän­
gerländer beiträgt, dabei allerdings eine Fehlverwen­
dung von Mitteln nicht ausschließt. Last but not least 
erlaubt die Zertifikat-Lösung, die einem Land zustehen­
den Mittel von Beginn an in Projekte zu investieren, die 
die Entwicklung des Landes begünstigen - was bei ver­
nünftiger Vorgehensweise wiederum zur Dämpfung des 
Bevölkerungswachstums beitragen dürfte, vor allem 
aber eine entscheidende Rolle für die Beschleunigung 
des Aufholprozesses spielt. 

Probleme können allerdings dadurch entstehen, daß die 
verschiedenen Staaten hinsichtlich Bevölkerungsgröße, 
Ressourcensituation, Vorhandensein großer COz-Senken 
usw. erhebliche Unterschiede aufweisen. Solche Asym­
metrien könnten auch die Umsetzung weiterer Ziele wie 
die weltweite Bereitstellung von Mitteln zum Erhalt von 
Wäldern, Finanzierung von Aufforstungsmaßnahmen 
oder den Technologietransfer im Rahmen von Joint-Im­
plementation-Maßnahmen erschweren. Hier ist unter 
Umständen an Ausgleichslösungen zu denken, die nicht 
direkt über einen Zertifikatshandel, sondern eher über 
globale Mittel geleistet werden können. 

Senkung der Materialintensität 

Unter dem Schlagwort der Senkung der Materialinten­
sität [28] wird das Ziel verfolgt, unter Nutzung moder­
ner Technologien, wie z.B. Kommunikationstechnik 
(DatenautobahnlInformation Superhighway, Teledien­
ste ), Güter, Produkte und Informationen mit deutlich 
geringerer Materialintensität (MIPS - Materialintensi­
tät per Service-Unit) als bisher bereitzustellen. Die Ziel­
vorstellung ist eine Senkung der Materialintensität um 
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den Faktor 10 innerhalb der nächsten 100 Jahre, gemes­
sen an der besten heute verfügbaren Technik. Eine sol­
che Senkung der Materialintensität, z. B. unter Nutzung 
des technischen Fortschritts, führt zu einer qualitativen 
Veränderung von Wohlstand und Wirtschaftswachstum, 
vor allem, wenn dies mit einem im Umfang beschränk­
ten, synchron abnehmenden Gesamtvolumen der Res­
sourcennutzung kombiniert wird [2, 3, 13, 26, 27, 29, 
32,33]. Telekommunikation spielt dabei eine wesentli­
che Rolle, z. B. zur Substitution physikalischer Bewe­
gung (Telearbeit, Teleshopping, Telemedizin usw.), aber 
auch zur besseren Steuerung und Koordinierung physi­
kalischer Bewegungen (Verkehrsmanagement, Road Pri­
cing usw.). 

Die Senkung der Materialintensität ist an sich nichts Neu­
es, sondern ein klassisches Nebenprodukt des technischen 
Fortschritts. Im Bereich der Rechner- und Kommunikati­
onstechnologie kann sie besonders eipdrucksvoll von Jahr 
zu Jahr verfolgt werden. Bisher wurden allerdings die 
durch die technische Entwicklung freiwerdenden Spiel­
räume in der Regel durch gesteigerte Aktivitäten wieder 
kompensiert, wenn nicht sogar überkompensiert [16, 22]. 
So sind heute mit weltweit 150 Millionen Personal Com­
putern mehr als 10.000 mal so viele Rechnersysteme im 
Einsatz wie früher Großrechner, und die Zahl der Groß­
rechner ist ebenfalls weiter gestiegen. Dabei sind die mo­
dernen Personal Computer leistungsfähiger als die Groß­
rechner der Anfangszeit und im Volumen (leider nicht in 
der Materialintensität) um den Faktor 1000 und mehr 
kleiner. Aber gerade dies hat ihre Verbreitung gefördert 
und verursacht eine Vielzahl von problembehafteten Fol­
geeffekten (kritischere Produktionsprozesse, Verpak­
kungsaufwand, Transportleistu!1gen, Stromverbrauch 
usw.). 

Derartige Entwicklungsmuster stehen, wenn sie über das 
gesamte Technologiespektrum erfolgen, im Widerspruch 
zum Ziel einer nachhaltigen Senkung des Ressourcen­
verbrauchs. Es ist deshalb entscheidend, die Senkung 
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der Materialintensität mit der Durchsetzung absoluter, 
über die Zeit sinkender Gesamtvolumina an weltweiter 
Ressourcennutzung (mittelbar durch globale Quellen­
steuern oder unmittelbar durch Ressourcenbewirtschaf­
tung im Rahmen von Zertifikat-Lösungen wie oben be­
schrieben) zu verbinden. In diesem Umfeld ist dann die 
Senkung der Materialintensität ein besonders wirkungs­
volles Vehikel, um trotz sinkender Ressourcennutzung 
den Gesamtumfang an Services, Funktionen und Gütern 
weiter wachsen zu lassen, wenn auch in einer veränder­
ten qualitativen Ausprägung. Dies wiederum ist Voraus­
setzung dafür, daß realistische Aussichten bestehen, die 
Zustimmung der Bevölkerung - und der Politik - in den 
reicheren Ländern zu der vorgeschlagenen Verhand­
lungslösung zu gewinnen und - ohne Wohlstands ein­
bußen pro Kopf - umfangreiche Hilfen zugunsten der 
Bevölkerungen in den sich entwickelnden Ländern zu er­
wirtschaften. 

Die zentrale Rolle der Informationstechnologie und 
der zunehmende wirtschaftliche Druck zu Verhand­
lungslösungen 

Im Rahmen des beschriebenen Programms stellt die In­
formationstechnologie eine besonders wichtige Kompo­
nente dar, um die Zielerreichung überhaupt zu ermögli­
chen [26]. Moderne Informationstechnik ist von ent­
scheidender Bedeutung für die Senkung der Materialin­
tensität, insbesondere soweit physikalischer Transport 
durch Transport von Informationen ersetzt wird. Sie ist 
aber auch ein zentrales Element der weltweiten Kom­
munikation über die bestehenden Notwendigkeiten so­
wie für die weltweite Umsetzung neuartiger Ideen und 
Lösungsansätze. Auch hinsichtlich der notwendigen 
Vermittlung von Ausbildung, für die Gesundheitsbera­
tung, aber auch für das individuelle Contracting im Be­
reich globaler Rentensysteme ist moderne Informations­
technik unentbehrlich. Sie schafft heute erstmals die 
Möglichkeit, weltweit vergleichbare Chancen der Partizi­
pation in vielen Bereichen zu vergleichsweise geringen 
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Kosten bereitzustellen. Noch deutlicher: Es war niemals 
so preiswert, die bestehende Kluft zwischen arm und 
reich zu schließen wie heute. Aus heutiger Sicht gilt es 
deshalb zum Beispiel, die Weltbank darin zu unterstützen, 
ihre Mittel verstärkt in diese Richtung zu investieren. Ziel 
muß es sein, durch Bereitstellung eines weltweiten Net­
zes von Satelliten, durch flächendeckende Verfügbarkeit 
von Multimedia-Workstations und durch eine Basisaus­
bildung wenigstens einiger Personen vor Ort überall auf 
diesem Globus die Voraussetzungen zu global vergleich­
baren Zutrittsmöglichkeiten zu Informationen und (Tele­
)Märkten zu schaffen. Hier sind Mut, Phantasie und Vi­
sionen gefragt. Die neuen Chancen schaffen eine funda­
mental neue Situation. Vieles, was bisher unmöglich er­
schien, wird jetzt möglich! 

Tatsächlich ist über die Informationsbereitstellung hin­
aus auf der vorgeschlagenen Basis dann eine weitere 
Form der Stärkung von Selbsthilfekräften vor Ort über­
all auf der Welt gegeben. Denn mit Hilfe dieser Techno­
logien wird erstmals fast jede Art von Kompetenz mit 
niedrigen Transaktionskosten weltweit vermarktet wer­
den können. Dies schafft einerseits die Voraussetzung 
dafür, Wohlstand lokal selbst zu erarbeiten, andererseits 
wird auf diesem Wege der weltweite ökonomische 
Druck erzeugt, um zu Verhandlungslösungen, wie sie 
hier vorgeschlagen werden, zu kommen, da sonst eine 
ständig wachsende Billiglohnkonkurrenz immer mehr 
wirtschaftlich attraktive Bereiche und Wertschöpfungs­
felder angehen und für sich erschließen wird und dann 
eben auf diesem - ungeregelten - Wege noch höhere Ab­
flüsse aus den reicheren zu den sich entwickelnden Län­
dern die Folge sein können, als sie mit den hier gemach­
ten Vorschlägen verbunden wären. Wirtschaftlicher 
Druck und der Zwang der Märkte waren bisher immer 
schon das wirkungsvollste Vehikel des Wandels, dies ist 
hier nicht anders. Tatsächlich erleben die reicheren Län­
der heute schon, wie dynamische Schwellenländer ihnen 
am Markt zusetzen. Sie erkennen zunehmend auch, daß 
viele dieser Länder dem in den reicheren Ländern vor-
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gelebten Modell des Lebens und Wirtschaftens folgen 
wollen, aber alle Beteiligten wissen auch, daß man den 
Lebensstil der reicheren Länder in seiner heutigen Form 
der Realisierung nicht auf alle Menschen dieser Welt 
ausdehnen kann, ohne die Welt zu zerstören. 

H. SZENARIEN, PERSPEKTIVEN, 

FINANZIELLE GRÖSSENORDUNGEN 

Die Szenarioanalyse, die im folgenden kurz dargestellt 
wird, soll ein Gefühl für die angestrebten stabilen Pfade 
in die Zukunft und für die konkreten Ausgestaltungs­
möglichkeiten von Parametersetzungen vermitteln. Dies 
betrifft die Entwicklung des Bruttosozialprodukts (BSP) 
in den mehr und den weniger entwickelten Ländern (ins­
gesamt und pro Kopf), die Entwicklung der Bevölke­
rungsgröße, den Umfang des Ressourcen- bzw. Energie­
verbrauchs usw., und zwar unter bestimmten (ver­
gleichsweise einfachen) Modellierungs- und Szenarioan­
nahmen. Grundlage hierzu ist ein einfacher system­
theoretischer Ansatz, wie er auch aus anderen Untersu­
chungen zu diesem Themenbereich bekannt ist [1, 9,17, 
18,19,20,23,24]. Untersucht wird die Verwirklichung 
der beschriebenen Restriktionen in konkreten Lösungs­
ansätzen sowie der erreichbare Grad der Umsetzung von 
Zielvorstellungen, teilweise orientiert an dem konzeptio­
nellen Rahmen eines optimistischen Modellierungsan­
satzes [11, 12]. 

Das Modell unterscheidet zwischen den entwickelten 
Staaten (MDR; More Developed Regions) der Welt (ge­
nauer: die Triade und die Länder des ehemaligen Ost­
blocks, die heute etwa 1,2 Milliarden Menschen umfas­
sen und ein Durchschnittsjahreseinkommen von etwa 
15.000 US$ haben), und den weniger entwickelten Re­
gionen (LDR, Less Developed Regions) der Welt, in de­
nen heute etwa 4,4 Milliarden Menschen leben und ein 
durchschnittliches Einkommen von 880 US$ erwirt­
schaften [vgl. 30]. 



KONRAD MORATH, ROBERT PESTEL UND FRANZ JOSEF RADERMACHER 

Die entwickelte Welt 

Die Untersuchung unterstellt, daß es - beispielsweise 
durch entsprechende Preisfestsetzungen für die Nutzung 
von Ressourcen oder durch Steuern auf die Erzeugung 
von Abfällen - gelingt, das jährliche Wachstum des 
Bruttosozialprodukts in den entwickelten Ländern auf 
0,75 % bis zum Jahr 2050 zu begrenzen und für die Zeit 
danach auf 0 zurückzuführen. Gleichzeitig soll der Kon­
sum pro Kopf in den entwickelten Regionen zunächst 
konstant gehalten werden. Alle Überschüsse, die aus 
dem BSP-Wachstum bis zum Jahr 2050 und aus der 
kontinuierlichen Reduktion der Bevölkerung - genauer: 
aus dem Rückgang des Gesamtkonsums, der sich bei 
konstantem Pro-Kopf-Verbrauch aus der Bevölkerungs­
entwicklung ergibt - in den entwickelten Regionen an­
fallen, soll in die sich entwickelnden Länder transferiert 
werden, bis das durchschnittliche Welt-Sozialprodukt 
den Pro-Kopf-Konsum der MDR erreicht hat; ab die­
sem Zeitpunkt nimmt der Pro-KoPf-Konsum in MDR 
und LDR in gleichem Maße zu, allerdings mit.einer Be­
grenzung der Wachstumsrate auf 0,2 % p.a., um lang­
fristig eine Reduktion des Ressourcenverbrauchs auf ein 
Zehntel seines heutigen Wertes zu erreichen. 

Sollte in den entwickelten Ländern aus politischen 
Gründen ein Wirtschaftswachstum pro Kopf gewünscht 
oder notwendig sein, so ist dies im Rahmen der erfolg­
ten Untersuchung nur durch ein noch schnelleres 
Schrumpfen der Bevölkerung gegenüber den hier unter­
stellten Zahlen denkbar - oder um den Preis einer lang­
sameren Angleichung der Konsummöglichkeiten der 
verschiedenen Regionen, verbunden mit einem höheren 
Energie- und Ressourcenverbrauch. Die - als Anzahl 
der Kinder je Frau definierte - Reproduktionsrate, die 
für die entwickelte Welt unterstellt wird, ist 1,8. Dies 
führt bis zum Jahr 2300 zu der angestrebten Reduktion 
auf 250 Mio. Personen. Aufgrund der aktuellen Alters­
struktur in der Triade führt eine derartige Reprodukti­
onsrate kurzfristig noch zu einem geringfügigen Wachs-

tum der Bevölkerung in dieser Region, und zwar bis 
zum Jahr 2010. Erwähnt sei, daß in einigen Ländern, 
wie z. B. Deutschland, die Reproduktionsrate tatsäch­
lich schon auf 1,4 abgesunken ist. Insoweit ergibt sich 
ein (begrenztes) Potential an Migration in die MDR, das 
im Rahmen der hier vorgeschlagene Strategie gegebe­
nenfalls noch toleriert werden kann. 

Weniger entwickelte Regionen 

Für die sich entwickelnden Länder unterstellt das Mo­
dell, daß durch geeignete Bepreisung bzw. Besteuerung 
von Ressourcen und andere begleitende Maßnahmen ein 
selbstgeneriertes durchschnittliches Wachstum des Brut­
tosozialprodukts von 1 % p.a. bis zum Jahr 2050 er­
reicht wird, das sich danach auf 0 reduziert. Das 
Wachstum in diesen Ländern wird über diesen selbst ge­
nerierten Anteil hinaus getrieben durch den unterstell­
ten kontinuierlichen Transfer von Einkommen aus den 
stärker entwickelten Ländern. Entsprechend wird ange­
nommen, daß die LDR einen nennenswerten Teil der 
empfangenen Transfers investiv verwenden, so daß eine 
positive "Transferrendite" in Form eines zusätzlichen 
Anstiegs des Sozialproduktes in den LDR erzielt wird. 
Für die Modellrechnung wird eine "Transferrendite" 
von 0,1 angenommen. 

In bezug auf die Bevölkerungsentwicklung in den ärme­
ren Ländern wird im wesentlichen die mittlere Variante 
der Projektionen der Vereinten Nationen zugrunde ge­
legt [31]. Dies ist bereits eine relativ optimistische Vari­
ante, die insbesondere beinhaltet, daß sich die weltweite 
Geburtenrate bis zum Jahr 2025 auf das Reproduktions­
niveau senken wird (das entspricht einer Reproduktions­
rate von etwa 2,06). Diese Projektion wird mit der wei­
teren optimistischen Vorstellung kombiniert, daß es 
gelingt, durch den Aufbau von sozialen Sicherungssy­
stemen - international abgesichert und durch die Trans­
ferzahlungen finanziert - kontinuierlich einen immer 
größeren Prozentteil der Bevölkerung in den sich ent-
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Bevölkerung 
Industrieländer (MDR) und sich entwickelnde Länder (LDR), in Mio. 

meidbare Wachstum der 
Bevölkerung auf etwa 7,5 
Milliarden Menschen in 
den sich entwickelnden Re­
gionen bis zum Jahr 2050. 
Danach setzt dann aber un­
ter den gemachten Annah­
men die kontinuierliche Re­
duktion dieser Zahl bis auf 
etwa 850 Mio. Menschen 
im Jahr 2300 ein. 
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wickelnden Ländern dafür zu gewinnen, ein Angebot zu 
akzeptieren, das ihnen beispielsweise international ga­
rantierte Renten zusichert für den Fall, daß sie eine re­
lativ kleine Kinderzahl akzeptieren (für diese Gruppe 
wird ein mittlerer Reproduktionsfaktor von 1,5 unter­
stellt). Der Anteil der Bevölkerung, der dieses Angebot 
akzeptiert, soll mit den Jahren wachsen; das Modell un­
terstellt u.a., daß bis zum Jahr 2050 bereits 50 % der 
jungen Menschen in diesen Ländern dieses Angebot ak­
zeptieren. Man beachte hierbei, daß aufgrund der An­
nahmen der Projektion der Vereinten Nationen die kon­
stante Reproduktionsrate von ca. 2 weltweit bis zu die­
sem Zeitpunkt ohnehin schon erreicht wird. Es geht also 
darum, daß ein Teil der Bevölkerung bei entsprechen­
den ökonomischen Vergünstigungen bereit ist, mit noch 
deutlich weniger Nachkommen zufrieden zu sein (diese 
angestrebte niedrige Reproduktionsgröße ist aber immer 
noch höher als der aktuelle Stand in Deutschland). In 
Abb. 1 wird u.a. die daraus resultierende Bevölkerungs­
entwicklung in den weniger entwickelten Ländern dar­
gestellt. Man erkennt dort das aus der heutigen demo­
graphischen Situation resultierende, nicht mehr ver-
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hier gemachten Überlegun­
gen und Annahmen impli­

zieren also tatsächlich eine entscheidende Verbesserung, 
auch relativ zu der mittleren Bevölkerungsprojektion der 
Vereinten Nationen. Dies sollte ein starkes Motiv sein, 
entsprechend der hier gemachten Vorschläge vorzuge­
hen, weil es extrem schwierig ist, von hohen Zahlen wie­
der herunter zu kommen, wenn sie erst einmal erreicht 
sind. Das hat die gesamte Analyse, wie sie oben be­
schrieben wurde, gezeigt. Abb. 1 unterstreicht eindring­
lich, daß es selbst unter den hier zugrundgelegten opti­
mistischen Annahmen immer noch 100 Jahre dauern 
wird, bis die Menschheit wieder auf ihre heutige Größe 
von 5,5 Milliarden Menschen zurückgehen wird. Im 
Jahr 2170 würde eine Zahl von 3 Milliarden erreicht, 
und 1 Milliarde wäre schließlich erreicht im Jahr 2300. 

Ein ganz wichtiger Prüfstein für den hier verfolgten 
Ansatz ist die Frage nach der Entwicklung des 
Bruttosozialprodukts pro Kopf in den ärmeren Ländern. 
Abb. 2 zeigt hierzu, daß es tatsächlich möglich ist, die 
Forderung zu erfüllen, daß es in diesen Ländern ständig 
bergauf gehen soll. Dabei sind allerdings die ersten J ah­
re, in denen die Bevölkerung der LDR noch dramatisch 
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Sozialprodukt und Güterverbrauch pro Kopf 
Industrieländer (MDR) und sich entwickelnde Länder (LDR), in US-$ 

gesehen wird. Eine Genera­
tion später ist dann unter 
den getroffenen Annahmen 
die Güterversorgung pro 
Kopf in allen Regionen der 
Welt vergleichbar. Die dann 
enorm durchschlagende 
Senkung der weltweiten 
Bevölkerung führt unter 
den getroffenen Annahmen 
in der Folge zu einer Ver­
dopplung des Brutto­
sozialprodukts pro Kopf 
gegenüber der heutigen Si­
tuation in den reicheren 
Ländern um das Jahr 2125. 
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anwächst besonders kritisch: Nur dank eines erhebli-, '" 
chen Einsatzes von Mitteln z.B. aus dem Aufkommen 
der beschriebenen Quellensteuern gelingt es, in den sich 
entwickelnden Ländern eine spürbare Reduktion des 
Güterverbrauch pro Kopf zu vermeiden. Nach rund 
zwanzig Jahren beginnen dann das Bruttosozialprodukt 
und die Güterversorgung pro Kopf in den sich entwik­
keinden Ländern rasch anzuwachsen. Zu Anfang bleibt 
dabei der Unterschied zu dem konstanten Konsum pro 
Kopf in den reicheren Ländern immer noch groß. Hier 
wirkt sich aus, daß in der Anfangsphase in den sich ent­
wickelnden Ländern bis zu 7,5 Milliarden Menschen mit 
entsprechenden Einkommen auszustatten sind. Die Ge­
samtsituation verbessert sich von dem Moment an rapi­
de, in dem die Bevölkerung beginnt, deutlich kleiner zu 
werden. Um das Jahr 2070 ist das Verhältnis des Güter­
verbrauchs pro Kopf in den sich entwickelnden Ländern 
im Verhältnis zu den reicheren Ländern schon größer als 
zwei Drittel. Dieses Verhältnis ist dann also schon gün­
stiger als die Spreizung, die heute sowohl innerhalb der 
einzelnen entwickelten Länder als auch zwischen diesen 
Ländern vorliegt und allgemein als sozial tolerabel an-
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Materialintensität und Energienutzung 

Das Modell geht für jeden Zeitpunkt (als erste Annähe­
rung) von einem linearen Zusammenhang zwischen Ma­
terialnutzung (repräsentiert durch MIPS: Materialinten­
sität per Service-Unit) bzw. Energieverbrauch im Ver­
hältnis zum Bruttosozialprodukt aus. Das bedeutet, daß 
bei einer Ausdehnung des Bruttosozialprodukts unter 
der Nutzung heutiger Technologien die entsprechenden 
Material- oder Energieaufwendungen proportional stei­
gen würden. 

Des weiteren wird unterstellt, daß aufgrund des techni­
schen Fortschritts im Verlauf der Zeit eine immer höhe­
re Effizienz hinsichtlich der Ressourcennutzung erreicht 
wird. Die funktionale Form dieses Effizienzgewinns ist 
in Abb. 3 wiedergegeben. Hierbei wird gemäß der Pro­
jektionen in der einschlägigen Diskussion zu diesem 
Thema angenommen, daß bis zum Jahre 2100 eine Re­
duktion der Materialintensität um den Faktor 10 gelingt; 
zusätzlich wird angenommen, daß bereits im Jahr 2030 
eine Verdopplung der Effizienz gegenüber dem heutigen 

102 

ROBUSTE PFADE ZUR GLOBALEN STABILITÄT 

Stand erreicht wird. Meßlatte hierfür ist Japan, das heu­
te hinsichtlich der Ressourceneffizienz bereits um den 
Faktor 2 besser wirtschaftet als ein durchschnittliches 
Land in der entwickelten Welt. Für den Durchschnitt der 
MDR wird also langfristig eine Reduktion der MIPS um 
den Faktor 20 unterstellt. Wie schon mehrfach erwähnt 
soll durch geeignete Preismechanismen (zum Beispiel 
internationale Quellensteuer auf Ressourcennutzung 
oder Handel von Emissionsrechten) sichergestellt wer­
den, daß dieser technische Fortschritt nicht in höhere 
Produkiions- oder Aktivitätsraten oder höheren Konsum 
auf Basis einer höheren Ressourcennutzung und damit 
natürlich auch nicht in einen immer höheren Umfang des 
Bruttosozialprodukts übersetzt wird, sondern daß -
ganz im Gegenteil- dieser technische Fortschritt durch 
bewußte Entscheidung der Weltgemeinschaft kombiniert 
wird mit dem moderaten, ab 2050 ganz zurückgehen­
den Wirtschaftswachstum. 

Der technische Fortschritt wird in dem vorgeschlagenen 
Szenario also primär dazu verwandt, die Nutzung von 
Ressourcen bzw. Energie zu reduzieren, und nicht zur 
Steigerung des Sozialproduktes. Für die Zeit nach Ab­
schluß des Aufholprozesses wird weiterhin unterstellt, 
daß der durch den Bevölkerungsrückgang gewonnene 
Spielraum nur zum Teil zur weiteren Steigerung des 
Pro-Kopf-Sozialprodukts, sondern überwiegend zur Re­
duktion des Energie- und Ressourcenverbrauchs genutzt 
wird. Wie die in Abb. 3 wiedergegebene MIPS-Senkung 
sich unter der genannten Wirtschafts- und Bevölke­
rungsentwicklung im Material- bzw. Energieverbrauch 
niederschlägt, zeigt Abb. 4; sie läßt in den reicheren Re­
gionen nach dem Jahre 2010 eine kontinuierliche Ver­
ringerung des Ressourcenverbrauchs erkennen, die den 
Erfolgen bei der Verbesserung der Ressourceneffizienz 
zu verdanken ist, nach 2110 allerdings ausschließlich 
auf dem Rückgang des totalen Sozialprodukts beruht 
(freilich bei unverändert leicht wachsendem Pro-Kopf­
Sozialprodukt). Hier ist insbesondere als positiv zu ver­
merken, daß es bei dem gewählten Ansatz nicht zu der 
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z. B. von der Enquetekommission "Schutz der Erdatmo­
sphäre" des Deutschen Bundestages befürchteten deut­
lichen Erhöhung der Ressourcen-Nutzung in den reiche­
ren Ländern kommen wird [6]. Für die sich entwickeln­
den Regionen ist die Situation ähnlich, ungeachtet des 
starken Anwachsens der Bevölkerungszahlen bis zum 
Jahr 2050 und dem (wenn auch am Anfang langsamen) 
Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens, das einerseits 
aus dem selbstinduzierten Wirtschaftswachstum in die­
sen Regionen und zum anderen aus dem Transfer aus 
den reicheren Ländern herrührt. Auch hier überkompen­
siert die höhere Ressourceneffizienz alle diese Effekte 
nach dem Jahr 2030. Von diesem Zeitpunkt an wird im 
übrigen der größere Teil der Ressourcennutzung auf der 
Welt von den weniger entwickelten Ländern verursacht. 

Unter den getroffenen Annahmen nimmt die Material­
und Ressourcennutzung vom Jahr 2090 an für eiR~ Pe­
riode von ca. 70 Jahren wieder leicht zu. In diesem Zeit­
raum wächst das Sozialprodukt in den LDR noch, wäh­
rend die Ressourceneffizienz praktisch konstant bleibt. 
Das Ende dieser Periode markiert den Zeitpunkt, in dem 
die sich entwickelnden Länder auch hinsichtlich des 
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Materialverbrauch - Energieverbrauch 
in Mrd. kg Öläquivalent 
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tiv), der Länge des Zeitraums, in dem die­
se Hilfen erforderlich sind, ihrer Höhe 
(gemessen z.B. als Anteil der Transfers 
am Sozialprodukt der MDR) sowie dem 
weltweiten Energie- und Ressourcenver­
brauch. 

\ 
'Y - Gesamtverbrauch Dieser Zusammenhang beruht im wesentli­

chen darauf, daß Mittel, die zu einer Stei­
gerung des Sozialprodukts in den LDR ein­
gesetzt werden, den Aufholprozeß verkür­
zen. Dies hat wegen der Mechanik des Mo­
dells entscheidende Konsequenzen: Solan­
ge die LDR den Pro-Kopf-Verbrauch der 
MDR noch nicht erreicht haben, führt je-
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Pro-Kopf-Sozialprodukts zu den MDR aufgeschlossen 
haben und von dem an der globale Wachstums spielraum 
vorwiegend zur Senkung des Ressourcenverbrauchs ge­
nutzt wird. Bis zum Jahr 2240 geht dadurch. die Res­
sourcennutzung auf rund ein Achtel des heutigen Ver­
brauchsniveaus zurück. 

Dabei werden auch die Anforderungen erfüllt, die bei­
spielsweise von der Enquetekommission "Schutz der 
Erdatmosphäre" [6] formuliert werden, also z.B. eine 
Reduktion auf etwa die Hälfte der heute gegebenen Wer­
te bis zum Jahr 2050. Dies reicht nach heutigem Kennt­
nisstand aus, um eine globale Klimakatastrophe zu ver­
hindern. 

Verwendung der Transfers in den weniger 
entwickelten Regionen 

Die Sensitivitätsanalyse des Modells zeigt eine enge 
Wechselwirkung zwischen der Art der Verwendung der 
Finanzhilfen in den LDR (investiv mit der Folge einer 
zusätzlichen Steigerung des Sozialprodukts vs. konsum-

2240 der Zuwachs des Pro-Kopf-Sozialprodukts 
in den MDR zu einem Anstieg der Diffe­
renz zwischen Produktion und (annahme­

gemäß konstantem) Verbrauch. Ein solcher Pro-Kopf-
Anstieg wird wegen des Sozialprodukt-Wachstums (bis 
2050) bzw. wegen des Bevölkerungsrückgangs (ab ca. 
2015) Jahr für Jahr erreicht. Weil die Differenz zwischen 
Pro-Kopf-Sozialprodukt und Pro-Kopf-Verbrauch durch 
Steuern auf den Ressourcenverbrauch bzw. durch den 
Kauf von UmweltzertifIkaten "abgeschöpft" und letztlich 
den LDR zur Verfügung gestellt wird, steigen die Hilfen 
für die sich entwickelnden Länder und ihr Anteil am 
MDR-Sozialprodukt Jahr für Jahr an, solange das Pro­
Kopf-Einkommen in den LDR den Pro-Kopf-Verbrauch 
in den MDR noch nicht erreicht hat. 

Um das Extrem zu beziffern: Tragen Transfers generell 
nichts zur Steigerung des Sozialprodukts in den LDR 
bei, dann dauert der Aufholprozeß beim Pro-Kopf-Ver­
brauch rund 200 Jahre, und der Anteil der von den 
MDR aufzubringenden Mittel erreicht knapp drei Vier­
tel ihres Sozialproduktes (vgl. Abb. 5). Daß dies kein 
realistisches Szenario darstellt, braucht nicht eigens be­
tont werden - es kann nicht mehr sein als ein Gedanken­
experiment. 
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"Transferverzinsung" und erforderlicher Transferumfang 
als Anteil am Sozialprodukt der MDR (in Prozent) 

der ihre Bevölkerung noch wächst bzw. 
ihren heutigen Stand noch überschreitet 
und in der die MIPS noch hoch ist. Ent­
sprechend hoch ist in diesem Zeitraum 
dann auch der Ressourcenverbrauch. Auf 
lange Sicht hängt er allerdings nur in un­
bedeutendem Maße von der Aufholge­
schwindigkeit ab. Gleichwohl besteht ein 
Zielkonflikt zwischen Umweltschonung 
und Angleichung der Lebensverhältnisse 
in den entwickelten und den sich erst ent­
wickelnden Regionen der Welt, der nur im 
internationalen Konsens gelöst werden 
kann . 
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Es macht aber deutlich, daß die entwickelten Regionen 
allen Grund haben, in den LDR auf eine investive und 
möglichst rentierliche Verwendung der empfangenen 
Hilfen zu drängen. Gelingt es, auch nur eine "Transfer­
verzinsung" von 1 0% zu erreichen (d.h. eine Anhebung 
des Sozialproduktniveaus um ein Zehntel der empfan­
genen Transfers), dann verkürzt sich der Aufholprozeß 
beim Pro-Kopf-Verbrauch auf 80 Jahre, und der maxi­
male Transferanteil am MDR-Sozialprodukt bleibt un­
ter der 50%-Marke. Geht man von dem - keineswegs 
unrealistischen - Wert einer Transferverzinsung von 
25% aus, dann ist der Aufholprozeß nach rund 60 Jah­
ren abgeschlossen, wobei die Transfers die Grenze von 
40% des MDR-Sozialproduktes zu keinem Zeitpunkt 
überschreiten. 

So vorteilhaft eine Strategie des möglichst raschen Auf­
holens hinsichtlich des erreichbaren Wohlstands ist, so 
nachteilig erweist sie sich jedoch für die globale 
Energie- und Rohstoffbilanz. Dennje schneller die LDR 
im Aufholprozeß vorankommen, desto höher ist ihr Pro­
Kopf-Sozialprodukt schon in der kritischen Phase, in 

2240 Gesamteinschätzung 

Die auf der Grundlage der oben darge­
stellten Modellannahmen durchgeführte langfristige 
Szenario-Analyse läßt es möglich erscheinen, im Sinne 
eines robusten Pfades. die delikate Balance aller betei­
ligten Faktoren in der Weise zu erreichen, daß die in Teil 
I diskutierten Kernanforderungen an Lösungen und die 
dazu korrespondierenden Nebenbedingungen für stabile 
Pfade in die Zukunft erreicht werden können. 

Dieser Pfad führt mittelfristig zu einem weltweiten Le­
bensstandard, der sogar über dem heutigen Niveau der 
reicheren Länder liegt; er sichert jederzeit und in jeder 
Region den jeweiligen relativen Lebensstandard, für die 
meisten jedoch darüber hinaus eine deutlich sichtbare, 
ständige Verbesserung der Lebenssituation - verbunden 
mit einem Schließen der Kluft zwischen den mehr und 
den weniger entwickelten Regionen -, und schließlich 
eine klar erkennbare Senkung der Belastungen der Um­
welt bzw. der Materialnutzung. 

Allerdings muß in dem nächsten halben Jahrhundert eine 
ausgesprochen kritische Übergangsperiode bewältigt 
werden, wenn diese positive Entwicklung tatsächlich 

105 



KONRAD MORATH, ROBERT PESTEL UND FRANZ JOSEF RADERMACHER 

eintreten soll. Diese kritische Phase resultiert insbeson­
dere aus dem nicht mehr vermeidbaren starken Anstieg 
der Bevölkerung in den weniger entwickelten Regionen 
bis auf mindestens 7,5 Milliarden Menschen. Es ist eine 
große Herausforderung sicherzustellen, daß für diesen 
großen Weltbevölkerungsanteil ein nicht-sinkender Le­
bensstandard erreicht und darüber hinaus eine Perspek­
tive eröffnet wird, die glaubwürdig verspricht, über die 
Zeit hinweg die Kluft zwischen den reicheren und den 
sich entwickelnden Ländern zu schließen. Ohne eine sol­
che Perspektive dürfte es kaum möglich sein, die weni­
ger entwickelte Welt als Partner für die vorgeschlagene 
Verhandlungslösung zu gewinnen. 

Das Modell zeigt, daß dieses Ziel in Kombination mit 
den anderen Zielen wohl nur erreicht werden kann, wenn 
man in den entwickelten Ländern für einige Zeit mög­
lichst keinen weiteren Anstieg des Pro-Kopf-Verbrauchs 
zuläßt. Die Wirtschaftskraft dieser l-änder sollte daher 
dazu genutzt werden, einerseits eine konstante Höhe der 
Güterversorgung pro Kopf zu sichern, ansonsten aber 
die weniger entwickelten Länder zu unterstützen. Das 
gilt auch für den erschließbaren Überschuß, der aus den 
sinkenden Bevölkerungszahlen in diesen Ländern resul­
tiert. In diesem Prozeß kann durchaus auf weitere Au­
tomatisierung in der Produktion gesetzt werden, was 
technisch möglich ist und was sich bei sinkenden Be­
völkerungszahlen ohnehin anbietet. Die Abnahme der 
Bevölkerungszahlen ist insofern nicht problematisch, als 
wir ja heute schon erkennen, daß wir auch mit eher we­
niger Arbeitsplätzen ein hohes Produktionsniveau hal­
ten können bzw. sogar müssen. Das Nicht-Wachstum 
des Lebensstandards in den reicheren Ländern wird in 
dem dargestellten Szenario bis zum Jahr 2070 durchge­
halten, bis sich die Kluft zu den weniger entwickelten 
Regionen geschlossen hat. Dieses Nichtwachsen limi­
tiert den Ressourcenverbrauch und vermeidet, daß sich 
die Schere zu den ärmeren Ländern noch weiter öffnet 
und dann später auf vernünftige Weise nicht mehr ge­
schlossen werden kann. 

Ganz entscheidend ist in dem hier gewählten Ansatz, daß 
man das Potential der höheren Materialintensität voll 
dazu nutzt, um zu einer deutlich effizienteren Ressour­
cennutzung zu kommen (Faktor 10 bis zum Jahr 2100, 
ausgehend von einer Energieeffizienz, wie sie heute schon 
Japan erreicht ist, bzw. Faktor 20, bezogen auf die durch­
schnittliche heutige Materialintensität der Industriestaa­
ten). Wenn dies geleistet wird, dann könnte zum Jahr 
2300 auf der Erde eine Weltbevölkerung von etwa 1 Mil­
liarde Menschen einen mehr als doppelt so hohen Lebens­
standard, wie wir ihn heute in den reichen Ländern genie­
ßen, erreichen und das bei nur annähernd einem Zehntel 
unserer heutigen Ressourcennutzung. Allerdings wird 
dieser Zustand nur erreicht werden können, wenn die Po­
litik die richtigen Schritte in die beschriebene Richtung 
unternimmt. Das heißt insbesondere, daß es ganz wesent­
lich darauf ankommt, den weiteren technischen Fort­
schritt nicht in mehr Produktion, gesteigerten Konsum 
und erhöhte Aktivitäten zu übersetzen, sondern ganz im 
Gegenteil gezielt zur Senkung der Ressourcenanforderun­
gen nutzbar werden zu lassen. 

Hohe Stabilität der Anpassungspfade 

Sensitivitäts analysen zeigen des weiteren, daß der be­
schriebene Entwicklungspfad in dem verfolgten Rahmen 
einen hohen Grad an Stabilität aufweist, etwa in bezug 
auf die konkreten Annahmen hinsichtlich der Senkung 
der Geburtenrate in den LDR oder hinsichtlich der Ver­
besserung der Ressourceneffizienz. Gleiches gilt für die 
Annahmen hinsichtlich des Bruttosozialprodukts, solan­
ge die Kernelemente der vorgeschlagenen Lösung bei­
behalten und verfolgt werden. Zu diesen Kernelementen 
gehört die Begrenzung des Güterverbrauchs in den ent­
wickelten Ländern: Ein echtes Wachstum des Konsums 
pro Kopf in den reicheren Ländern wäre ein großes Pro­
blem, wenn es nicht durch ganz extreme Senkungen der 
Geburtenrate in diesen Ländern begleitet würde. Der be­
reits erwähnte Grund hierfür ist, daß höhere Einkom­
men pro Kopf letztlich wieder höhere Ressourcennut-

106 

ROBUSTE PFADE ZUR GLOBALEN STABILITÄT 

zungen induzieren; diese würden um so größer ausfal­
len, als ja die Bevölkerung in den ärmeren Regionen im 
Aufholprozeß diese Wachstumsprozesse nachvollziehen 
müßte. Trotz der unterstellten hohen erreichbaren Effi­
zienzsteigerungspotentiale könnte zum Schluß die Ge­
samtressourcennutzung l~diglich um den Faktor 2 statt 
dem Faktor 10 geringer als heute ausfallen oder unter 
Umständen sogar wieder zunehmen, was zu einer glo­
balen Krise mit einer Vielzahl nicht absehbarer Folgen 
führen könnte. All das könnte schließlich eine Desinte­
gration der gesamten Weltgemeinschaft und möglicher­
weise chaotische Zustände zur Folge haben. 

Die Analyse zeigt, daß wir insbesondere in den näch­
sten zwanzig Jahren damit konfrontiert sein werden, ein 
ziemlich komplexes Bündel von Anforderungen und 
Notwendigkeiten in einem delikaten Gleichgewicht zu 
halten. Wenn hier nicht die richtigen Lösungen politisch 
umgesetzt werden, dann können sich Fehlentwicklungen 
in zwei Dimensionen gegenseitig verstärken: Zum einen 
könnten wir ein deutliches Wachstum des Bruttosozial­
produktes und der Energie- und Ressourcennutzung in 
den entwickelten Ländern erleben und gleichzeitig ein 
weiteres starkes Wachstum der Bevölkerung in den är­
meren Ländern. Beides zusammen könnte sich zu Kon­
flikten und Krisen hochschaukeln und Lösungen der hier 
anvisierten Art endgültig ausschließen. 

Die Situation kann aber bewältigt werden, wenn die Po­
litik die richtigen Schritte unternimmt. Grenzen der Res­
sourcennutzung müssen akzeptiert und durchgesetzt 
werden; gleichzeitig muß der Übergang zu kleinen Fa­
miliengrößen in den weniger entwickelten Ländern be­
wältigt werden, vorzugsweise durch gezielte Unterstüt­
zungsmaßnahmen für Familien mit wenigen Kindern. 
Auf diesem Weg scheint es mittelfristig möglich, globa­
le Stabilität und weltweit vergleichbare Lebensbedin­
gungen für alle Menschen im Rahmen einer nachhalti­
gen Form des Wirtschaftens zu erreichen. 

Die Umsetzung dieser Überlegungen in praktische Poli­
tik verlangt eine Vielzahl neuartiger Systemlösungen, 
etwa den Aufbau von internationalen Rentensystemen, 
beispielweise in Zusammenarbeit mit der Weltbank. 

Die Untersuchung zeigt, daß es auf dem vorgeschlage­
nen Pfad gelingen könnte, nach einer schwierigen An­
fangsphase, die zu einer Fast-Verdoppelung der Anzahl 
der Menschen auf dieser Erde bis zum Jahr 2050 füh­
ren wird, einen Prozeß zu induzieren, in dessen Verlauf 
sich die Menschheit über einen Zeitraum von etwa 250 
weiteren Jahren auf eine Größenordnung von 1 Milliar­
de (Reduktion um den Faktor 10) einpegelt. Hierzu ist 
es von eminenter Wichtigkeit, daß die Politik die richti­
gen Rahmenbedingungen und Anreizsystemeschafft. 
Die Umsetzung des angestrebten Bevölkerungsrück­
gangs hängt im wesentlichen davon ab, wie rasch in den 
sich entwickelnden Ländern Menschen dafür gewonnen 
werden können, einen deutlich niedrigeren Reprodukti­
onsfaktor als bisher zu akzeptieren. Hierfür die entspre­
chenden finanziellen Anreize schnell und gezielt einzu­
setzen, ist ein ganz entscheidender Faktor auf dem Weg 
zu einer friedlichen und stabilen Lösung. Wichtig ist fer­
ner die Reduktion der Materialintensität um einen Fak­
tor 10 unter Ausnutzung des technischen Fortschritts 
und verbunden damit die Durchsetzung von absoluten 
Grenzen hinsichtlich der Ressourcennutzung, wobei die­
se Grenzen über die Zeit enger werden müssen. Im Rah­
men dieses Ansatzes ließe sich die Ressourcennutzung 
weltweit um den Faktor 10 - wenn man will, auch um 
den Faktor 20 - senken. Für die etwa eine Milliarde 
Menschen, die dann um das Jahr 2300 auf der Erde le­
ben würden, würde sich dennoch eine deutlich höhere 
Lebensqualität, als wir sie heute haben, ergeben können. 

Die Zielgröße einer Weltbevölkerung von 1 Milliarde 
Menschen wurde gewählt, weil diese Größenordnung 
der Leitidee einer dauerhaft-umweltgerechten Entwick­
lung entspricht, und zwar mit einem hohen Grad an Ro­
bustheit. Diese Weltbevölkerung könnte sich nahezu 
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vollständig auf die Nutzung von erneuerbaren.Re~sour-
beschränken. Ein auf diese Weise verwIrklIchtes 

cen S bTCt nd Wirtschafts system würde also nicht nu.r. ta. I I a ~. 
Robustheit erreichen, sondern gleichzeItIg dIe begrun­
dete Hoffnung eröffnen, daß diese Stabilität über lange 
Zeiträume erhalten werden kann. Dies würde der 
Menschheit genügend Zeit und eine nützliche At~~pau­
se einräumen, um ohne allzu großen Druck zu uberle­
gen, in welche Richtung weiter in die Zukunft vorange­
schritten werden soll. 

Es ist evident, daß die hier vorgeschlagenen Überlegun­
gen nicht die Realität eines Weg~s in der. Zuku~ft dar­
stellen, selbst wenn die MenschheIt - z.B. m Verbmdu~~ 
mit der EXPO 2000 - ein entsprechendes Programm fur 
das Jahr 2000 beschließen würde; denn die weitere Ent­
wicklung wird sicher ganz andere Ansatzpunkte und 
Möglichkeiten eröffnen, als wir sie uns heute vorstellen 
können. 

Hier geht es also nur darum, ein Sze~ario~utzuzei~en, 
das einen möglichen stabilen Pfad bemhaltet, der em~.n 
Referenzpunkt bilden kann, gegenübe~ dem a~dere Lo­
sungen sich als besserer Weg' ausweIsen muss~n. Es 
kann als sicher gelten, daß die Verfolgung des hIer be­
schriebenen Weges auch dazu führen wü.rde, da~ der 
technische Fortschritt und weitere InnovatIOnen starker 
als bisher sozial kontrolliert würden, einfach. desh.alb, 
weil die Unterschiede im Sozialstatus weltweIt klem~r 
und damit das Interesse am Erhalt des Status qU? gro­
ßer würden. Auch diese Verlangsamung würde dIe St~­
bilität erhöhen und damit die Zeit zum Nachdenken fur 
die zukünftigen Generationen vergrößern. 

Gegenüber der heutigen Situation wür~e ~es weite~en 
eine vollkommene Umkehrung der Verhaltmsse stattfm­
den. Schon in wenigen Jahrzehnten würden alle ~esent­
lichen Indikatoren und Trends in eine andere RIchtung 
weisen. Dies betrifft die Größe der Weltbevöl~erung, 
Ressourcennutzung, Umweltverschmutzung, KlImabe-

lastung, Gesamtkonsum, individuelle Kons~mcha~cen. 
Wenn man diesem Pfad folgt, würde schon m 30 bIS 60 
Jahren ein Zustand erreicht sein, in dem alle relevanten 
Indikatoren sich kontinuierlich und deutlich verbessen:. 
Gleichzeitig würde eine stärkere Kontrolle des techm­
schen Fortschritts angesichts des verstärkten Interess~s 
an der Verteidigung des zunehmend homogeneren SOZI­
alstatus wirksam werden. Man kann sich d~rchaus vor­
stellen, daß sich in diesem Umfeld menschlIches Nac~­
denken und vorhandene Ressourcen stärker ~uf orga~l­
satorische und soziale Innovationen konzentneren wur­
den, für die per se keine Grenze absehbar is~. Auch ~e­
stünde nach wie vor Raum für - sozial begleItete - ':lS­
senschaftliche Entdeckungen und Forschungen .. Gl~Ich­
zeitig würde sich die Situation pro K~pf und m J~der 
Region kontinuierlich verbessern, und dIe globale SItua­
tion wäre deutlich erträglicher. 

Die Teilnahme an dieser Entwicklung und ~n e~nem der­
artigen Lösungspfad in die Zukunft ~ls Te~l el~~r .welt­
weiten Verhandlungslösung müßte eIgentlIch fur Jeden 
interessant und attraktiv sein. Gleichzeitig könnte man 
dieser Strategie in Ruhe folgen, bis man noch bessere 
Alternativen findet. Die vorgeschlagene Lösung hat d.a­
bei den besonderen Charme, daß sie über läng~re Z~~t­
räume attraktive Chancen eröffnet, aber glelchzeI~lg 
auch bereits relativ schnell zu Beginn konkrete Vortel~e 
erschließt. Zugleich bildet sie einen R~ferenzp~?kt fur 
noch bessere Möglichkeiten, die sich m den nachsten 
Jahren und Jahrzehnten ergeben könnten, wenn nur der 
Spielraum und eine Atempause für das Du~chdenken 
von Lösungen überhaupt eröffnet werde~. DIe Ro?u.st­
heit der Lösung beinhaltet auch, daß klemere VanatIO­
nen von Parametern, z. B. hinsichtlich der Fortpflan­
zungsrate, zwar Zeiträume verändern. würden,. aber 
nicht das prinzipielle Verhalten, und .~Olmt nach ':'le :ror 
die Chance eines relativ schnellen Uberganges m ~me 
Situation bestehen bleibt, in der alle Parameter kontI~u­
ierlich besser würden. Die Variationsbrei~e, di~. aus dl~­
ser Robustheit resultiert, schafft notwendIge Raume fur 
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politische Konsensfindungsprozesse und Wechselwir­
kungen. boten behaftete Elemente wie ökonomische Anreize zur 

Senkung der Weltbevölkerung, globale Ressourcenbe­
steuerung, Anstrengungen zur forcierten Senkung der 
Materialintensität usw. geeignet miteinander zu ver­
knüpfen. Lösungen, die ihrem Charakter nach nicht als 
definitive Entwicklungslinien, wohl aber als Referenz­
punkt für zukünftige, tatsächliche Pfade zu betrachten 
sind, sind in einer Weise möglich, die nicht direkt mit 
der Mehrzahl der herrschenden Trends und Lebensstile 
kollidiert und damit insbesondere auch die Chance einer 
breiten Konsensfindung über Parteigrenzen, Religionen, 
Länder und Kontinente hinweg eröffnet. Die entspre­
chenden Maßnahmen verlangen initiale Beiträge der ent­
wickelten Länder sowohl in der eigenen Positionierung 
zu kritischen Fragen - etwa der Bevölkerungsredukti­
on - als auch im Aufbringen von Mitteln, z. B. für welt­
weite Sozialsysteme, finanziert z. B. über globale Steu­
ern auf die Nutzung von Ressourcen bzw. die Erzeu­
gung von Umweltbelastungen. All dies kann kostenmä­
ßig bewältigt werden und stellt gerade für die reicheren 
Länder den wahrscheinlich mit Abstand preiswertesten 
Weg dar, um die internationalen Bedrohungen zu mei­
stem und damit die eigene Lebensqualität auch in Zu­
kunft zu erhalten bzw. sogar noch zu verbessern. Über 
diese Sicherung hinaus wird ein Weg in eine Zukunft 
eröffnet, die eine größere Fairneß der weltweiten Vertei­
lung der Lebenschancen beinhaltet, weniger dauernde 
Veränderungsnotwendigkeiten erzeugt und die Natur 
und Umwelt weit besser schützt, als dies heute der Fall 
ist. Dies ist eine menschengemäßere Welt, in der die Le­
bensqualität generell steigen könnte. 

Zusammenfassung 

Zum Ende des zweiten Jahrtausends ist global eine kri­
tische, von manchen als nicht mehr beherrschbar emp­
fundene Situation entstanden, die insbesondere mit der 
globalen Überbevölkerung als wichtigste Technikfolge 
und der globalen Belastung der Erde zusammenhängt. 
Andererseits sind mit neuen technischen Innovationen, 
insbesondere Informationsverarbeitung, Information­
Superhighway und Multimedia, die Handlungsoptionen 
sowie durch große internationale Konferenzen (z. B. 
Rio, Kairo, Kopenhagen und Berlin) die Einsichten in 
Handlungsnotwendigkeiten gewachsen. Wir haben heu­
te auch ein viel besseres Wissen darüber, wie solche 
komplizierten Übergangsprozesse sozial gehandhabt 
werden können [10, 20, 21, 23, 24, 25]. Dies betrifft 
das richtige Miteinander von institutionalisierten Top­
Down-Ansätzen mit einer geeigneten Synchronisation 
von freiwilligen Aktionen, Selbstbestimmung, Gleich­
heit und der Verwirklichung des Subsidaritätsprinzips 
auf allen lokalen, regionalen, staatlichen und globalen 
Ebenen. Ferner muß dies alles vor dem Hintergrund der 
Theorie komplexer Systeme gesehen werden, wobei das 
Element der Emergenz und ihr theoretisches und empi­
risches Verstehen eine große Rolle spielen wird [14]. 

Der vorliegende Text sollte vor diesem Hintergrund 
weltweiter schwieriger Verhältnisse aus einer system­
theoretisch geprägten Sicht aufzeigen, daß es Möglich­
keiten gibt, in der gegebenen Situation die bestehenden 
Herausforderungen in friedlicher und fairer Weise zu 
bewältigen, und zwar in Form einer Steuerung der welt­
weiten Entwicklung über globale Verhandlungslösungen 
und entsprechende Maßnahmen, die in ihrer Wirkung 
eine permanente Besserung der Lage für im wesentli­
chen alle Menschen beinhalten. Hierbei sind teils bereits 
öffentlich diskutierte, teils noch mit partiellen Denkver-
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Nachhaltiges Wirtschaften: 
Was ist in Deutschland zu tun? 

Andreas Troge 

Handlungsempfehlungeh zur Durchsetzung eines 
"Nachhaltigen Wirtschaftens" setzen Antworten auf die 
logisch vorgelagerte Frage voraus: Was bedeutet über­
haupt eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung für 
einen Industriestaat wie Deutschland? 

Was bedeutet sustainable development? 

Inhaltliche Annäherungsversuche an den Begriff des 
sustainable development erscheinen durchaus notwen­
dig, denn das qualitativ Neue dieses Leitbildes ist in 
weiten Teilen der Öffentlichkeit, aber auch in Politik und 
Wirtschaft noch nicht erkannt - und soweit erkannt, kei­
neswegs immer akzeptiert - worden. 

Nähert man sich dem Begriff sustainable development 
vom Wortsinn her, so kann man ihn an zwei Ösen fest­
machen: 

Sustainable bedeutet stützend, tragend, aufrechter­
haltend, in Gang haltend, anhaltend, dauerhaft. 

Development bedeutet Entwicklung, Entfaltung, 
Wachstum, Schaffung, Nutzbarmachung, Umgestal­
tung. 

Zunächst zum Begriff des development. Erhard Eppler 
hat in seinem 1992 erschienenen Buch "Kavalleriepfer­
de beim Hornsignal - die Krise der Politik im Spiegel 
der Sprache" hierzu einige hilfreiche Anmerkungen ge­
macht. Zur Zeit der erstmaligen Publikation des Begriffs 
Entwicklung im Jahre 1645 wurde er allein im Sinne des 
mechanischen Auspackens eines Gegenstandes verstan­
den. Erst mit Herder bekommt er - im Jahr 1774 - eine 
wesentlich erweiterte Bedeutung; die Geschichte wird 
von Herder nicht mehr nur als bloße zeitliche Reihung 
mehr oder minder zusammenhangloser Einzelfakten ver­
standen, sondern als eigenständige Kraft, die sich ana­
log zu natürlichen Vorgängen entwickelt. Diese Interpre­
tation reicht keineswegs so weit wie jene von Kar! 
Marx, der bekannlich die Geschichte einem Endzustand 
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zustreben sah. Man kann EppIer wohl darin zustimmen, 
daß der Begriff "Entwicklung" heute im politischen 
Sprachgebrauch den Charakter eines weasel word - wie 
dies Fritz Machlup einmal sagte - hat, eines Wortes 
also, das zwar Konsens stiftet, gerade wegen seines kon­
sensualen Charakters aber auch weitgehend sinnentleert 
ist. Eppler formuliert dies plastisch: 

"Entwicklung ist heute alles, was geschieht, notfalls 
auch was nicht geschieht. " 

"Nicht nur Politiker kämen ins Stottern, könnte man 
ihnen dieses Wort plötzlich verbieten. " 

So inhaltsleer und beliebig, wie der Begriff "Entwick­
lung" in sprachkritischer Perspektive erscheinen mag, 
ist der zweite Begriff sustainable keineswegs. Die Kon­
ferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
1992 hat ganz wesentlich zur inhaltlichen Aufhellung 
des Gemeinten beigetragen. So heißt es in der Präambel 
der dort verabschiedeten "Agenda 21 ": 

"Die Menschheit steht an einem entscheidenden 
Punkt ihrer Geschichte: Wir erleben eine zunehmen­
de Ungleichheit zwischen Völkern und innerhalb 
von Völkern, eine immer größere Armut, immer 
mehr Hunger, Krankheit und Analphabetentum so­
wie eine fortschreitende Schädigung der Ökosyste­
me, von denen unser Wohlergehen abhängt. Durch 
die Vereinigung von Umwelt- und Entwicklungsin­
teressen und ihre stärkere Beachtung kann es uns 
jedoch gelingen, die Deckung der Grundbedüifnis­
se, die Verbesserung des Lebensstandards aller 
Menschen, einen größeren Schutz und eine bessere 
Bewirtschaftung der Ökosysteme und eine gesicher­
te, gedeihliche Zukunft zu gewährleisten. Das ver­
mag keine Nation allein zu erreichen, während es 
uns gemeinsam gelingen kann: In einer globalen 
Partnerschaft, die auf eine nachhaltige Entwicklung 
ausgerichtet ist. " 
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Aus der sogenannten Rio-Deklaration und aus der 
Agenda 21 heraus kann man den Gehalt eines sustaina­
ble development wie folgt charakterisieren: 

Erstens soll die weltweite Deckung der Grundbe­
dü1jnisse wie Ernährung, Gesundheit und Bildung 
erreicht werden; 

Zweitens sollen Verbesserungen des Lebensstan­
dards aller Menschen sowie Verringerungen der Un­
terschiede in den Lebensstandards in nationaler und 
internationaler Perspektive angestrebt werden. Diese 
Forderung nach einer Steigerung des Realeinkom­
mens pro Kopf, speziell in den weniger entwickelten 
Ländern, wird als Ausdruck der intragenerativen 
Gerechtigkeit gesehen. Hinzu tritt die Forderung, daß 
spätere Generationen nicht schlechter zu stellen sind 
als die heutige; diese Maxime der intergenerativen 
Gerechtigkeit ist die eigentliche Neuerung in wirt­
schafts- und umweltpolitischer Einsicht beim Leit­
bild eines sustainable development; 

Drittens wird die auf Dauer angelegt~ Sicherung 
der natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen -
und zwar als nicht zu verletzende Nebenbedingung 
der soeben erwähnten, eher wirtschaftlich ausgerich­
teten Zielsetzungen - gefordert. Hierzu gehört ins­
besondere die Forderung nach der "Bestandserhal­
tung" des ökologischen Realkapitals, das von seinen 
Funktionen, nicht aber als physische Bestandsgröße 
verstanden wird: Die Erhaltung seiner ökologischen 
Funktion soll direkt die Natur und indirekt die Wirt­
schaft vor dem Leistungszusammenbruch bewahren. 

Dem entsprechend beschreibt die Kommission der Eu­
ropäischen Union sustainable development in ihrem 
Progranun Für eine dauerhafte und umweltgerechte 
Entwicklung von 1992 wie folgt: 

"Der Begriff" dauerhaft " und "umweltgerecht" be­
schreibt eine Politik oder Strategie, die auf stetige 

wirtschaftliche und soziale Entwicklung ausgerich­
tet ist, ohne daß die Umwelt und die natürlichen 
Ressourcen, von denen jede menschliche Aktivität 
abhängt, geschädigt werden. " 

Abgesehen davon, daß es sich beim sustainable de­
velopment um eine weltweite Strategie handelt, geht die­
ses Leitbild in zweierlei Hinsicht deutlich über das bis­
herige Verständnis von Umweltschutz und Umweltpoli­
tik in Deutschland - und wohl in Industriestaaten allge­
mein - hinaus: Beide Aspekte sind mental in Deutsch­
land in weiten Kreisen weder erkannt noch gar verar­
beitet worden. 

Der erste Aspekt betrifft das Verhältnis von Umwelt­
schutz einerseits und wirtschaftlicher sowie sozialer 
Entwicklung andererseits: Das Leitbild des sustainable 
development löst die bisher verbreitete konzeptionelle 
Dichotomie "Umweltschutz oder Entwicklung" zugun­
sten der Devise "Entwicklung soweit mit Umweltschutz 
vereinbar" auf. 

Dies ist ein Paradigmenwechsel auf so breiter, allgemei­
ner Grundlage, daß wahrlich von einer neuen qualitati­
ven Dimension gesprochen werden muß. Dies gilt ins­
besondere, wenn man bedenkt, daß die natürlichen Le­
bensgrundlagen sich für zukünftige Generationen kei­
nesfalls verschlechtern sollen - Stichwort: intergenera­
tive Gerechtigkeit. Zwar kennen wir im deutschen Um­
weltrecht schon seit längerem grundsätzliche Forderun- , 
gen, die in diese Richtung gehen - beispielsweise der 
Vorsorgegrundsatz des Bundes-Immissionsschutzgeset -
zes, der nicht nur als das Gebot steht, mit den Umwelt­
schutzanforderungen angesichts verbleibenden Nicht­
Wissens auf der "sicheren" Seite zu liegen; vielmehr 
schließt Vorsorge auch die Erhaltung von Nutzungsfrei­
räumen für nach uns folgende Generationen ein. Sus­
tainable development räumt also dem Umweltschutz die 
prominente Stellung als Nebenbedingung der zukünfti­
gen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ein -
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was bedeutet, daß wirtschaftliche und soziale Entwick-
1ung sich nur so weit vollziehen sollte, wie dies mit der 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen auf Dauer 
vereinbar ist. Dieses Leitbild ist durchaus konform mit 
dem neuen Artikel 20 a Grundgesetz l ): 

"Der Staat schützt auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen Lebens­
grundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maß­
gabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende 
Gewalt und die Rechtsprechung. " 

Da überrascht es schon, wenn in einigen Publikationen 
aus Wirtschaftsverbänden zu lesen ist, daß mit dem sus­
tainable development nun endlich Umweltschutzbelan­
ge stärker mit sozialen und wirtschaftlichen Belangen 
abzuwägen seien - und zwar auf gleichberechtigter Ebe­
ne. Vermutlich hat Erhard Eppler mit seinem kritischen 
Kommentar nicht nur für den Entwicklungsbegriff recht, 
sondern auch für das Verständnis des sustainable de­
velopment: Dieses ist in Deutschland noch eine Art ver­
bal-konsensuales Sammelbecken von Wünschen und In­
terpretationen, ohne daß bislang verbreitet rezipiert wur­
de, was eigentlich von den Autoren und den Regierun­
gen, die die Rio-Deklaration sowie die Agenda 21 zeich­
neten, gemeint ist. 

Auf die Frage "Nachhaltiges Wirtschaften: Was ist in 
Deutschland zu tun?" lautet also die erste Antwort: Die 
Gesellschaften der Industriestaaten - also nicht nur 
Deutschland - müssen begreifen, daß ein sustainable 
development eine für die Natur tragfähige wirtschaftli­
che und soziale Entwicklung verlangt - und nicht etwa 
eine weltweite Wohlstands mehrung mit abnehmenden 

1) Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil I, Seite 3146. 
2) Vgl. Meadows et al, Die neuen Grenzen des Wachstums. Die 

Lage der Menschheit: Bedrohung und Zukunftschancen (Titel 
im Original: Beyond the limits, Vermont 1992), Stuttgart 
1992, Seite 75 

3) Vgl. Meadows et al, a.a.o. Seite 82 
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Wohlstands unterschieden, die so nebenbei die Natur als 
Lebensgrundlage der heutigen und vielleicht noch der 
nächsten zwei bis drei Generationen nicht über Gebühr 
beansprucht. 

Hoher quantitativer Anspruch 

Der zweite Aspekt, der sich aus dem sustainable de­
velopment ergibt, ist weniger qualitativer, sondern quan­
titativer Natur: Es geht um die Größe der Differenz zwi­
schen dem Anspruch, die natürlichen Lebensgrundlagen 
für zukünftige Generationen zu erhalten einerseits und 
dem Umfang ihrer tatsächlichen oder absehbaren Ge­
fährdung andererseits. Hierzu einige Beispiele: 

Zwar ist die geschätzte, für die Nahrungsmittelpro­
duktion geeignete Erdoberfläche noch keineswegs 
voll genutzt: Von vermutlich 2 bis 4 Mrd. Hektar 
hierfür nutzbarer Fläche dienen derzeit nur etwa 1,5 
Mrd. Hektar der Nahrungsmittelerzeugung. Aber die 
durch Bodenerosion, Versalzung und Besiedlung 
jährlich verloren gehenden Flächen sind heute schon 
größer als die neu kultivierten. 2) Wir nehmen von 
dieser Verknappung in der Natur wenig wahr (be­
stenfalls in Form von Berichten in den Massenmedi­
en aus fernen Ländern) und kümmern uns statt des­
sen mit hohem Stellenwert um die Verwendbarkeit 
von Rotationsbrachen, wie sie den Landwirten zur 
Bekämpfung der Nahrungsmittelüberschüsse von der 
EG-Agrarmarktpolitik verordnet wurde, für den An­
bau nachwachsender Rohstoffe. 

- Die Menge des genutzten Süßwassers könnte sich 
zwar noch drei- bis viermal verdoppeln, bis ein 
wachsender Verbrauch am begrenzten Angebot 
scheitern wird, aber diese Grenze dürfte beim der­
zeitigen Wachstum der Bevölkerung und des Produk­
tivkapitals binnen eines Jahrhunderts erreicht sein.3) 
Wir nehmen in Deutschland als vom Wasserkreislauf 
gesegnetem Land hiervon kaum etwas wahr (sieht 
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man einmal von einzelnen örtlichen Wasserversor­
gungsschwierigkeiten in langen, heißen Sommern 
ab), während das Problem gleich hinter der deut­
schen Grenze bei den südlichen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union schon bedeutsamer wird und 
nicht weit von uns - unter anderem im Nahen Osten 
_ Wasserknappheit ein kriegsauslösendes Moment 
sein kann. 

- Es ist eine Binsenweisheit, daß die fossilen Energie­
vorräte mengenmäßig begrenzt sind, obwohl sich mit 
steigenden Preisen die Verfügbarkeit neuer Quellen 
durchaus erhöhen läßt. Gegenwärtig beträgt der 
durchschnittliche Primärenergieverbrauch je Kopf 
der Weltbevölkerung rund 2 Tonnen Steinkohleein­
heiten (SKE) pro Jahr - freilich mit der Schwan­
kungsbreite zwischen 11 Tonnen SKE/Jahr für die 
USA und 0,3 Tonnen SKE/Jahr für Indien; 1992 lag 
der globale Primärenergieverbriluch bei rund 11 
Mrd. Tonnen SKE. 

Allein die auf der Konferenz "Umwelt und Enllwicklung" 
in Rio de Janeiro 1992 geforderten wirtschaftlichen Fort­
schritte in den weniger entwickelten Ländern würden zu 
einer Angleichung des Welt-Primärenergie-Pro-Kopf-Ver­
brauchs auf das westeuropäische Niveau von 4,7 Tonnen 
SKElJahr führen; dies bedeutete einen Primärenergiever­
brauch in der Welt von fast 40 Mrd. Tonnen SKElJahr. 
Hinzu kommt das im Weltbevölkerungsbericht 1994 pro­
gnostizierte Bevölkerungswachstum von derzeit knapp 
5,7 Mrd. Menschen auf je nach Szenario 8,5 bis 10 Mrd. 
im Jahr 2025. Nimmt man - wie der Weltenergierat - an, 
daß bis zum Jahr 20258,1 Mrd. Menschen auf der Erde 
leben werden und der durchschnittliche Primärenergiever­
brauch pro Kopf der Weltbevölkerung lediglich von 2 
Tonnen SKE/Jahr auf 2,4 bis 2,8 Tonnen SKE/Jahr 
wächst, so folgt daraus ein Primärenergieverbrauch von 
25,5 Mrd. Tonnen SKE in 30 Jahren. Dies bedeutete statt 
Stagnation und Rückführung der Kohlendioxid-Emissio­
nen mehr als ihre Verdoppelung. 

Wegen des damit verbundenen zusätzlichen Treibhaus­
Effektes dürfte sich die Bedeutung der Knappheit fossiler 
Energieträger relativ zum Treibhauseffekt verringern. Un­
beschadet dieser Perspektive diskutieren wir in Deutsch­
land intensiv über die Frage, wie wir unser nationales Kli­
maschutzziel (Minderung der Kohlendioxid-Emissionen 
bis 2005 um 25% gegenüber 1990) erreichen können, 
wobei das Ziel selbst in seiner Sinnhaftigkeit von man­
chen immer noch bestritten wird; fataler ist aber, daß vie­
le offensichtlich glauben, mit dem Jahre 2005 habe es 
dann endlich ein Ende mit der Verringerung der Emissio­
nen klimawirksamer Gase. Nein, der erste bis zum Jahre 
2005 zu vollziehende Schritt ist wirklich nur der Anfang 
- man denke nur daran, daß die Enquete-Kommission 
"Schutz der Erdatmosphäre" die Minderung der Treib­
hausgase (nicht nur des Kohlendioxids) in den Industrie­
staaten bis zur Mitte des nächsten Jahrhunderts um rund 
80% für erforderlich hält. 

Ähnlich stellt sich die Diskrepanz zwischen Dimension 
des Problems einerseits und Problemlösungswille ande­
rerseits bei sonstigen nicht regenerierbaren Ressourcen 
_ wie etwa Metallen - dar: Schätzungsweise nutzt die 
Menschheit jährlich 2 Mrd. Tonnen an Materialien, die 
nicht zu den Energierohstoffen zählen, wobei die Men­
schen in den Industriestaaten durchschnittlich 8 bis 10 
mal mehr Metalle pro Kopf nutzen als Menschen in den 
weniger entwickelten Ländern.4) Schon belasten diese 
Materialien als feste Rückstände Abluft und Abwasser 
aus der Produktion, aber auch als Abfälle in der Gestalt 
ausgedienter Produkte die Umwelt und überbeanspru­
chen zunehmend deren Regenerationsfähigkeit. Wir dis­
kutieren in Deutschland - im internationalen Vergleich 
durchaus fortschrittlich - seit geraumer Zeit über Rück­
nahme- und Verwertungspflichten der Hersteller für aus­
gediente dauerhafte Konsum- und Produktionsgüter und 
drohen uns dabei in der Frage zu verfangen, ob diese 
Rücknahme gegen ein Entgelt erfolgen solle oder nicht. 

4) Vgl. Meadows et al, a.a.o. Seite 114, 116) 
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Diese Beispiele belegen die heute zu diagnostizierende 
Lücke zwischen der Größe des Problems und der Ein­
sicht sowie der Bereitschaft zu Lösungen. Die Liste lie­
ße sich problemlos erweitern; so sind auch in Deutsch­
land trotz rückläufiger Emissionen die Säurebildnerein­
träge in die Ökosphäre noch deutlich zu hoch, und das 
Thema "bodennahes Ozon" wurde erst in diesem Jahr 
zum Hit, standen doch Verkehrseinschränkungen zur 
Debatte. Untergegangen ist im öffentlichen Bewußtsein 
weitgehend die bereits eingeleitete und fortzusetzende 
Strategie, die Ozonvorläufersubstanzen auf Dauer dra­
stisch zu senken, damit nicht nur der Mensch, sondern 
auch die gegenüber Ozon in Teilen wesentlich empfind­
lichere Pflanzenwelt auf Dauer geschützt ist. 

All dies macht deutlich, daß Umweltpolitik zukünftig 
nicht als eine Fachpolitik unter anderen, gewissermaßen 
im üblichen Geschäftsgang, behandelt werden kann. Und 
es gibt ja auch Sternstunden nicht nur nationaler, son­
dern auch internationaler Umweltpolitik - etwa als es 
seit Mitte der 80er Jahre darum ging, unsere stratosphä­
rische Ozonschicht nicht weiter ausdünnen zu lassen. 

Der konkreten Bedrohung der dünner werdenden Ozon­
schicht für die menschliche Gesundheit und für die Pro­
duktion von Biomasse folgten die internationalen Ver­
einbarungen in Montreal 1987, in London 1990 und in 
Kopenhagen 1992. Hatte das Montrealer Protokoll von 
1987 noch einen weiteren Anstieg der Chlorbelastung 
der Stratosphäre zugelassen, so gelang es 1990 in Lon­
don, durch einen beschleunigten Verzicht auf ozon­
schädliche Stoffe die Trendurnkehr für die Zeit nach der 
Jahrtausendwende einzuleiten, und das Protokoll von 
Kopenhagen läßt hoffen, daß bereits ab dem Jahr 2000 
die Chlorkonzentration in der Stratosphäre rückläufig 
sein wird, so daß wir etwa 2070 wieder das Niveau der 
70er Jahre unseres Jahrhunderts erreichen dürften. 

So erfreulich diese internationalen Vereinbarungen sind, 
so erforderlich waren sie auch. Sie sind allerdings nicht 

mehr als ein Indiz dafür, daß bei starker Bedrohungsla­
ge die Staatengemeinschaft auch zu durchgreifenden 
Schritten in der Lage ist. Es ist zu hoffen, daß dies auch 
für die Ausfüllung des "Berliner Mandats" der ersten 
Vertragsstaatenkonferenz zum Klimarahmenüberein­
kommen bis 1997 geschehen wird. 

Doch die Reaktionsfähigkeit auf sich konkret abzeich­
nende Übel ist eben kein sustainable development im 
Normalbetrieb. Wir werden uns daran gewöhnen müs­
sen, bei unserem Verhalten in Produktion und Konsum 
zu fragen, ob der damit verbundene Ressourcen- und 
Energieverbrauch langfristig durchhaltbar ist, und zwar 
nicht nur für unsere eigenen Nachkommen, sondern 
auch für spätere Generationen andernorts - ohne damit 
einer internationalen Einkommensnivellierung das Wort 
zureden. 

Aus dem Leitbild des sustainable development folgt ein 
dritter Aspekt, der unserem gewohnten Denken in Indu­
striegesellschaften nicht gerade eigen ist: Wir sind uns 
alle im klaren darüber, daß umweltsparender technischer 
Fortschritt eine notwendige Voraussetzung für eine dau­
erhaft umweltgerechte Entwicklung ist, weil durch die 
Minderung der spezifischen Umweltintensität unserer 
Sachgüter, Dienstleistungen und Verhaltensweisen in 
Produktion und Konsum ein wichtiger Beitrag zur spe­
zifischen Umweltentlastung und Rohstoffersparnis ge­
leistet werden kann und muß. 

Freilich ergibt sich die Belastung der Natur aus der 
Schadstofffracht, ihrer Ausbeutung als Träger von Res­
sourcen, aus der Ressourcenmenge - und zwar in abso­
luten und nicht in relativen Größen. Das heißt, daß die 
Zahl der produzierten und genutzten Erzeugnisse, die 
Zahl der erbrachten und genutzten Dienstleistungen so­
wie die Zahl der umweltbeeinträchtigenden Handlungen 
eigenständige Einflußgrößen für die Umweltbelastung 
sind. Es ist dann eine Frage der Arithmetik im konkre­
ten Fall, ob die durch technische Fortschritte verringer-
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te spezifische Umweltintensität durch die Nutzungshäu­
figkeit der Güter aufgehoben wird oder nicht, um die 
Belastung der Natur wenigstens konstant zu halten. An­
ders formuliert: Wenn wir die Naturbeanspruchung ver­
ringern wollen, werden wir wohl nicht auf ,den techni­
schen Fortschritt allein vertrauen können. 

Beispielsweise ist der durchschnittliche Kraftstoffver­
brauch der Pkw seit 1980 nahezu konstant geblieben 
(1980: 10,91/100 km, 1992: 10,31/100 km), weil durch­
aus sparsamere Motoren angesichts des Trends zu grö­
ßeren und leistungsstärkeren Autos letztlich nicht zu 
deutlichen Sparerfolgen führten. Wegen steigender 
Fahrleistungen im motorisierten Individualverkehr dürf­
ten die Kohlendioxidemissionen bis zum Jahre 2005 um 
rund 32% zunehmen (Basis: 1987), obwohl mit einem 
Rückgang des Kraftstoffverbrauchs von Neuwagen um 
15% im selben Zeitraum gerechnet wird. Der Verband 
der Automobilindustrie (VdA) hat im,.März dieses Jah­
res eine Selbstverpflichtung bekanntgegeben, die im 
Kern eine Verringerung des spezifischen Kraftstöffver­
brauchs der in Deutschland hergestellten und'verkauf­
ten Pkw um 25% von 1990 bis 2005 vorsieht. Das Um­
weltbundesamt schätzt, daß diese Selbstverpflichtung 
den Anstieg der Kohlendioxidemissionen der Pkw von 
1987 bis 2005 auf etwa 20% begrenzen dürfte - also 
12%-Punkte weniger als ohne eine wirksame Selbstver­
pflichtung. Aber der aus der verstärkten Nutzung der 
Pkw (längere Fahrstrecken) folgende Anstieg der Koh­
lendioxid-Emissionen kann mit den vorgeschlagenen 
technischen Maßnahmen letztlich bis zum Jahr 2005 
nicht umgekehrt werden. 

Dies ist für uns, die wir Technik vielfach als Verhaltens­
substitut verstehen, eine möglicherweise bittere Ein­
sicht. Bislang waren wir doch mit der "Entkoppelungs­
strategie" recht erfolgreich. Diese Strategie versucht ja 
gerade, durch weniger Ressourcenverbrauch und Emis­
sionen pro Erzeugnis die Umweltbelastungen zu begren­
zen und zu reduzieren. Damit waren in Deutschland 

durchaus wichtige Erfolge im Umweltschutz verbunden, 
beispielsweise die absolute Verringerung der Schwefel­
Emissionen als Folge der Entschwefelung der Rauchga­
se aus Kraftwerken oder die Abwasserbehandlung und 
Umstellungen von Produktionsverfahren, die zu gerin­
geren organischen Belastungen und deutlich niedrigeren 
Schwermetallbelastungen in den Gewässern führten. 

Aber: Um die natürlichen Lebensgrundlagen wirklich 
langfristig zu sichern, sind wesentlich stärkere Reduzie­
rungen der Schadstofffrachten erforderlich - wie dies 
exemplarisch die nach wie vor zu hohen Säurebildner­
einträge in die Wälder und die Nährstoffeinträge in 
Nord- sowie Ostsee und - ganz herausragend - der 
Treibhauseffekt zeigen. 

Daly5l geht in einer überschlägigen Betrachtung davon 
aus, daß bei einer Verdoppelung der Bevölkerung in den 
nächsten 40 Jahren und gleichbleibendem Sozialprodukt 
pro Kopf in den entwickelten Ländern sowie der Anglei­
chung des Lebensstandards in den weniger entwickelten 
Ländern an die der entwickelten Welt die eingesetzte 
Technologie um den Faktor 46 umweltsparender wer­
den müßte, um das jetzige Belastungsniveau auch nur 
zu halten; würde man nach Daly mit dem Brundtland­
Bericht in den nächsten 40 Jahren eine Verfünf- bis Ver­
zehnfachung des Weltsozialproduktes anstreben und 
könnte diese allein durch eine höhere Umwelteffizienz 
erreicht werden, so bliebe immer noch der Faktor 4,6, 
der durch die Verringerung der Bevölkerungszahl oder 
des Pro-Kopf-Ressourcen-Verbrauchs zu bewerkstelli­
gen bliebe. 

In einer Vorstudie für das Büro für Technikfolgen-Ab­
schätzung beim Deutschen Bundestag stellt das Kern­
forschungszentrum Karlsruhe fest: 6) 

5) Herman E. Daly, Ökologische Ökonomie: Konzepte, Fragen, 
Folgerungen, in: Politische Ökologie, 1994, Seite 158f. 

6) Reinhard Coenen, Jürgen Kopfmüller, Klaus Seibt, Die Bedeu­
tung der Umwelttechnik für die wirtschaftliche Entwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland. Karlsruhe 1994, S. 33 f. 
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"Es herrscht weitgehend Konsens darüber, daß ge­
genwärtig sowohl der Ressourcenverzehr bei den 
Rohstoffen als auch die Nutzung der Umwelt als 
Aufnahmemedium für Reststoffe deutlich über dem 
für eine zukunftsfähige Entwicklung zuträglichen 
Maße liegen. Die Reduzierung der Nutzung von 
Rohstoff- und Umweltressourcen auf dieses Maß al­
lein durch technischen Fortschritt realisieren zu 
wollen, würde in vielen Bereichen eine technische 
Effizienzrevolution erfordern. 

Die Dimension der künftigen globalen Herausfor­
derung läßt sich an einem relativ einfachen Beispiel 
verdeutlichen: Bei einem für die nächsten 50 Jahre 
angenommenen Wachstum des Brutto-Sozialpro­
dukts (BSP) von 1% pro Jahr in den Industrielän­
dern und 4% in den Entwicklungsländern (also 
Werten, die eher am unteren Rand des bisher dies­
bezüglich Prognostizierten liegen) würde alleine 
schon die Zielsetzung einer Stabilisierung der heu­
tigen Fließgrößen (Emissionen, Anm. d. Verf.) bei 
den Umweltbelastungen im rechnerischen globalen 
Durchschnitt eine Effizienzsteigerung um rund das 
Dreifache erforderlich machen. Dies entspräche im 
Weltdurchschnitt einer durch technischen Fort­
schritt zu induzierenden Senkung der Umweltbela­
stung pro BSP-Einheit um mehr als 2% pro Jahr, 
ein Wert, den bis heute über einen längeren Zeit­
raum allein Japan realisieren konnte. Geht man da­
von aus, daß in vielen ökologischen Problemberei­
chen aber zumindest eine Halbierung der Fließgrö­
ßen notwendig ist, wird eine Ejfizienzsteigerung um 
rund das Sechsfache bzw. eine jährliche Rate von 
mehr als 3,5% erforderlich. " 

Die Beanspruchung der Natur wird sich also nicht ge­
nerell mehr allein mit der Maxime "pro Produkt weni­
ger Ressourcenverbrauch und weniger Emissionen" hin­
reichend begrenzen lassen; abgesehen von nicht progno­
stizierbaren Technologiesprüngen werden zunehmend 

Verhaltensänderungen in Gestalt von Verzichten Bedeu­
tung gewinnen. Dies soll uns nicht daran hindern, ent­
schieden auf langlebige, einfach reparierbare, technisch 
gut anpaßbare und im Gebrauch emissionsarme Produk­
te zu setzen. 

Der Umstand, daß wir nicht mehr auf technische Fort­
schritte allein werden setzen können, ergibt sich nicht 
nur aus den hohen arithmetischen Anforderungen an 
umwelt-und ressourcensparende Innovationen, sondern 
auch aus deren zeitlicher Wirksamkeit. Denn gerade bei 
dauerhaften Konsum- und Investitionsgütern, die in ih­
rer Nutzungsphase zu erheblichen Umweltbelastungen 
führen können, kommt es auf die zeitliche Tolerierbar­
keit der von ihnen (mit) erzeugten Umweltbelastung an, 
um auf Innovationen allein setzen zu können; langlebi­
ge Produkte lassen sich nur bei außerordentlichen Ge­
fahrenlagen außer Verkehr ziehen, während normaler­
weise technischer Fortschritt langsam - entsprechend 
der normalen Erneuerungsrate des produzierten Kapitals 
oder der Konsumgüter - diffundiert. Die technische Er­
findung von heute ist noch lange keine Markteinfüh­
rung, und die Markteinführung ist noch keine allgemei­
ne Durchdringung des Bestandes. Die Diskussion über 
katalysatorlose Fahrzeuge im Zusammenhang mit Fahr­
beschränkungen zur Minderung sommerlicher Ozon­
Spitzenwerte ist hierfür ein instruktives Beispiel. Um 
auf Technik allein setzen zu können, müßte man also 
nicht nur ein hohes Vertrauen auf Innovationen in the 
long run haben, sondern auch eine recht hohe Sicher­
heit darüber, daß bei wenigen Jahrzehnten Anpassungs­
zeitraum, die uns die Umwelt läßt, Innovationen schnell 
verfügbar zu machen sind und schnell diffundieren. 

Hierauf zu vertrauen ist recht riskant. Wir werden - von 
nicht prognostizierbaren Technologiesprüngen einmal 
abgesehen - die Überbeanspruchung der Natur deshalb 
aller Voraussicht nach nicht allein mit der Maxime "pro 
Produkt weniger Ressourcenverbrauch und weniger 
Emissionen" vermeiden können, sondern über Verhal-
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tensänderungen an immer mehr Stellen auch einmal Ver­
zicht üben müssen. Verzichte wiederum würden Engpäs­
se signalisieren, die Innovationen und Inventionen in die 
richtige Richtung begünstigen; zu derartigen Signalen 
gehören beispielsweise die mit dem Ozongesetz für Ka­
talysatorfahrzeuge eingeräumten Benutzervorteile. 

Was ist in Deutschland zu tun? 

Vor dem Hintergrund dieser "Befindlichkeitseinschät­
zung" ist im folgenden der Frage nachzugehen, was wir 
in Deutschland zum nachhaltigen Wirtschaften beitra­
gen können und müssen. 

Eine Politik des sustainable development hat die Auf­
gabe, eine geordnete Anpassung an enger werdende na­
türliche Spielräume herbeizuführen. Die Alternative 
wäre, die Natur als Rohstoffspender und Schadstoffsen­
ke in weiter steigendem Umfang in .. Anspruch zu neh­
men mit der Konsequenz, daß von daher in Zukunft ver­
stärkt und möglicherweise schockartig Engpässe- für Le­
bensqualität und Wirtschaftsentwicklung aufträten. Eine 
solche Umweltpolitik, die nicht nur die heute bestehen­
den natürlichen Engpässe als Handlungsimpuls versteht, 
sondern auch längerfristig voraussichtlich eintretende 
Restriktionen antizipiert, hat ein außerordentlich hohes 
Anspruchsniveau; denn bekanntlich ist die Fähigkeit des 
Menschen zur Prognose, insbesondere zu sich später als 
weitgehend richtig herausstellenden Voraussagen, nicht 
sonderlich gut ausgesprägt. Und dennoch: Der Versuch 
einer antizipatorischen Politik ist zwingend, weil es im­
mer noch besser ist, mit einiger Wahrscheinlichkeit 
halbwegs richtig zu liegen und sich hierauf rechtzeitig 
einstellen zu können, als präzise falsch, um plötzlich 
von Entwicklungen überrascht zu werden, auf die man 
sich nicht mehr hinreichend einstellen kann.' 

Nachhaltiges Wirtschaften wirft gerade wegen des in­
korporierten hohen inhaltlichen Anspruchs drei wichti­
ge Fragenkomplexe auf: 

Der erste betrifft die Frage, woran man sich denn 
konkret anpassen sollte - was also die Richtung des 
Anpassungsprozesses anbelangt. Dabei sollte man 
nicht auf irgendwelche Endpunkte der Entwicklung 
abstellen - nicht nur, weil diese in zeitlich weiter Fer­
ne liegen und damit wohl kaum hinreichend substan­
tiiert werden können, sondern vor allen Dingen, weil 
Endpunkte irgendwelcher Entwicklungen nicht zu 
erkennen sind. 

- Die zweite Frage lautet: "Was sind eher günstige und 
was sind eher weniger günstige Vorausetzungen für 
erfolgreiche Anpassungen?" 

Die dritte Frage lautet: "Wie soll dieser Anpassungs­
prozeß instrumentell ausgestaltet werden?" 

Die erste Frage zielt auf die Belastungsgrenzen der Na­
tur - und zwar sowohl aus heutiger Sicht, als auch in 
der Perspektive zukünftiger Generationen. Ein Hilfsmit­
tel - aber letztlich nicht Maßstab - sind naturwissen­
schaftliche Betrachtungen, und zwar sowohl für die Ge­
genwarts- als auch für die Zukunftskomponente. 

Zunächst ist der Bestand an regenerierbaren Ressour­
cen stoffspezifisch zu ermitteln, und zwar einschließlich 
des Bestandes an erneuerbaren Energien, wie Wasser­
kraft, nutzbare Windenergie, für den Anbau nachwach­
sender Rohstoffe geeignete Böden und Pflanzen. Sodann 
sind die stoffspezifischen Erneuerungsraten regenerier­
barer Ressourcen sowie die wesentlichen Einflußfakto­
ren auf die Regenerationsrate festzustellen. Dabei hängt 
die Regenerationsrate - u.U. auch der Bestand - sich 
erneuernder Ressourcen wesentlich mit von den Um­
weltbelastungen im Sinne der Beanspruchung der Um­
welt als Schadstoffsenke ab. Beispiele sind die Vegeta­
tionsschäden als Folge von Immissionen von Säurebild­
nern oder anthropogene Stoffeinträge in Böden mit 
Schadstoffeinträgen in Nahrungsmittel oder Gewässer­
verunreinigungen, die sich negativ auf die Verfügbarkeit 
von Trinkwasser auswirken. 
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Um sich den Belastungsgrenzen der Natur naturwissen­
schaftlich zu nähern und damit einschätzen zu können , 
wo im Einzelfall ihre Regenerationsfähigkeit beeinträch-
tigt wird, ist eine Sensitivitäts analyse der Vitalität rege­
nerierbarer Ressourcen (wie Waldökosysteme, landwirt­
schaftlich genutzte Flächen, Brachen, Oberflächenge­
wässer, Grundwässer) gegenüber qualitativ und quanti­
tativ unterschiedlichen Stoffeinträgen notwendig. Mit 
der empirischen Ermittlung kritischer Eintragsraten _ 
criticalloads -lassen sich dann umweltpolitische Ziele 
substantiieren: Die kritische Eintragsrate beschreibt je­
nen Stoffeintrag (z.B. von als Säurebildner wirkenden 
Schwefel- und Stickstoffverbindungen), der noch keine 
signifikanten Schädigungen des Rezeptors (z.B. Boden­
versauerung) zur Folge hat. 

Das Problem besteht darin, daß häufig zu wenig empi­
risch bewährtes Wissen über ökosystemare Zusammen­
hänge und ( quantitative) Dosis-Wirkungsbeziehungen 
vorliegt, um auf Basis derartiger Schätzungen einen hin­
reichenden und auf Dauer wirksamen Umweltschutz 
betreiben zu können. 

Bei nicht regenerierbaren Ressourcen gibt es eine andere 
Problemlage, da nicht regenerierbare Ressourcen eben 
keine Neubildungsrate haben, deren Niveau negativ oder 
positiv durch die Funktion der Ressourcen als Senke 
beeinflußt werden könnte. Aus naturwissenschaftlicher 
und technischer Sicht stellt sich hier nicht die Frage, wie 
der Bestand stabilisiert und seine Regenerationsfähig­
keit erhalten werden kann, sondern welche anderen nicht 
regenerierbaren oder - in langfristiger Perspektive not­
wendigerweise - regenerierbaren Ressourcen einzeln 
oder in Kombination die Funktionen der sich erschöp­
fenden Ressourcen übernehmen könnten. 

Die Suche nach geeigneten Substituten unter regenerier­
baren Ressourcen führt zu der Frage zurück, welche 
Belastungen wir diesen Ressourcen zumuten dürfen, 
ohne ihren Bestand und ihre Neubildungsrate zu beein-
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trächtigen: Umweltschutz als Senkenschutz heute ist die 
Vorsorge dafür, daß wir morgen sich dem Ende zunei­
gende, nicht regenerierbare Ressourcen durch regene­
rierbare ersetzen können. 

Umweltqualitätsziele 

Aus dem Umstand, daß die Wirkungsforschung heute 
noch nicht jenes umfangreiche Wissen zur Verfügung 
stellen kann, das ein nahezu sicheres Erkennen der "na­
türlichen Flaschenhälse" ermöglicht, ergeben sich zwei 
Probleme: 

- Erstens stellt sich die Frage, wie umfangreich und 
wie tiefgehend das Kausalwissen sein muß, um um­
weltpolitisch auf ausreichend belastbarer Basis han­
deln zu können. Man behilft sich vielfach mit soge­
nannten Sicherheitsfaktoren oder Unsicherheitsfakto­
ren, was im criticalloads-Konzept zu target loads 
führt, bei deren Einhaltung nach jetzigem Kenntnis­
stand mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich­
keit nicht mit einer Beeinträchtigung des Rezeptors 
zu rechnen ist. Dennoch - Sicherheit bieten derarti­
ge Überlegungen natürlich nicht, was im politischen 
Prozeß immer wieder dazu führt, daß eine "ausrei­
chende Sicherheit" für das Ergreifen von Maßnah­
men bestritten wird - insbesondere von denjenigen, 
die sich als Emittenten dem Verursacherprinzip un­
terwerfen sollen. Manchmal drängt sich der Ein­
druck auf, daß unsere Gesellschaft - wollte man die 
strengen Maßstäbe, die man für die Begründung um­
weltpolitischer Maßnahmen anlegt, auch auf andere 
politische Handlungsfelder anwenden - nahezu poli­
tikunfähig würde. 

Der zweite Aspekt ist subtilerer Natur. Er betrifft die 
- nicht mehr naturwissenschaftliche - Frage, wer das 
Risiko des Nichtwissens zu tragen hat. Ob man die 
in den achtziger Jahren intensiv geführte Diskussion 
über die Schädigung der stratosphärischen Ozon-
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schicht, Umfang und Sicherheit des Treibhauseffek­
tes oder die Waldschadensdiskussion als Beispiel 
heranzieht, immer wird versucht, die "Beweislast" 
für die Ursächlichkeit dieser Phänomene anderen zu­
zuordnen. Sicher ist es richtig, daß Umweltschutz 
zunächst einmal Gefahrenabwehr ist. Danach ist um­
weltpolitisch zu handeln, wenn vom Menschen aus­
gehende Umweltbelastungen erkennbar geeignet 
sind, Schäden für Menschen und Umwelt herbeizu­
führen. Bei der Gefahrenabwehr geht es also darum, 
absehbare Umweltschäden zu vermeiden. Es wäre 
aber ein Rückschritt gegenüber dem schon heute gel­
tenden Umweltrecht, Umweltschutz auf diese Aufga­
be reduzieren zu wollen und würde darüber hinaus 
als Handlungsmaxime nachhaltiges Wirtschaften un­
möglich machen. Umweltpolitik sollte deshalb am 
Ziel der Risikovorsorge nicht nur festhalten, sondern 
dieses auch stärker zugunsten des Umweltschutzes 
interpretieren und in der zeitlic~n Erstreckung auf 
zukünftige Generationen ausdehnen. Danach ist um­
weltpolitisch bereits dann zu handeln, wenn noch 
keine Gefahr, sondern erst ein begründeter Gefahren­
verdacht besteht. Dieser Kern des Vorsorgeprinzips 
bietet die Chance, die Rohstoff- und Energiedurch­
sätze in Industriestaaten in ihrem Wachstum zu ver­
mindern und schließlich zu senken. Hierin liegt die 
übergreifende Aufgabe nachhaltigen Wirtschaftens. 

Der entscheidende Schritt, den Deutschland in den näch­
sten Jahren zugunsten eines nachhaltigen Wirtschaftens 
tun muß, besteht darin, entsprechend der Risikovorsor­
ge Umweltqualitätsziele im Sinne von Werturteilen über 
angestrebte Umweltzustände auf besonders wichtigen 
Feldern zu definieren und zur Leitschnur nicht nur um­
welt-, sondern auch anderen fachpolitischen Handeins 
(etwa auf den Feldern der Wirtschafts-, Raumordnungs-, 
Verkehrs- und Agrarpolitik) zu machen. Um keine Miß­
verständnisse aufkommen zu lassen: Mit etwa zehn bis 
fünfzehn Umweltqualitätszielen sollen Schwerpunkte 
umweltpolitischen Handeins zugunsten eines nachhalti-

gen Wirtschaftens der nächsten zehn bis zwanzig Jahre 
im gesellschaftlichen Konsens festgelegt werden, was 
natürlich nicht bedeutet, daß Umweltpolitik sich auf die­
se Handlungsfelder beschränkt oder ein die gewünschte 
Umweltqualität vollständig beschreibender Satz von 
Qualitätszielen möglich wäre oder die Konsensforde­
rung als - zeitraubendes - Einstimmigkeitserfordernis 
unter allen gesellschaftlichen Kräften zu verstehen sei. 
Dies klarzustellen ist wichtig, weil sich aus manchen 
Äußerungen im politischen Raum der Eindruck auf­
drängt, man wolle mit dem Schlagwort "Umweltquali­
tätsziele" eine absolute Selbstbindung und Langsamkeit 
der Umweltpolitik erreichen, indem Umweltqualitätszie­
le abschließend-konsensual alle Handlungsfelder be­
schreiben. Diese Form der umweltpolitischen Askese 
wäre kein Fort-, sondern ein Rückschritt gegenüber dem 
Status quo. Dies gilt auch für so manchen Versuch, Um­
weltqualitätsziele so festzulegen, wie es eine relativ si­
cher einschätzbare Gefahrenschwelle nahelegt. Denn ein 
Umweltqualitätsziel durch das Erreichen der Gefahren­
schwelle zu definieren ist im Grunde ein Widerspruch 
in sich; schließlich kann man sich nicht als über mehre­
re Jahre anzustrebendes Ziel etwas setzen, das soforti­
ges Handeln zur Gefahrenabwehr erforderlich macht. 

Umweltqualitätszie1e sollten sehr ergebnis orientiert for­
muliert sein, d.h. die Umwelt als Aufnahmemedium für 
Schadstoffe und andere Einwirkungen, wie Schalldruck 
und Strahlung, mit einem bestimmten gewünschten 
Qualitätsniveau beschreiben. Im Vergleich zur Festle­
gung von Qualitätsniveaus für die Umwelt als Schad­
stojJsenke erscheint die Festlegung von Umweltquali­
tätszielen für die Natur als RohstojJspender derzeit we­
niger dringend, weil sich die Engpässe auf dem ersten 
Feld wesentlich deutlicher zeigen und im übrigen Rück­
wirkungen des Senkenschutzes auf den Rohstoff- und 
Energieverbrauch ohnehin zu erwarten sind. Hier ist 
nicht der Ort, einen Auswahlkatalog für mögliche Um­
weltqualitätsziele vorzulegen. Allerdings dürfte unstrei­
tig sein, daß neben der Begrenzung des Treibhauseffek-
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tes und dem Schutz der stratosphärischen Ozonschicht 
als globale Qualitätsziele insbesondere der Schutz der 
Böden vor akkumulierenden stofflichen Belastungen, 
der Schutz des für die Trinkwasserversorgung notwen­
digen Rohwassers, die Minderung verkehrslärmbeding­
ter Krankheitsrisiken sowie der Schutz der Binnenge­
wässer und Meere als Bestandteil der Natur wichtige 
Fälle für die Definition von Qualitätszielen darstellen. 

Qualitätsziele ergeben sich nicht aus der Sache heraus, 
schon gar nicht allein aus naturwissenschaftlichen Er­
kenntnissen; sie stellen eine eigenständige, konsensbe­
dürftige - weil wertungsbehaftete - Kategorie dar. Na­
turwissenschaftliche Aussagen zum Umweltschutz be­
schränken sich darauf, wie menschliche Einwirkungen 
auf Boden, Wasser und Luft auf die Biosphäre - ein­
schließlich des Menschen - gewirkt haben und voraus­
sichtlich wirken werden. Ob die sich so ergebenden Ver­
änderungen in der Natur neutral, positiv oder negativ zu 
bewerten sind, ist keine naturwissenschaftliche Frage, 
sondern unterliegt menschlichen Werturteilen. So kann 
beispielsweise die Frage, ob die treibhauseffektbeding­
ten Verlagerungen der Vegetationszonen positiv oder 
negativ zu berurteilen sind, ebenso wenig naturwissen­
schaftlich entschieden werden, wie die Frage, wie die 
auf geschädigten Wäldstandorten aufkeimenden Birken­
wälder im Vergleich zu den abgestorbenen Tannen- und 
Fichtenbeständen einzustufen sind. Um Maßstäbe für 
eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung zu erhalten, 
bedarf es also gesellschaftlich anerkannter Bewertungen 
der verschiedenen Zustände unserer natürlichen Umwelt. 

Im nationalen Rahmen vollzieht sich diese Bewertung 
zum einen im Rahmen der Verfassungsordnung durch 
Bundestag und Bundesrat unter Beteiligung der gesell­
schaftlich relevanten Gruppen - international im Rah­
men von Staatengemeinschaften, wie der Vereinten Na­
tionen oder der Europäischen Union - aber auch im 
Rahmen gesonderter bilateraler oder multilateraler Um­
weltschutzvereinbarungen. Bewertungen alternativer 
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Umweltzustände geschehen aber keineswegs allein im 
einzelstaatlichen und überstaatlichen Bereich, sondern 
auch auf Märkten: So entscheiden Unternehmen über 
ihre Betriebsstandorte auch angesichts des natürlichen 
Umfeldes - Verbraucher wählen nicht nur im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten den Wohnsitz nach vergleichbaren 
Gesichtspunkten, sondern entscheide~ sich gerade bei 
ihrer Freizeitverwendung zumindest implizit für von ih­
nen vorgezogene natürliche Umweltbedingungen. 

Manche Ökonomen übersehen leichtfertig die gesell­
schaftlich bewertende Dimension von Umweltqualitäts­
zielen, wenn sie davon sprechen, daß die externen Ko­
sten unseres Wirtschaftens in Gestalt von Umweltbeein­
trächtigungen in den Wirtschaftlichkeitskalkül der 
Marktteilnehmer einbezogen werden müßten (sog. Inter­
nalisierungsstrategie ). 

Da externe Effekte keine einfach vorfindbaren Größen 
sind, hiervon aber der reale Stellenwert der Umwelt­
schutzziele und bei wirksamer Instrumentierung die 
über Märkte zu vermittelnden Informationen zu ihrer 
Realisierung abhängen, muß ein gesellschaftlicher Kon­
sens darüber gefunden werden, wem das verbindliche 
"Definitionsrecht" zukommt, welche Fremdwirkungen 
von auf die Natur wirkenden Handlungen als externe 
Kosten zu betrachten und wie hoch diese einzustufen 
sind. 

Wir verfügen heute im nationalen Rahmen über zumin­
dest drei Quellen zur Definition externer Effekte: 

- erstens die Rechtsprechung, die im Privat-, aber 
auch im öffentlichen Recht über die Abgrenzung von 
Eigentums- und sonstigen Nutzungsrechten auf der 
Basis bestehenden Rechts Entschädigungspflichten 
ausspricht; 

- zweitens die Gesetzgebung, insbesondere auf den 
Feldern Umwelt- und Arbeitsschutzrecht, aber auch 
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im Planungsrecht und Betriebsverfassungsrecht, wo­
mit nicht nur substantielle Schutznormen, sondern 
auch Beteiligungsrechte geschaffen werden. Letztere 
sind gleichbedeutend mit der Abgrenzung eines "Be­
troffenenkreises" - eine wichtige Vorentscheidung 
für die Definition externer Effekte, denn diese kön­
nen nur auftreten, wenn ein von einer Entscheidung 
Betroffener nicht beteiligt war. 

drittens durch den wissenschaftlichen Blick auf die 
Märkte, entweder, indem man Ausweich- oder Ver­
meidungskosten erfaßt, die die Leute in Kauf neh­
men (müssen), sofern sie nicht mit Umweltbelastun­
gen konfrontiert werden oder diese vermeiden wol­
len; oder, indem man fragt, was sie für eine weniger 
belastete Umwelt auf diesem oder jenem Gebiet zu 
zahlen bereit wären. 

In einer groß angelegten Untersuchungsserie kommt das 
Umweltbundesamt zu dem Ergebnis, daß die Umwelt­
schäden Mitte der 80er Jahre in den alten Bu~deslän­
dem bereits eine dreistellige Milliardenhöhe pro Jahr , . 
erreichten. 

Hier - bei der Definition externer Effekte für die jetzt 
lebenden Generationen - besteht das Problem "ledig­
lich" darin, wie die verschiedenen "Definitionsquellen" 
für externe Effekte untereinander gewichtet und zuge­

ordnet werden. 

Gemeinsam ist den gesellschaftlichen Bewertungen, wie 
sie aus der Rechtsprechung, der Gesetzgebung und aus 
der indirekten Beobachtung von Märkten gewonnen 
werden können, daß damit ein Bild über die aktuelle 
Bewertung verschiedener Umweltzustände durch die 
heute Lebenden gegeben wird, wobei offen ist, wie weit 
diese Bewertungen in die Zukunft reichen. Gerade'dies 
ist aber der kritische Punkt für eine dauerhaft umwelt­
gerechte Entwicklung, die ja auch die Lebenschancen 
zukünftiger Generationen mit einbeziehen soll. Dies 
muß nicht heißen, daß die Interessen zukünftiger Gene-

rationen von vornherein unzureichend berücksichtigt 
werden, spielen sich doch Veränderungen grundsätzli­
cher Werthaltungen evolutorisch in einem längeren Pro­
zeß ab; damit dürften gegenwärtige Bewertungen grund­
sätzlich nicht allzu weit von denen der unmittelbar nach­
folgenden Generation liegen. Dennoch stellt sich die 
Frage, wie institutionell die längerfristige Sichtweise 
verstärkt werden könnte. 

Neue Institutionen erforderlich 

Bekanntlich hat auch der Club of Rome auf seiner Jah­
restagung Anfang Dezember 1993 darauf hingewiesen, 
daß es in den zeitgenössischen Demokratien keinen 
Sachwalter der langfristigen Lebensinteressen gäbe. 

In institutioneller Perspektive ist die Frage zu beantwor­
ten, mit Hilfe welcher geeigneten gesellschaftlichen Ent­
scheidungsverfahren die Interessen zukünftiger Genera­
tionen stärker als bisher in heutigen Entscheidungen be­
rücksichtigt werden können. Prinzipiell stehen hierfür 
die "polit-ökonomischen Entscheidungssysteme" Markt, 
Bürokratie und Demokratie zur Verfügung. 

Es würde hier zu weit führen, alle drei Grundtypen dieser 
Amalgamationsverfahren für individuelle Präferenzen 
ausführlich zu diskutieren. Hinsichtlich der repräsentati­
ven Demokratie sei auf einen Vorschlag von von Lersner 
hingewiesen, neben Bundestag und Bundesrat eine Art 
Generationenkammereinzurichten.7) Ihre Mitglieder soll­
ten für längere Zeit gewählt werden, damit sie nicht - wie 
die Abgeordneten in den Parlamenten - dem kurzfristi­
gen Rechtfertigungsdruck ausgesetzt sind. Die Generatio­
nerikammer müßte an weitreichenden Entscheidungen be­
teiligt sein und ein Vetorecht erhalten, um die Chancen 
unserer Nachfahren und die Natur zu erhalten. 

Die der Generationerikammer eigene Grundidee findet 
sich im Kern auch in dem älteren Vorschlag von von 

7) Vgl. von Lersner, H., Interview in der Zeitschrift "Natur" Nr. 

1, 1994. 
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Hayek zu einer zweiten Kammer neben dem Parlament, 
die sich nicht wie jenes mit den Einzelentscheidungen 
der laufenden Regierungsarbeit befaßt, sondern mit 
langfristig geltenden allgemeinen Regeln des Zusam­
menlebens.8) Die Mitglieder dieser Körperschaft sollen 
ab einem Mindestalter von 40 Jahren für im Durch­
schnitt 15 Jahre gewählt und nicht wiederwählbar sein; 
jedes Jahr sollte 1/15 der Versammlung neu gewählt 
werden. Diese Konstruktion hätte im Vergleich zum heu­
tigen Parlament den Vorteil, daß durchaus schon lebens­
erfahrene Bürger gefordert wären, die sich aber - ange­
sichts der fehlenden Wiederwahlmöglichkeit wesentlich 
robuster gegenüber aktuellen Interessen verhalten kön­
nen als dies Parlamentariern vielfach möglich ist. 

Zwar sind von Lersners und von Hayeks auslösende 
Beweggründe für .eine dritte bzw. zweite Kammer im 
parlamentarischen Institutionsgefüge zunächst unter­
schiedlicher Natur: 

Während sich von Lersner von der dritten Kammer eine 
stärkere Repräsentanz der Interessen zukünftiger Gene­
rationen in politischen Entscheidungsprozessen ver­
spricht, sieht von Hayek in der zweiten Kammer eine 
Möglichkeit, dem willkürlichen staatlichen Zwang zu 
begegnen und damit dem rechtsstaatlichen Ideal einer 
"Herrschaft unter dem Gesetz" näher zu kommen. Den­
noch: Beiden Vorschlägen ist das Anliegen gemeinsam, 
den zeitlichen Horizont politischer Entscheidungen zu 
erweitern. Hierin liegt eine diskussionswürdige Chance 
für eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung. 

Voraussetzungen für nachhaltiges Wirtschaften 

Nachhaltiges Wirtschaften dürfte auf Dauer nur mög­
lich sein, falls die Umweltbeanspruchenden aktiv mit­
wirken; denn bei großen, offenen Gesellschaften handelt 

8) von Hayek, F.A.: Die Anschauungen der Mehrheit und die 
zeitgenössische Demokratie, in: ders., Freiburger Studien, Tü­
bingen 1969, S. 73. 

es sich um polyzentrische Ordnungen, in denen die Men­
schen abstrakten Verhaltensregeln folgen und in denen 
niemand über das notwendige Wissen verfügt, um das 
Gesamtsystem zu ganz bestimmten Resultaten zu bewe­
gen. Damit sind die sich aus vielen Handlungen speisen­
den Zustände des Gesamtsystems weder im einzelnen 
vorhersagbar noch durch Maßnahmen herbeiführbar. 

Hieraus ergeben sich Konseque~zen: Eine Strategie, die 
versucht, mit Hilfe einer hoheitlichen ,,Ressourcenbewirt­
schaftung" im Detail die als notwendig erkannten Anpas­
sungen zu erreichen, ist zum Scheitern verurteilt, weil es 
Bürokratien - und auch Parlamenten - wegen ihres feh­
lenden Rechenmediums zur Beurteilung der relativen Be­
deutung verschiedener Handlungen nicht gelingen kann, 
die alles entscheidende Feinsteuerung der Ressourcenbe­
anspruchung zu erreichen. Diese Feststellung kollidiert 
durchaus mit der verbreiteten intellektuellen Stimmungs­
lage, die so etwas wie das staatlich dirigierte Jonglieren 
mit Energie- und Materialströmen für erforderlich - und 
für ausreichend - hält, um nachhaltig zu wirtschaften. In 
der Tat passen auch heute noch Planwirtschaft und Um­
weltverschmutzung für viele Zeitgenossen nicht zusam­
men. Es besteht immer noch die Vorstellung, daß die zen­
tralverwaltungswirtschaftliche Ordnung des Sozialismus 
wesentlich besser als marktwirtschaftliche Systeme geeig­
net sei, Umweltprobleme erst gar nicht entstehen zu las­
sen. Diese Grundüberzeugung konnte auch durch gele­
gentliche Berichte über Umweltschäden in sozialistischen 
Ländern keineswegs getrübt werden. Vielmehr wird auch 
heute vielfach noch geglaubt, daß dies lediglich Effizienz­
defizite des real existierenden Sozialismus waren. Diese 
heile Welt - die vom Ansatz her moralisch überlegenen 
sozialistischen Systeme auf der einen Seite sowie mora­
lisch despektierliche und auf Verschwendung ausgelegte 
kapitalistische Systeme auf der anderen Seite - blieb so 
in vielen Köpfen erhalten. 

Außerdem konnte man die Herausforderung des Um­
weltschutzes immer wieder mit der Forderung nach ei-

125 



NACHHALTIGES WIRTSCHAFTEN: 

WAS IST IN DEUTSCHLAND ZU TUN? 

ner Systemtransformation des Kapitalismus verbinden 
- führte dieser doch mit seiner Triebfeder "Profitinter­
esse" jene Umweltprobleme erst herbei, die sozialisti­
sche Systeme von vornherein verhindern würden. Ange­
sichts der Umweltschäden in den neuen Bundesländern 
sowie in den übrigen ehemals sozialistischen Staaten 
muß dieses Weltbild über Bord geworfen werden. Diese 
Sichtweise hat den Blick für die wirklichen Zusammen­
hänge verstellt und über lange Zeit dazu geführt, daß 
man die Wahrheit nicht erkennen sollte oder konnte. 
Auch hier gilt also der Satz von Friedrich Nietzsche: 
"Überzeugungen sind gefährlichere Feinde der Wahr­
heit als Lügen. " 

Daß man es hätte besser wissen können, zeigen nicht nur 
die mit dem deutschen Vereinigungsprozeß und der Öff­
nung Osteuropas entdeckten Umweltschäden, sondern 
auch die bereits frühzeitig diagnostizierten strategisch­
konzeptionellen Defizite der sozialistischen Zentralver­
waltungswirtschaft. 

, . 
Ludwig von Mises hat bereits in den zwanziger Jahren 
die Unmöglichkeit der sozialistischen Wirtschaftsrech­
nung fundiert dargelegt - eIn für die Leistungsfähigkeit 
sozialistischer Wirtschaftsordnungen fundamentaler 
Punkt: Wenn es nämlich nicht gelingt, die relative 
Knappheit aller Güter zu bewerten, dann gelingt es auch 
nicht, die Produktion in die dringendsten Verwendungen 
zu lenken. Spätestens seit der Kontroverse zwischen 
Friedrich August von Hayek und Oskar Lange über die 
Funktionsfähigkeit konkurrenzsozialistischer Systeme in 
den Jahren 1935 bis 1940 waren die Konsequenzen ei­
nes fehlenden Koordinationsinstruments in der Zentral­
verwaltungswirtschaft bekannt: 

- Weil ein die individuellen Präferenzen adäquat erfas­
sendes Preis- und Informationssystem in der Zentral­
verwaltungswirtschaft fehlt, das nicht nur Endpro­
dukte, sondern auch Zwischenerzeugnisse erfaßt, 

können keine Entscheidungen über Produktion und 
Verwendung der Güter angesichts der erforderlichen 
Kosten gefällt werden. 

- Weil ein funktionsfähiges Preissystem als informa­
tionelles Geflecht für wirtschaftliche Entscheidungen 
um so wichtiger wird, je arbeitsteiliger der Wirt­
schaftsprozeß ist, führt das Fehlen eines Preissy­
stems in der Zentralverwaltungswirtschaft notwendi­
gerweise dazu, daß sich Arbeitsteilung weitaus we­
niger als in Marktwirtschaften entwickeln kann. Dies 
heißt, Effizienzvorteile nicht nutzen zu können und 
damit auf Wohlfahrts steigerungen verzichten zu 
müssen. Im Hinblick auf den Umweltschutz bedeu­
tet dies: Da Umweltschutz selbst nicht nur ein Un­
terlassen, sondern zumeist produktive Anstrengun­
gen erfordert, ist er in Zentralverwaltungswirtschaf­
ten wesentlich weniger gut aufgehoben als in markt­
wirtschaftlichen Ordnungen - fehlen doch Effizienz­
gewinne, aus dem Umweltschutzaufwendungen ohne 
wesentliche Abstriche am bisherigen Wohlstand be­
stritten werden können. 

Mit dieser systembedingten Hemmung der Wohl­
fahrtsentwicklung wird auch die Herausbildung um­
weltschutzbezogener Präferenzen in der Bevölkerung 
gehemmt, sind diese doch sehr einkommenselastisch, 
d.h. mit zunehmendem Realeinkommen gewinnen 
Bedürfnisse nach mehr Umweltschutz an Bedeutung. 

- Zentralverwaltungswirtschaften korrespondieren 
auch mit gesellschaftlich weitgehend geschlossenen 
Systemen, vertragen sie doch im Interesse ihrer in­
neren Stabilität nicht die Artikulation einer Vielzahl 
unterschiedlicher individueller Präferenzen. Diese 
von Franz Bö'bm und Walter Eucken immer wieder 
hervorgehobene Interdependenz der Ordnungen von 
Wirtschaft und Gesellschaft bedeutet, daß umwelt­
schutzbezogene Präferenzen im politischen Prozeß 
zentralverwaltungswirtschaftlicher Ordnungen auf 
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breiter Basis kaum artikuliert werden können - es sei 
denn, man riskiert eben eine fundamentale Destabili­
sierung des Systems, was ja dann auch geschah. 

Alles in allem führen die strategisch-konzeptionellen 
Defizite zentral verwaltungs wirtschaftlicher Ordnungen 
also zu dem Ergebnis, daß die herrschende systembe­
dingte Ineffizienz zu erheblichen Umweltschäden führen 
muß, weil der sorglose Umgang mit dem Produktions­
faktor Natur zwangsläufig ist. Zudem können sich um­
weltschutzbezogene Präferenzen wegen der systembe­
dingten Hemmungen der Wohlfahrtsentwicklung nicht _ 
wie im politischen Prozeß einer offenen Gesellschaft _ 
als Korrektiv der Wirtschaftsentwicklung herausbilden 
und durchsetzen. 

Märkte und knappheitsgerechter Umgang mit der 
Umwelt 

Aktive Mitwirkung an einer auf Dauer umweltgerech­
ten Entwicklung läßt sich nur mit Hilfe von Märkten 
erreichen, denn sie bilden den Informationsverbund von 
denjenigen, die natürliche Ressourcen laufend beanspru­
chen und Selbstkontrolle aus Selbstinteresse ausüben. 

Damit Märkte nun die richtigen Informationen an die 
Marktteilnehmer weiterleiten, müssen Knappheitsver­
schärfungen als Folge und wegen drohender Umweltbe­
lastungen und zur Neige gehender, nicht regenerierba­
rer sowie übernutzter regenerierbarer Ressourcen in 
Gestalt externer Kosten den Marktteilnehmern angela­
stet werden ("Internalisierungsstrategie"). 

Um Mißverständnisse auszuschließen: Mit "richtigen 
Informationen" für die Märkte über die Anlastung ex­
terner Kosten der Umweltbelastung ist nicht allein ge­
meint, daß die Kosten der Umweltbelastung, wie sie von 
den gegenwärtigen Generationen gesehen wird, im Wirt­
schaftsprozeß zu berücksichtigen sind, sondern auch, 
daß absolute Nutzungsbeschränkungen im Interesse der 
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Lebensoption zukünftiger Generationen als "ökologi­
scher Rahmen" der Marktwirtschaft politisch vorgege­
ben werden. 

Wenn es richtig ist, daß sich das exponentielle Wachs­
tum des Stoff- und Energiedurchsatzes sowie die Nut­
zung der Natur als Schadstoffsenke in einer polyzentri­
schen Ordnung aus den Handlungen von Millionen 
Menschen - weltweit Milliarden - und deren Billionen 
alltäglicher Entscheidungen ergibt, dann lautet die Kern­
frage nach den Steuerungsmöglichkeiten zugunsten ei­
ner dauerhaft umweltgerechten Entwicklung in einer 
freiheitlichen Gesellschaft: 

Wie kann eine Ordnung des Handeins (Handelns­
ordnung) gestaltet werden, deren Wirkungen wahr­
scheinlich auch auf längere Sicht nicht zu erheblichen 
Grenzüberziehungen der natürlichen Leistungsfähig­
keit führen? 

Eine Sphäre möglicher Antworten könnte im Ethischen 
gesucht werden, indem man danach fragt, welchen 
grundlegenden Wertüberzeugungen die Menschen folgen 
sollten, damit Grenzüberziehungen vermieden werden. 
Weitere Antworten könnten im sozial-technischen Be­
reich liegen, etwa indem man die Frage stellt, wie Frei­
heit und Verantwortung in Entscheidungszusammenhän_ 
gen zu organisieren sind, damit Grenzüberziehungen 
vermieden werden. Dabei hängt der ethische mit dem 
sozial-technischen Aspekt zusammen, weil sich zumeist 
nur solche grundlegenden Wertüberzeugungen breit 
durchsetzen, die sich im Alltag regelmäßig bewähren. 

Die Regelungsfähigkeit in einer offenen, freiheitlichen 
Gesellschaft hängt als notwendige Voraussetzung von 
einem allgemeinen Konsens über zu befolgende Verhal­
tensregeln ab. Ohne einen solchen Grundkonsens ent­
steht kaum die Einsicht in die Notwendigkeit, womit 
dann Ausweichreaktionen und Widerstand gegen staat­
liche Maßnahmen verbunden sind - und zwar um so ri-
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gi der, je stärker deren Eingriffsintensität empfunden 
wird. Selbst weit- und tiefreichende staatliche Interven­
tionen erreichen dann bestenfalls Umweltverbesserun­
gen hier und da, ohne jedoch eine wirkliche, dauerhafte 
Trendwende in Richtung einer dauerhaft umweltgerech­
ten Entwicklung bewirken zu können. 

Ein Umsteuern, das man einer pluralistischen, polyzen­
trischen Gesellschaftsordnung wohl besser als Umre­
geln bezeichnen sollte, bedarf also eines Grundkon­
senses über Verhaltensregeln, die in Richtung einer dau­
erhaft umweltgerechten Entwicklung wirken. Eine der­
artige - zukünftig wohl zentrale - Verhaltensregel sollte 
lauten: 

Jeder hat die vollen Kosten seiner Handlungen zu 
tragen - einschließlich der Kosten für Umweltbelastun­
gen. 

,. 
Dem Anpassungsdruck einer Politik der dauerhaft um­
weltgerechten Entwicklung werden sich die im Wohl­
stand lebenden Menschen nur dann und soweit anpas­
sen, wie sie dies als Gefährdung ihrer Wohlstandsposi­
tion begreifen und sofern sie in der verfügbaren Zeit die 
Chance zu einer erfolgreichen Anpassung sehen. Hier­
aus ergibt sich eine sehr wichtige Anforderung an um­
weltpolitische Ziele: Das globale Ziel einer dauerhaft 
umweltgerechten Entwicklung (was eine deutliche ab­
solute Verminderung des Ressourcenbedarfs und der 
Senkenbeanspruchung vorrangig durch die entwickelten 
Länder bedeutet) muß sukzessive auf für die Bürger 
handhabbare Etappenziele für einen konkreten Zeit­
raum heruntergebrochen werden. 

Was handhabbar und erreichbar erscheint, hängt dabei 
nicht nur vom rationalen oder emotionalen Einsehen und 
den verfügbaren umweltpolitischen Instrumenten ab, 
sondern auch von der "Anpassungsmentalität" . Hieraus 
ergibt sich eine wichtige Herausforderung für die übri­
gen Politikfelder: Wenn die Auffassung beim Bürger 

vorherrscht, daß Anpassungen überflüssig seien, weil 
man seinen Wohlstand zumindest unberührt sehen will 
und man erwarten darf, daß jede Bescheidenheit hier 
durch eine finanzielle Kompensation dort ausgeglichen 
wird, dann wird es vielleicht partiell gelingen, einige 
Etappenziele der dauerhaft umweltgerechten Entwick-
1ung zu verwirklichen, aber insgesamt dürfte eine An­
passung an knapper werdende natürliche Ressourcen in 
weiter Ferne bleiben. 

Die sich aus dem Erfordernis einer dauerhaft umwelt­
gerechten Entwicklung ergebenden Anforderungen müs­
sen in das marktwirtschaftliche System heruntergebro­
chen werden, damit die einzelnen sich hieran anpassen 
können sowie müssen und sich dabei - zumeist unbe­
wußt - der Märkte als hoch leistungsfähige informati­
onsverarbeitende Systeme bedienen, die zugleich über 
ihre Preis signale den Menschen sagen, was sie tun soll­
ten. Ob sie es jedoch tun, etwa indem sie umweltintensi­
ve Produktions- und Lebensweisen reduzieren, hängt 
von den Alternativen ab, die ihnen geboten werden, und 
von den Stimuli, diese dann zu nutzen. Alternativen und 
Stimuli werden im nennenswerten Umfang aber nur be­
stehen, wenn genügend Wettbewerb herrscht. 

Deshalb bedarf es - parallel zu "anziehenden Knapp­
heitssignalen" als Ergebnis der Einbeziehung externer 
Umweltkosten in das Preissystem - einer Intensivierung 
des Wettbewerbs um Einkommens- und Vermögenspo­
sitionen, insbesondere durch die Aufhebung admini­
strierter Marktzutrittschranken (auch international) und 
des Abbaus der die Einkommen und Vermögen auf ei­
nem hohen Niveau stabilisierenden direkten und indirek­
ten Subventionen. Anders wird die Anlastung externer 
Kosten nicht leistbar sein. Die Erhöhung des Realpreis­
niveaus darf auch weder als Geldentwertung noch als 
vorsätzliche, mehr oder minder willkürliche staatliche 
Wohlstandsaneignung mißverstanden werden und als 
Grundlage für Forderungen nach Kompensationen aus 
dem Staatshaushalt Anerkennung finden. 
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Zu Recht wird von verschiedenen Seiten die "Sozialver­
träglichkeit" als wesentlich für nachhaltiges Wirtschaf­
ten aufgeführt. Um überhaupt die notwendigen umfas­
senden Anpassungen an enger werdende Spielräume der 
Natur durchführen zu können, darf aber Sozialverträg­
lichkeit nicht entsprechend der zeitgenössischen wohl­
fahrtsstaatlichen Bewußtseinslage als bloße Arithmetik 
der personellen und funktionellen Einkommens- sowie 
Vermögensverteilung nach dem Motto verstanden wer­
den: "Ich möchte eine dauerhaft umweltgerechte Ent­
wicklung, aber auf diesem Weg darf es mir zu keinem 
Zeitpunkt schlechter gehen als heute". Anerkennt man 
nämlich, daß uns die Natur zunehmend engere Wachs­
tumsspielräume beläßt, sofern wir sie unseren Nachfah­
ren weitgehend unbeschadet überlassen wollen, dann 
muß dem vermehrten Aufwand zum Schutz der Umwelt 
realwirtschaftlich ein Verzicht an anderer Stelle gegen­
überstehen. Dieser Verzicht heißt nicht unbedingt direkt 
Askese, er kann auch indirekt Askese heißen, nämli'ch 
dadurch, daß wir wegen des erhöhten Einsatzes von Ar­
beit und Kapital zum Schutz der Umwelt real auf ande­
re, gewohnte Güter verzichten, die uns der Produktivi­
tätsspielraum kurzfristig eigentlich ermöglichte. 

Damit wird eines deutlich: Binnenwirtschaftlich wird 
Umweltschutz immer wichtiger für die Fragen der ge­
samtwirtschaftlichen Einkommensverteilung nicht nur 
zwischen Staat und Privaten, sondern auch innerhalb 
des Privatsektors, auch im Konfliktfeld Umweltpolitikl 
Sozialpolitik. Sozialverträglich gegenüber heutigen Ge­
nerationen ist eine Politik, die die Anpassungsfähigkeit 
und -bereitschaft aller nutzt und erhöht, um die drohen­
de Überziehung der Grenzen der Natur als Rohstoff­
quelle und als Senke für Schadstoffe in einem antizipie­
renden Anpassungsprozeß soweit wie möglich zu ver­
meiden. Wenn die Menschen heute bei der Gefährdung 
ihres individuellen Wohlstandes als Folge der enger wer­
denden Spielräume der Natur gute Chancen für eine er­
folgreiche Anpassung sehen, werden sie initiativ werden 
und so die dauerhaft umweltgerechte Entwicklung auf 

eine sich verbreiternde Grundlage stellen. Dieser Pro­
zeß zu einem wirksameren Umweltschutz ist die not­
wendige Voraussetzung für die Sozial verträglichkeit zu­
künftiger Generationen - ähnlich wie eine produktive 
Wirtschaft für die soziale Sicherung von heute. Dies be­
deutet, daß die Industrieländer jetzt beginnen müssen, 
ihren Energie- und Rohstoffdurchsatz allgemein zu sen­
ken und sich nicht mit der bloßen Verminderung von 
deren Wachstumsraten zufrieden zu geben. Wir können 
zwar die Welt nicht gewissermaßen konserviert an die 
nachfolgenden Generationen übergeben, aber diesen ein 
Naturkapital hinterlassen, das ihnen die von uns heute 
geforderte Chance einer erfolgreichen Anpassung si­
chert. 

Elemente eines geordneten Anpassungsprozesses 
in Deutschland 

Um den Anpassungsprozeß in Deutschland voranzu­
bringen, brauchen wir mehr langfristige Orientierung im 
Umweltschutz; eine wichtige Rolle spielen dabei auf 
längere Sicht anzustrebende Umweltqualitätsziele vor­
sorgenden Charakters, denn mit substantiell begründ­
baren Umweltqualitätszielen läßt sich der Umweltschutz 
auch im internationalen Kontext stärken und sowohl 
national als auch international eine tragfähigere, weil 
einem eigenständigen Konsens zugängliche Grundlage 
für Entscheidungen über den Einsatz spezieller Instru­
mente schaffen. Die Diskussion über umweltpolitische 
Instrumente wird bekanntlich seit Jahren mit teilweise 
filigranen Argumenten gegen Neuerungen geführt, die 
über das hergebrachte Ordnungsrecht hinausgehen. 
Vielfach sind aber mit der Kritik die Ziele gemeint -
nicht die in den Vordergrund gerückten Instrumente. 
Solche "Stellvertreterdebatten" , die die Umweltpolitik 
völlig unnötig in Verzug bringen, können wir uns zu­
künftig nicht mehr leisten. 

Um auf der Grundlage zentraler, konsensfähiger Um­
weltqualitätsziele die Kräfte einer freiheitlichen Gesell-
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schaft verstärkt zu mobilisieren und stabile Erwartun­
gen zu begründen, müssen längere Zeiträume für die 
Realisierung dieser Umweltqualitätsziele vorgesehen 
werden. Das heißt natürlich nicht, man dürfe es bei 
Handlungsprogrammen belassen und nicht mit konkre­
ten Maßnahmen alsbald beginnen; denn "Was lange 
dauert (eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung), 
muß man früh anfangen." 

Längere Anpassungsfristen können helfen, den Ziel­
konsens durchhaltbar zu gestalten, sofern dies die 
tatsächliche Belastung im Vergleich zum erstrebten 
Vorsorgeniveau erlaubt: Dies fördert die Anpas­
sungsfähigkeit zugunsten des Umweltschutzes - und 
zwar sowohl national als auch international (auf lan­
ge Sicht sind beispielsweise weniger umweltbelasten­
de Substitute eher entwickelbar als in kürzerer Per­
spektive); 

- Längere Anpassungsfristen mindern die Bedeutung 
der gegen verstärkten Umweltschutz gericpteten Ar­
gumente (national: Beeinträchtigung der internatio­
nalen Wettbewerbsfahigkeit, internation~r: Protektio­
nismus), weil die Anpassungsmöglichkeiten gestei­
gert werden; 

- Längere Anpassungsfristen erlauben - bei laufend 
staatlicher "Ergebniskontrolle" - mehr Deregulie­
rung und damit mehr Eigenverantwortung und 
Selbstkontrolle bei den Betroffenen; 

- Längere Anpassungsfristen zur Verwirklichung na­
tionaler und international vereinbarter Umweltquali­
tätsziele schaffen bessere Voraussetzungen für eine 
Konfliktentschärfung zwischen dem Schutz der Um­
welt einerseits und den aktuellen Einkommensinter­
essen andererseits. Denn mit längeren Anpassungs­
fristen werden bei den von Anpassungserfordernis­
sen Betroffenen die Erwartungen hinsichtlich des zu­
künftig von ihnen Geforderten stabilisiert und die 
Einpassung der Umweltschutzmaßnahmen in die In-

vestitionszyklen besser ermöglicht. Damit können die 
in langfristiger Perspektive vergleichsweise kosten­
günstigen und in langfristiger Perspektive produkti­
vitätssteigernden "integrierten Umweltschutztechni­
ken" vermehrt eingesetzt werden. 

Längere Anpassungsfristen bieten bessere Chancen, 
den Umweltschutz stärker in andere politische Hand­
lungsfelder als Querschnittsaufgabe zu integrieren 
(beispielsweise Energie, Verkehr, Landwirtschaft, 
Freizeit). 

Wie man sieht, wird die Forderung Walter Euckens nach 
der Konstanz der Wirtschaftspolitik auch für nachhalti­
ges Wirtschaften wichtig. Mit dieser Kurzformel ist ge­
meint, daß zentrale zukünftige Anforderungen möglichst 
klar und vorhersehbar sein sollten, damit man genügend 
Zeit für möglichst friktionsarme Anpassungen hat. Aber 
dieses Postulat ist anspruchsvoll, setzt es doch einen 
wirklich belastbaren demokratischen Konsens unter al­
len Beteiligten voraus. Hiet wird sich nicht nur zeigen, 
wie ernst manche Bekenntnisse zum nachhaltigen Wirt­
schaften gemeint sind, sondern auch wie kompromißfä­
hig verschiedene Anliegen innerhalb des Umweltschut­
zes tatsächlich sind. 

Der Markt ist unter Umweltschutzgesichtspunkten kei­
neswegs so unwirksam, wie vielfach behauptet wird -
ganz im Gegenteil. Manchmal hat man bei den Be­
schwörungen des vermeintlichen Marktversagens im 
Umweltschutz den Eindruck, daß der Stuttgarter Ober­
bürgermeister, Manfred Rommel, folgenden Spruch 
hierauf gemünzt haben mag: "Das Mundwerk empfin­
det die Unterbrechung der Zufuhr von Gedanken als 
Emanzipation und wird um so emsiger tätig." 

Facetten marktwirtschaftlicher Politik 

Auch sind die Spielregeln des Marktes durchaus um­
weltpolitisch gestaltbar. Ein Beispiel ist das seit 1991 
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in Deutschland geltende Umwelthaftungsrecht: Im Rah­
men der privatrechtlichen Haftung gilt nunmehr, daß der 
Betreiber einer Anlage auch ohne Verschulden im Sinne 
von Vorsatz oder Fahrlässigkeit haftet (Gefährdungshaf­
tung). Auch wurden Beweiserleichterungen für den Ge­
schädigten eingeführt. Wichtig ist ferner, daß der Anla­
genbetreiber selbst dann der Gefährdungshaftung unter­
liegt, wenn sich der Anlagenbetrieb im Rahmen der be­
hördlichen Genehmigung gehalten hat. Hiermit wurde 
also eine neuartige Risikoverteilung für Umweltschäden 
vorgenommen: Nicht der Staat trägt das trotz Vorsorge­
prinzip immer verbleibende Restrisiko, sondern der 
sachnähere Betreiber der Anlage. Dieses Thema stellt 
sich gleichermaßen für die internationale Tankschiffahrt, 
wobei es darum geht, die Belange des Meeresschutzes 
in das bisherige Versicherungssystem einzubeziehen. 

Ein weiteres Beispiel für marktwirtschaftlichen Umwelt­
schutz ist die Verpackungsverordnung: Mit ihr wird die 
allgemeine Regelung eingeführt, daß Verpackungen von 
den Vertreibern zurückgenommen und wiederverwendet 
oder verwertet werden müssen, um knappe Abfallent­
sorgungsmöglichkeiten und Rohstoffe zu schonen. Die­
se Verordnung, der weitere Vorschriften z.B. für die 
Rücknahme und Verwertung von Kraftfahrzeugen, 
Elektrogeräten und schadstoffhaltigen Produkten folgen 
werden, konkretisiert einen neuen Grundsatz für die 
Marktwirtschaft: daß nämlich derjenige, der Güter er­
zeugt und in Verkehr bringt, auch für ihren Verbleib 
(Verwertung, Abfallentsorgung) nach der Nutzungspha­
se verantwortlich ist. Da nun die ausgedienten Erzeug­
nisse auf dem Wege der Rücknahmeverpflichtung ge­
wissermaßen wieder auf dem Betriebshof zu landen dro­
hen, werden die Hersteller bemüht sein, ihre Erzeugnis­
se von vornherein möglichst abfall arm zu gestalten. 
Selbstkontrolle aus Selbstinteresse als Ergebnis indivi­
dueller Handlungen im Rahmen allgemein gültiger Ver­
haltensregeln ist das Ergebnis dieser Maßnahmen. Es ist 
zu begrüßen, daß der Grundsatz der Produktverantwort -
lichkeit für Hersteller und Vertreiber auch in der Ent-
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sorgungsphase ein wesentliches Element des neuen 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes ist. 

Wer solche genuin marktwirtschaftlichen Instrumente 
des Umweltschutzes als Intervention bezeichnet, der hat 
den Kern einer offenen Gesellschaft, die sich zur 
Schlichtung der individuellen Interessen überwiegend 
der Märkte bedient, nicht verstanden - zumindest, was 
den Umweltschutz angeht: Verbote, Produktionstätigkei­
ten ohne Übernahme der Gefährdungshaftung sowie 
ausreichender Deckungsvorsorge aufzunehmen oder 
Waren in den Verkehr zu bringen, ohne die Verantwor­
tung für deren spätere umweltgerechte Entsorgung zu 
übernehmen, sind nichts anderes als Resultat jener Än­
derungen der Spielregeln des Marktes, die immer wie­
der als "Rahmen ordnung" beschworen werden. Die Be­
gründung liegt einfach darin, daß sich diese Verbote aus 
allgemeinen Regeln ableiten lassen, die für jedermann 
in der relevanten Situation gelten. 

Sofern und soweit sich staatliche Maßnahmen in die 
Form universell anwendbarer Regeln kleiden lassen, ist 
willkürlicher Zwang ausgeschlossen, damit zugleich der 
Befürchtung der Boden entzogen, es handle sich um eine 
willkürliche, freiheits- und marktwidrige Intervention. 
Eine ganz andere Frage ist, ob diese Regel-Änderungen 
umwelt- oder wirtschaftspolitisch zielführend, für die 
Rechtsunterworfenen bequem oder unbequem sind -
hierüber läßt sich unter manchen lange streiten. Aber 
der Knüppel der mangelnden Marktkonformität kann ei­
gentlich nur für denjenigen schnell zur Hand sein, der 
Marktwirtschaft an sich mit ihrem zeitgenössischen Sta­
tus quo verwechselt. 

Marktwirtschaftlicher Umweltschutz hat eine besonde­
re Eigenart, die keineswegs für alle umweltpolitischen 
Handlungsfelder befriedigt: Weil nämlich mit der um­
weltpolitisch orientierten Ausgestaltung der allgemein 
gültigen Verhaltensregeln keine konkreten Ergebnisse 
des Verhaltens festgelegt werden, für umweltentlasten-
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de Maßnahmen aber gerade diese Ergebnisse in Gestalt 
von Emissionsminderungen und Verringerungen der 
Umweltbelastungen entscheidend sind, bleiben staatli­
che Zielvorgaben für die anzustrebende Umweltqualität 
und die hierfür notwendigen Emissionsminderungen so­
wie Einsparungen natürlicher Ressourcen unverzicht­
bar. Weil der Markt per se auch kein konkretes Ergeb­
nis hat - außer die sehr wichtige Schlichtung der Inter­
essen unter den Marktteilnehmern -, darf man natürlich 
nicht erwarten, daß marktmäßig ganz bestimmte, aus 
Umweltschutzgründen gewünschte Resultate zustande­
kommen, wenn man nur die eine oder andere Regel än­
dert. Eine Wirkung in die gewünschte Richtung er­
scheint auf diese Weise machbar - aber nicht ein kon­
kret definiertes Ergebnis, wie jenes, bis zum Jahr 2005 
die Kohlendioxid-Emissionen um mindestens 25% zu 
senken. Es ist keineswegs auszuschließen, daß man all­
gemeine Regeln entwickeln kann, die in dieser Richtung 
wirken; dies ist von der Bundesregierung auch geplant 
- etwa durch ein neues Energiewirtschaftsgesetz. Aber 
schon der Zeitbedarf für die Entwicklung solcher Re­
geln schließt praktisch aus, daß das inhaltlich und zeit-
1ich konkretisierte Ziel auf diesem Weg allein erreich­
bar ist. 

Weil- wie soeben angedeutet - der auf bestimmten Ver­
ringerungen der Emissionen und der sonstigen Naturbe­
anspruchung basierende Umweltschutzeffekt nicht als 
reine Erwartungsgröße begriffen werden darf - will man 
Umweltschutz nicht zur Disposition stellen -, braucht 
man staatliche Zielvorgaben für konkrete Umweltentla­
stungen. Wir werden deshalb auch in Deutschland auf 
unmittelbar qualitätszielbezogene, d.h. auf Emissions­
frachten ausgerichtete Instrumente nicht verzichten kön­
nen. Neben den an dieser Stelle gewöhnlich ausführlich 
diskutierten Emissionszertifikaten oder Emissionslizen­
zen ist hier das flexibilisierte Ordnungsrecht zu nennen. 

Der Entwurf der Wärmenutzungsverordnung ist ein gu­
tes Beispiel dafür, wie im Ordnungsrecht Gebote mit 

möglichst viel Freiraum für den Betroffenen verbunden 
werden können, um die ohnehin bestehende Verpflich­
tung zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkun­
gen (§5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG) zu erfüllen und gleich­
zeitig die Steuerungskapazität der B'ehörden nicht zu 
überfordern: Was zur Erfüllung dieser Pflicht zum spar­
samen Energieeinsatz konkret getan wird, entscheidet 
sich nämlich nicht nach bestimmten substantiellen staat­
lichen Geboten, sondern anhand einer Zumutbarkeitsre­
gelung, die darauf abstellt, die Investitionskosten für 
Energiesparmaßnahmen während der betriebsgewöhnli­
chen Nutzungsdauer der Anlagen durch geringere Erier­
giekosten wieder einzuspielen. Hier zeigt sich exempla­
risch, daß man sehr genau hinsehen muß, bevor man ein 
- unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten - dis­
qualifizierendes Urteil zum Ordnungsrecht ausspricht. 
Man kann nur hoffen, daß die Unternehmen, die sich im 
Rahmen der Umweltaudits freiwillig zu einer Fortent­
wicklung des betrieblichen Umweltschutzes verpflich­
ten, diese Maßstäbe der Wärmenutzungsverordnung 
Schritt für Schritt anwenden, um so mehr Energieeffizi­
enz zu erreichen. 

Abgesehen von diesen relativ zielgenauen, aber wegen 
ihres zusätzlichen administrativen Aufwandes recht an­
spruchsvollen Instrumenten brauchen wir eine Fülle von 
Maßnahmen, die von der Tendenz her in die richtige 
Richtung wirken, also den Energie- und Rohstoffver­
brauch auf Dauer senken. 

Da zukünftig nicht allein vielfach isoliert betrachtete 
Umweltprobleme mit administrativ relativ einfach kon­
trollierbaren Verursachern im Mittelpunkt stehen wer­
den, sondern Stoff- und Energieflüsse bei einer Vielzahl 
von Adressaten zu senken sein werden, greifen ord­
nungsrechtliche Instrumente, Selbstverpflichtungserklä­
rungen und spezielle Lenkungsabgaben häufig zu kurz. 
Die Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaf­
ten bieten sich angesichts der mit ihnen zwangsläufig 
verbundenen breit ansetzenden An- und Abreize und des 
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wirtschaftlichen Gewichts des Staatssektors für eine 
Prüfung und Korrektur ihrer Umwelteinwirkungen ge­
radezu an. 

Hier bietet sich die Möglichkeit für Instrumente, die 
nicht "punktgenau" das einzelne Umweltproblem ange­
hen, sondern eine breite Grundströmung in Richtung ge­
ringerer Energie- und Rohstoffverbräuche begünstigen. 

Dauerhaft umweltgerechte Finanzreform 

Wer "Sozial verträglichkeit" auch im Lichte der Optio­
nen zukünftiger Generationen sieht, wird nicht allein auf 
das Anziehen der "Regulierungsschraube" gegenüber 
den Privaten setzen dürfen, sondern muß auch den Staat 
mit seinem Einnahme- und Ausgabeverhalten einbezie­
hen. Denn angesichts des hohen Staatsanteils am Sozi­
alprodukt ist eine dauerhaft umweltgerechte Entwick­
lung vom Privatsektor allein kaum zu bewirken. Das 
Schlagwort Ökologische Steuerrejorm greift deshalb 
entschieden zu kurz - es geht vielmehr um eine dauer­
haft umweltgerechte Finanzrejorm. 

Bei Instrumenten, die Umweltbelastungen nicht natural 
verhindern oder beschränken (Ordnungsrecht, Selbstver­
pflichtungen, ZertifIkatelLizenzen), sondern - wie Steu­
ern, Sonderabgaben, Gebühren und Beiträge - über mo­
netäre Signale wirken, bedarf es nachvollziehbarer, dem 
Vorwurf allein fiskalischer Erwägungen widerstehender 
Maßstäbe. Hierfür bieten sich zwei Quellen: die heute auf 
der Basis von Konventionen schätzbaren externen Um­
weltkosten und die für die Optionen zukünftiger Genera­
tionen darüber hinaus notwendigen zentralen Freiräume 
der Natur. Dies gilt nicht nur aus Sicht des Bürgers, son­
dern auch aus Umweltschutzperspektive: Welcher Um­
weltschützer möchte schon gerne den Stellenwert der 
Umweltprobleme fiskalisch bestimmt sehen? 

So wie die Staatseinnahmen insgesamt - und nicht nur 
die Steuern - in ihrer An- und Abreizwirkung stärker 
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umweltorientiert zu gestalten sind, gilt dies auch für die 
Staatsausgaben. Denn es wäre für eine dauerhaft um­
weltgerechte Entwicklung nur wenig erfolgverspre­
chend, die Abgabenpflichtigen zu weniger umweltbela­
stendem Verhalten zu bewegen, bei Staatsausgaben und 
Verzichten auf Staatseinnahmen (speziell Steuervergün­
stigungen) aber keine vergleichbaren Maßstäbe anzule­
gen. Deshalb schließt eine dauerhaft umweltgerechte Fi­
nanzreform den Abbau solcher Subventionen und Steu­
erbegünstigungen ein, die unmittelbar zu umweltbela­
stendem Verhalten motivieren. 

Eine dauerhaft umweltgerechte Finanzreform wäre nicht 
sozialverträglich, falls man umweltschutzorientierte Ab­
gaben auf die bestehenden Abgaben schlicht "draufsat­
telte", weil hierdurch Leistungsanreize vieler gemindert 
und Aktivitäten in die binnenländische Schattenwirt­
schaft und/oder ausländische Standorte abgelenkt wür­
den. Diese Vorgehensweise wäre nicht nur gegenüber 
den heute Lebenden kaum "sozialverträglich", weil sie 
die Anpassungsfähigkeit und -bereitschaft minderte, die 
für eine Umorientierung auf eine dauerhaft umweltge­
rechte Entwicklung gesteigert werden müßte. Sie birgt 
auch ein erhebliches Risiko für die Beschäftigungssitua­
tion. 

Wenn die Verteuerung des Produktionsfaktors Energie 
ohne einen Verlust an Arbeitsplätzen bewältigt werden 
soll, dann müssen die privaten Haushalte die Einkom­
menseinbußen, die ihnen durch höhere Preise für um­
welt- und energieintensive Güter abverlangt werden, er­
kennen und akzeptieren. Werden die Preisniveausteige­
rungen dagegen bei den Lohnverhandlungen zum Ge­
genstand von Ausgleichsforderungen gemacht, dann 
"wird dem energiebedingten Kostenschub ein Lohnko­
stenschub hinzugefügt - mit weiteren Verlusten an Geld­
wertstabilität und letztlich auch Beschäftigung".9) 

9) Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft­
lichen Entwicklung, Jahresgutachten 1994/95 (SV 94/95), 
Stuttgart 1994, Tz. 329. 
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Sozialverträglich wäre eine dauerhaft umweltgerechte 
Finanzreform, falls man von Anbeginn die - isoliert be­
trachtet - höhere Belastung aus einer stärkeren Orien­
tierung unserer Abgaben an Umweltschutzaufgaben zu­
mindest kompensiert und dabei die personelle Einkom­
mens- und Vermögensverteilung zusätzlich zur allseits 
geforderten Aufkommensneutralität beachtet. Aber: 
"Aufkommensneutralität kann nicht Belastungsneutra­
lität bedeuten",lO) sonst blieben die Anreize in Richtung 
weniger Rohstoff- und Ressourcenverbrauch aus. 

Als Eckpunkte eines Handlungsrahmens für eine dauer­
haft umweltgerechte Finanzreform sind festzuhalten: 
Eine "Finanzierungsschraube", mit der der Staat auf 
Dauer zum Gewinner der stärker am Umweltschutz ori­
entierten Staatseinnahmen wird, darf es nicht geben! Im 
Gegenteil: Um den Initiativen in Richtung einer dauer­
haft umweltgerechten Entwicklung genügend Raum zu 
geben, müssen die Abgaben insgesamt mittelfristig und 
dauerhaft gesenkt werden. Hierin liegt - gemeinsam mit 
einer weitergehenden Privatisierung im Wettbewerb und 
Deregulierung - der Kern der Sozialverträglicbkeit, weil 
so Anpassungsfähigkeit und -bereitschaft gefördert wer­
den. Nachhaltiges Wirtschaften erfordert bei zusätzli­
chen ökologisch motivierten Maßnahmen übrigens ge­
nerell Deregulierung an anderer Stelle, um das Macht­
potential nicht zu groß werden zu lassen. 

Im Prozeß einer dauerhaft umweltgerechten Finanzre­
form kommt es darauf an, unzumutbare Belastungen des 
einzelnen Bürgers und der Unternehmen im Sinne des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu vermeiden. Kriteri­
um dafür kann nicht ein "Verschlechterungsverbot" für 
individuelle Einkommens- und Vermögenspositionen 
sein, sondern ein menschenwürdiger Wohlstand, der aus 
eigener Kraft die gewünschten Umstellungen zugunsten 

10) SVR 94/95 Tz. 328 
11) Ulrich van Suntum, Verkehrspolitik in der Marktwirtschaft, 

in: Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzei­
tung Das Parlament, 29.01.1993, S. 11. 

einer energie- und rohstoffsparenderr Lebens- und Pro­
duktionsweise erlaubt. Zwei Beispiele: 

- Gezielte Erleichterungen für die unteren Einkom­
mensschichten im Rahmen der Einkommensteuer 
und/oder bei Sozialtransfers, soweit diese Schichten 
in überproportionaler Weise von umweltschutzbe­
dingten Verbrauchssteuererhöhungen betroffen sind. 

Die Bewohner ländlicher Gebiete könnten im Falle 
einer deutlichen Erhöhung der Mineralölsteuer über 
einen mehrjährigen Zeitraum steuerlich begünstigt 
werden, sofern sie nachweisen, daß kein zumutbares 
öffentliches Verkehrsmittel als Alternative zur Ver­
fügung steht (falls keine Einkommensteuerpflicht: 
zusätzliche Sozialtransfers). Damit würde gewisser­
maßen dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz Rech­
nung getragen werden können, würden doch sonst 
die Wohnorte schnell entwertet, die einst unter nied­
rigeren Verkehrspreisen gewählt worden waren. 

In der Regel träfe eine Mineralölsteuererhöhung jedoch 
nicht die Armen: "Die Ausstattung westdeutscher Haus­
halte mit Pkw liegt bei 95%, und die Kraftstoffkosten 
machen von den Gesamtkosten der Pkw-Haltung nur 
etwa 25% aus: Ihr Anteil am ausgabefähigen Nettoein­
kommen lag 1991 im Durchschnitt je nach Haushalts­
typ zwischen 2,1 und 2,7%. Das ist weniger als noch 
im Jahr 1975".11) 

Eine dauerhaft umweltgerechte Finanzreform sollte aus 
Gründen der Sozialverträglichkeit und zur Vermeidung 
einer "Finanzierungsschraube" grundsätzlich auf 
Zweckbindungen im haushaltsrechtlichen Sinne verzich­
ten. Anderenfalls stünden die umweltschutzseitigen 
Mehreinnahmen des Staates nicht für die breite Palette 
von Staatsaufgaben zur Verfügung, was staatliche Ein­
nahmeverzichte an anderer Stelle erschwerte. Ausnah­
men von diesem Grundsatz der Non-Affektation sollen 
- sofern ein bloßes politisches Junktim wenig aussichts­
reich erscheint - nur zugelassen werden 
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befristet für sozial flankierende Maßnahmen (bei­
spielsweise für Maßnahmen zur effizienten Energie­
nutzung in privaten Haushalten sowie kleinen und 
mittleren Unternehmen), 

befristet für Staatsaufgaben, die den Bürgern die 
Anpassung durch Bereitstellung realer Leistungen 
erleichtern (beispielsweise Verwendung eines Teils 
einer Mineralölsteuererhöhung für zusätzliche Ange­
bote des ÖPNV). 

"Sozialverträglichkeit" einer dauerhaft umweltgerechten 
Finanzreform setzt voraus, daß sie nicht selbst zur De­
stabilisierung der Erwartungen und damit zu Anpas­
sungsfriktionen beiträgt. Deshalb muß sie in einzelnen, 
manchmal durchaus auch kleinen Schritten durchgeführt 
und jeweils mit einer mehrjährigen "Vorlaufphase" aus­
gestattet sein. Denn mit einem glaubhaften Ankündi­
gungseffekt verlängert sich die Anpassungszeit für die 
Betroffenen, damit erhöht sich die Chance der erfolgrei­
chen Anpassung, mindert sich also die Gefahr von Frik­
tionen. Dies könnte beispielsweise heißen: 

- Schrittweise, aber deutliche Reduzierung der Finanz­
hilfen und Steuervergünstigungen in den nächsten 10 
Jahren, um so Leistungsanreize zu verstärken, die 
wir für den Anpassungsprozeß an enger werdende 
Spielräume der Natur dringend brauchen. 

- Reduzierung und schließlich Abschaffung aller Fi­
nanzhilfen und Steuervergünstigungen, die den Ver­
brauch natürlicher Lebensgrundlagen direkt begün­
stigen, wie beispielsweise Befreiungen bestimmter 
Treibstoffe und Branchen von der Mineralölsteuer, 
die unbegrenzte Absetzbarkeit von Firmenfahrzeu­
gen als Betriebsausgaben unabhängig vom Benzin­
verbrauch. (Die Ausnahmen bei der Mineralölsteuer 
machen allein rd. 2 Mrd. DM/Jahr Einnahmeausfäl­
le für den Bundeshaushalt aus.) 

Schrittweise Anlastung der aus "indirekter Marktbe­
obachtung" gewonnenen externen Umweltkosten der 
Energieerzeugung und -verwendung beim Verursa­
cher (Energiedienstleistungsnachfrager) - und zwar 
in mittelfristiger Bindung in von Anbeginn festste­
hender Größenordnung und zeitlicher Staffelung. 
Damit würden indirekt regenerative Energieträger 
gefördert. In diesem Zusammenhang ist keineswegs 
nur an Steuern zu denken, sondern auch an Gebühren 
- etwa Einrechnung nicht nur der Straßeninfrastruk­
turkosten, sondern auch der straßenverkehrsbeding­
ten Umweltkosten in Straßenbenutzungsgebühren. 

Befristete Verwendung eines Teils der Ausgabenkür­
zungen und Einnahmeverbesserungen für die Förde­
rung umweltpolitischer Schwerpunktaufgaben, wie 
z.B. Zuschüsse zur energetischen Sanierung von Alt­
bauten und Investitionszuschüsse für kleine und mitt­
lere Unternehmen zu Maßnahmen der Energieeffizi­
enzsteigerung. 

- Verringerung der Abgabenbelastung bei Unterneh­
men und privaten Haushalten in der Größenordnung 
der verbleibenden Haushaltsverbesserungen und un­
ter Berücksichtigung der schrittweise zu verringern­
den Netto-Neuverschuldung der Gebietskörperschaf­
ten. 

Im Rahmen einer derartigen Strategie der dauerhaft 
umweltgerechten Finanzreform 

- kann man schrittweise vorgehen, also - im Gegen­
satz zur Einführung neuer, aufkommensstarker Zen­
tralsteuern - bald beginnen; 

- ist man gezwungen, sich Rechenschaft über konkre­
te umweltpolitische Zielsetzungen zu geben; 

- vermeidet man riskante "Großexperimente", worauf 
manche aktuellen Überlegungen zu einer ökologi-
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sehen Steuerreform beim derzeitigen Wissensstand 
hinauslaufen; 

_ erreicht man Anpassungsschritte, die einen späteren 
ordnungsrechtlichen Handlungsbedarf reduzieren -
vermutlich eine eigenständige Komponente der "So­
zialverträglichkeit"! 

Umweltpolitik und Standortwettbewerb 

Der Vorstandsvorsitzende der Bayer AG, Manfred 
Schneider, sagte vor rund einem Jahr: 

" Wir wollen keinen Stillstand in der Umweltpolitik 
.. , Wir wollen nicht zu einem Niveau zurückkehren, 
wie wir es vor zwanzig Jahren hatten. Wir wollen 
nur die Politiker davon überzeugen, daß sie beim 
Umweltschutz nicht immer als Nr. 1 vorpreschen 
und Forderungen stellen, die teils so überzogen 
sind, daß man in Deutschland wit großem finanzi­
ellen Aufwand nur noch minimale Verbesserungen 
erreicht. "12) .. 

t ., 

Manfred Schneider hat gewiß recht: Man kann und muß 
nicht überall Spitze sein. Aber auf einigen Feldern des 
Umweltschutzes sollten wir Vorreiter sein mit der kla­
ren Absicht, auch international in der Anerkennung un­
seres Standards überzeugend zu wirken und die hiermit 
für uns verbundenen wirtschaftlichen Vorteile auch zu 
nutzen. Vielleicht ist es der letzte Aspekt, der auch 
Schneider nicht zum Niveau des Umweltschutzes vor 
zwei Dezennien zurückkehren lassen will. Gerade vor 
dem Hintergrund der Debatte um den Wirtschafts stand­
ort Deutschland ist die Feststellung wichtig, daß Um­
weltschutz rückblickend nicht als negativer Standortfak­
tor bezeichnet werden kann. Aktiver Umweltschutz ist 
vielmehr für die Sicherung des Wirtschaftsstandortes 
unverzichtbar und birgt darüber hinaus interessante 
wirtschaftliche Entwicklungschancen. Zudem führen 

12) FAZ-Magazin vom 19.08.1994 

wir diese Diskussion nicht das erste Mal: Bereits Mitte 
der siebziger Jahre wurde - damals erfolgreich - von 
seiten der Wirtschaftsverbände versucht, ein "Morato­
rium im Umweltschutz" zu bewirken. Daß man sich seit 
Beginn der achtziger Jahre in der Umweltpolitik hieran 
nicht mehr gehalten hat, bedeutete letztlich nicht nur 
mehr Umweltschutz, sondern auch mehr Innovationen 
in die richtige Richtung und mehr Beschäftigung in auch 
perspektivisch sicheren Beschäftigungsfeldern. Wer 
heute aus unternehmerischer Sicht einen Stopp oder so­
gar ein Zurückdrehen des Umweltschutzes fordert, mag 
zwar kurzfristig für sein Unternehmen Entlastungen er­
hoffen; aber was für den einzelnen eine Atempause brin­
gen mag, würde Deutschland nicht nur im Umwelt­
schutz, sondern auch schon in absehbarer Zeit wirt­
schaftlich zurückwerfen. Sicherung des Standortes 
Deutschland darf nicht Konservierung des wirtschaftli­
chen und umweltschützerischen Status quo führen, son­
dern muß Erhöhung der Anpassungsfähigkeit an neue 
Konstellationen bedeuten. 

Standortwettbewerb bedeutet schon vom Wortsinn her 
einen mehr oder minder dynamischen Prozeß, keines­
falls aber die Wahrung hergebrachter Zustände. Dies 
gilt auch für umweltschutzbedingte Standortanforderun­
gen. Standortverträglichkeit kann nicht heißen, daß alle 
bisherigen Produktionen zu den bestehenden Kosten im 
selben Umfang fortgeführt werden können. Es ist un­
möglich, eine Umweltpolitik nach dem Verursacherprin­
zip zu betreiben, ohne daß die hiernach erforderliche 
Kostenanlastung einzel wirtschaftlich zu Anpassungs­
zwängen führt. Umweltschutz ist einer der relevanten 
standortqualitätsbestimmenden Faktoren - in gleicher 
Weise wie die Qualifikation der regional vorhandenen 
Arbeitskräfte, Art und Ausmaß des Arbeitsfriedens, die 
wirtschaftsrechtlichen Regelungen und nicht zuletzt die 
Größe und Beständigkeit regionaler Märkte. Wirklich 
für die unternehmerische Standortwahl harte, durch­
schlagende Größen dürften Positionen sein, die in einem 
wesentlich stärkeren Umfang die Gewinnerwartungen 
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beeinflussen - wie etwa die Gewinnbesteuerung oder die 
Arbeitskosten. Das Institut der deutschen Wirtschaft 
weist darauf hin,13) daß ein Unternehmen der chemi­
schen Industrie in Deutschland 63,4% des Gewinns vor 
Steuern für Steuern vom Ertrag und vom Vermögen zu 
entrichten habe; zum Vergleich liegt dieser Satz in Groß­
britannien bei 42,4%, in Schweden bei 45,7% und in 
Frankreich bei 55,0%. Dieses Beispiel ist nicht auf an­
dere Vergleichsländer und Wirtschaftszweige zu verall­
gemeinern, zeigt aber doch, daß internationale Unter­
schiede in der Besteuerung im Vergleich zu den KQsten­
belastungen des Umweltschutzes ein einflußreicher 
Standortfaktor sein dürften. Auch die internationalen 
Unterschiede bei den Arbeitskosten (Stundenlohn zu­
züglich Personalzusatzkosten in der Verarbeitenden In­
dustrie) zeigen erhebliche, für die Standortwahl relevan­
te Differenzen - und zwar auch innerhalb der Europäi­
schen Union.I4) Lagen die Arbeitskosten pro Stunde 
1992 in Deutschland bei knapp 42,- DM, so waren es 
in Frankreich nur knapp 28,- DM, in Spanien und Groß­
britannien nur knapp 23,- DM und in Griechenland gar 
11,- DM. Berücksichtigt man, daß die Währungsrela­
tionen unter den Währungen der europäischen Mit­
gliedsstaaten weitgehend fixiert sind, so dürften Arbeits­
kostenunterschiede ein außerordentlich relevanter, har­
ter Standortfaktor sein; erst den Arbeitskostendifferen­
zen entsprechende Produktivitätsunterschiede würden 
die Arbeitskostendifferenzen als Standortfaktor nivellie­
ren. Zudem sei in Erinnerung gerufen, daß mit der Öff­
nung Osteuropas Arbeitskostendifferenzen von 1: 10 
auftreten; selbst im nahegelegenen Polen liegen die Ar­
beitskosten im verarbeitenden Gewerbe bei durch­
schnittlich 22% des deutschen Niveaus. So stellt dann 
das Institut der deutschen Wirtschaft fest: "Die jungen 

13) V gl. iwd, Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirt­
schaft Nr. 8,24.02.1994, Seite 4) 

14) Vgl. iwd, Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirt­
schaft, Nr. 18, 6.5.1993, Seite 3. 

15) iwd, Nr. 44, 02.11.1993, Seite 6. 

Marktwirtschaften des Ostens schicken sich an, die an­
gestammten Industriestaaten des Westens aufzuschrek­
ken. Zwar können sie ihnen in puncto Technologie und 
Produktqualität noch nicht das Wasser reichen. Doch ha­
ben sie im Standortwettbewerb eine Trumpfkarte: niedri­
ge Kosten. Und diese Karte sticht immer häufiger. "15) 

Schon diese beiden Standortfaktoren - Gewinnbesteue­
rung und Arbeitskosten -lassen ahnen, welche Faktoren 
im internationalen Standortwettbewerb wirklich einfluß­
reich sind und wohl für die nächsten Jahre auch bleiben 
werden. Angesicht der hier für die Beurteilung der Stand­
ortqualität maßgebenden Dimensionen sollte man sich die 
Frage vorlegen, welche Produktionen und Arbeitsplätze 
in Deutschland erhalten blieben, falls man hier jetzt auf­
hörte, den Umweltschutz fortzuentwickeln. Schließlich 
machten Anfang der neunziger Jahre die Umweltschutz­
kosten durchschnittlich nur 0,7% der Umsätze aus, wo­
bei Spitzenreiter die Branchen Energie und Bergbau mit 
2,6% und die chemische Industrie mit 1,9% waren. Ein 
zurückgeschraubter Umweltschutz in Deutschland dürfte 
nicht einmal kurzfristig einen positiven Beschäftigungs­
effekt auslösen - in langfristiger Sicht ohnehin nicht. 
Denn die auch auf Branchenebene relativ moderaten Um­
weltschutzkostenbelastungen hätten wohl nur dann einen 
erhebliche Einflußwert für die Beurteilung des Wirt­
schaftsstandortes Deutschland, falls die übrigen Standort­
qualitäten weitgehend nivelliert wären. 

Aus einzelwirtschaftlicher, unternehmerischer Sicht 
wird mit dem Umweltschutz dennoch ein besonderer 
Stellenwert assoziiert, was darin begründet liegen mag, 
daß der Umweltschutz vielfach als personalgeübter 
Zwang (Coercion) und nicht als Zwang durch die Um­
stände (Compulsion) wie bei Konditionenänderungen 
auf Beschaffungs- oder Absatzmärkten verstanden wird. 
Dennoch muß klar sein: Dieses psychische Phänomen 
sollte nicht zu einer Überhöhung des tatsächlichen Ein­
flußwertes des Umweltschutzes auf die kostenseitige 
Standortqualität führen. 
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I. GLOBALE UMWELT- UND ENTWICKLUNGSZUSAMMEN- aufzubrechen. Aber nicht nur Armut und Unterentwick-
ARBEIT ALS FRIEDENSPOLITIK DER ZUKUNFr 

Mit der Überwindung des Ost-West-Gegensatzes sind 
neue Potentiale für eine friedliche und nachhaltige Ent­
wicklung freigesetzt worden. Allerdings zeigen Ereig­
nisse wie die im ehemaligen Jugoslawien, daß wir von 
einer friedlichen Weltordnung noch weit entfernt sind. 

In der Weltgeschichte sind kriegerische Auseirianderset­
zungen immer schon nicht nur Kämpfe um Macht und 
Ideen, sondern auch Kämpfe um den Zugang zu Res­
sourcen gewesen. Diese "Ressourcenkämpfe" drohen 
zuzunehmen, wenn es nicht gelingt, die Unterentwick­
lung auf der Welt abzubauen. Massenarmut in vielen 
Ländern des Südens bei einer weiterhin zunehmenden 
Weltbevölkerung bedeutet: ungebremste Ausbeutung 
natürlicher Ressourcen, rapide voran schreitende Um­
weltzerstörung und weltweite Flüchtlingsbewegungen. 
Damit ist globale Umwelt- und Entwicklungspartner­
schaft zu einer zentralen Frage für den Weltfrieden ge­
worden. 

Weltweite Umwelt- und Entwicklungspolitik ist die Frie­
denspolitik der Zukunft. Genauso, wie der Helsinki-Pro­
zeß das Ende des Kalten Krieges zwischen West und Ost 
vorbereitet hat, muß der Rio-Prozeß die Umwelt- und 
Entwicklungspartnerschaft vorantreiben und so einen 
neuen "Kalten Krieg" zwischen Nord und Süd verhin­
dern helfen. Die Schlußakte von Rio muß die gleiche 
Bedeutung bekommen wie einst die Schlußakte von Hel­
sinki. 

H. DIE GEMEINSAME VERANTWORTUNG DER INDUSTRIE­

UND ENTWICKLUNGSLÄNDER 

Armut ist einer der größten Umweltfeinde. Daher muß 
es gelingen, den Teufelskreis von Armut, Unterentwick­
lung, Bevölkerungswachstum und Umweltzerstörung 

lung in den Ländern des Südens bedrohen die natürli­
chen Lebensgrundlagen und den Weltfrieden. Die res­
sourcenverzehrenden Lebensstile und Wirtschaftsweisen 
der reichen Länder des Nordens tragen in gleicher Wei­
se zur Destabilisierung des Ökosystems Erde und damit 
auch zur Destabilisierung des Weltfriedes bei. 

Hier kommt teilweise eine ganz andere Art von "Unter­
entwicklung" zum Tragen: Die allgemeine Anwendung 
"veralteter" Technologien, deren Entwicklung durch die 
historischen Strukturen im Norden zu erklären ist. Der 
technische Fortschritt orientierte sich an den dort vor­
handenen Knappheiten. Daher war der technische Fort­
schritt bisher hauptsächlich arbeits sparend, gleichzeitig 
aber rohstoff- und energieintensiv, außerdem abfall- und 
emissionsaufwendig. 

Der technische Fortschritt mit seinen Auswirkungen be­
kommt zunehmend eine globale Dimension - aber lei­
der nicht zum Vorteil aller. Es wächst der Verdacht, daß 
die Vorteile dieses Fortschritts im Norden genutzt, die 
Lasten und Risiken aber auf andere Regionen (und fol­
gende Generationen) abgewälzt werden. Rio hat uns 
deutlich gemacht: Wir können in der einen Welt nicht 
länger eine Arbeitsteilung aufrechterhalten, die im indu­
strialisierten Norden vor allem die Vorteile der Nutzung 
natürlicher Ressourcen und des technischen Fortschritts 
realisiert, den Ländern des Südens jedoch einen Groß­
teil der mittelbaren und unmittelbaren Folgen dieses ge­
steigerten Wohlstands aufbürdet. 

Es darf nicht dabei bleiben, daß die Vorteile dieser 
Wohlstandsmehrung regionalisiert, ihre Nachteile je­
doch globalisiert werden. Der Globalisierung der Nach­
teile muß eine Globalisierung der Verantwortung gegen­
übergestellt werden. In einem "gemeinsamen Haus" bil­
den wir eine weltweite Risikogemeinschaft, in der eine 
internationale "Haftung" für die Gefährdungen und Ri­
siken erforderlich ist. 
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III. DIE NOTWENDIGKEIT EHRLICHER PREISE 

Um auf die globalen Probleme angemessen zu reagie­
ren, brauchen wir - ausgehend von den Industrieländern 
- einen durchgreifenden ökologischen Strukturwandel in 
Wirtschaft und Gesellschaft, die Erweiterung unserer 
wirtschaftlichen und sozialen Ordnung um die ökologi­
sche Dimension. Wir müssen unsere Technologien än­
dern, und wir müssen unser Verhalten ändern. Leitlinie 
ist dabei die "nachhaltige Entwicklung". Das bedeutet 
im Kern: Erhalt des natürlichen Kapitals, Erhalt des 
Astes, auf dem wir sitzen. Wir können uns nicht länger 
ein Leben "über unsere natürlichen Verhältnisse" lei­
sten. 

Diese neue Bestimmung des Kapitalbegriffs macht klar: 
Eine solche globale Umwelt- und Entwicklungsstrategie 
muß eingebaut werden in wirtschaftspolitische Abläufe. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Leistungen des 
"Umweltkapitals" bisher für einen viel zu geringen Preis 
zu bekommen sind: Da die Preise für diese Lt,üstungen 
nicht der Knappheit dieses "Umweltkapitals." entspre­
chen, wird es tendenziell überstrapaziert und schlei­
chend aufgezehrt. Daher .ist der Wohlstand der Indu­
strieländer zu einem erheblichen Maß subventioniert. 
Wir leben mit einer "Wohlstandslüge", weil wir uns 
selbst nicht mit den vollen Kosten konfrontieren lassen, 
die dieser Wohlstand direkt oder indirekt bewirkt. 

Weil von der Substanz eine Zeitlang prächtig gelebt 
werden kann, wird die mangelnde Reinvestition in das 
"Umweltkapital" erst vergleichsweise spät spürbar mit 
der Konsequenz, daß nachfolgende Generationen "die 
Zeche" werden zahlen müssen. Unser Wohlstand fußt 
aber nicht nur "auf Kosten" unserer eigenen Umwelt, 
sondern auch "auf Kosten" der Umwelt in den Ländern 
des Südens. Es ist nicht zu leugnen, daß der Pro-Kopf­
Verbrauch vieler natürlicher Ressourcen in den Ländern 
des Nordens um ein Vielfaches über dem in den soge­
nannten Entwicklungsländern liegt. Damit sind häufig 

auch die dortigen Fehlentwicklungen in der Landwirt­
schaft, die Übernutzung der Böden und die Ausbeutung 
von Bodenschätzen der exzessiven Ressourcennachfra­
ge des Nordens zuzuschreiben. 

Ebenso, wie wir die Risiken (falscher) technologischer 
Entwicklung globalisieren, wälzen wir auch einen gro­
ßen Teil der Umweltlasten auf andere ab. Vor dem Hin­
tergrund dieser Subventionierung bekommt die interna­
tionale Schuldendebatte einen anderen Akzent. Wenn 
wir den Kapitalbegriffum die Umweltdimension erwei­
tern, dann werden wir auch den Schuldenbegriff erwei­
tern müssen. Betrachten wir die Umweltgüter als Kapi­
tal, dann können - um in der Sprache der Ökonomie zu 
bleiben - von diesem Kapital auch Kredite genommen 
werden (was an sich nicht tragisch wäre, wenn eine ent­
sprechende Reinvestition stattfände). Den gewöhnlichen 
Kapitalschulden, die die Länder des Südens bei uns ha­
ben, stehen dann aber die "Umweltschulden" gegenüber, 
mit denen wir bei diesen Ländern in der Kreide stehen. 
Dann geht es bei der häufigen Diskussion um einen 
Schuldenerlaß aber eigentlich nicht um "Dept-for-Na­
ture-Swaps" im Sinne "grüner Konditionierungen", son­
dern um "Dept-for-Dept-Swaps". 

Diese Überlegungen liefern die Basis für eine fairere 
Diskussion nicht nur um die Bedingungen eines Schul­
denerlasses, sondern auch um die Bereitstellung "neuer 
und zusätzlicher Finanzmittel", zu denen sich die Indu­
striestaaten in Rio verpflichtet haben, um die Anstren­
gungen der Entwicklungsländer für eine nachhaltige 
Entwicklung auch finanziell zu unterstützen. Nehmen 
wir unsere ökologischen Schulden in den Entwicklungs­
ländern ernst, dann sind solche Finanzmittel keine Al­
mosen, als welche sie leider häufig betrachtet werden, 
sondern der Preis für ökologische Ausgleichsleistungen, 
die wir immer von den Ländern des Südens verlangen. 

Wir werden uns auf Dauer eine internationale Arbeits­
teilung nicht leisten können, die in einigen Teilen der 
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Erde ökologische Opferräume und in anderen ökologi­
sche Ausgleichsräume festschreibt. Diese nicht nachhal­
tige Arbeitsteilung hängt auch damit zusammen, daß es 
für ökologische Ausgleichsleistungen bisher überhaupt 
keine Preise gibt. Wurde bisher viel über die problema­
tischen Terms of Trade der Entwicklungsländer bei 
Gütern und Dienstleistungen gesprochen, so muß man 
eingestehen, daß die "Terms ofTrade" für die'ökologi­
schen Leistungen offenbar noch sehr viel schlechter 
sind. 

Ökologische Subventionierung hat wie jede ökonomi­
sche Subventionierung verschiedene sehr negative Kon­
sequenzen. Falsche Preise setzen nicht nur falsche Si­
gnale für das individuelle Verhalten, sondern auch fal­
sche Signale für Forschung und Technologieentwick­
lung. Wo die knappheitsgerechten Prämien auf die Ent­
wicklung eines umweltgerechten technischen Fort­
schritts nicht bezahlt werden, wird sich ein solcher not­
wendiger Fortschritt nicht einstellen. 

Eine Änderung der Produktions- und Konsummuster 
kann in einer marktwirtschaftlichen Ordnung vor allem 
über Preise, also über die Integration ökologischer Ko­
sten erreicht werden. Die Knappheit der Umweltgüter -
die gesunde Luft, das saubere Wasser, der unbelastete 
Boden, die begrenzten Rohstoffe - muß mit den richti­
gen Preisen ausgezeichnet sein. Die ökologisch ehrlichen 
Preise stimulieren nicht nur ein umweltverträgliches 
Verhalten, sondern auch einen technischen Fortschritt, 
der die negativen Begleiterscheinungen der bisherigen 
Technikentwicklung - Energie- und Rohstoffaufwendig­
keit, Abfall- und Emissionsintensität - korrigiert und 
überwindet. Heutige technologische Strukturen sind ein 
Spiegel der Preis strukturen der Vergangenheit - genau­
so werden die heutigen Preise den technologischen Stand 
der Zukunft bestimmen! 

"Innovative Milieus" entsteht nur dort, wo Engpässe 
überwunden werden müssen. Dagegen läuft die Techno-

logieentwicklung in eine falsche Richtung, wenn die 
Knappheiten für Leistungen sich nicht in den Preisen für 
diese Leistungen widerspiegeln. Dies gilt nicht nur für 
die Entwicklungen in den Industriestaaten, sondern be­
stimmt auch die Art der Problemlösungen weltweit. Die 
erforderlichen Technologien für die spezifischen Proble­
me in den Ländern des Südens werden nicht hinreichend 
stimuliert, weil die spezifischen Knappheiten in diesen 
Ländern nicht richtig wirksam werden. 

IV. STEHEN WIR ZU UNSEREM WORT IN RIO! 

Nehmen wir ernst, was wir in Rio beschlossen haben! 
Betrachten wir die Agenda 21 - mit den Worten von 
Ernst Ulrich von Weizsäcker - als das "Pflichtenheft" 
für das 21. Jahrhundert! 

In ihren 40 Kapiteln erteilt die Agenda 21 Handlungs­
aufträge zur Umsetzung des Konzeptes der "nachhalti­
gen Entwicklung". Zur Überwachung der "Pflichterfül­
lung" und zur Koordination der vorhandenen internatio­
nalen Verhandlungs- und Entscheidungsprozesse wurde 
die Kommission für nachhaltige Entwicklung der Ver­
einten Nationen (Commission on Sustainable Develop­
ment - CSD) eingesetzt. Sie ist das zentrale politische 
UN-Organ im Rio-Folgeprozeß. 

Die CSD muß der Garant dafür werden, daß dieser Rio­
Prozeß für wirtschaftliche, soziale und ökologische Ent­
wicklung weltweit fortentwickelt wird, daß der Geist 
von Rio erhalten bleibt. Wenn Umwelt- und Entwick­
lungspolitik die Friedenspolitik der Zukunft ist, dann 
muß die CSD zu einem "Sicherheitsrat" für die natürli­
chen Ressourcen werden. 

Die CSD hat einen äußerst ambitionierten Arbeitsauf­
trag. Wenn 1997 die Vereinten Nationen auf ihrer Son­
dergeneralversammlung die seit Rio gemachten Fort­
schritte überprüfen, werden auch die Ergebnisse der 
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CSD auf dem Prüfstand stehen. Dann werden wir uns 
der Frage stellen müssen, ob wir unsere Pflichten um­
fassend erfüllt haben. 

Das Hauptinteresse der CSD-Arbeit gilt der Verzahnung 
einer globalen Umwelt- und Entwicklungspolitik mit 
denjenigen Entscheidungsmechanismen, die den Welt­
handel, die Weltwirtschaft und die internationale Wäh­
rungspolitik beeinflussen. In einigen Fragen, die für die 
ökologische, soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
der Erde von zentraler Bedeutung sind, konnte bereits 
der internationale Dialog gestärkt und die Umsetzung 
der Agenda 21 vorangetrieben werden: 

- Beispielsweise wurden auf dem äußerst schwierigen 
Weg zu einer nachhaltigen Forstwirtschaft im Laufe 
des letzten Jahres größere Fortschritte erzielt, als 
man noch in Rio zu hoffen gewagt hätte. Verschiede­
nen internationalen Initiativen und der Vorbereitung 
in einer CSD-Arbeitsgruppe ist @s zu verdanken, daß 
nun Einigung über die Einsetzung eines "Intergo­
vernmental Panel on Forests" erzielt wu;de. Erst­
mals werden in diesem Panel Industrie~(aaten und 
Entwicklungsländer an einem Tisch sitzen, um sich 
über sehr kontroverse Themen wie etwa Rechtsin­
strumente zur besseren Umsetzung der ,,Porest Prin­
ciples" der Agenda 21 oder Zertifizierung von Holz 
aus nachhaltiger Forstwirtschaft zu verständigen. 

Stehen wir - im Süden wie im Norden - zu unserem 
Wort in Rio! In der Rio-Deklaration lautet es: "Die 
Staaten haben ... die Verantwortung, dafür Sorge zu tra­
gen, daß Tätigkeiten unter ihrer Hoheitsgewalt oder 
Kontrolle der Umwelt anderer Staaten. .. keinen Scha­
den zufügen. " 

Die offizielle Entwicklungshilfe der meisten Indu­
striestaaten bleibt immer noch deutlich hinter den 
akzeptierten 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts 
zurück. Trotzdem gibt es in Fragen des Finanz-

transfers einige hoffnungsvolle Schritte, etwa die 
Festschreibung und Weiterentwicklung des Finanzie­
rungsmechanismus über die Umweltstelle der Welt­
bank (Globale Umweltfazilität - GEF), aber auch 
die Zunahme privater Finanzflüsse in die Entwick­
lungsländer. 

Trotz dieser ersten Schritte: Stehen wir zu unserem Wort 
in Rio! In der Agenda 21 lautet es: "Die Finanzierung 
der Agenda 21 ... soll in einer Weise eifolgen, daß die 
Veifügbarkeit neuer und zusätzlicher Ressourcen ma­
ximiert und alle veifügbaren Finanzierungsquellen und 
-mechanismen genutzt werden. " 

- Wichtiger noch als die direkte finanzielle Unterstüt­
zung ist für viele Entwicklungsländer der freie Zugang 
zu Märkten, Kapital und umweltschonender Techno­
logie. Hinsichtlich des Technologietransfers wurde 
durch die Beschlüsse der CSD die Notwendigkeit ei­
ner engen Kooperation von privater Wirtschaft, Wis­
senschaft und staatlichen Einrichtungen bekräftigt. 
Neue Formen des Technologietransfers sind gefor­
dert, die neben dem reinen Bereitstellen von "Hard­
ware" auch die Vermittlung von Know how sowie 
den Aufbau von personellen und institutionellen 
Kapazitäten zur Technologienutzung umfassen. 

Stehen wir zu unserem Wort in Rio! Die Rio-Deklarati­
on sagt: "Die Staaten sollen zusammenarbeiten, um 
den Ausbau der im Land selbst vorhandenen Kapazi­
täten für eine nachhaltige Entwicklung zu stärken, in­
dem ... Enwicklung, Anpassung, Verbreitung und Wei­
tergabe von Technologien ... gefördert werden. " 

- Im Bereich "Handel und Umwelt" setzte die CSD im 
letzten Jahr ihre Anstrengungen fort, die Zusammen­
arbeit zwischen dem UN-System und denjenigen in­
ternationalen Institutionen zu fördern, die mit ihren 
Entscheidungen Einfluß auf den globalen Handel 
ausüben: z.B. Welthandelsorganisation, Weltbank 
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und internationaler Währungsfonds. Obwohl hier in 
den letzten Jahren Kooperationen möglich wurden, 
die vor Rio so nicht denkbar gewesen wären, darf 
man dies nur als erste, hoffnungsvolle Schritte be­
zeichnen. 

Daher: Stehen wir zu unserem Wort in Rio! Die Rio­
Deklaration sagt: "Die Staaten sollen gemeinsam dar­
an arbeiten, ein stützendes und offenes Weltwirtschafts­
system zu fördern. " Viel ist in Zukunft noch zu tun, da­
mit umweltschonende Regelungen zum Zuge kommen 
und alle, insbesondere die am wenigsten entwickelten 
Länder, von einer Liberalisierung des Welthandels und 
von besseren Terms of Trade profitieren. 

Der CSD ist es gelungen, die internationale Diskussion 
über nachhaltige Produktions- und Konsummuster maß­
geblich zu fördern. Dieses Thema stellt einen Dreh- und 
Angelpunkt für die globale nachhaltige Entwicklung dar 
und deutet wie kaum ein anderes auf die besondere Ver­
antwortung der Staaten des Nordens. Das gilt sowohl 
hinsichtlich der Anwendung modernster Technologie als 
auch hinsichtlich Kreislaufwirtschaft, Produktverant -
wortung und der in vielen Lebensbereichen notwendi­
gen Verhaltensänderung. Besonders ist aber zu begrü­
ßen, daß auf internationaler Ebene die Einsicht wächst, 
daß zur Unterstützung nachhaltiger Entwicklung inno­
vative ökonomische Ansätze - etwa eine COrlEnergie­
steuer - auf Dauer unerläßlich sind. 

Stehen wir auch hier zu unserem Wort in Rio! Die Rio­
Deklaration sagt: "Die nationalen Behörden sollen sich 
bemühen, die Internalisierung von Umweltkosten und 
den Einsatz ökonomischer Instrumente zu fördern, ... 
daß grundsätzlich der Verursacher die Kosten der Ver­
schmutzung trägt. " 

Rio ist kein punktuelles, einmaliges Ereignis, sondern 
markiert einen Wendepunkt und begründet einen Prozeß. 
Dieser Prozeß wird durch viele internationale Ereignis­
se unterstützt, beispielsweise durch den Bevölkerungs-

gipfel 1994 in Kairo, den Sozialgipfel 1995 in Kopen­
hagen oder den bevorstehenden "Städtegipfel" HABI­
TAT 11 1996 in Istanbul. 

Die letztjährigen CSD-Beschlüsse zu "nachhaltiger 
Siedlungsentwicklung" haben die Aufmerksamkeit auf 
das Problem des dramatischen Verstädterungsprozesses 
insbesondere in den Entwicklungsländern gelenkt. Zur 
Jahrtausendwende lebt die Hälfte der Erdbevölkerung in 
Städten. Bis zum Jahr 2025 wird es weltweit fast 100 
Städte mit mehr als 5 Millionen Einwohnern geben. Das 
Überleben der Erde wird also entscheidend davon ab­
hängen, ob das Leben und Wirtschaften der Menschen 
in den Städten dem Grundsatz der Nachhaltigkeit ent­
spricht. "Nachhaltige Stadtentwicklung" ist eine Stadt­
entwicklung, die auf solider wirtschaftlicher und sozia­
ler Basis eine gesunde Lebensumwelt bietet und zum 
Schutz der natürlichen Ressourcen, d.h. unseres "natür­
lichen Kapitals", beiträgt. Die bevorstehende UN-Kon­
ferenz für menschliche Siedlungen - HABITAT 11 - in 
Istanbul wird nun dazu beitragen müssen, das Ziel nach­
haltiger Stadtentwicklung in konkrete politische Schrit­
te umzusetzen. 

V. NACHHALTIGE ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND: 

DAS BEISPIEL RAUMENTWICKLUNG 

Bei all diesen internationalen Aktivitäten darf jedoch 
nicht vergessen werden: Der größte Teil der Aufgabe bei 
der Umsetzung der Rio-Beschlüsse muß "zu Hause" er­
ledigt wird. Hier sind die einzelnen Staaten, aber auch 
die einzelnen Städte und Gemeinden gefordert. Deutsch­
land ist, um ehrlich zu sein, noch weit von Ziel der nach­
haltigen Entwicklung entfernt. Aber die Voraussetzun­
gen hierzu sind im internationalen Vergleich gut. Wenn 
nicht bei uns, wo dann sonst? 

Nachhaltige Entwicklung gehört auch in das "Pflichten­
heft" des Bau- und Raumordnungsministers. Da ist na-
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türlich zunächst der große Bereich des "umweltgerech­
ten Bauens". Der Wohnungs- und Gewerbebau muß 
eine Reihe von Grundsätzen beachten: 

Energieeinsparung durch Wärmeschutz, rationelle 
Energieverwendung, schadstoffarme Energieerzeu­
gung, Nutzung regenerativer Energien und Abwär­
menutzung, 

- Wassereinsparung durch Verwendung wassersparen­
der Sanit~echnik, Regenwassernutzung, Regen­
wasserversIckerung und Brauchwasseraufbereitung, 

- Abfallvermeidung durch geeignete Bauweise und 
Auswahl umweltgerechter, recyc1ingfähiger Baustof­
fe, 

Einbindung in die vorhandene Naturlandschaft und 
Ausnutz.ung der Grünpotential~ durch geringe Bo­
denverslegelung und Minimierung der Erschlie-
ßungsfläche. ~ 

I·, 

Investitionskosten für umweltgerechtes Bauen sind in 
der Regel höher als bei herkömmlicher Bauweise. Aber 
in vielen Fällen sieht die Rechriung bereits anders aus 
wenn ma~ die höheren Investitionskostengegen gerin~ 
gere Betnebskosten aufrechnet. Bei "ökologisch ehrli­
chen Preisen" werden sich diese Relationen noch weiter 
verschieben, so daß sich N achhaltigkeit dann auch für 
jeden Bauherrn "lohnt". 

Umweltschutz am einzelnen Gebäude ist ein wichtiger 
Ausgang~pu~kt, aber nicht genug. Das Prinzip der 
N a~hhaltIgkeIt muß für die gesamte räumliche Organi­
satIOn unseres Lebens und Wirtschaftens gelten. 

Beispielsweise gelten die genannten Schieflagen in den 
Austauschverhältnissen nicht nur in weltwirtschaftli­
chen, sondern auch im volks- und regionalwirtschaftli­
chen Maßstab. Viele Leistungen des ländlichen Raumes 

werden heute nicht mit den Preisen entgolten, die ihnen 
angesichts ihrer ökologischen Bedeutung zukämen. Da­
her können sich die Verdichtungsräume wie Parasiten 
"auf Kosten" des ländlichen Raumes entwickeln - ein 
Zustand, der nicht dauerhaft sein kann. 

Eine noch größere Herausforderung für das Ziel nach­
,haIti ger Raumentwicklung ist die Entwicklung innerhalb 
d~r S~ädte ?z,:. Stadtregionen. Diese werden augen­
~hcklI~h lllit emer Reihe von Entwicklungen konfron­
tIert, dIe dem ehrgeizigen Ziel entgegenlaufen: 

Die internationale Zuwanderung (zunehmend auch 
von "Armuts flüchtlingen") verstärkt den ohnehin 
vorhandenen Wohnungsmangel der ansässigen Be­
völkerung. Die "neue Wohnungsnot" verursacht in 
einzelnen Stadtquartieren soziale Segregation und er­
hebliche soziale Konflikte. 

- Das Bevölkerungswachstum erhöht den absoluten 
Wohnraumbedarf; der Wohlstand breiter Bevölke­
rungsschichten und die veränderten Haushaltsstruk­
turen erhöhen die Ansprüche an Pro-Kopf-Wohnflä­
che; der sektorale und räumliche Strukturwandel der 
Wirtschaft sowie der internationale Wettbewerbs­
druck ergeben neue Standortanforderungen. All die­
se Entwicklungen führen zu einem erheblichen 
Wachstumsdruck in den Städten. Steigende Flächen­
nachfrage bei nicht entsprechender Angebotssteige­
rung hat vor allem in den Kernbereichen der wach­
se?den Verdichtungsräume Preissprünge ausgelöst. 
DIes verbaut breiten Bevölkerungsschichten den Zu­
gang zum Bodenmarkt oder führt zu Ausweichreak­
tionen und Ansiedlung von Wohnen und Gewerbe in 
solchen Teilen der Region, die eigentlich von einer 
Besiedlung freigehalten werden müßten, 

- Die "falsche" Standortwahl innerhalb der Verdich­
tungsräume trägt zum steigenden Verkehrsaufwand 
b~i. Verkehrswachstum ist mittlerweile hauptsächlich 
em Wachstum der Entfernungen: die räumlichen Di-
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stanzen zwischen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und 
Freizeit werden immer größer. 

Dies alles bringt zusätzliche Umweltprobleme und zu­
sätzlichen Verbrauch der begrenzten natürlichen Res­
sourcen mit sich. Denn beispielsweise beeinflußt die 
räumliche Ausstattung der näheren Umgebung nach wie 
vor das tägliche Verkehrs verhalten ganz erheblich: 

Für 1000 Aktivitäten legt der Bewohner einer der 
Kernbezirke Berlins mit einem motorisierten Ver­
kehrsmittel 6.500 km, der Bewohner der gut ausge­
bauten Randsiedlung Spandau bereits 12.310 km 
und der Bewohner einer "Schlafstadt" ohne Ausstat­
tung an der Stadtkante Hamburgs schließlich 18.280 
km zurück. 

Diese Unterschiede des Verkehrs aufwandes in Ab­
hängigkeit von der Raumstruktur setzen sich im in­
ternationalen Maßstab fort: In Ballungsräumen des 
amerikanischen Westens, die durch extreme Sied­
lungsdispersion gekennzeichnet sind, ist der Pro­
Kopf-Kraftstoffverbrauch etwa drei- bis viennal so 
hoch wie in europäischen Stadtregionen. 

In unseren Ballungsräumen sind - vor allem an den 
Rändern - Fehlentwicklungen abgelaufen, die eine Kor­
rektur dringend erforderlich machen. Unterlassen wir 
eine solche Korrektur, droht langfristig eine "Amerika­
nisierung der Raumstruktur" mit noch mehr Flächenver­
brauch und noch mehr Verkehr. In welche Richtung eine 
solche Raumentwicklung ablaufen kann, zeigen einige 
alannierende Trends in den fünf neuen Ländern. 

Was ist angesichts des Wachstums drucks und angesichts 
der Notwendigkeit einer nachhaltigen Entwicklung zu 
tun? Dazu einige Leitgedanken: 

- Stadterneuerung und Innenentwicklung sind drin­
gend erforderlich, aber sie allein reichen nicht aus. 
Notwendig ist eine Urbanisierung des Umlandes, 

eine "dezentrale Konzentration", d.h. eine Stärkung 
mittel städtischer Zentren und größere Stadterweite­
rungen in den Orten mit besonderer Verkehrsgunst. 
Dagegen muß ein ein bloßes "Aufblähen" und "An­
stückeln" der gegebenen Siedlungs struktur, wie es in 
den letzten 20 Jahren praktiziert wurde, verhindert 
werden, weil es zu einer dispersen Bebauung mit ho­
hem Flächenverbrauch und hoher Abhängigkeit vom 
Individualverkehr führt. 

Städtebauliche Verdichtung ist notwendig für effizi­
ente Versorgungsstrukturen, z.B. für ein leistungsfä­
higes öffentliches Verkehrsnetz. Nur dort, wo Dichte 
realisiert wird, ist komplementär der notwendige 
Freiraumschutz gewährleistet. Dichte heißt auch: 
Vorrang für die Wiedernutzung bereits "gebrauch­
ter" Flächen, statt Neunutzung von Flächen als "mo-
derne Form des Nomadismus". ' 

- Nutzungsmischung ist erforderlich. Wohnen und Ar­
beiten, Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen müs­
sen wieder näher zusammenrücken, damit Lebens­
qualität und Wirtschaftsfähigkeit in der Stadt nicht 
im Autoverkehr ersticken. "Wohnen im Grünen" 
"Gewerbeparks", "Einkaufszentren" und "Freizeit~ 
paradiese" stellen zwar Verlockungen dar, bedeuten 
aber in letzter Konsequenz das Ende der Stadt. Mi­
schung heißt auch: soziale Mischung und Ausgleich 
von Interessen. Die Stadt muß eine Stadt aller Be­
wohner bleiben - eine Stadt mit breiter Partizipation 
und Verantwortung anstelle einer "Stadt anonymer 
Investoren". 
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Die Entwicklung der Stadt ist ein offener, dynami­
scher Prozeß, der niemals abgeschlossen ist. Die 
Stadt muß ihr historisches Wesensmerkmal behalten, 
sich geänderten gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und technologischen Rahmenbedingungen flexibel 
anzupassen. Gemischte, kleinteilig gegliederte und 
komplex vernetzte Strukturen sind hierzu viel besser 
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geeignet als monofunktionale Großstrukturen, die ei­
nem Anpassungsdruck eher wie behäbige Dinosau­
rier gegenüberstehen. 

- Städtische Dynamik endet längst nicht mehr an der 
administrativen Orts grenze. Stadtentwicklung ist da­
her immer auch Stadt-Umland-Entwicklung. Die 
drohende Dualisierung zwischen Kernstadt und Um­
land muß verhindert werden. Die Kernstadt darf 
nicht "Mieter- und Ausländerstadt" werden, der die 
Ressourcen fehlen, die daraus erwachsenden Proble­
me zu lösen. 

Um das Konzept der nachhaltigen Stadtentwicklung 
Realität werden zu lassen, ist die Freisetzung privater 
Initiative dringend erforderlich. Außerdem müssen die 
Veränderungen der gebauten Stadt Hand in Hand gehen 
mit den Veränderungen der Produktions- und Konsum­
struktur, der Technologie, der Verkehrsverhältnisse und 
des Alltagslebens. Hierzu sind aber auch Korrekturen 
im Preisgefüge notwendig. ,_ 

Denn was für die technischen Strukturen gillt, gilt auch 
für unsere Raumstrukturen: Sie sind ein Reflex der Prei­
se von gestern, nichts anderes als die eingefrorenen Fak­
torpreisrelationen der Vergangenheit. Wenn Mobilität 
und die Ansiedlung "auf der grünen Wiese" ökologisch 
(und ökonomisch) stark subventioniert werden, dürfen 
wir uns nicht wundern, wenn wir mit den Nachteilen di­
sperser und verkehrs gerechter Siedlungs strukturen kon­
frontiert werden. Auch bei der räumlichen Organisation 

unseres Lebens und Wirtschaftens müssen die Preise 
Knappheiten vermitteln. Subventionen abbauen heißt: 
das Gesicht der Städte bewahren! 

Was für die Situation in Deutschland insgesamt gilt, gilt 
insbesondere auch für unsere Städte: Sie sind heute noch 
weit davon entfernt, "nachhaltig" zu sein. Aber wir ha­
ben im internationalen Vergleich günstige Voraussetzun­
gen, auf dieses Ziel hinzuwirken. Das betrifft nicht nur 
die vergleichsweise günstige, ausgewogene Raumstruk­
tur, sondern beispielsweise auch das wirtschaftliche und 
technologische Potential sowie das Know-how, eine ent­
sprechende Trendwende einzuleiten. Wenn nicht bei uns, 
wo sonst? 

Mehr Bauland auf der einen sowie Umwelt- und Res­
sourcenschutz auf der anderen Seite sind kein Wider­
spruch, wenn unsere Städte und die einzelnen Gebäude 
als "Bausteine" dieser Städte ganz konsequent nach dem 
Grundsatz der Nachhaltigkeit konzipiert werden. Auch 
stehen hohe Umweltkosten nicht der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands entgegen. Denn 
langfristig macht unsere städtische Qualität, unsere 
Umwelt- und Infrastrukturqmllität eine ganz besondere 
Standortqualität, einen komparativen Standortvorteil 
aus, der durch nichts zu ersetzen ist. 

Die Stadtentwicklung in Deutschland zu einem nachhal­
tigen "Modell" für die Stadtentwicklungen weltweit zu 
machen: das ist die zentrale Herausforderung vor dem 
Hintergrund globaler Verantwortung. 
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Es kann ja nicht in Frage stehen, daß der Expansion der 

Menschheit und_ihrer Konsumansprüche endliche Grenzen 

gezogen sind, die uns allein schon die Begrenztheit der 

Biosphäre vorgibt - Grenzen der Machbarkeit auch für 

das Kulturwesen Mensch, das in wenigen Tausend Jahren 

große Teile der Erde durch eigenes Handeln buchstäblich 

zu einem anthropogenen Artefakt, wenn auch wohl nicht 

in jeder Hinsicht zu einem Kunstwerk gemacht hat. 
- Hubert Markl -


